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Vorwort. 





An politiſcher Literatur iſt im allgemeinen kein Mangel, 
nur ſind die weitaus meiſten politiſchen Bücher unter dem 
Eindruck einer ſchnell vorübergehenden Situation ent— 
ſtanden oder behandeln, wie es ſehr häufig der Fall ilt, 
nur eine aus ihren Gelamtzujammenhängen Iosgelölte 
Einzelftage. Wer ji), bislang dem politiihen Leben fern- 
jtehend, über die Dinge unjeres öffentlichen Lebens unter- 
richten will, der findet nur ſchwer dazu geeignetes Material. 
Hier Abhilfe zu jchaffen, Hat jih) die Bücherſammlung „Die 
Politit des Deutſchen Reiches in Einzeldaritel- 
lungen“ zur Aufgabe geitellt. Zur Mitarbeit an ihr jind 
Herren eingeladen worden, deren Sadjfenntnis auf. den von 
ihnen bearbeiteten Gebieten über jedem Zweifel jteht. Her— 
ausgeber und Berlag glauben daher, überzeugt jein zu 
dürfen, daß ſie dem deutjhen Bürgertum, bejonders aber 
der deutjhen Jugend, die ins politiihe Leben eintreten 
will und joll, in der Bücherſammlung, deren erjter Band 
hiermit der Offentlichfeit übergeben wird, einen zuverläffigen 
Megweiler durch das oft ſchwer überfihtlihe Land der 
Politik darbieten. 

In diefem hier vorliegenden erjten Bändchen Hat der 
Herausgeber der Sammlung unternommen, eine Turze Dar— 
ftellung der Programme und der Tendenzen unjerer Reidhs- 
tagsparteien zu liefern. Die Schwierigkeiten gerade dieſes 
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Ihemas Hat er jih nicht verhehlt. Sie gipfeln vor allem 
darin, daß es für jemanden, der ſelbſt jehr entjchiedene An— 
lihten über politiſche Verhältniſſe hat, faſt unmöglich iſt, 
von dieſen ſeinen als richtig erkannten Überzeugungen zu 
abſtrahieren. Trotzdem iſt der Verfaſſer beſtrebt ge— 
weſen, auch dem Gegner gegenüber die größte Objektivität 
zu bewahren. Nur die Vertreter ganz extremer Richtungen, 
deren Tendenzen die Axt an die Wurzel der Lebensinter— 
eſſen unſeres Vaterlandes legen, ſind einer ſchärferen, aber 
nie perſönlichen Kritik unterzogen worden. Die engeren 
politiſchen Freunde des Verfaſſers werden ihm vielleicht 
vorwerfen, daß er ſeine eigene Anſicht gar zu ſehr in den 
Hintergrund geſtellt hat. Darauf ſei erwidert, daß das 
Buch ja durchaus nicht den Zweck einer Parteipropaganda, 
ſondern den reiner Information verfolgt. — 

Möge nun dies Buch und die ganze Sammlung dazu 
beitragen, daß in unſerem Volke geſundes Verſtändnis für 
das, was unſerem Vaterlande und ihm ſelbſt not tut, trium— 
phiere über kleinliche Intereſſenpolitik und unfruchtbaren 
Hader, unter denen unſer öffentliches Leben ſchon früher 
ſo ſehr gelitten hat und noch heute leidet! 


Berlin, im Dezember 1907. 


Der Herausgeber. 
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Einleitung. 


Wenn man unter Politik die Lehre von den Mitteln 
verjteht, die die Erreihung der Staatszwede ermöglichen 
\ollen, und in Betracht zieht, daß jede Perjönlichkeit fait, 
die über den Staat nachdenkt, aus ihrer Veranlagung, 
ihrem Charakter und ganz beſonders aus ihrem Jozialen 
und wirtſchaftlichen Milieu heraus zu ſtark jubjeltiven An— 
lihten über den Staat und ſeinen Zweck zu gelangen pflegt, 
die immer nur teilweije die Anerfennung anderer finden, 
jo wird man es als etwas ganz Natürlihes und Gelbit- 
verjtändlihes betrachten Dürfen, daß zu allen Zeiten gerade 
auf politiſchem Gebiete die größten Meinungsverichieden- 
heiten unter den Menſchen geherrſcht Haben — ſobald ein 
Volk nur jo weit vorgejhritten war, dab ſich Perjonen 
aus jeiner Mitte überhaupt mit Nachdenken über den Staat 
zu bejchäftigen in der Lage waren. &s ilt ja ohne weiteres 
Har, daß die Meinungsverjhiedenheiten über irgendwo an- 
zuwendende Mittel um fo größer jein müljen, je weiter man 
entfernt ijt von einer Einigfeit über die (mit Hilfe dieſer 
Mittel zu erſtrebenden Ziele. 

Naturgemäß ſchließen ſich nun überall die Menſchen 
aneinander an, die mit gleichen Mitteln gleiche oder ähnliche 
Ziele erreichen wollen, und ſo entſtanden von jeher und ent— 
ſtehen noch heute auch die politiſchen Parteien, Es iſt 
daher falſch, weil es unmöglich iſt, wenn von einigen Seiten 
verlangt wird, man ſolle von der Bildung politiſcher Par— 
teien Abſtand nehmen. Ein geſundes Parteiweſen iſt im 
Gegenteil das einzige Mittel, das öffentliche Leben eines 
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Staatsweſens vor zielloſer Zerſplitterung infolge unbe— 
ſchränkter Eigenbrödelei ſeiner Politiker zu ſchützen. Je nach 
der Bedeutung und der Beſchaffenheit der vorliegenden Ta— 
gesfragen werden nun die Parteien untereinander und in 
ihren eigenen Reihen größeren oder geringen Unterſchied in 
der Auffaſſung über dieſe Fragen aufzuweiſen haben, die ſo 
ſtark werden können, daß ſie zu Neubildungen von Parteien 
führen, oder ſo ſchwach, daß der Zuſammenſchluß alter 
ſonſt getrennter Gruppen die Folge iſt. 

Zu allen Zeiten iſt nun den wohlhabenden Klaſſen 
eines Volkes die Staatsorganiſation erſchienen als das 
wirkſamſte Mittel zur Sicherung von Beſitz und Eigentum. 
Die nicht beſitzenden Klaſſen haben mit derſelben Kon— 
ſequenz die Auffaſſung vertreten, daß der Staat die Pflicht 
habe, das natürliche Übergewicht des in der Hand der 
Reihen angehäuften Eigentums und des auf Yamilien- 
beziehungen beruhenden Einflujjes/ zugunjten der breiten 
Volksſchichten tunlihjt auszugleihen. Diejer Gegenjaß it 
es in erſter Linie, der die Parteibildung in allen Staaten, 
in allen Perioden der Geſchichte beherricht. Oft freilich wird 
er in weniger entwidelten Staatsgebilden verwiſcht durch 
perjönliche Streitigkeiten einflußreiher Berjonen oder Ge— 
ſchlechter, durch religiöſſe Momente oder durch Beranlajjungen 
lokaler oder zufälliger Art — immer aber iſt er latent 
vorhanden, um bei irgend einer Gelegenheit wieder hervor— 
zubrechen: der alte Kampf zwiſchen Ariſtokratie und Demo— 
kratie, der eigentlich ein Ringen um das liebe Brot, ein 
struggle for life iſt. Heute ſtehen ſich in der ganzen Welt 
dieſe beiden Kämpferreihen auf dem alten Schlachtfelde 
zwar mit moderneren Waffen, aber mit ebenſo großer oder 
noch größerer Erbitterung gegenüber wie nur je. Der alte 
Ruf: „Panem et circenses“ hat heute einen anderen Klang 
befommen, fein Inhalt ijt derjelbe geblieben und wird 
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es bleiben, bis in der Zukunft die lang geſuchte Formel 
gefunden ſein wird, wonach die Güter der Welt ſich ſo 
verteilen, daß allen Menſchen ein ſie befriedigender Teil 
davon beſchert ſein wird. Bis dahin aber werden die vielen, 
die glauben, daß ſie bei der Verteilung der Güter zu 
wenig erhielten, nicht müde werden, den Krieg zu predigen 
gegen die wenigen, die mehr davon, trugen. Und dieſe 
Menigen werden fortfahren, die Macht, die ihnen wurde, 
zu brauden, um den für jie angenehmen Zuſtand zu Ton- 
jervieren. Dazwiſchen aber werden Männer jtehen, die, von 
den widerjtreitenden Intereſſen nicht direft berührt, einen 
Ausgleich) zwilchen ihnen zu jchaffen juchen, die, vielleicht 
in wohlmeinendem Irrtum befangen, die Wucht des alten 
Gegenjates unterihäßen, die den Staat am liebjten nicht 
zu dem Kampfpla gemadt jähen, wo der Fahrtaujende 
alte Krieg um die Verteilung der Güter der letzten Ent- 
\heidung entgegen geht. 

Es joll im vorjtehenden nit unterfuht werden, in— 
wieweit die materialiltiihe Geſchichtsauffaſſung richtig it, 
die da lehrt, daß alles hiſtoriſche Geſchehen ji) im letten 
Grunde auf „ökonomiſche Phänomene‘ zurüdführen lajfe. 
Es genügt, feltzuitellen, daß die großen Grundzüge faſt aller 
Probleme, die heute das politiſche Leben erfüllen, auf wirt- 
ſchaftlichen Motiven beruhen. Ausnahmen bilden högjtens 
hier und da die fogenannten nationalen Momente, wobei 
freilich jehr jchwer die Grenze zu ziehen ilt zwiſchen den 
wirtihaftlihen nterellen, die, einer Nation gemeinjam, 
dDiefe zu um fo fejterem Zujammenhalten anreizen, und 
dem Zujammengehörigfeitsgefühl, das Raſſe und gleiche 
Sprade erzeugen. Ob aud) das Gebiet der Kichenpolitit 
eine Ausnahme bildet, wird an anderer Stelle ausführlicher 
zu behandeln jein — jedenfalls ilt es feine bedingungslofe, 
und vielleiht nur eine ſcheinbare. Sonſt aber wird jeder 
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Blid in die Zeitgefhihte die Richtigkeit der Behauptung 
vom Überwiegen der wirtihaftlihen Motive im Gang der 
Ereigniſſe bejtätigen. | 

Mir jehen, daß jeder Krieg, dejjen Zujhauer wir 
gewejen ſind, um wirtihaftlide Güter geführt worden 
it — jo das gewaltige Ringen zwiſchen Rußland und 
Sapan, jo der Krieg der Engländer gegen die Boeren, 
jo. unjer eigener Kampf in Südweltafrifa. Aus wirtichaft- 
lichen Gründen bedroht uns die Eiferfuht der jtammper- 
wandten und uns auch Tulturell nahejtehenden Briten mit 
vor Turzem kaum noch verhehlter, erjt neuerdings wieder 
zurüdgedrängter Feindſchaft, wirtſchaftliche Gründe hatten 
auch anläßlich der Marokkofrage den alten Gallierhaß aufs 
neue gegen uns geihürt. 

Wirtſchaftliche Motive beherrſchen aber, wie jie es 
im Wltertum taten, jo aud) heute, die Gliederung des 
Varteiwejens in allen parlamentarijden bzw. fonititutio- 
nellen Staaten. Zwar treten die Gegenſätze zwiſchen Ariſto— 
fratie und Demofratie nit mehr immer jo einfad) und 
unvermittelt auf wie früher. Die Kompliziertheit des mo= 
dernen Lebens hat aud) die wirtſchaftlichen und jozialen In— 
terejjen und jomit das Parteiweſen Tomplizierter gejtaltet. 
Wir jehen jedod) faſt überall eine parlamentariihe Rechte, die 
ih) in der Hauptſache auf den grundbejigenden Adel jtüßt, 
lo in Deutſchland und England die Konjervativen, in Frank— 
reih die Monardiiten ujw. Häufig, aber nicht immer, 
jehen wir dieſe Rechte alliiert mit der Geiltlichfeit, dem 
Klerilalismus, mit dem fie das Gemeinjfame hat, daß die 
Wurzeln ihrer Kraft in der Vergangenheit ruhen, wie ja’ 
überhaupt in der Geſchichte nur höchſt jelten die Geilt- 
lichfeit anerfannter Religionen demokratiſch gewejen iſt. Das 
Gegenteil zu den ariltofratiihen Parteien rechts jind Die 
Urbeiterparteien links. Niht mit Unrecht fühlen jie ſich 
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jelbjt als die Parteien der Zukunft — fo weit aud) die 
Spuren gleihartiger Tendenzen, wie der ihrigen, in die 
Geihichte des graujten Altertums zurüdführen mögen. Die 
Gegenwart ijt für jie noch eine Zeit des Werdens und des 
Kämpfens. Falſche oder wenigitens doch falſch verjtandene 
Theorien erjchweren ihnen nod) die Erlangung maßgebenden 
Einflujjes auf den Staat, der ihnen eines Tages mit 
Naturnotwendigkfeit zufallen muß — allein ſchon ihrer 
Zahl wegen. 

Aber troß des Alters der Volkskämpfe um Gleid)- 
beretigung und um panem et circenses — d. h. modern 
ausgedrüdt: um Mittel zum und Genuß am Leben — haben 
die heutigen Arbeiterparteien mit der Vergangenheit nichts 
weiter zu Schaffen, als daß Jie einen grundjätlichen glühenden 
Hab hegen gegen deren Einrihtungen und Traditionen, 
welher Art jie aud) jein mögen. Zwiſchen den beiden 
Extremen des feudalen Großgrundbejlites auf der einen, 
der Arbeiter auf der andern Geite jteht der bürgerliche 
Riberalismus. Seine wejentlihjten Stüßen hat er in der 
Induſtrie, im Handel und in der Willenihaft — er ift 
die Partei, die dem Fulturellen Zujtande der Gegenwart 
am nächſten jteht. Aber gerade deswegen iſt er in feiner 
heutigen Form vielleiht ſchon überlebt. Die hiltorischen 
Zujammenhänge mit der Vergangenheit ſucht der jebige 
Liberalismus nit gewaltjam zu zertrümmern, jondern den 
Zeitverhältnijjen entſprechend fortzuentwideln. Die Berufs- 
klaſſen, aus denen er ſich refrutiert, ſind nicht jo geſchloſſen 
und weniger breit als die des ländlihen Grundbejiges und 
der indujtriellen Arbeiterihaft. Da ihre nterejfen daher 
weniger einheitlich und ſolidariſch jind als die letzteren, jo 
hat der Liberalismus in den meilten Staaten, bejonders aber 
in Deutſchland, einen Teil der Einigkeit und Schlagfraft 
verloren, die ihn für ji) allein zur Beherrſchung der politi- 
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ſchen Lage in Stand ſetzen könnten. Er iſt daher gezwungen, 
ſich entweder rechts oder links Bundesgenoſſen zu ſuchen, und 
die Meinungsverſchiedenheiten in ſeinen eigenen Reihen dar— 
über, wo dies geſchehen ſoll, führen zu weiteren Spaltungen 
und zu einer oft ſchwankenden Politik der liberalen Parteien, 
die namentlich auf dem Gebiet der Arbeiterfragen ſich ſchon 
bitter gerächt hat. Die Zukunft des Liberalismus in allen 
Kulturſtaaten wird aber davon abhängen, wie es ihm ge— 
lingt, ſich mit den Arbeiterparteien auseinanderzuſetzen. 

Nicht mit Unrecht verwahren ſich übrigens einige Rich— 
tungen des Liberalismus dagegen, unter die wirtſchaftlichen 
Parteien einrangiert zu werden, und es iſt auch nicht zu be— 
ſtreiten, daß es überall liberale Politiker in verhältnismäßig 
großer Anzahl gibt, die glauben, eine Politik treiben zu 
können, die nad) dem Grundſatze „gleiches Recht für alle“, 
allen Staatsbürgern auch wirklich gleichmäßig gerecht wird. 
Sie unterſchätzen dabei jedoch — früher mehr noch als jetzt 
— die unwiderſtehliche Wucht der gewaltſam auseinander— 
treibenden materiellen Intereſſen der verſchiedenen Klaſſen, 
die ſich nicht dadurch beſeitigen laſſen, daß man gleiches Recht 
ſchafft, ſondern nur dadurch, daß die politiſche und faktiſche 
Macht für alle tatſächlich und nicht nur ſchematiſch gleich— 
mäßig verteilt wird. Wir werden an anderer Stelle auf 
dieſe Fragen eingehender zurückzukommen haben, wie über— 
haupt die Grundſätze der einzelnen Parteien in den be— 
treffenden Abſchnitten näher erörtert werden ſollen. 

An dieſer einleitenden Stelle mag das Geſagte ge— 
nügen, um aus den verſchiedenen Klaſſen der deutſchen Ge— 
ſellſchaft mit ihren beſonderen wirtſchaftlichen Intereſſen 
auch die im deutſchen Reichstag vertretenen Parteien ab— 
leiten zu können. Da nun der Verfaſſer vom Standpunkt 
unbefangener Beurteilung aus allen Parteien objektiv ge— 
genübertreten möchte, und der Hauptzweck dieſes Buches 
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ein mehr informatoriſcher als kritiſcher fein joll, jo wird er 
feiner Kritik an manden Erſcheinungen unjeres politiichen 
Lebens Rejerve aufzuerlegen haben, ohne indejjen alles 
billigen zu können, was in diefem Buche behandelt werden 
muß. Die Objeftivität aber, die der Verfaſſer anjtrebt, 
wird um jo leiter zu erreichen: jein, je Tonjequenter der 
Standpunkt feitgehalten werden Tann, wonad) das Partei— 
wejen als ein Ausfluß wirtihaftliher Intereſſen aufzufajjen 
it. In dem Sinne wird man \etwa nad) dem Prinzip: 
tout comprendre c’est tout pardonner am beiten zu ge- 
rehter Würdigung der verjhiedenen Anſichten gelangen 
fönnen. Mie jhon erwähnt, trifft aud) für das Deutſche 
Reich die Gliederung der nterejjengruppen in drei Haupt- 
Hajjen: — Grundbeſitz; Induſtrie, Handel und Wiljen- 
haft; Arbeiter — heute nod im großen und ganzen zu. 


‚Selbjtverjtändlih ſtoßen dieſe Klaſſen nicht unvermittelt 


aufeinander. Mannigfache Fäden wirtihaftliher und per- 
\önlider Art verbinden die Landwirtihaft mit der Indu— 
itrie, die ihrerjeits wieder von Handel und Wiſſenſchaft 
weder geſellſchaftlich noch ökonomiſch zu trennen ift. Zahl- 
reich aber jind aud) die Fäden, die die Arbeiterſchaft mit 


‘der jo hart befämpften „Bourgeoiſie“ verbinden — nament- 


li) auf handelspolitiſchem Gebiet jind die Arbeiterinterefjen 
mit denen des Handels durchaus ſolidariſch und kontraſtieren 
Iharf gegen diejenigen der Landwirtihaft und eines Teils 
der Induſtrie. Demgemäß prallen aud) die Gegenjäße zwi- 
Ihen der äußerſten Rechten des Reichstags und dem ent- 
Ihiedenen Liberalismus nit unvermittelt aufeinander, 
ebenjowenig wie es an Übergängen fehlt zwiſchen dieſem und 
der Partei, die sans phrase die Vertretung der „Arbeiter— 
intereſſen“ auf ihre Yahne gejchrieben hat. 

Man wird im allgemeinen nit fehl gehen, wenn man 
für die deutihen Neiästagsparteien und die Bevölkerungs— 
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klaſſen, in denen ſie ihren Anhang haben, folgendes Schema 
aufſtellt: 


Konſervative — Großgrundbeſitz und Adel. 

Reichspartei — induſtrialiſierter Großgrundbeſitz. 

Wirtſchaftliche Vereinigung — kleinerer und ſtädtiſcher 
Grundbeſitz, Handwerk uſw. 

Nationalliberale — Großinduſtrie, Großhandel, Wiſſen— 
ſchaft. 

Freiſinn — Handel, Wiſſenſchaft, Teile vom Handwerk, 
kleinere Landwirtſchaft, untere und mittlere Beam— 
tenſchaft, Teil der Arbeiter. 

Sozialdemokratie — Arbeiter. 


Mit dieſem Schema iſt natürlich nur das gegeben, was 
man von einem ſolchen billigerweiſe verlangen kann, näm— 
lich eine ſchematiſierte Darſtellung. So gut wie es, neben 
liberalen, konſervative Gelehrte gibt, gibt es natürlich auch 
ſozialdemokratiſche, und daß nicht jeder Arbeiter Sozial— 
demokrat iſt, braucht nicht beſonders erwähnt zu werden. 

Die hier aufgezählten Parteien, von denen einzelne, 
wie z. B. der Freiſinn, wieder in verſchiedene Unterabtei— 
lungen zerfallen, geben ein vollſtändiges Bild der wirtſchaft— 
lihen Intereſſenverſchiedenheiten, joweit Dieje in Der 
Stellung zur Handels- und Gewerbepolitif des Reichs zum 
Ausdrud Tommen: 


Konjervative — Hochſchutzzoll für Tandwirtihaftliche 
Produkte — patriarchaliſche Sozialpolitik. 

Reichspartei — ebenjo, aber auch indultrieller Hoch— 
ſchutzzoll. Wenig Sozialpolitik, wenn aber, dann 
in patriarchaliſchem Sinn. 

Wirtſchaftliche Vereinigung — ebenſo, aber auch beſon— 
vers Schutz für das Handwerk, z. T. eifrige So— 
zialpolitiker. 
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Nationalliberale — geteilte Anſichten: redts Schuß: 
zöllner, links mäßige Yreihändler ; ebenjo in jozial- 
politilher Beziehung divergierend. 

Freiſinn — prinzipielle Yreihändler, in neuerer Zeit 
eifrige Yörderer der Sozialpolitik. 

Spzialdemofratie — Freihändler, Vertretung der Ar— 
beiterinterejjen, Belämpfung der heutigen Geſell— 
\haftsordnung. 

Ganz aus diefem Schema heraus fällt zunädjt das 
Zentrum, die Partei, in der ſich die Katholifen Deutjchlands 
zulammenfinden — 3. T. ohne Rüdjiht auf ihre wirtſchaft— 
lien Intereſſen. Da das Zentrum ji) indejjen in der 
Hauptſache auf ländlihe Wähler jtüßt, ijt jeine Wirtichafts- 
politif bislang ganz folgeridhtig der Fonjervativen ähnlich) 
gewejen, nur haben Rüdlihten auf feine gleichfalls zahl- 
reihen Anhänger in Urbeiterfreijen ihm eine jehr aftive So— 
zialpolitif nahe gelegt. Kerner nehmen eine Sonderitellung 
ein die Parteien, die die völferrechtlihhen Verträge, auf Denen 
das Deutjhe Reich beruht, wenigjtens teilweije nicht aner- 
fennen. Wir bezeichnen jie als regionale Gruppen. Es 
gehören hierzu die Bolen, die Welfen, die Dänen, die 
Eljaß-Lothringer, die heute in mehrere Gruppen zer= 
Iplittert jind und eine Reihe von 3. Zt. im Reichstage nicht 
vertretenen Fraktiönchen. Mit Ausnahme der Elſaß— 
Lothringer beziehen ji) die Protejte der genannten Parteien 
indejien auf Afte der preußiihen Regierung, und haben 
daher mit den Aufgaben des Neidhstags nur wenig zu tun. 

Das große Gebiet der Sozialpolitik, heute unjtreitig 
das wichtigſte der gejamten inneren Politik, it an der Par— 
teibildung jehr wenig beteiligt gewejen, wenn man zunädjt 
von den Grundurjahen abjehen will, die nod) vor Der 
Reihsgründung zur. Entitehung der. Sozialdemofratie 
führten. Mle Barteien, mit Ausnahme ganz engherziger 
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Snterejjengruppen, Jind ji heute darüber einig, da So— 
zialpolitif getrieben werden muß — die Meinungen diver- 
gieren nur über die Art und Weile und das Tempo der 
Durchführung. — Wichtiger als parteibildende Faktoren 
ind in Deutſchland die jogenannten „nationalen Kragen“ 
gewejen — die Angelegenheiten des Heeres, der Marine, der 
Kolonien, weldy’ letztere allerdings eigentlid) eine rein wirt- 
IHaftlihe Angelegenheit jind und auch bejjer als ſolche be- 
handelt würden. Bei diejen nationalen Yragen handelt es 
ih, bei ebenfalls grundjäßlider Übereinjtimmung aller 
großen Parteien, mit alleiniger Ausnahme der offiziellen So— 
zialdemofratie, indejjen faum um Dinge, die das Wohl 
und Wehe des Reichs als jolden, die die Exiſtenz Deutjch- 
lands als Großmadt in Frage jtellen. Man iſt ji darüber 
einig, daß der deutſche Nationalitaat, den wir 1871 — wenn 
aud nit in ganz idealer Ausgeltaltung — endlid) wieder- 
befamen, erhalten und ausgebaut werden joll, daß er aud) 
nad) außen Hin eine impojante Madtitellung einzunehmen 
hat. Die Meinungen gehen auseinander nur in betreff der 
Mittel, mit denen diejes Ziel erreicht werden ſoll. Die einen 
glauben der Yinanzfraft des Reichs im Intereſſe Jeines 
Schutzes größere Opfer auferlegen zu dürfen, als andere 
für angebradt halten, die der Meinung find, daß man mit 
geringerem Aufwand annähernd das Gleiche leilten könnte 
bei zwedmäßigerer Einrihtung des Ganzen. Man wird 
indejjen anzuerfennen haben, dab gerade auf dem Gebiet 
des Landesverteidigungsweiens noch immer dem Deutſchen 
Reihe das geworden ilt, was ihm not tat, wenn aud) die 
Geilter oft ſcharf aufeinander platten. 

Die rein ſtaats- und bejonders verfaſſungsrechtlichen 
Fragen, die um die Mitte des vorigen Jahrhunderts die 
Welt aufs tiefite erregten, und, da fie mit den wirtſchaftlichen 
Bedürfniſſen der einzelnen Volksklaſſen in untrennbarem 
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Zujammenhang jtanden, zur Bildung aud) der heutigen Par— 
teien den direkten Anjtoß gaben, jind für den Reichsſtag aus 
dem Grunde in den Hintergrund gedrängt, weil mit der Ein- 
führung des allgemeinen, gleichen, direften und geheimen 
Wahlrechts für das Neid) der Rechtsboden geſchaffen iſt, 
auf dem ein gejundes politiides Reben erblühen Tann. Nach— 
dem dieſes unantajtbare Grundredt des deutihen Volkes 
ihm einmal zugejtanden ilt, find daneben alle übrigen ftaats- 
rechtlichen Fragen von mehr nebenfägliher Bedeutung, wenn 
auch in Zulunft noch wihtige Probleme jtaatsrechtlicher 
Art im Reichstage zu löſen fein werden — 3. DB. die Neu— 
einteilung der Wahlkreiſe auf Grund der heutigen Bevöl- 
ferungsverhältnijje, die durch die Berfallung vorgejehen 
it u. a. m. 

Ein Gebiet für ji) bildet das NReihsfinanzwejen. 
Hier haben die verjhiedenen Parteien ſeit dem Beſtehen des 
Neihs einen weiten Tummelplatz gehabt zur Geltend- 
machung ihrer jo jehr widerftreitenden Anſichten in wirtſchaft— 
lihen, jtaatsredhtlihen und jozialen Dingen. Es jeien nur 
die Yragen einer engeren oder weiteren Abgrenzung des 
Budgetredts des Neihstags, die Kragen nad) der Dedung 
des Reihsfinanzbedarfs durch Matrilularbeiträge, durch in- 
direfte oder Ddirefte Steuern genannt, um zu zeigen, wie 
außerordentlich vieljeitig gerade dieje Materie ijt, und wie 
gerade hier ſich die beſte Gelegenheit findet, die mannig— 
fachſten Anſichten über unitarifhe oder föderaliftiihe Aus- 
geltaltung des Reichs, über Aufbringung ſeines Geldbedarfs 
dur‘) eine Belajtung des VBerbrauds der großen Maſſen 
oder durch die von Einfommen und Vermögen der bejitenden 
Klafjen, über Erleihterung oder Erſchwerung des Ver— 
fehrs ujw. uſw. aufeinanderplaßen zu lafjen. 

Weniger ſcharf gehen in Deutſchland die Meinungen 
der Parlamentarier über die auswärtige Politik aus= 
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einander. Der Dreibund it ziemlih allen Barteien we- 
nigitens als Yriedensgarantie willlommen gewejen, wenn 
man heute auf jeine Juverläjligfeit auch gerade feine Häufer 
mehr baut. Gewiljen extremen Kreijen des Zentrums war 
übrigens die Freundſchaft mit Italien jtets ein Greuel. Der 
bemerfenswertejte Unterjhied in der außenpolitiihen Auf— 
faljung ijt im übrigen wohl zwilchen der Freundſchaft der 
Rechten für Rußland und dem Ha der Linfen gegenüber 
demjelben Lande zu fonjtatieren, wozu gewiſſe Sympathien 
für England beim Liberalismus und für Yranfreid) bei den 
Spzialdemofraten treten. Alle dieje Erſcheinungen haben 
ihren Grund in der den einzelnen Parteien mehr oder we— 
niger geijtesperwandten Zulturellen, politiſchen oder ſozialen 
Entwidelung in den genannten Staaten. Yu erwähnen it 
bier nod) als Ergänzung zu der Stellung der deutihen Par- 
teien Rußland gegenüber eine lebhafte Sympathie der Lin- 
fen für die jchneidigen und vorwärtsitrebenden Japaner, 
welhes Gefühl allerdings vom kaufmänniſch-praktiſchen 
Standpunkt aus betradjtet nicht ſo ganz angebradt erjcheint. 
Im allgemeinen vertritt die Rechte dem Auslande gegenüber 
die ſchärfere Tonart in handelspolitiiher Beziehung; Der 
Liberalismus dagegen, bejonders aber die nationalliberale 
Partei, in ſolchen Angelegenheiten, wo Rechtsgüter 
im Wuslande lebender Deutjcher verlegt worden jind — 
wieder ganz im Einklang mit den wirtihaftlihen Intereſſen 
der Landwirtihaft und des Handels, von denen erjtere Die 
tunlichſte Ubjperrung der Grenzen gegen den Import aus— 
ländiſcher Agrifulturerzeugnijje, letztere aber die Rechts— 
liherheit des internationalen Berfehrs fordern. Die ge- 
ſamte Linfe ijt ji) überdies einig im Schuß der auf deutſchem 
Boden lebenden politiihen Flüchtlinge aus dem Auslande. 

Wenn man das menjcliche Gefühl für den Schwächeren, 
das in der Gejhichte ohnehin wenig Pla findet, einjtweilen 
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ausjchaltet, jo wird man, rein objektiv von den entſprechenden 
Klafjenitandpunften aus betrachtet, den „Machthunger der 
römiſchen Geiſtlichkeit“, „die wachſende Begehrlichkeit der 
beſitzloſen Klaſſe“, den „Brotwucher der Agrarier“ und 
wie alle die anderen politiſchen Schlagworte lauten mögen, 
mit denen man die großen Probleme unſerer Zeit mehr oder 
weniger geſchmackvoll bezeichnet, auf das zurückführen 
können, was ſie ſind: die Intereſſen, die die betreffenden 
Klaſſen wirklich haben, und deren Vertretung man ihnen 
an ſich nicht verdenken darf. 

Die höhere Frage des Kulturintereſſes, ſo wichtig ſie 
auch ſein mag für die Stellungnahme des einzelnen Menſchen 
von feinerer politiſcher Bildung, und ebenſo das Mitgefühl 
mit dem Armen und Bedrückten, kommen für die praktiſche 
Politik erfahrungsgemäß nicht in Betracht, da die wenigen 
Leute, die ſich von derartigen Erwägungen beſtimmen ließen, 
im politiſchen Kampf noch immer zu hoffnungsloſer Minder— 
heit verurteilt geweſen ſind. Nur die Macht, verliehen von 
der Wucht der realen Tatſachen, gilt in der Politik, wie 
im natürlichen Kampf ums Daſein. Es iſt daher ebenſo 
naiv wie perfide, wenn die verſchiedenen Parteien ſich den 
Mißbrauch dieſer Macht in einzelnen Fällen vorwerfen, da 
alle großen Parteigruppen mehr oder weniger ſchuldig ſind. 
Man darf im Kriege ſich nicht beklagen, wenn der Feind 
mit Kugeln ſchießt, nur ſollen dieſe Kugeln nicht vergiftet ſein. 

Im neuen Deutſchen Reich liegt nun die eigentlich ſehr 
ſonderbare Erſcheinung vor, daß die Parteien in ſeiner ge— 
ſetzgebenden Körperſchaft, dem Reichstag, in ihrer Mehrzahl 
eine ältere Geſchichte haben als dieſer ſelbſt, ſo daß man 
wohl ſagen kann, daß das Parteiweſen im neuen Deutſchen 
Reich ein Produkt oder eine Fortſetzung des ſchon früher 
vorhanden geweſenen Parteiweſens der Partikularſtaaten 
iſt. Das Reich als ſolches iſt ja viel zu jung, um ſelbſt 
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als Wiege der Zujtände gelten zu können, die wir als für 
die Bildung politiiher Parteien maßgebend erfannt haben. 
Auf Grund jener Zuftände hatten ji) vielmehr, wie erwähnt, 
in den deutſchen Einzeljtaaten [yon vor der Reihsgründung 
die meilten der Parteien gebildet, die jpäter im Reichstag 
wirkſam geworden Sind, mit den jehr bemerfenswerten Aus— 
nahmen freilih des Zentrums und der Sozialdemofratie, 
von denen erjteres jih überhaupt erjt nad) der Reichs— 
gründung Tonftituierte, während die Sozialdemofratie zwar 
\hon vorher beitand, aber als Partei bedeutungslos war. 
Den größten Anteil an der Reichsgründung hat der Libe- 
ralismus — bejonders die nationalliberale VBartei darf auf 
diejes Verdienſt ſtolz jein, das ihr aud die politiihen 
Fehler, die jie |päter oft genug begangen hat, nicht ſchmälern 
können. 

Die Bildung politiſcher Parteien überhaupt nun läßt 
ſich in Deutſchland nicht ſehr weit zurückverfolgen. Das 
Fehlen parlamentariſcher Einrichtungen, ſeitdem die deutſchen 
Fürſten in ihrer Nachahmung des Roi Soleil die alten 
Stände beſeitigt Hatten, ließ ein öffentliches Leben gar 
nicht auffommen. Nur in den freien Reichsſtädten bejtand 
ein ſolches, aber es beſchränkte ſich auch dort falt ganz auf 
einen mehr oder weniger rohen Gegenſatz zwiſchen den 
Patriziern, die die Negierungsgewalt ausübten, und der mi- 
sera contribuens plebs, die ſelbſt in dieſen „freien“ Ge— 
meinwejen nicht viel zu jagen hatte. Die Aufflärungszeit 
im 18. Jahrhundert, ganz bejonders aber die franzöjilche 
Revolution und die Fremdherrſchaft Napoleons mußten erjt 
den Boden bereiten, aus dem wieder ein Volk hervor- 
wadhjen Tonnte, das ſich Manns genug fühlte, in jeinen 
eigenen Angelegenheiten ein Wörtchen mitzureden. So tief 
waren die Nachkommen jener freien Germanen gejunfen, 
deren alies Recht jogar ein Gerichtsverfahren gegen den 
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König Tannte, da es erjt der geiltigen Befruchtung durd) 
ein fremdes Volk bedurfte, um ihnen das wieder zu geben, 
was ihnen einjt in hohem Maße eigen gewejen war: das 
Selbſtgefühl des freien Mannes, der den Gejegen gehordt, 
niht aus Furcht vor der Polizei oder der Kirche, Jondern 
weil er die Unterordnung unter die Staatsgewalt als un- 
entbehrlidy anerfennt im Intereſſe des Allgemeinwohls, der 
aus demjelben Grunde der Staatsidee gern und willig 
Opfer bringt, ohne doch bereit zu ſein, im Leiter des 
Staates etwas anderes zu ſehen, als dejjen erjten Be— 
amten. 

Man darf indeljen den abjolutijtiihden Staat des 17. 
und 18. Jahrhunderts immerhin als einen Yortjchritt be- 
tradıten gegenüber dem alten Yeudaljtaat. Der abſolu— 
tiitiihde Staat Hatte wenigitens die theoretiſche Tendenz, 
die in ſeinen hervorragenditen Vertretern, wie Yriedrid) 
dem Großen, auch deutlihen Ausdrud fand, unter Wah- 
rung einer Sonderitellung des Yürjten dem Volke eine ge— 
wilje Gleichheit vorm Gejet zu gewährleijten. Damit jtand 
er in ſcharfem Gegenja zum Feudalſtaat, deſſen Charalte- 
riſtikum gerade die Ungleichheit, die Privilegierung ge— 
wiljer Klajjen gewejen war. Der abjolutijtiide Staat war 
gewillermaßen die Puppe, in der das unter der Yeudal- 
herrihaft herabgefommene Volk jih in ſcheinbarer Er- 
Itarrung zu dem bunten alter entwideln Tonnte, der einit, 
ſtark geworden, die graue Hülle durchbrechen, und am Licht 
der Sonne das beginnen fonnte, was wir unter „öffent— 
lihem Leben“ verjtehen. reili ging das nicht leicht und 
nit jchnell. Zwar Hatten die Tage von Jena und Tillit 
und dann von Leipzig und Waterloo Fürſten und Völkern 
gezeigt, daß Louis XIV. Theorie: „l'éötat c’est moi“, ein 
böjer Irrtum war, die Stimmen der Rouſſeau, Voltaire, 
Mirabeau, Sieyes und der andern großen Sranzojen hatten 
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\hon vorher die Geilter der gebildeten Deutjchen aufge- 
wedt, aber die Schreden der franzöſiſchen Revolution hatten 
doch aud) bejonders bei den Regierungen eine gewaltige 
Furcht vor der Entfefjelung der in den Majjen für gewöhnlid) 
nur latenten und gebundenen Leidenjchaften erzeugt, jo daß 
es lange dauerte, ehe fich die Überzeugung Bahn breden 
fonnte, daß Konjtitutionalismus nod) lange nicht Jakobinis— 
mus zu jein braudt. Selbſt heute hat ſich die Erfenntnis 
noch lange nicht allgemein durchgeſetzt, da aufrichtige Liebe 
zum Vaterlande ſich jehr wohl mit den verjchiedenartigiten 
Anſichten über die zwedmäßigite Ausgeltaltung jeiner Re— 
gierungsform vertragen Tann, aber am wenigjten mit jener 
Gleihgültigfeit gegenüber den öffentliden Dingen, die der 
alte Solon mit dem Berlujt der bürgerlihen Ehrenredte 
betrafen wollte. 

Es jollte indejjen, als Napoleon endgültig verbannt 
und die von ihm den legitimen Tronen drohende Gefahr 
abgewendet war, nod) gar lange dauern, bis die deutſchen 
Regierungen in ihrer Mehrzahl ſich dazu Herbeiließen, ihre 
„Untertanen“ mit den Rechten von Staatsbürgern auszu- 
Itatten. Die im Drange der Not gegebenen VBerjpredhungen 
auf Einführung von Berfallungen wurden ſelbſt von gut- 
willigen Yürjten unter dem Drud der Heiligen Allianz und 
dem Einfluß Metternihicher Staatskunſt gebroden. Was 
ih) aber nit breden ließ, das war der aud) in Deutſch— 
land erwadte Stolz des freigelinnten Bürgers, vor allem 
der deutihen Jugend, und das von Männern wie Fichte, 
Arndt, Jahn, Körner ujw. mädtig wachgerufene National- 
gefühl. 

Es ijt nit die Abjicht, hier näher auf die unwürdigite 
Periode in der deutſchen Geſchichte, |peziell in der Preußens, 
näher einzugehen, auf die Zeit von 1815-—1858, eine 
Periode, in der Ruffen und Öfterreicher die Gefchide Deutſch— 


LEBSIN Wr RO RR 


lands lenften, in der viele der beiten Geilter Deutſchlands 
Hinter Feſtungsmauern ſchmachten oder ins Ausland flüchten 
mußten. Es mag genügen, darauf Hinzuweijen, daß erit 
1847 in Preußen in Form des ‚vereinigten Yandtags“ ein 
Parlament zujammentreten Tonnte, daß aber in beiden 
Medlenburgs die Einrihtung einer Verfaſſung, die dieſen 
Namen wirfli) verdient, bis jet noch nicht erreicht iſt. 
Kann daher in der 1, Hälfte des 19. Jahrhunderts von 
parlamentariidem Parteiweſen nur in denjenigen deutjchen 
Staaten geredet werden, die tatjählidh ein Parlament hatten 
— aljo namentlid in Süddeutihland — jo war aber doch 
ein politiihes Leben jeit 1815 erwadt, das, weil ihm 
das Gicherheitsventil der parlamentariihen Redefreiheit 
fehlte, jih in den Jahren 1830/31 und 1848/49 in den 
befannten revolutionären Bewegungen Luft madte, die 
jedenfalls jo viel erreihten, dab den Machthabern Kar 
wurde, daß eine neue Zeit angebrodhen war, daß der alte 
Volizeiltaat endgültig abgewirtijhaftet hatte, und daß ein 
Feſthalten an den alten Prinzipien zum Ruin der Staaten 
führen müßte. Freilich jegen ſich ſolche Erfenntnijje im 
Lauf der Geſchichte nicht in Furzer Zeit in die Praxis um, 
und aud) Heute iſt noch lange nicht alles von dem erreicht, 
was die Theorie ſchon vor über 100 Sahren als das 
Minimum der Bollstegte anerfannt hat. 

Es laſſen ji nun vor allem zwei Strömungen ver- 
folgen, die jeit 1815 das deutſche Volksleben beherrſcht 
haben und auch heute nod) nachwirken. Sie lajjen jid) 
furz und treffend bezeichnen mit den ſchönen Worten: Einig- 
feit und Freiheit. Beide Forderungen waren joldhe der 
politiihen Dppojition — die erjte ebenjo, die in irgend- 
einer Yorm die MWiederheritellung des deutjhen National- 
ltaates zum Ziel hatte, wie die andere, die ſowohl in den 
Einzelltaaten als in dem neu zu errihtenden Reiche vor 

Grotewold, Die Parteien des Deutſchen Reichstages. 2 


allem freiheitlihe Verfaſſungseinrichtungen anitrebte. Se 
nachdem mehr die Einheit oder die Kreiheit in den Vorder— 
grund gerüdt wurde, gliederten ſich dieſe Beitrebungen in 
verjhiedene Zweige, aus denen jpäter die verjchiedenen 
liberalen Parteien hervorgegangen ind. Ihnen erwudhs 
\hon früh ein Bundesgenojje, der bald zum Konkurrenten 
und jpäter zum furdtbarjten Feinde werden Jollte, im Ar— 
beiterjtande, dejjen Führer zwar aud) die nationale Ein— 
heit und die verfallungsmäßige Zreiheit erjtrebten, daneben 
aber mit Recht aud die wirtihaftlide Hebung des vierten 
Standes forderten. Hier trafen jedoch die Intereſſen der 
bisherigen Bundesgenojjen feindlih aufeinander. Der 
deutſche Liberalismus früherer Jahrzehnte hat die Wucht 
der Arbeiterbewegung entweder unterſchätzt oder, wo er 
lie erfannte, häufig genug als zu weitgehend befämpft. 
Dadurch hat er die Arbeiter den Sozialilten in die Arme 
getrieben, und wenn wir heute in Deutſchland eine ſozial— 
demofratiihe Partei mit über 3 Millionen Wahljtimmen 
haben, jo mag ſich die Schuld daran der Liberalismus 
der ſechziger Jahre zujchieben, der jich viel zu wenig Mühe 
gegeben hat, die Yührung in der Arbeiterbewegung an id) 
zu reißen. Die Beitrebungen der Schulge-Deligih, Hirſch— 
Dunder u.a. m. verdienen gewiß Anerfennung, aber die 
Erfolge haben gezeigt, DaB ſie ungenügend waren oder 
ungenügend unterjtüßt wurden. Bon Anfang an jtanden 
dem Liberalismus auf der andern Geite die Gewalten 
gegenüber, zu deren Befämpfung feine Anhänger ſich ur— 
ſprünglich erhoben hatten. Dieje Gewalten waren nun zu— 
nädjt viel weniger die Vertreter des alten „aufgeklärten“ 
Polizeiltaates, als die unter dem Einfluß der wieder- 
erwadhten Romantif mit oder ohne klares Bewuktjein auf 
die Miederheritellung des mittelalterliden Yeudalzujtandes 
hinjteuernden Kreije, die mit der Thronbelteigung Friedrid) 
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Milhelms IV. in Breußen den mahgebenden Einfluß ge- 
warnen und ihn erit unter dem jehr wenig zu Schwärmereien 
geneigten Bismard wieder verloren. Mit dem näheren 
Eingehen auf dieſe Berhältnijje betreten wir indejjen den 
Boden der jpeziellen Barteiharafterijtif, der wir uns nun 
mehr zuwenden, indem wir, im Anſchluß an das Borjtehende, 
beginnen mit den VBarteien der Redten. 
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I. Kapitel. 


Die Parteien der Rechten. 


Die Parteien, die heute die rechte Seite des Reichs— 
tags ausfüllen, unterſcheiden jih zum Teil ganz erheblid) 
von dem, was die Konjervativen der vormärzlidhen Zeit 
waren, auf deren Schultern heute die eigentliche Tonjer- 
vative Partei zwar dem Namen nah fteht. Sie 
hat aber wohl nur auf ihrem äußerjten rechten Ylügel nod) 
Männer unter ji), die bereit wären, die Konjequenzen einer 
Politik, wie fie zu vormärzliher Zeit üblich war, zu ziehen. 
Das Wort „konſervativ“ jtammt befanntlid) vom lateinijchen 
„conservare“, erhalten, und bedeutet demnach eine Partei, 
die die Erhaltung des Beitehenden auf ihre Yahne jchreibt. 
Damit jtüßte ji) die Tonjervative Partei urjprünglid auf 
den Sat der Hegeliden Philojophie, wonach das Ber- 
nünftige wirflih, und das Wirkliche vernünftig it — ein 
Sat, an deſſen Wahrheit heute fein Sonjervativer mehr 
glaubt, denn grundjäglic Ichließt der heutige Konjervatis- 
mus eine Yortentwidlung des Staatslebens nit mehr aus, 
nur ſucht er dieſe Yortentwidlung im wirtſchaftlichen und 
Iozialen Intereſſe der von ihm in der Hauptjache ver- 
tretenen Bevölkerungsklaſſen zu beeinflufjfen. Dadurd) kommt 
es nun freilich) innerhalb der im weiteren Sinne konſer— 
vativen Kreiſe zu Spaltungen, die zwar nur zum Teil allein 
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auf Diele wirtſchaftlichen und jozialen Gegenjäße, leils aber 
aud auf verjhiedene Stellungnahmen zu Kulturfragen zu- 
rüdzuführen jind. Heute haben wir im Reichstage Drei 
Hauptgruppen (Fraktionen) der Rechten zu untericheiden: 
Die eigentlihen Konjervativen, die Deutſche Reichs— 
partei, und die Wirtjhaftlide Bereinigung. Dazu 
treten noch einige Abgeordnete, die jih zur „Deutſchen 
Reformpartei“ zählen, und in mander Beziehung von 
den Drei anderen Gruppen abweichen. 

Die fonjervative Staatsidee gipfelt in der Auf- 
faljung, daß dem legitimen Fürjten, der an der Spibe 
eines Gtaates jteht, dieſes Amt zuteil geworden ilt von 
„Gottes Gnaden“, da es Daher eine Sünde — im religiöjen 
Sinne — jein würde, ihm die mit diefem Amt verbun- 
denen Vorrechte, wie jie von alters her überliefert jind, zu 
jchmälern, oder gar ihn von dieſem Amt zu entfernen. Wie 
aber der Yürjt, jo haben aud) die einzelnen Stände ihre 
Stellung von Gottes Gnade empfangen. Der in niederem 
Stande geborene Menſch hat demnad) die ihm von Gott 
auferlegte Pflicht, die Mühjal jeines Lebens geduldig zu 
tragen, joweit er ſie nicht durch fleißige Arbeit mildern 
fann. Der in höherem Stande Geborene hat dagegen das 
Recht, die Vorteile feiner Geburt als einer göttlihen Gnade 
zu genießen, wobei ihm freilich die Pflicht bleibt, auf dem 
Wege der Mildtätigfleit auch den weniger Begünjtigten zu 
helfen. Dieje Auffajjung fommt bejonders deutlich in Der 
Stellung der Konjervativen zur Sozialpolitik zum Aus- 
drud, der ein Teil von ihnen aus religiöjen Gründen von 
Anfang an ſympathiſch gegenüberjtand. Ihrer ganzen Auf- 
faljung nad) jind die Konjervativen viel geneigter, Dem 
Arbeiter durch Wohlfahrtseinrichtungen erheblihe DBer- 
günjtigungen zuzuwenden, als ihm durdy Gewährung von 
Koalitionsrechten die Mittel an die Hand zu geben, jeine 


Lage auf dem Wege des wirtihaftlihen Kampfes jelbit 
zu verbejjern. Da die Welt für die fonjervative Auffaſſung 
eine von Gott gegebene Ordnung beſitzt, jo erjcheinen ihr 
logiſcherweiſe auch die alten patriarhaliihen und feudalen 
Zultände als die idealiten, weil urjprünglih von Gott 
eingeführten bzw. Hiltorijd gewordenen. Dies kommt näm- 
li) injofern ungefähr auf eins heraus, als die Tonjervative 
Geſchichtsauffaſſung im Gegenjaß zur materialiltiihen im 
Gang der Geſchichte das Walten Gottes erfennt — d. h. 
jo weit es ihr paßt. Die Beziehungen zwilchen Religion 
und Staat |pielen, wie man jieht, bei den Stonjervativen 
überhaupt eine jehr große Rolle, ganz bejonders bei denen, 
die es mit ihrer Tonjervativen Weltanſchauung wirklich, 
aud) vor ihrem Gemwiljen, ernjt nehmen, und nicht nur aus 
dem Grunde ſich zur Tonjervativen Partei befennen, weil dieſe 
die Intereſſen des Yeudaladels vertritt, dem ſie durch ihre 
Geburt nun einmal angehören. Auf Tirdlidem Gebiet 
dedt ji) die fonjervative Weltanihauung ziemlicd) mit der 
des orthodoxen Protejtantismus, und viele orthodoxe Paſto— 
ren unterjtügen aus diejem Grunde aud die Tonjervative 
Partei, obwohl ji in den Aufzeichnungen der Bibel über 
die Perſönlichkeit Jeſu Chriſti und über jein Auftreten 
nichts finden läßt, was die Anſicht rechtfertigt, DaB das 
Chriſtentum einen Tonjervativen Charafter habe. 

Die kirchliche Richtung innerhalb der Tonjervativen 
Parteien it übrigens nit allzu zahlreid. Sie hat als 
publiziltiihes Organ bejonders den „Reichsboten“. 

Da die fonjervative Staatsidee annimmt, daß der 
Fürſt von „Gottes Gnaden“ auf jeinem Throne jigt (wo- 
bei es nichts ſchadet, wenn jeine Vorfahren ſich dieſen durch 
einen Tühnen Streich auf Teineswegs legitime Weiſe er- 
rungen haben), jo liegt weitgehendes Bertrauen zu Den 
Negentenfähigfeiten und zum guten Willen des Regierenden 
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ihr recht nahe, das ih auh auf Minijter und Staatsbeamte 
eritredt, bis herab zum Gendarmen und Poliziften, immer 
porausgejett, daß dieje gleihfalls Tonjervativ jind. Ein 
im übrigen liberaler Yürjt würde ſich auf jeine Legitimität 
und ſein Gottesgnadentum nur gegenüber einem redt 
Heinen Teil der Konjervativen mit Erfolg berufen. Auch 
Minilter, die nicht zuverläjlig Tonjervativ waren, wie etwa 
der Reichskanzler Graf v. Caprivi, haben von einem Ver— 
trauen, wie dem oben erwähnten, nichts zu verjpüren be— 
fommen. Als Oppojitionspartei haben die Konjervativen 
in Deutjhland ſich zwar nur jelten, dann aber als jehr 
rückſichtsloſe Gegner betätigt. 

Damit berühren wir eine zweite Geite in der Natur 
des Konjervatismus. Will dieſer einerjeits das Bejtehende 
im Staate erhalten, bleibt er allen Neuerungen gegenüber 
grundſätzlich Fühl, wenn nicht prinzipiell ablehnend, jo haben 
jeine extremjten Anhänger auf der anderen Geite 
die Tendenz, das ſchon Beitehende rüdwärts zu repidieren. 
Der Ultrafonjervatismus wird dadurch zur Reaktion, ver- 
läßt aber aud) den Boden des eigentlich Tonjervativen Prin- 
zips, indem er zugibt, daß nicht alles Beſtehende vernünftig 
it. Er erfennt damit die Diskuſſion des Beltehenden als 
prinzipiell zuläſſig an. Das leßtere ilt übrigens der Stand- 
punft der Mehrheit der heutigen Konjervativen im engeren 
Sinne Sie denfen faktiſch gar nit mehr daran, das Le- 
gitimitätsprinzip bis zur Rechtfertigung des Yeudalwejens 
anzujpannen, jie treten neben die anderen Parteien als 
gleihberedhtigt in die parlamentarilde Arena und erweilen 
ji im Kampf um die politiihde Madt oft genug als ge= 
Tährlihe, ja als überlegene Gegner, die mit bis zur Des 
magogie gehender Energie die Volksmaſſen zu mobilijieren 
willen und jih, wie erwähnt, feineswegs ſcheuen, aud) in 
Oppoſition gegen die Regierung zu gehen (man denke 3. 2. 
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an die Ereignilje im preußilhen Abgeordnetenhaus bei: den 
Debatten über den Mittellandlanal). Selbit die gefähr- 
lichſte Waffe der modernen Politik, die Preſſe, wifjen die 
ionjervativen PBarteiführer mit Geidid zu verwenden — 
alles Beweije dafür, daß ſie jehr wohl verjtanden Haben, 
ihre Bolitit den veränderten Zeitläufen anzupaſſen. So— 
gar Bismard hat zur Zeit des Kulturlampfs eine kon— 
jervative Oppofition Tennen gelernt (Ara-Artikel der Kreuz- 
zeitung). 

Die geiltigen Grundlagen der Tonjervativen Welt- 
anihauung jind an ſich Har und einfad, und daher jehr 
einleuchtend für alle, deren Intereſſen durch die Erhaltung 
des Beitehenden oder die Wiederheritellung des früher Ge- 
wejenen am beiten gewahrt werden. Dazu gehört vor allem 
die Landwirtichaft. Sie in erjter Linie hat ein gewaltiges 
Snterejje an der Erhaltung jtarrer Eigentumsbegriffe im 
bürgerliden NReht — aber feinen bejonderen Grund, für 
die Kortentwidelung und Bereinheitlihung des geltenden 
Rechts einzutreten. Dies tritt jehr klar zutage in der 
Entwidelung des deutſchen Privatredts im 19. Jahrhun— 
dert. Schon 1849 wurde eine allgemeine deutſche Wechjel- 
ordnung geihaffen — der Handel hatte hieran das aller- 
größte nterejje, dem Landwirt Tonnte Dies Gejeß, das 
für damalige Zeit eine große Errungenihaft war, ziemlid) 
gleihgültig bleiben. 1861 folgte ein allgemeines deutliches 
Handelsgejegbuh. Dagegen hatte nod) die Berfaljung des 
neuen deutihen Reiches den weiter geplanten Ausbau des 
Privatredts zur Eirheitlichleit auf das Obligationenrecht 
— aljo wieder das Nedtsgebiet, an dem überwiegend der 
Handel interejjiert it, — beſchränkt. Die Entwidlung it 
dann allerdings mit Riejenjhritten darüber hinausgegangen, 
aber Borbehalte über Vorbehalte Ichränfen die Gültig- 
feit des bürgerlihen Geſetzbuchs für agrariſche Rechtsver— 
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hältniſſe auch Heute noch ganz erheblich zuguniten der Par— 
tifularredhte ein. Erinnerlid it auch, daß die Konjervati- 
ven dem Zuſtandekommen des bürgerliden Geſetzbuchs, 
dejjen Einführung doch ohne Zweifel einer der größten 
gejeggeberiihen Taten in der ganzen Ddeutihen Geſchichte 
it, nur reht Tau gegenüberjtanden, und wegen einer ganz 
unbedeutenden Meinungsverjchiedenheit (Hajenparagraph) 
das ganze Gejetbud) abgelehnt hätten, wenn man ihnen 
niht entgegengefommen wäre Es lag ihnen eben nidjt 
viel daran, und das ilt aus der fonjervativen Auffafjung 
heraus aud) ganz verjtändlid. Ihren Leuten genügte das 
alte Recht. Wollten jene andern ein neues haben, ſo mochten 
lie es machen, aber man jollte Jie, die Konjervativen, in dem 
dur das alte Recht geſchützten Beſitzſtande ungejchoren 
lajjen. — Die Konjervativen find im Deutjchen Reich mit 
der Zeit daran gewöhnt worden, daß ihre zuverläjligite 
Stütze doch immer nur die Landwirtihaft ilt, weil ihre ge- 
ſamte Weltanihauung zu den Lebensbedingungen Teines 
anderen Standes derartig paßt. Das hat zur Yolge ge- 
habt, daß die Vertretung der rein landwirtſchaftlichen Wirt- 
Ihaftsinterejjen ji) bei ihnen allmählich zu immer größerer 
Schärfe Herausbilden mußte. Dieje Entwidelung wurde 
früher gehemmt durd) gouvernementale Rüdjihten, Die um 
jo wirfungsvoller waren, als zahlreihe perjönlide Be=. 
ziehungen zwilhen den Negierungsmännern und den Ton- 
jervativen Kreilen in Preußen und im Reihe fait jtets 
vorhanden gewejen jind. Ihre weſentlichſte Förderung er- 
hielt jene Tendenz, die übrigens alle Barteien der Rechten, 
bis weit in die Neihen der Nationalliberalen und des Zen— 
trums hinein, gleihmäßig jtarf ergriff, durch die Tätigkeit 
des „Bundes der Landwirte‘, der ein bejonderer Abſchnitt 
diejes Kapitels gewidmet fein wird. Der endgültige Sieg 
des „Bundes der Landwirte‘ innerhalb der Tonjervativ 
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denfenden Schichten, bildet den vorläufigen Abſchluß jenes 
Prozeſſes, durch den die Konjervativen jih von der ur- 
ſprünglich jeudalen, gouvernementalen und ultramonardji- 
ſtiſchen Richtung zu einer modernen Wirtichaftspartei durd)- 
gemaujert haben. Die eigentliden Konjervativen als jolde 
ind urſprünglich gar nicht die ſchärfſten Vertreter der reinen 
Agrarpolitit gewejen, die jede Gejetvorlage nur aus dem 
Geſichtspunkt betrachtet, ob die Landwirtihaft davon Vor— 
teil hat, und jie ablehnt, jelbjt dann, wenn die Landwirt- 
haft davon nur in zweiter Linie begünjtigt wird. Erſt 
die Angriffe der Agrarier gegen die „Pflaumenweichen“ 
haben die fonjervative Partei zu der angedeuteten Stellung- 
nahme gedrängt. Am Trajjeiten hat ſich dies gezeigt bei 
den nad) jeder Richtung Hin typiſchen Beratungen des preu- 
Bilden Abgeordnetenhaujes über den Mittellandfanal, der 
doch gewiß auch den landwirtſchaftlichen Intereſſen gewal- 
tige Vorteile zu bieten geeignet iſt. 

Die einſeitig agrariſche Wirtſchaftspolitik der Rechten 
des Reichstags iſt nun vorläufig, ſeit ihr im Dezember 1902 
die Durchſetzung des neuen Zolltarifs gelang und ſeit es 
ihr ferner glüdte, Handelsverträge auf der Balis jo hoher 
Schutzzölle abzuschließen, wie ihre kühnſten Apojtel nicht 
für denkbar hielten, als im Jahre 1879 das agrariſche 
Schutzzollſyſtem den bis dahin gerade aud) von den Kon- 
lervativen verteidigten Yreihandel ablöjte, die für das 
Deutihe Reich makgebende.. Aus eigener Kraft Tonnte 
lie jih aber nicht durchſetzen, jondern ſie bedurfte des Bei- 
Itandes der Induſtrie. Dieſe war ſchon früher jhuß- 
zöllneriih gewejen unter dem Einfluß des Nationalöfono- 
men Friedrich Lilt, allein die Gejegebung zu Anfang der 
70er Jahre hatte die mäßigen Zollſchranken des alten „Zoll— 
vereins“ bejeitigt — unter dem Beiltande der Vertreter 
der Landwirtihaft. Deutjchland Hatte damals den Über- 
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gang von einem vorwiegend Getreide exportierenden in ein 
Getreide importierendes Land nod nit völlig vollzogen. 
Die deutſche Landwirtihaft hatte alſo Damals ein Export— 
interefje, während die Induſtrie zum Teil die Exportfähig- 
feit noch nicht erlangt hatte, demnad) am Weltmarkt nod) 
nicht fo interejjiert war, wie fie heute it. Beim Abſchnitt 
„Reihhspartei‘‘ wird auf dieſe Beziehungen zwilhen In— 
duftrie und Landwirtihaft näher eingegangen werden. 


Da die gejeßgeberiihe Zuſtändigkeit des Reichstags 
auf verhältnismähkig wenige Gebiete bejhränft ijt, unter 
denen falt ganz die der geiltigen Kultur fehlen, jo it es 
unvermeidlih, um ein richtig Haralteriliertes Bild von den 
einzelnen Parteien, wie jie ſich in diejer Richtung betätigen, 
gewinnen zu Tönnen, aud) einige Blide in die legislativen 
Körperihaften der Einzelfiaaten, bejonders in Das preu- 
Bilde Abgeordneten- und Herrenhaus zu werfen, obwohl 
die Parteiverhältnilfe in den Barlamenten der Einzeljtaaten 
niht zum Gegenſtand diejer Schrift gehören. Belonders 
wihtig it auf dem Gebiet der Partikulargeſetzgebung na- 
türlid die Stellung der Parteien zu Kirche und Schule. 
Die Kirche, als ſtärkſte Trägerin des Autoritätsprinzips, 
hat, wie ſchon gejagt, an der Tonjervativen Partei, die ſich 
ja mit Vorliebe als „Stüße von Thron und Altar‘ be- 
zeihnen Hört, jtets eine warme Freundin gehabt — und 
zwar nit nur die protejtantiiche, ſondern auch die Tatho- 
liche, obwohl dieſe theoretiih dem Tonjervativen Prinzip 
in mehr als einer Hinficht wejensfremd it. Vor allen 
widerjirebt den Stonjervatismus das der katholiſchen 
Kirche innewohnende Prinzip der pnternationalität, oder 
wohl beſſer gejagt, der Überſtaatlichkeit. Nach Eonfervativer 
Auffaſſung ſoll der Fürſt der summus episcopus_ Jeiner 
Landeskirche fein, wozu er logiſcherweiſe ja um jo eher 
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berufen erſcheint, als er nach dieſer Anſicht, auch ſein Fürſten— 
amt aus Gottes Hand empfangen hat. 
Die katholiſche Auffaſſung dagegen 
(vergl. u. a. Gregor VII, ep. 8. 21*in Friedberg, Kirchenrecht 
©, 31, Anm. 12: Quis nesciat: reges et duces ab iis habuisse 
prineipium, qui, Deum ignorantes, superbia, rapinis, perfidia- 
homiecidiis, postremo universis pene sceleribus, mundi princeipe 
diabolo videlicet agitante, super pares, [seilicet, homines 
dominare caeca cupidine et intolerabili praesumptione affecta, 
verunt) 
\hlägt der legitimiltiihen Gottesgnadentheorie mit beiden 
Fäuſten ins Geſicht. Es läßt ji) wohl kaum ein kraſſerer Ge— 
genſatz konſtruieren als der zwiſchen der ultramontanen An— 
ſicht, wonach, wie im vorſtehenden Zitat ausgeführt, die Für— 
ſten urſprünglich ihre Gewalt „auf Antrieb des Teufels in 
blinder Gier unter Verübung faſt ſämtlicher Verbrechen“ er— 
worben hätten, und der konſervativen Auffaſſung, wonach Die 
fürjtlihe Gewalt von Gott zum Heil des Volkes eingelegt iſt. 
Da aber auf der anderen Geite die ſpezifiſch katholiſche 
Staatstheorie ji) mit der weltlihen Macht abfindet, jobald 
diefe ih der Kirche unterwirft, die Konjervativen aber 
ebenfalls vom Fürſten erwarten, daß er ſich von religiöfen, 
d. ti. in dieſem Zuſammenhang orthodoxkirchlichen Erwä- 
gungen leiten lajje, jo it doch ein Weg gegeben, auf dem 
eine Berjtändigung gejuht werden Tann und aud ſchon 
oft genug gefunden worden ilt. Hat doch jogar ein Teil 
der Konjervativen, und zwar gerade der am Tirdhlichiten 
gelinnte, den Fürſten Bismard im Kulturkampf im Stich 
gelaſſen! Es wird ſomit begreiflih, daß Konjervative und 
Klerifale, joweit ihre Staatstheorien aud) divergieren, doch 
in einigen praktiſchen Fragen miteinandergehen Tünnen. Ge— 
meinlam it beiden 3. B. ihre grundfäßliche feindjelige Hal- 
tung gegenüber der modernen Naturwilienidaft. An ſich 
it diefe nur logiſch. Sit man einmal Tonjervativ oder 


terifal, jo Tann man ſchlechterdings nicht anders, als Dar— 
win, Haedel ujw., und mit diejen und andern aud) Die ge- 
ſamte Bermittlungstheologie glatt ablehnen. Würde man 
alles dies akzeptieren, jo würde man eben aufhören müllen, 
Tonjervativ zu fein. Sp weit, jo gut. Einen Vorwurf 
Tann man den Konjervativen nur injoweit maden, als ein- 
zelne von ihnen — abſichtlich jagen wir nit: Die 
Konjervativen — der Wudt der wiljenihaftlihen Rejul- 
tate perjönlid) doch nicht widerjtehen fonnten, und für ſich 
jelbjt völlig moderne Anſchauungen übernommen haben, trotz— 
dem aber daran feithalten, daß dem Volke eine umfaſſendere 
Bildung auf moderner Grundlage vorzuenthalten jei, weil 
dadurch im Volke Zweifel an der Beredtigung der 
jegigen Zuſtände entitehen und die Unzufriedenheit genährt 
werden Tönnte. Bejonders aber fürdhten dieſe Kreiſe, durch 
eine über ein unerläßlihes Minimum hinausgehende Schul- 
bildung würde das Landvolf die Luſt an der Yeldarbeit 
verlieren und der ohnehin vorhandene Zug in die Groß— 
jtädte, wo reichlicherer Lebensgenuß winkt, verjtärft werden. 
Das ſind immerhin Gründe, die nit ſchon damit abgetan 
ind, daß man jagt: die Welt it nun einmal jo, wie Die 
moderne Wiſſenſchaft jie darjtellt, und nicht anders; eure 
Anſchauung beruht auf unridtigen Vorausjegungen, aljo 
it jie jelbjt unrichtig, alfo find alle Konjequenzen unridtig, 
die ſich eventuell daraus ziehen laſſen. „Leicht bei einander 
wohnen die Gedanken, doch hart im Raume jtoßen ſich die 
Saden.“ Es kann zwar theoretiſch gar feinen Streit Darüber 
geben, daß der Staat die unabweisbare Pfliht und aud) 
ein großes Intereſſe daran hat, allen jeinen jungen Bür- 
gern die bejte nur irgend möglide Schulbildung zuteil 
werden zu laljen. Während nun die Liberalen jagen, dab 
er dies auch tun müſſe, unbefümmert um ſchädliche Neben- 
eriheinungen, die, wenn ſie überhaupt auftreten, nur vor- 
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übergehend jein und ſich bald von jelbit wieder forrigieren 
würden, Tönnen ji) die Konjervativen mit den für ſie 
freilich bejonders unwilllommenen Folgen höherer Volfs- 
bildung nur weit jchwerer oder gar nit abfinden. Das 
it injofern natürlid, als jie von einer Berteuerung der 
ländlihen Wrbeitslöhne in erjter Linie betroffen werden. 
Sie empfinden es aud) am erjten, wenn ſich das ländliche 
Gejinde nicht mehr in der alten traditionellen Weile zu 
unbegrenzt langer Arbeitszeit und zur Entgegennahme von 
Naturalentlohnung bisweilen zweifelhafter Güte bereit 
finden läht. Ein anderes höheres Snterejje als das an 
der Erhaltung des Beitehenden ilt ihnen aber fern liegend 
— warum jollen jie gerade in Schulfragen von ihrem alten 
Prinzip abweihen? Es zeigt ſich hierin, daß die Konjer- 
vativen auch in den Fragen der geiltigen Kultur durd)- 
aus den wirtihaftlichen Intereſſen der grundbeligenden 
Landwirtihaft folgen, nicht denen der Landbevölferung 
überhaupt. 

Sehen wir jo, daß auf allen Gebieten der Konſer— 
vative je nad) Jeiner perjönlichen Richtung mehr oder weniger 
ſtarr am alten hängt, daß ihm die Autorität des Staates 
und der Kirche über alles geht (Autorität, nicht Majorität! 
it ein altes Tonjervatives Schlagwort) jo gibt es doch 
ein Gebiet, auf dem bis zu gewillem Grade aud die 
fonjervativiten Elemente einem jogar ſehr entſchiedenen 
Yortihritt anhängen und aud) meiltens angehangen haben 
— das ilt das Heereswejen. Es fehlt nidt an Spuren, 
die darauf Hinweilen, da mandem überzeugten Stonjer- 
vativen die modernen Erfordernilje des Krieges in tiefjter 
Seele verhakt jind, dab der Begriff des Volfsheeres, wie 
er mit der allgemeinen Wehrpflicht unzertrennlich verbunden 
it, ihm immer noch nicht recht in Fleiſch und Blut überging, 
obwohl die SJnjtitution in Preußen bald 100 Fahre be- 


ſteht. Trotzdem ſind die Konſervativen ſtets bereit geweſen, 
auch für die ihnen eigentlich weſensfremde Moderniſierung 
der Heeresausrüſtung einzutreten, wenn die Sachlage es 
forderte. Weniger ſympathiſch iſt ihnen urſprünglich die 
Marine geweſen, obwohl ſie auch mit Marinebewilligungen 
nie geknauſert haben. Man muß danach den Konjervativen 
zugeltehen, daß fie für die äußere Macht des Reiches ftets 
viel Verjtändnis bewiejen haben, was der entihiedenere 
Liberalismus zu feinem Schaden nit immer getan hat. 
Er hat ſich damit in Zeiten, als er noch die numeriſche 
Macht beſaß, um die Regierungsfähigfeit gebradtt, und 
\päter, als er jeine Madt an die Sozialdemokratie ver- 
Ioren, aber bejjere Einjiht in die GStaatsnotwendigfeiten 
gewonnen hatte, war es zu ſpät geworden. Dabei ilt es 
jonderbar, aber doch dem im Grunde unkritiſchen Wejen des 
Konjervatismus entſprechend, daß er zwar ſtets ſehr opfer- 
willig war im Intereſſe des äußeren Ausbaues des Heeres, 
daß er aber viel weniger Verjtändnis, oder richtiger eine 
jehr eigenartige Auffaſſung zeigte hinſichtlich des doch mili- 
täriſch jedenfalls ebenjo wichtigen guten Geiſtes des einzelnen 
Soldaten und für Überfichtlifeit und Klarheit in der 
Berwaltung. Gemäß der aus der Tonjervativen Weltan- 
IHauung mit Naturnotwendigleit erwachſenden Gering- 
ſchätzung der Individualität it dem SKonjervativen der 
„Geiſt“ des einzelnen Mannes jehr wenig, die „Disziplin“ 
alles. Nun it zwar die Disziplin gewiß nicht zu unter- 
\häßen, aber jeder, der Soldat gewejen it, weiß doch 
auch, daß bei der heutigen Art zu fechten, auf den einzelnen 
Mann und feinen guten Willen viel mehr anfommt als 
früher, wo die Verbände mehr im Zujammenhang blieben. 
Die heute ganz unerläßliche höhere Sntelligenz des Soldaten 
kann ihm nur Durd) verbejjerte Schulbildung aner- 
zogen werden — bier aber verjagen die Konjervativen. 
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Dem „guten Geiſte“ im Heere ſchadet ferner nichts mehr 
als Mikhandlungen feitens der Vorgeſetzten und eine nicht 
ganz einwandfreie Rechtspflege. Bei der Reform des 
Militärjtrafprozeffes und auch bei den wiederholten De- 
batten über Soldatenmikhandlungen haben die Konfer- 
vativen — troß ihrer Unterjtüßung des abjolut Notwen- 
digen — aber deutlich gezeigt, daß ihre Vorliebe für die 
Autorität und die Erhaltung des Hergebradten doch noch 
jo feſt in ihnen wurzelt, daß fie nicht davon los können, 
jelbjt wo es jih um das Heer handelt. Sie gewinnen auf 
Grund ihrer beionderen Art, die Dinge zu jehen, eben ganz 
bejondere Eindrüde davon. Sp befürdten ie, daß die 
Disziplin darunter leidet, wenn Untergebene jehen, daß 
ein Offizier wegen irgendeiner Verfehlung in öffentlider 
Verhandlung verurteilt wird. Andere Leute, die auch ein 
warmes Herz für unjere nationale Wehrfraft haben, finden 
dagegen, daß nichts jo ſehr die Disziplin zu jtärfen ge- 
eignet ilt, als wenn der gemeine Soldat jieht, daß das 
Schwert der rähenden Juſtiz mit derjelben Sicherheit und 
Schwere auf den höchſten Vorgeſetzten niederfällt wie auf 
den legten Musketier, jobald von irgendwem, wer es auch 
lei, gegen die Militärgelege verjtoßen il. Das berührt 
ji) mit einem andern Bunft in der Tonjervativen Politit, 
den wir ſchon kurz berührten. Man jollte eigentlih meinen, 
daß eine Partei, die ſich Jo eng an die hriltlihe Neligion 
anlehnt wie die Tonjervative, aud) mit allen Mitteln danad) 
itreben müßte, den Staat, von dem ſie eine jo hohe Mei— 
nung hat, möglidjt rein von Schuld und Fehle zu erhalten. 
Das ilt aber nur theoretiſch der Fall. Praktiſch gewinnt 
der unfritiihe Sinn der Partei wieder die Oberhand, Der 
die Autorität gefährdet glaubt, wenn eine ſcharfe parla- 
mentariſche oder journaliftiihe Kritik gewiſſe Schäden auf- 
det und die Schuldigen zur Rechenſchaft zieht. Erjt neuer- 
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dings ändert ji) dies etwas, wie die Partei ſich ja über- 
haupt mit dem SKonjtitutionalismus ausgejöhnt hat. Yür 
ihren rechten Flügel trifft dies indejjen noch immer nicht zu. 

Mir Haben im vorjtehenden faſt jtets von der Zonjer- 
vativen Partei gejproden, obwohl der Kapitelüberſchrift 
nad) von allen Parteien der Rechten die Rede jein jollte. 
Letztere jind aber in gewiller Weije nur Abarten der eigent- 
lihen SKonjervativen, die mehr oder weniger teils mit 
liberalen, teils mit rajjepolitiichen, teils mit jozialen Hinzu- 
fügungen das Tonjervative Grundprogramm verändert 
haben, ſodaß fie ſich heute freilich zum Teil erheblid von 
ihm unterjheiden. Daß die Parteien der Rechten in den 
legten Fahren faſt immer geſchloſſen zujammen gejtimmt 
haben, hat feinen Grund darin, daß jie in wirtichaftlichen 
Fragen ziemlich einer Anjicht jind. Dieje aber Haben unjere 
parlamentariihen Debatten in der Hauptjahe ausgefüllt. 
Kommen einmal Fragen der geiltigen Kultur, 3. B. nad) 
der Freiheit der Kunſt, auf die Tagesordnung, jo zeigt ſich 
ſogleich ein Gegenſatz, namentlich zwiſchen der Reichspartei 
und den eigentlichen Konſervativen. Erſtere hat in ſolchen 
Fällen ſchon öfter bewieſen, daß ſie einen deutlichen Ein— 
ſchlag liberalen Garnes empfangen hat, der freilich bei 
wirtſchaftlichen und ſozialen Angelegenheiten nicht zum 
Vorſchein kommt. 

Doch wenden wir uns jetzt zu den einzelnen Fraktionen, 
die die „Rechte“ des deutſchen Reichstages bilden. 


1. Die Deutfhfonjervativen. 


Die Konjervativen gaben id) ihre politiihe Organi— 
lation, die auch für die jpätere Geltaltung ihrer Partei 
die Grundlage bildete, zuerjt im Jahre 1848 in Preußen. 
Sn den anderen deutjchen Bundesjtaaten Hatten ſie ent- 
weder gar Teine oder doc nur jehr wenige Anhänger. In 


fatholiihden Gegenden iſt es einer Partei, die jo ausge- 
Iproden auf dem Boden protejtantijch-orthodoxer An— 
Idauungen jteht, bei aller oft bewiejenen Freundlichkeit 
gegenüber der katholiſchen Orthodoxie doch an ſich ſchon 
unmöglich, größeren Einfluß zu gewinnen. Auch iſt es bis 
heute den Konſervativen im engeren Sinne außerhalb Preu— 
ßens nur gelungen, im Königreich Sachſen und in beiden 
Mecklenburgs zu größerem Einfluß zu gelangen. Inner— 
halb Preußens haben jie ihre eigentlihe Domäne in den 
oſtelbiſchen Provinzen, ſoweit dieje nicht katholiſch ſind. 

Es wurden im Jahre 1907 mehr als 40% konſer— 
vative Stimmen (von allen abgegebenen Stimmen) gezählt 
in den Regierungsbezirfen 

Königsberg 42,4%, 
Gumbinnen 77,7%, 
Köslin 66,4%. 

Sn einzelnen Tleineren Bundesitaaten, wie 3. B. Sachſen— 
Altenburg und Reuß ä. 2. bejigen die Deutſchkonſervativen 
indejjen gleichfalls eine zahlreihe Anhängerſchaft. Im 
ganzen entfielen 1907 auf die Deutich-Tonjervative Partei 
1060209 Stimmen, gleid) 9,4% aller abgegebenen Stim— 
men überhaupt. Davon wurden in preußiſchen Wahlfreijen 
abgegeben 906849, glei 13,2% aller in Preußen abge- 
gebenen Stimmen. Ungefähr ?2/; diejer preußiſchen Konjer- 
vativen verteilen ji) auf die Provinzen Djtpreußen, Bran- 
denburg (ohne Berlin), Pommern und Schlejien. In den 
Neihstag zogen ein 59 Abgeordnete, gegen 52 im Jahre 
1903.*) Die größte Zahl Eonjervativer Abgeordneter ijt ge- 
wählt worden im Jahre 1887, nämlich 80, und die kleinſte 
1874, nämlid 21. Diejes Zahlenverhältnis iſt außerordent- 
li injtruftiv. Es zeigt, wie wenig die ſelbſtändige Über- 
zeugung, die theoretiſche Anjicht des einzelnen Wählers über 

3. 3t. beträgt ihre Zahl 62. 
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den Staat, den Ausfall einer Wahl beeinflußt, daß vielmehr 
allgemeine Zeititrömungen die Wählermafjen in weit höhe— 
rem Mabe zu lenken pflegen, als dies auf den eriten Blid 
möglich ericheint. 1874 war der Höhepunkt der liberalen 
Ära. Die nationalliberale Bartei ſtand auf der Spitze 
ihrer Macht. Die Verdienſte, die ſie jih um die Reichs— 
gründung erworben Hatte, Hatten ihr viele Sympathien 
gewonnen auch in Jolden Kreiſen, Die eigentlih mehr zu 
den SKonjervativen neigten. 13 Jahre |päter Hatte Die 
„fiberale Ara“ längſt der Tonjervativen Reaktion weichen 
müſſen. Der Liberalismus hatte im Volke an Anhang 
verloren, der offizielle Wahlapparat arbeitete zuguniten 
der KRonfervativen. Dazu Tam, und dies it das ftärfite 
der in Yrage Tommenden Momente, die Trage wegen Des 
Septennats, in der von den Liberalen nur die National- 
liberalen, die die Zahl ihrer Abgeordneten verdoppeln 
fonnten, mit der Regierung gingen. Schon 1884 zwar hatten 
die Stonjervativen 78 Abgeordnete durchgebracht unter dem 
Einfluß der geſchickten Politik Bismards, der das liberale 
Fahrwaſſer auf Nimmerwiederjehen verlafjen Hatte. Nad) 
1887 janf die Zahl der fonjervativen Abgeordneten wieder 
— aber nit mit ihr die Macht des Tonjervativen Ein- 
fluſſes. Diejer ſchien in den neunziger Jahren unter der 
Reichstanzlerihaft des Grafen v. Caprivi einmal im Schwin- 
den zu jein — allein Caprivi jtürzte, und 10 Fahre jpäter 
hatten es die Stonjervativen, allerdings mit Hülfe des 
Zentrums, zu einer jo mädtigen Stellung gebradt, wie 
lie im Reihe und Preußen nur je gehabt Hatten. Der 
Zolltarif von 1902 iſt der Niederſchlag dieſes Zuſtandes, 
der einſtweilen noch anzudauern ſcheint. Wir führten aber 
Ihon aus, daß die Konjervativen von Heute nicht mehr 
die von 1843 ſind. Was innerhalb der Tonjervativen Partei 
heute herrſcht, das ijt nicht der Romantiker, an dem das 
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Sahrhundert des Dampfes und der leftrizität vorüber 
lärmt, ohne daß er es merfi, Jondern es it der vor allem 
vom „Bund der Landwirte‘ genährte Geilt, der für ſich 
den Schuß des Staates auf wirtſchaftlichem Gebiet bis 
zu den lebten Konfequenzen fordert, um die „nationale 
Produktion“ zu begünftigen, ohne Rüdjiht auf die Konfu- 
menten. Es it natürlich, daß eine Jolde Ziele verfolgende 
Politik in allen produzierenden Kreijen gewaltigen Anklang 
finden und ſcharenweiſe die Wähler an die Urnen führen 
muß zugunſten von WUbgeordneten, die ihnen eine erheb- 
lihe DVerbejjerung der Erträgniſſe ihrer Wirtſchaft nicht 
nur veripreden, jondern aud, wenigſtens momentan, Tat- 
ſächlich zu verſchaffen willen. 

Es ilt dies ein geſchichtliches Faktum, und der politiſche 
Gegner, der ihm feine Rechnung trägt, der ſich darauf 
verläßt, dab feiner von weit höherer Warte ausihauenden 
und mit den ſtärkſten Argumenten der Wiſſenſchaft belegten 
Beweisführung doch der Sieg zufallen müſſe, wird ſich ſehr 
empfindlid täujhen. Das Volk, bejonders das Landvolk, 
denkt nicht altruiſtiſch. Ihm iſt das Hemd näher als Der 
od. Das iſt der jehr einfahe Schlüſſel zu den Wahl- 
erfolgen, die mandem Liberalen immer nod) als ein Rätjel 
erſcheinen. 

Das Prozentverhältnis der für die Konſervativen ab— 
gegebenen Stimmen iſt, wie der ſehr ſtarken Schwankungen 
unterworfen geweſenen Zahl ihrer Neihstagsabgeordneten 
entjpricht, ebenfalls recht ſhwankend gewejen. Bei den 
erjten Wahlen zum deutſchen Neichstage 1871 entfielen auf 
lie 536257 von 3,9 Millionen im ganzen abgegebenen: 
gültigen Stimmzetteln, alſo ca. 15%, oder ca. 7% be— 
rechnet auf die überhaupt MWahlberedtigten. In dieſem 
Sahre war nämli die Wahlbeteiligung äußert ſchwach 
und erreihte nur 51% im Reichsdurchſchnitt. Die für Die 


Konfervativen jehr unglüdlide Wahl von 1874 brachte 
ihnen ſogar nur ca. 7% der abgegebenen Stimmen, gleid) 
40% der Wahlberechtigten. Bejjer ſchnitten fie in den fol- 
genden Jahren ab, um mit 1147200 Stimmen im Jahr 
1887 wieder 15% der abgegebenen Stimmen und ca. 
111/,00 der Wahlberechtigten zu erreichen. In den lebten 
Jahren ijt ihr Stimmenverhältnis wieder etwas ungünjtiger 
geworden: 1903 erreihte es mit 948448 Stimmen nur 
10% der abgegebenen gültigen Zettel und nit ganz 8% 
der Wahlberechtigten, während es 1907 ji) zwar mit mehr 
als einer Million Stimmen auf eine jeit langem nicht mehr 
erllommene Höhe erhob, aber angejidhts der jtarfen Wahl- 
beteiligung dieſes Jahres, die mit 84,7% im Reichsdurchſchnitt 
die ftärfite jeit der Neihsgründung war, doch nur 9,4%o Der 
gejamten Zettelzahl erreichte. Sn diefem Jahre gaben 8% 
aller Wahlberechtigten im Reiche einen Tonjervativen Stimm- 
zettel ab. Damit — und das ilt für Die richtige Beur- 
teilung der Macht der deutjch-Tonjervativen Partei unge- 
heuer wichtig — bradten die Tonjervativen Wähler aber 
niht etwa aud) nur 9,4% der Abgeordneten, aljo etwa 37 
Vertreter, in den Reichstag, Jondern 59. Die Urſache für 
dieje niht im Verhältnis zu den abgegebenen Tonjervativen 
Stimmen jtehende Überzahl Tonjervativer Vertreter liegt 
befanntlid) in der Wahlkreiseinteilung, die noch auf Den 
Bevölferungsverhältnijjen von 1871 bajiert, und dem in- 
zwilhen erfolgten gewaltigen Anwachſen der Großſtädte 
feine Rechnung trägt. Es it begreiflih, daß jeder Ver— 
jug, auf dem von der Verfaſſung vorgejhriebenen ge— 
jeglihem Wege die Wahlkreiseinteilung den tatſächlichen 
Bevölkerungsverhältniſſen anzupajjen, den jtärfiten Wider- 
tand der Konjervativen finden würde. Es läßt ji) eben 
niemand gern aus einer Bojition verdrängen, die ihm 
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günftig iſt, wenn fie ji) auch juriftiih als nit haltbar 
erweilt. 

Die erſte programmatilhe Kundgebung der Konfer- 
vativen als Reichstagsfraktion datiert vom 14. Mai 1872. 
Hier bezeichnete ſie jih als die „monarchiſch-nationale 
Partei des Reichstages“. Im preußiſchen AUbgeordneten- 
hauje iſt jie zeitweije gejpalten gewejen in Altfonjervative 
und Neufonjervative. Zu letteren gehörten namentlid) 
höhere Beamte, die jtets gouvernemental waren. Im 
Sahre 1876 erlie die Bartei eine neue Kundgebung, ge- 
richtet an die ‚„‚veutjchen Konjervativen“, die das bis zum 
Sahre 1892 gültig gewejene Programm der Partei ent- 
hielt. Am 8. Dezember 1892 wurde dieſes Programm er- 
jeßt durch) ein neues, das auf einem Barteitage bejchlofjen 
war, der in dem Etablijjement „Tivoli“ in Berlin jeine 
Situngen abgehalten hatte. Daher hat dies auch Heute 
nod) maßgebende Programm den Namen des „Tivoli-Pro- 
gramms“ erhalten. Wir bringen nachſtehend beide Kund— 
gebungen zum Abdrud: 

Programm der Deutjh-Konjervativen Partei, 

(Zivoli-Programm.) 

Die Deutjh-Konjervative Partei hält es für geboten, in 
Anlehnung an die bewährten Grundfäße, welde in ihrem Programm 
von 1876 ausgeſprochen jind, zu den wejentlihen Aufgaben der 
Gegenwart in nahjtehendem Programm Stellung zu nehmen: 

1. Mir wollen die Erhaltung und Kräftigung der drift- 
lihen Lebensanſchauung in Volk und Staat und eradten ihre 
praftiihe Betätigung in der Gejeßgebung für die unerläßliche 
Grundlage jeder gejunden Entwidelung. 

Staat und Kirde find von Gott verordnete Einrichtungen; 
ein Zujammenwirfen beider ijt die notwendige Vorbedingung 
zur Gejundung unjeres Volkslebens. 


Mir erfennen einerjeits dem Staate das Recht zu, Traft 
jeiner Souveränität fein Verhältnis zur Kirche zu ordnen; anderer- 
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feits wollen wir feinen Gewijjenszwang und deshalb Tein Uber— 
greifen der ftaatlihen Gejeßgebung auf das Gebiet des inneren 
firhliden Lebens. In diefem Sinne werden wir aud für das 
gute Reht der evangeliihen Kirche auf jelbjtändige Regelung 
ihrer inneren Einrichtungen eintreten. 


Die konfeſſionelle chriſtliche Volksſchule erachten wir für Die 
Grundlage der Volkserziehung und für die wichtigſte Bürgſchaft 
gegen die zunehmende DBerwilderung der Maſſen und die fort- 
Ihreitende Auflöjung aller gejellihaftlihen Bande. 

Wir befämpfen den vielfad) fi) vordrängenden und zerſetzen— 
den jüdiihen Einfluß auf unjer Volksleben. 

Mir verlangen für das Hrijtlihe Bolt eine chriſtliche Obrig- 
feit und chriſtliche Lehrer für chriſtliche Schüler. 

2. Wir wollen die für unſer Vaterland gewonnene Einheit 
auf dem Boden der Reihsverfallung in nationalem Sinne ſtärken 
und ausbauen. Wir wollen, daß innerhalb dieſer Einheit Die 
berechtigte Selbitändigfeit und Eigenart der einzelnen Staaten und 
Stämme gewahrt werde. 

Mir wollen in Provinz, Kreis und Gemeinde eine Gelbit- 
verwaltung erhalten, gegründet niht auf das allgemeine Wahl- 
recht, ſondern auf die natürlichen Gruppen und organiſchen Gliede- 
rungen des Volkes. 


3. Wir wollen die Monardie von Gottes Gnaden unan— 
getajtet erhalten wiljen und befämpfen, bei gejeßlid gejicherter 
bürgerlicher reiheit für alle und bei wirkſamer Beteiligung der 
Nation an der Gefeßgebung, jeden Verſuch, die Monardie zu— 
gunjten eines parlamentarijhen Negimentes zu bejchränten. 


4. Wir können nur eine ſolche Weiterbildung unferes öffent- 
lihen und privaten Rechtes als ſegensreich anerkennen, welde, 
auf den realen und geihihtlih gegebenen Grundlagen fußend, 
den Bedürfnijjen der Gegenwart gereht wird und damit die 
Stetigfeit unferer gefamten politiſchen, fozialen und geijtigen Ent» 
widelung ſichert. 

Wir erwarten, dab das neue bürgerlihe Geſetzbuch von 
deutſch-nationalem Rechtsbewußtſein getragen werde. 

5. Für die gebotene Sparſamkeit bei allen öffentlihen Aus— 
gaben im Reich und Staat treten wir ein zur Erhaltung der 
wirtſchaftlichen Wohlfahrt und der GSteuerfraft des Volles. 
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6. Wir fehen in der vollen Wehrkraft des deutſchen Volkes 
eine unerläßlihde Bedingung für die Machtſtellung der Nation 
und für die Erhaltung des Friedens. 

7. Die mahvolle Fortführung einer zielbewuhten Kolonial- 
politif unter dem Schutze des Reiches werden wir unterjtüßen. 

8. Wir ſtehen auf dem Boden der Allerhödjiten Botſchaft 
vom 17. November 1881, welde die Grundjäße des praftifchen 
Chrijtentums in der Gefeßgebung zur Geltung bringt. 

Die auf Grund diefer Botſchaft erlajjenen Gejege betreffend 
die Einrichtung von Krankenkaſſen, die Verjiherung gegen Unfall 
und die Invaliditäts- und Altersverjiherung bedürfen der Ver— 
einfachung. 

Wie wir für die Beſſerung der Lage der Arbeiter, unter 
erheblicher Belaſtung der Arbeitgeber, eingetreten ſind, ſo halten 
wir nach wie vor die Stärkung des Mittelſtandes in Stadt und 
Land und die Beſeitigung der Bevorzugungen des großen Geld— 
kapitals für die dringendſten Aufgaben der Sozialpolitik. 

Wir fordern ein wirkſames Einſchreiten der Staatsgewalt 
gegen jede gemeinſchädliche Erwerbstätigkeit und gegen die un— 
deutſche Verletzung von Treu und Glauben im Geſchäftsverkehr. 

9. Wir erſtreben eine Geſtaltung des Erb- und Familien— 
rechtes, welche die Erhaltung eines kräftigen Bauernſtandes ge— 
währleiſtet. 

Die Einführung einer zweckentſprechenden Heimſtätten-Geſetz- 
gebung für den kleineren Grundbejig und die Überführung der 
auf dem Grundbejig laſtenden Hypothelar-Berihuldung in zu 
amortijierende Renten-Schuld eradten wir als wünjchenswert. 

10. Für die Landwirtfhaft, weldhe unter der Ungunft des 
Meltmarktes, der internationalen Währungsverhältniſſe und der 
inneren wirtſchaftlichen Entwidelung leidet, ijt der bejtehende Zoll» 
Hu aufrecht zu erhalten, im weiteren aber ein ausreichender 
Zoliguß für die Zukunft anzubahnen; aud) iſt für die Umgeltal- 
tung der Gejehgebung betreffend der Unterftüßungswohnlig im 
Sinne ausgleichender Gerechtigkeit Sorge zu tragen. 

11. Für die Sndultrie it der dur) die Konkurrenz des Aus— 
landes bedingte Zollſchutz aufreht zu erhalten und wo nötig, 
zu verjtärfen. 

12. Für das Handwerk erſcheint vornehmlich die Einführung 
des Befähigungsnachweiſes, die Stärkung der Innungen und 
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Snnungsverbände, die Begründung und Yörderung genojjenihaft- 
liher DBereinigungen geboten. Redliher Handel und Gewerbe- 
betrieb ijt zu ſchützen durch Beſchränkung und Beauflihtigung 
des Haufierhandels und der Abzahlungsgejchäfte, jowie durd) die 
Beleitigung der Wanderlager und der Wanderauftionen. 

13. Die Börjengefhäfte jind durch eine Börjenordnung 
wirfjamer jtaatliher Aufjiht zu unterjtellen; insbejondere ijt dem 
Mißbrauch des Zeitgefhäftes als Spielgejhäft, namentlih in 
den für die Volksernährung wihtigen Artikeln, entgegenzutreten. 

14. Diejenigen Anhänger der Spzialdemofratie und des 
Anardismus, deren vaterlandslofe und auf den Umsturz gerichtete 
Beitrebungen weite Kreije unjeres Volles gefährden, jind als 
Teinde der ftaatlihen Ordnung zu befämpfen. 

15. Einer gewiljenlofen Preſſe, welde durch ihre Erzeugnilfe 
Staat, Kirche und Geſellſchaft untergräbt, iſt nachdrücklich ent- 
gegenzutreten. 

Hohhaltung von Chriftentum, Monardie und Baterland, 
Shut und Förderung jeder rechtlichen Arbeit, Wahrung bered- 
tigter Autorität, das find die oberjten Grundfäße, welde Die 
Deutjhe Konjervative Partei auf ihre Fahne gejchrieben hat. 


Berlin, den 8. Dezember 1892. 


Aufruf an die deutſchen Konfervativen vom 
aD Heut aıD: 


1. Wir wollen die für unjer Vaterland gewonnene Einheit 
auf dem Boden der Neihsverfaljung in nationalem Sinne ſtärken 
und ausbauen. Wir wollen, dab innerhalb diejer Einheit Die 
berechtigte Gelbjtändigfeit und Eigenart der einzelnen Staaten, 
Provinzen und Stämme gewahrt werde. 

2. Wir können nur eine jolde Weiterbildung unjeres öffent- 
lihen und privaten Rechtes als jegensreich anerlennen, welche, auf 
den realen und gejhichtlid) gegebenen Grundlagen fußend, den 
Bedürfnijjen der Gegenwart gereht wird und damit die Gtetig- 
feit unjerer gejamten politijchen, jozialen und geijtigen Entwide- 
lung ſichert. 

3. Wir legen auf politiihem Gebiete entjheidendes Gewidt 
auf die monardiihen Grundlagen unferes Staatslebens und eine 
fräftige obrigteitlihe Gewalt. 
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Wir wollen ein volles, geſetzlich gejihertes Maß bürger- 
liher Freiheit für alle und eine wirijame Beteiligung der Nation 
an der Gejehgebung. 

Wir wollen in Provinz, Kreis und Gemeinde eine Selbſt— 
verwaltung, gegründet nicht auf das allgemeine Wahlrecht, ſondern 
auf die natürlihen Gruppen und organiſchen Gliederungen des 
Volkes. 


4. Das religiöſe Leben unſeres Volkes, die Erhaltung und 
Wiedererſtarkung der Hriltliden und kirchlichen Einrihtungen, die 
jeine Träger jind, — vor allem die Tonfejjionelle chriſtliche Volks— 
ſchule eradten wir für die Grundlage jeder gejunden Entwidelung 
und für die wichtigſte Bürgjhaft gegen die zunehmende Ber- 
wilderung der Maſſen und die fortjreitende Auflöjung aller 
gejellihaftlihen Bande. 

Wir betrachten den Tirdenpolitiihen Streit, der als Kultur— 
fampf vom Liberalismus zum Kampfe gegen das Chrijtentum 
ausgebeutet wird, als ein Unglüd für Reid und Bolt und find 
bereit zu dejjen Beendigung mitzuwirken. 

Wir eriennen einerjeits dem Staate das Recht zu, Traft 
jeiner Souveränität, fein Verhältnis zur Kirche zu ordnen und 
werden die GStaatsgewalt den entgegenjtehenden Anjprüdhen der 
römiſchen Kurie gegenüber unterjtügen. Andererjeits wollen wir 
feinen Gemwijjenszwang und deshalb fein Übergreifen der jtaat- 
lihen Gejeßgebung auf das Gebiet des innerliden kirchlichen 
Lebens. In dieſem Sinne find wir zu einer; Revijion der im 
Zaufe des Kampfes erlajjenen Gejege bereit. In dieſem Sinne 
werden wir aud) für das gute Net der evangelijhen Kirde auf 
jelbjtändige Regelung ihrer inneren Einrichtung eintreten. 


5. Gegenüber der ſchrankenloſen Freiheit nad) liberaler Theorie 
wollen wir im Erwerbs- und Verkehrsleben eine geordnete wirt- 
Ihaftlihe Freiheit. Wir verlangen von der wirtjchaftlichen Geſetz— 
gebung gleihmähige Berüdjihtigung aller Erwerbstätigfeiten und 
gerehte Würdigung der zur Zeit niht ausreichend berüdjichtigten 
Intereſſen von Grundbejit, Induftrie und Handwerk. Wir for- 
dern demgemäß die jchrittweile Bejeitigung der Benorzugungen 
des großen Geldfapitals. Wir fordern die Heilung der ſchweren 
Schäden, welde die übertriebene wirtfhaftlihe Zentralijation und 
der Mangel fejter Ordnungen für Landwirtfhaft und Kleingewerbe 
zur Folge gehabt Hat. Insbejondere fordern win die durch Er— 
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fahrung gebotene Reviſion des Geſetzes über den Unterſtützungs— 
wohnſitz und der Gewerbeoronung. 


6. Wir eradten es für Pflicht, den Ausjhhreitungen der 
ſozialiſtiſchen Irrlehren entgegenzutreten, welde einen wachſenden 
Zeil unjeres Bolfes in feindjeligen Gegenjaß zu der gejamten 
bejtehenden Ordnung bringen. Wir jind überzeugt, daß die bloße 
Entfejjelung der indivinuellen Kräfte zu einer gefunden wirtſchaft— 
lihen Entwidelung nit führen kann, daß der Staat vielmehr die 
Aufgabe nicht abweijen darf, die redlihe Erwerbsarbeit gegen das 
Überwudhern der Spelulation und des Aktienunweſens zu [hüßen 
und durch eine wirkſame Fabrikgeſetzgebung die jittlihe und wirt- 
IHaftlide Lage der Lohnarbeiter, jowie das friedlihe Zuſammen— 
wirlen von Wrbeitgebern und Wrbeitnehmern zu jihern und zu 
fördern. 


Alle welde diefen Grundfäßen beijtimmen und gewillt find, 
diefelben, unabhängig nad) oben wie nad) unten, zu vertreten, 
fordern wir auf, ſich zu einer feſtgeſchloſſenen Partei der Deutſchen 
Konjervativen zu vereinigen.‘ 


Dan fieht, daß bei aller grundſätzlichen Übereinjtimmung 
zwilhen beiden Programmen doch immerhin beaditenswerte 
Berjhiedenheiten vorhanden jind. Das Programm von 
1892 hat jih denn aud innerhalb der Partei nit ohne 
heftige Kämpfe durchgeſetzt. Neu it darin gegen die Kund- 
gebung von 1876 vor allem, daß der Hauptinhalt des 
vierten Artikels von 1876 worin die Tonjervative Partei 
ihr chriſtliches Brinzip feitlegt, an die Spitze geſtellt und 
wejentlich erweitert worden ilt. Bejonders hat man die 
Tonjervative Grundanfhauung, wonad) Staat und Kirde 
von Gott verordnete Einrihtungen jind, die zujammen- 
wirten müjjen, in Tarer Formulierung zum Wusdrud 
gebradt. Auch hat man — in den beiden Schluhjäßen des 
neuen Artikels 1 — der damaligen antijemitiiden Strö- 
mung Rechnung getragen. Dies iſt jonderbar genug für 
eine PBartei, deren NRüftzeug ein Jude (Stahl) geſchmiedet 
hat, und die von den mehr demokratiſch angehaugten Rich— 


— AR' DL. 


tungen des Antijemitismus bitter genug befämpft worden 
it. Immerhin zeugt die Aufnahme des Kampfs gegen 
das Judentum in ihr politiihes Programm von einer 
Fähigkeit der Fonjervativen Partei, ji) den Zeitverhält- 
niljen anzupajjen, die man bei ihr zu allerletzt juchen jollte. 
Der Untijemitismus ſchien nämlich zu Anfang der 90er 
Sahre einen jolden Aufihwung zu nehmen, daß man wohl 
der Meinung ſein Tonnte, er werde einjt eine ernitlic ins 
Gewicht fallende Macht werden. 1890 Hatte er 47536 
Stimmen aufgebradt, 1893 waren es 263861 geworden, 
die 1898 gar auf 284250 anwuchſen. 17 Abgeordnete 
landte er 1893 in den Neichstag, während er 1890 nur 
dur) 5 vertreten gewejen war. Es waren gerade diejelben 
Zage, in denen Ahlwardt (am 5. Dezember 1892) im 
Wahlkreis Arnswalde-Triedeberg zum erjtenmal in den 
Reihstag gewählt wurde. Man Tonnte alfo jehr wohl 
glauben, daß die Bewegung mädtiger fortſchreiten 
würde, als jie es tatjählid) getan hat. An ſich durchaus 
falſch, ſchlug ſie jehr bald freilid andere Bahnen ein, 
nachdem die Maklojigkeit und das politiihe Ungejhid von 
Leuten wie Ahlwardt ujw. ſie bei allen politiſch denkfähigen 
Leuten Ddisfreditiert hatten. Die Tonjervative Partei be- 
fand jih Dagegen Damals in einer nit eben glänzenden 
Lage. In den Wahlen von 1890 Hatte jie 7 von ihren 
1887 vertretenen 80 Sitzen wieder verloren. Die für fie 
abgegebenen Stimmen waren von 1147200 auf 895103 
zurüdgegangen. Es mußte aljo etwas geſchehen, um dem 
Schwinden des Tonjervativen Prejiiges entgegenzuarbeiten. 
Die Aufnahme des Antijemitismus in das PBarteiprogramm 
hat ſich denn aud) als fein ſchlechtes Geſchäft erwieſen — 
1893 überjäritten die fonjervativen Stimmen wieder Die 
Million. Die Verbindung mit dem Antijemitismus und 
der bejonders von diefem beiriebenen jogenannten Mittel- 
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tandspolitif, die laut Artifel 8, Abſ. 3 und 12 des kon— 
lervativen Programms hier ebenfalls Aufnahme gefunden 
hat, hat den Konfervativen überdies die großen Städte 
eriäloffen, und ihnen die Möglichkeit gewährt, in den 
Kreilen des Handwerks, wenn auch Taum überzeugte An- 
hänger, ſo doch häufige Wahlunterjtüßung zu finden. 

Verſchwunden find aus dem fonlervativen Programm 
von 1892 die Gtellen des Artifels 4 von 1876, die ji auf 
den Rulturfampf bezogen, da Diefer inzwilhen feine Er- 
ledigung gefunden hatte. 

Neu it Dagegen der Hinweis auf die Spztalpolitif im 
8 8 und auf die Heeres- und Kolonialfragen in den Ar— 
tikeln 6 und 7. | 

Sm S 6 des alten Programms war nur von einer 
„Fabrikgeſetzgebung“ als den erjten ſchüchternen Anfängen 
einer Sozialpolitif die Rede, S 8 des neuen Programms 
ſtellt jih Dagegen auf den Boden der Taijerlichen 
Botihaft vom 17. November 1881, worin die Arbeiter- 
fürforge angefündigt wird. Über diefe Auffaſſung der So— 
zialpolitif als einer Fürſorge iſt die konſervative Partei 
bis heute noch nicht Hinausgelangt. 
Sehen wir uns nun die einzelnen Programmpunfte 

daraufhin an, ob ſeit ihrer Aufitellung ihre Verwirklichung 

im Ginne der fonfervativen Bartei zur Tatſache geworden 
oder näher gerüdt it, und ob die Partei zielbewukt und 
energiih an ihrem Programm feitgehalten hat, ſo müſſen 
wir, wenn auch von unferm abweichenden Standpunft aus mit 
Bedauern, anerkennen, daß dies alles in hohem Maße der Fall 
it. Von den im erjten Artifel geforderten Punkten iſt 
zwar die „Erhaltung und Kräftigung der Kriltlihen Le— 
bensanihauung“ im Volk wohl heute weiter als je von 
ihrer Realilierung entfernt, im Staat, in der Geſetzgebung 
und namentlich in der Berwaltung haben die Konfervativen 
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es aber gut genug verjtanden, „ihre praftiiche Betätigung“, 
wie das Programm im Wortlaut bejagt, durchzuführen. 
Unter „chriſtlicher Lebensanfhauung“ it nun aber im Sinn 
des konſervativen Programm etwas ganz bejonderes zu 
verjtehen. Man muß bei der Leftüre und nterpretation 
von PBarteiprogrammen überhaupt verjtehen, dieſe im Geilte 
der betreffenden Partei aufzufaljen. Unjere ganze Kultur 
it aufgebaut auf dem Chrijtentum, das ijt gar Teine Frage. 
Eine „chriſtliche Lebensanſchauung“ wünſcht aud) der Nicht— 
konſervative dem Volk zu erhalten, ſogar der Atheiſt wird 
zugeben müſſen, daß ſich eine höhere Lebensanſchauung als 
die von Chriſtus vertretene bis heute nicht hat konſtruieren 
laſſen, ſoviel man es auch verſucht hat. Deckt ſich aber die 
von den Konjervativen als „chriſtlich“ bezeichnete Welt— 
anihauung mit der von Chriſtus gelehrten? Wir gejtatten 
uns, dieje Trage zu verneinen, müjjen aber auf ein näherers 
Eingehen darauf verzichten, da uns das zu jehr in die 
Iheologie führen würde. Der Konjervative verjteht unter 
„chriſtlich“ orthodox und dogmatiih. Er beitreitet, ſofern 
er nit von ‚modernen‘ Ideen infiziert wurde, wie das 
ja bei jehr vielen jeiner Parteigenoſſen immerhin ſchon der 
Yall ijt, daß man über religiöje Dinge verjhiedener Mei- 
nung jein Tann, und glaubt, dur) einjeitig geleiteten Un— 
terriht dem „Volk“ nicht nur, Jondern aud) der jtudierenden 
Jugend, die Religion erhalten zu Tönnen. 

Mit dem preußiſchen Schulunterhaltungsgejeß, daß die 
fonfejlionelle Schule dort, wo ſie bejteht, feitlegt, Hat der 
SKonjervatismus unzweifelhaft einen bedeutenden Erfolg 
feiner Sade errungen, den alle die beflagen, die der Mei- 
nung jind, daß durch den Dogmatismus der Protejtanten 
und Katholifen der durch unjer Volfsleben gehende Rik 
auf religiöjem Gebiet nur erweitert werden kann, daß aber 
eine freie Religionscuffaljung, die die dogmatiſchen Feſſeln 
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von ſich abitreift, das Mittel werden Tönnte, alle SKreije 
unjeres Volles wieder auf gemeinjamer Bajis zujammen- 
zuführen. Auf die Weile würde der Erhaltung wahrhafter 
„chriſtlicher Lebensanſchauung“ im Bolt wahrſcheinlich viel 
bejjer gedient ſein. 

Den Untijemitismus werden wir feines Orts eingehen- 
der behandeln. Im Artikel 2 prägiliert die Tonjervative 
Partei ihre Stellung zum Deutihen Reid), deſſen Einheit 
lie ausbauen und jtärfen will. DVielleiht iſt dieſer Satz, 
der im Programm von 1876 die Einleitung bildet, jeiner- 
zeit einem Teil der preußiſchen Konlervativen nicht gerade 
aus der Geele geſprochen gewejen. Bismard ſelbſt hat 
darüber gellagt, daß ihm bei jenem Wert der Reihsgrün- 
dung der preußiſche Partikularismus mehr Schwierigfeiten 
gemadt hätte als jelbit der jüddeutihe. Dieſe Klage Bis- 
mards wird ohne Zweifel verjtändlih, wenn man die Pläne 
des genialen Staatsmanns, der das Möglihe und Un- 
mögliche jo Har erfannt, wie felten einer, vergleicht mit Dem 
1. Abinitt aus dem Programm des „preußiſchen Volks— 
vereins‘“ vom 20. September 1861, einer konſervativen Grün— 
dung. Es heißt dort: 

„Einigkeit unferes deutſchen Vaterlandes, doch nicht auf den 
Degen des ‚Königreids Italien‘ durch) Blut und Brand, ſon— 
dern in der Einigung feiner Fürſten und Völker und in Zelthaltung 
an Obrigkeit und Redt. Keine PVerleugnung unſeres preußiſchen 
Baterlandes und feiner ruhmreihen Geſchichte; fein Untergehen 


in dem Shmuß einer deutſchen Republif; fein Kronen- 
raub und Nationalitäten hwindel. 


Im 2. Artikel jenes intereſſanten Dofumentes finden 
ih Sätze wie: 


Kein parlamentariihes Regiment, Feine Tonjtitutionelle 
Miniſterverantwortlichkeit; perfönlides KRönigtum von Gottes- und 
nit von Berfaffungsgnaden; kirchliche Ehe, Hrijtlide Schule ujw. 
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Menn nun die heutigen Konjervativen, um mit den 
Morten ihres Programms zu reden, „innerhalb diejer Ein- 
heit die berechtigte Gelbjtändigfeit ujw. der einzelnen 
Staaten“ gewahrt wijjen wollen, jo it der Mehrheit von 
ihnen das wohl auch Ernſt. Hreili darf nicht überjehen 
werden, dab Herr von Oldenburg-Januſchau Süddeutihland 
gegenüber in gewiljen Fällen allzu demofratiiher Politik 
mit der Neichsexefution gedroht hat. Was diejer Herr, den 
Fürſt Bülow feinen Freund nennt, unter „berechtigter Selb- 
ſtändigkeit und Eigenart der einzelnen Staaten und Stämme“ 
ih) denkt, ijt unter diefen Umſtänden nicht leicht erſichtlich. 


Im Schlußpaſſus des Artikels 2 wird das Tonjervative 
GSelbjtverwaltungsprogramm kurz ffizziert. Das allgemeine 
Wahlrecht für die Selbſtverwaltungskörperſchaften wird, wie 
es nad) Lage der Dinge für eine Tonjervative Kundgebung 
ſelbſtverſtändlich it, glatt ausgeſchloſſen. Auf der Baſis 
„per natürliden Gruppen und organiſchen Gliederungen 
des Volkes“ ließe ji nun wohl aud) eine leidliche Selbjt- 
verwaltung aufbauen — es fragt jid) nur, wie man inner- 
halb diejer natürliden Gruppen die Machtverteilung vor— 
nehmen will, und was man überhaupt darunter verjteht. 
Der Konjervative faht aber 3. B. den Gutsherrn im Guts- 
bezirt und in der Landgemeinde Jelbitverjtändlid) als eine 
\olde natürlihe Gruppe für jih auf, und räumt ihm aud) 
eine entijprehende VBerwaltungsbefugnis ein, die anderen 
Barteien als unangebradt, jedenfalls für unjere Tage nit 
mehr zeitgemäß erjcheint. 


Der 3. Artikel ijt vielleiht prinzipiell der widtigite. 
Es wird darin das fonjervative Dogma vom Gottesgnaden- 
tum ausdrüdlidh formuliert, und die Entwidlung der Ver— 
faljung zum parlamentarijchen Regiment ebenſo ausdrüdlic) 
abgelehnt. Im Programm von 1876 findet jih dieſer 
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Grundſatz nit mit der Präziſion ausgedrüdt, ſondern iſt 
nur zwilhen den Zeilen zu Iejen. 

Den Vorzug der abjoluten Klarheit und Deutlichteit, 
den man dem Artikel 3 nicht abſprechen Tann, läßt Artikel 4, 
der die Juſtizgeſetzgebung zum Gegenjtand hat, leider ver- 
miljen. Grundſätzlich läßt der Artikel die Weiterbildung 
des Rechts zu — eigentlih ein gewilfer Widerjprud) mit 
der Tonjervativen Doftrin von der Vernünftigfeit des Be— 
ftehenden. Auch die Liberalen Parteien wollen fein Recht 
Ihaffen, das nicht auf gegebenen Grundlagen fußt, und 
nit den Bedürfnijjen der Gegenwart geredt wird. Es 
fragt ji) nur, was man unter den Bedürfniljen der Gegen- 
wart verjteht. Daß das bürgerlihe Gejegbuh den Konfer- 
vativen in mehr als einer Beziehung nit recht gefallen 
hat, erwähnten wir ſchon an anderer Stelle. Gie, ebenfo 
wie die in der „Wirtihaftlihen Vereinigung‘ zufammen- 
geſchloſſenen Gruppen, werfen ihm vor, zu ſehr von roma— 
niſtiſchem Geiſt durchweht zu fein, zu wenig auf Das „deutſch— 
nationale Rechtsbewußtſein“ Rüdjicht zu nehmen. Nament- 
lich bezieht ji) dies auf das Hypothekenrecht, an dejjen 
Stelle man ein Rentenſchuldſyſtem jegen möchte, ſowie auf 
das Erbredt an landwirtihaftliden Grundjtüden. Die 
dem römiſchen Recht entnommene Tejtierfreiheit des Erb- 
laſſers verträgt ſich allerdings nit mit dem altdeutichen 
Snititut des Anerbenrehts, wonach ein Landgut ſtets un- 
geteilt an einen einzelnen Erben fällt. Bei jehr kleinem 
Beſitz Hat das Anerbenredht allerdings den Vorzug, daß es 
die Parzellierung von Bauerngütern in jo Heine Gtellen 
hindert, die für ſich allein nicht mehr wirtihaftsfähig Jind, 
d. h. ihrem Bewirtſchafter feine jelbjtändige Exijtenz mehr 
ermöglihen. Immerhin bleibt dem Zeilerben die Mög- 
lichkeit, zu verlaufen, mithin iſt er immer nod) weit bejjer 
geitellt, als nad) dem Anerbenredht, wo er im beiten Yall 
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eine magere Abfindung erhielte. Direkt ſchädlich wirft das 
Anerbenrecht aber bei größeren Gütern, die durch Erb- 
teilung mehrere Bauerngüter ergeben würden, ſonſt aber 
in einer Hand bleiben. An einer Vermehrung des 
Bauernitandes aber Tiegt den SKonjervativen nidts. 
Diele find Bertreter des Großgrundbelites, des Yeudal- 
adels. Die Intereſſen des Bauernitandes haben jie jtets 
nur da vertreten, wo fie mit denen des Großgrundbelites 
barmonierten, aber aufs Blut befehdet, wo fie auseinander 
gingen. Solange es für den Bauer früher galt, die Ab- 
löſung der alten Herrſchaftsrechte durchzufechten, und Frei— 
zügigkeit und freie Berufswahl zu erkämpfen, ſolange hatte 
der Liberalismus keinen zuverläſſigeren Anhänger als den 
Landmann. Das änderte ſich erſt, als Bismarck die wirt— 
ſchaftlichen Grundſätze der Reichspolitik gegen Ende der 
70er Jahre von Grund aus zu ändern für gut fand. Da 
haben es die Konjervativen in jehr gejhidter Weile ver- 
tanden, den Bauernitand zum großen Teil zu ſich herüber 
zu ziehen. Er vergaß völlig, was ihn früher vom grund- 
bejigenden Adel getrennt hatte, er vergaß, daß er in weiten 
Landſtrichen nur dem ſiegreich durchgekämpften Streit ge= 
gen die Vorrechte dieſes Adels überhaupt die Möglichleit 
einer menjhenwürdigen Exiſtenz verdankt. Der Bauern- 
ſtand wird id) der gewaltigen Kluft, die feine wirtſchaft— 
lien Intereſſen von denen des Großbetriebes in der Land- 
wirtihaft auch Heute noch trennt, moclen einmal wieder 
erinnern. 

Die in den Artikeln 5, 6 und 7 des Tivoli-Brogramms 
enthaltenen mehr praktiſch-politiſchen Punkte, nämlid) Spar— 
lamfeit in der Verwaltung, Förderung der Wehrfraft und 
Unterjftügung einer maßvollen Kolonialpolitif bieten im 
Gegenjat zu den vorerwähnten prinzipiellen Grundlagen 
der Tonjervativen Bolitit feinen bejonderen Anlaß zur 
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Kritil. Dieſe 3 Punkte bilden vielmehr die Berührungs- 
fläche der Konjervativen mit den Liberalen, und die Balis 
der Jogenannten Tonjervativ-liberalen Paarungspolitif, mit 
der jeit der Reihstagsauflöjung vom 13. Dezember 1906 
Fürſt Bülow die Gejhäfte des Reichs zu betreiben ſucht. 
Ob es möglich jein wird, auf diejer immerhin jehr ſchmalen 
Unterlage, die auch dann noch recht unzulänglih bleibt, 
wenn Sie jelbit durd) gemeinfames Vorgehen in einzelnen 
\ozialpolitiihen Fragen verbreitert werden follte, einen halt- 
baren politiihen Bau zu errichten, Tann nur die Zukunft 
lehren. 

Cs fommt darauf an, ob innerhalb der Tonjervativen 
Partei die chriſtlichromantiſche Richtung, die mit dem Zen— 
trum Tofeitieren mödte, oder die jtrammenationale Richtung 
die Oberhand gewinnt, der die Sicherung der Gtaats- 
erfordernijje und die Wahrung der monarchiſchen Gewalt 
über andere Erwägungen gehen. Es it durchaus nit zu 
bejtreiten, daß dieſe Richtung der Zonjervativen Partei in 
mehr als einer Beziehung ſich Verdienſte um das Neid) er- 
worben hat. Yür praftiihe Politik ijt jie weit eher zu 
brauden, als die andere, die freilich ſozialpolitiſch weit- 
ihtiger jein dürfte. Der Richtung, die wir als ſtramm— 
national bezeichnet haben, war wohl aud) der alte General- 
feldmarſchall v. Moltke zuzuzählen. Ebenjo würde ihr Bis- 
mard angehört haben, wenn er jein Reihstagsmandat je- 
mals ausgeübt hätte. 

Die Artikel 8 und 9 des Tivoli-Programms haben 
wir ſchon geitreift — Artikel 9 enthält nur nähere Aus— 
führungen zu Wrtifel 4. 

In den Artikeln 10 bis 13 ilt das Tonjervative Wirt- 
\haftsprogramm enthalten; es ilt der Teil, der am erfolg- 
reichſten und rüdjichtslofejten in die Praxis umgejegt worden 
ilt, der der Zonjervativen Partei die Anhängerſchaft vieler 
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Landwirte und Handwerker, aber den unverſöhnlichſten Haß 
der Arbeiter, joweit diejer ſie nicht ſchon vorher traf, und 
die ſchärfſte Gegnerſchaft der ſogenannten ſtädtiſchen „In— 
telligenz“ eingetragen hat. Über die wirtſchaftspolitiſchen 
Einzelheiten wird an anderer Gtelle die Rede jein. Hier 
wenden wir uns zu den wieder rein politiihden Punkten 
Nr. 14 und 15, die den Kampf gegen Sozialdemofratie und 
Anardhismus, jowie „eine gewiljenloje Preſſe“ zum Gegen- 
ſtand haben. Eritere „ſind als Feinde der jtaatlihen Ord— 
nung zu befämpfen‘“, leßterer „it nachdrücklich enigegenzu- 
treten‘. Das alte Brogramm wollte in feinem 6. Artikel 
„ven Ausihreitungen der ſozialiſtiſchen Irrlehren entgegen- 
treten‘, d.h. in die Praxis umgeſetzt: die Konjervativen 
haben in Ausführung diejes ihres Programms von 1876 
für das Sozialiſtengeſetz gejtimmt, und haben es aud) |tets 
verlängern helfen, bis es endlich dennod) fiel, angeſichts 
jeiner faktiſchen Erfolglojigfeit und der Unmöglichkeit, jolche 
Berihärfungen im Reichstage durchzuſetzen, die den Kon— 
ſervativen gefallen hätten. Ahnliche Maßregeln wie das 
Sozialiſtengeſetz verſtehen die Konjervativen aud) heute nod) 
unter dem „Bekämpfen der Sozialdemofratie‘. Daß eine 
jold gewaltige Bewegung, deren Anhängerſchaft im deut— 
ſchen Bolt 31/,mal ſo ſtark iſt als die der Konjervativen, 
nicht mit Volizeigelegen tot gemacht werden Tann, das Tann 
eine Partei für die ihrer ganzen Art nad) die Macht, Die 
Autorität alles, die dee, der Gedanfe aber jehr wenig 
wenig bedeutet, nit erfaſſen. Daß jede geſetzgeberiſche 
Handlung, die gegen die Sozialdemofratie als jolde, gegen 
die politiihe Freiheit der großen Maſſen, gegen das Ver— 
ſammlungsrecht und die Preſſe gerichtet wird, eine neue 
Quelle des Haſſes und der Erbitterung, jede Hinweggeräumte 
Schranke, die die verſchiedenen Geſellſchaftsſchichten nod) 
voneinander ſchied, aber zu einem Bande werden muB, das 
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die Bolfsglieder fejter miteinander verfnüpft, all das bleibt 
den Männern natürlicd) unbegreiflid), die „Rang und Stand 
für von Gott eingeſetzt“ halten, die nichts gelernt und nichts 
vergellen haben. Nur wenn man ji) vergegenwärtigt, 
bis zu welder Höhe der Borniertheit ji überhaupt Stan- 
desporurteile erheben Tönnen, Tann man als Unbefangener 
Diele Art von Auffaljung begreifen lernen. Wir Ihiden den 
Einzelfällen, die wir hier aus eigener Erfahrung als Bei- 
Ipiele für das Gejagte anführen, voraus, daß es uns ſelbſt— 
redend ganz fern liegt, jie irgendwie mit der Tonjervativen 
Bartei als joldher in Beziehung zu bringen. Immerhin 
it der Held des einen Yalles ein Offizier mit einem Namen, 
der in der Tonjervativen Partei ſchon mehrfah eine Nolle 
. geipielt hat, und im andern Yall eine Dame, die als Tochter 
eines Eonjervativen Politikers jedenfalls in Tonjervativem 
Geilt erzogen wurde. Im erjtern Yall it die Szene 
eine mitteldeutſche Großſtadt — zwei Gärten in einem 
Billenviertel, die dDurh einen Zaun getrennt jind. Der 
eine gehört einem jehr wohlhabenden und akademiſch ge— 
bildeten Bürgerliden, der andere einem adeligen Offizier. 
In beiden Gärten |pielen die Kinder der betreffenden Ya- 
milien und fangen miteinander eine Unterhaltung an. 
Darauf Abberufung der DOffizierstinder und unverfennbare 
Anzeihen einer väterlichen Strafexefution. Einige Tage 
Ipäter find die Kinder des Offiziers wieder im Garten, 
doch halten jie jih ängitlid vom Zaun fern. Frage der 
„bürgerlihen” Kinder: Warum lauft ihr immer weg? 
Antwort: „Das hat Papa jo gejagt, weil ihr nit ‚von‘ 
beißt“! Die Geſchichte klingt unglaublid, it aber doch 
wahr. Man wundert jih dann ſpäter, wenn bei tatjädhlic) 
vorhandenen Unterſchieden der äußeren Lebensitellung, die 
bier doch völlig fehlten, Klaſſenhaß und mangelndes Ver— 
tändnis zwiſchen den verſchiedenen Beltandteilen des Volkes 
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zu bedauerlihen Yolgen führen. Der andere Fall ijt weniger 
kraß. Er betrifft die Tochter eines Beamten aus dem 
öſtlichen Deutichland, die ſich bei ihrer Überjiedlung nad 
Mitteldeutſchland jehr indigniert darüber geäußert hat, day 
die Dienjtboten, mit deren Arbeit jie an ji) nicht unzu— 
jrieden war, ſich hier der Herrjchaft gegenüber viel weniger 
devot zeigten als dort Hinten an der rujjiihen Grenze, 
und bedauerte das jehr als ein Zeichen des jhwindenden 
Übergewidts der „beifern Stände“. Solange derartige 
unjinnige und unſoziale Anjihten, wie in Ddiejen beiden 
Fällen, die doch aus dem Leben gegriffen jind, nicht mit 
Stumpf und Stiel ausgerotiet fein werden, jolange ähn- 
Iihe Gefühle auch nod) in Bolfsvertretern leben — was 
lie doch ohne Zweifel tun, wenn jie jelbjtredend in Partei— 
programmen auch nicht zum Abdrud gelangen, — ſo— 
lange wird der Kampf gegen die Spzialdemofratie ver- 
gebens jein, denn jolange hat die Sozialdemokratie einen 
Boden unter den Füßen, aus dem ihr immer neuer und 
berechtigter Agitationsjtoff zuwudert. Wenn aufgellärte 
Konjervative in ihren Kreiſen dahin wirken würden, dab 
jeder Vertreter der gefennzeihneten Anſchauungen der 
wohlverdienten Lächerlichkeit anheimfiele, jo würden ſie 
ihrer eigenen Sade nit den ſchlechteſten Dienjt leiſten. 

Mir jind im übrigen objektiv genug, um zu wünjden, daß 
die Tonjervative dee vom Staat, obſchon wir jie nicht 
teilen, in unjern Barlamenten nicht ganz unvertreten jein 
möchte, ſchon der nützlichen Oppoſition wegen, die allein Die 
Stagnation des politiihen Lebens verhindern Tann. Darüber 
wird man ji aber klar zu jein Haben, daß jie ihre hiſto— 
riſche Rolle für die Zukunft ausgejpielt hat, und dab es 
zu den ſchwerſten Konflikten führen müßte, wenn eine extrem 
fonjervative Richtung einmal zur Herrſchaft Täme. Es ind 
aber Anzeichen vorhanden, daß ſich auch innerhalb der Ton- 
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jervativen Partei die Überzeugung Bahn bricht, daß das 
moderne Leben doch Anforderungen an die Bolitif ftellt, 
denen das bisherige Programm nicht entjprechen Tann. Ge— 
trade jet jcheint ji” ja ſchon, wenigjtens innerhalb der 
ſächſiſchen Konjervativen, ein gewiſſer Umſchwung vorzu— 
bereiten. Freilich, die ſächſiſchen Konſervativen ſind nie ſo 
extrem geweſen wie die preußiſchen, wenn auch unter ihnen 
einzelne ſehr weit rechts ſtehende Elemente nicht fehlen. 
Das zeigte ſich u.a. mit großer Deutlichkeit bei den Be— 
ratungen der ſächſiſchen Erſten Kammer über den Antrag 
der Juziehung von Handel und Induſtrie zu dieſer Körper- 
\haft. Denn ein ultrafonjervatives Mitglied, Dr. v. Sahrer, 
erllärtte nämlid, daß in Sadjen, befanntlid Dem in- 
duitrielliten Lande im Deutjhen Reid, „Handel und 
Induſtrie zur Vertretung in der Eriten Kammer ungeeignet 
wären“. 

Man darf bei der Würdigung der Tonjervativen Partei 
für unjer öffentlihes Leben aber nicht vergeſſen, was aud) 
wir wiederholt feititellten, daß die Partei ſchon heute in 
ihrer Mehrheit geradezu liberal iſt im Vergleich zu Den 
Männern, die jie um die Mitte des 19. Jahrhunderts be— 
gründeten. 

„Geſetzlich gejicherte bürgerliche Yreiheit für alle, bei 
wirkſamer Beteiligung der Nation an der Geſetzgebung“ 
(Artikel 3) das ijt immerhin eine politifche Yorderung, Die 
in vormärzlider Zeit als revolutionär gegolten haben 
würde, heute freilich nicht nur ſelbſtverſtändlich, ſondern 
realtionär erjheint. Heute Tann das deutihe Volk, das 
jeitdem auf Königgrät und Sedan zurüdblidt, das in Kunſt 
und Willenjhaft, in Handel und Gewerbe zu den erjten 
und fortgejgprittenjten der Welt zählt, verlangen, daß es 
nit nur „wirkſam“, ſondern ‚„ausihlaggebend‘“ an der 
Gejeßgebung beteiligt wird, und daB die noch vorhandenen 
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Überreite des alten Bolizeijtaates endgültig bejeitigt werden, 
Man Tann über das Tempo und die Art und Weile der 
zur Erreichung diejes Endziels des Ausbaues unferer Reichs- 
und Landesverfajlungen zwar verjhiedener Meinung ein 
— eine Partei aber, die ih grundſätzlich dieſer Hilto- 
riſchen Entwidlung entgegenitemmen würde, muß mit un- 
erbittliher Notwendigkeit eines Tages aufhören, eine Rolle 
im politiiden Leben zu fpielen. 


2. Die Deutſche Reihhspartei. 


In der Hauptſache aus einer gewiljen Oppojfition gegen 
den altpreußiſchen Bartikularismus, wie er zu jener Zeit 
innerhalb der preußiſchen Tonjervativen Partei bejtand, zum 
Zeil aud), weil man ſich gewiljen modernen Ideen auf ver- 
faſſungsrechtlichem Gebiet nicht mehr verſchließen Tonnte, 
jonderten fih im Jahre 1866 von den Konfervativen eine 
Reihe von Abgeordneten ab, die ſich unter dem Namen der 
„Freikonſervativen Bartei‘ zu einer neuen Fraktion zuſam— 
menſchloſſen. Der Name Tennzeichnet das Weſen der Partei 
reht gut. Durchaus Tonjervativ ihrer ganzen Anſchauung 
nad), iſt ſie doch in manden Punkten von „freierer“ Den- 
kungsart als die deutſchkonſervative Richtung. Im konſti— 
tuierenden Reichstag (1867) bildete ſich eine der freikonſer— 
vativen Fraktion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes ent- 
ſprechende Gruppe unter dem Namen der „Freien konſer— 
vativen Vereinigung“. Aus dieſer iſt dann ſpäter die 
„Deutſche Reichspartei“ geworden. Dieſer Name hat mit 
einer Reihe von anderen deutſchen Parteinamen die 
Eigenſchaft gemeinſam, daß man ſich ſozuſagen gar nichts 
oder auch alles dabei denken kann, was auf dasſelbe hinaus— 
kommt. Nur inſofern mag er nicht ganz unberechtigt er- 
ſcheinen, als die Reichspartei für die Erforderniſſe des 
Schutzes des Reichs nach außen hin ſtets ſehr opferbereit 
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gewejen iſt, und in diejer Hinſicht eigentlich noch weiter zu 
gehen bereit war und ilt, als jelbit die Konſervativen, die 
der Flottenpolitif der Negierung doch im Grunde ihres 
Herzens nit jo ganz gewogen jind. Bon der Veröffent— 
lihung eigentlider Programme hat die Reicdhspartei ſich 
bisher ſtark zurüdgehalten. 

Am 27. Ditober 1867 erließen die preußiſchen Mit- 
glieder der Reichsſtagsfraktion eine Kundgebung, in der 
nationaler Sinn und Achtung vor den Rechten des Volkes 
Haren Ausdrud finden. Es heißt dort u.a. 


„Nicht allein bedarf unjer Volk, wie alle zivilijierten Nationen 
diejes Zeitalters, zur eigenen Befriedigung einen rehtmäßigen An- 
teil an der Beltimmung feiner Geldide; das Königtum ſelbſt er- 
fordert die Mitarbeit des Volkes zur Erfüllung jeiner hohen Gen- 
dung. Nur die Krone eines freien Landes gebührt unjerm Fürjten; 
jein Thron ruht am ſicherſten auf dem Willen freier Männer.“ 


Zu erwähnen iſt ferner eine Kundgebung der Reichs— 
partei vom Jahre 1876. 


Daraus entnehmen wir: 


„Herporgegangen aus gemäßigt Tonjervativen und altliberalen 
Elementen bat dieſelbe (die Reichspartei) jeit ihrem Beſtehen die 
nationale Politik des NReichstanzlers, welche gerichtet ijt auf eine 
Stärkung der Fentralgewalt des Reiches und ihrer monarchiſchen 
Spiße bei voller Achtung der vertragsmäßigen Rechte der Einzel- 
itaaten, auf Erhaltung der Wehrkraft des Landes, auf Wahrung 
der Souveränität der weltlihen Madt des Deutjhen Reiches und 
der Einzeljtaaten gegenüber Tünftliden Übergriffen, auf einheitliche 
Geſtaltung des Rechtslebens der deutjhen Stämme — aus volliter 
innerer Überzeugung unterjtüßt.‘“ 


Ferner heikt es darin an anderer Stelle: 


„Die Störungen, welde in agitatorijher Weile in die Be- 
ziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer gebradjt worden 
lind, erfordern dringend einen ftärferen ausreihenden Schuf gegen 
den böswilligen Kontraktbruch und die Regelung des Lehrlings- 
weſens.“ 
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Der für die politii den Verhälinijje in den 70er Jahren 
bejonders charakteriſtiſche Schlußpaſſus lautet: 

„Wie wir bisher unjere Aufgabe nicht in der Polemik gegen 
andere Parteien und in einer bloß negativen Kritik der Vorſchläge 
der Regierung gejuht haben, jo werden wir aud in Zufunft im 
Zujammenwirfen mit verwandten Parteien die Regierung in un— 
abhängiger Überzeugungstreue zu unterjtüßen und fortzuarbeiten 
juden an der Konjolidierung des Reichs und der gejunden Yort- 
entwidlung der Berhältnijje der Einzeljtaaten, denn gerade in der 
fonjequenten Durchführung der feit zehn Jahren verfolgten Bolitit 
eriennen wir das ſicherſte Mittel, die freilinnigen und ſegensreichen 
Errungenſchaften der letzten Zeiten ſicher zu jtellen und unjere 
fernere jtaatlihe Entwidlung ebenjowohl vor der Reaktion als wie 
vor überjtürzendem Raditalismus zu bewahren.‘ 


Hier erjheint die Reichspartei falt als Vertreterin 
einer ziemlich liberalen Politik, doch hat ſie ſpäter, als 
die Regierung nad) rechts ſchwenkte, diejer Die Treue ge— 
balten, und it auch unter den veränderten Verhältniſſen 
meilt gouvernemental geblieben. 


In der neueren Zeit hat die Partei, wie ſchon an— 
gedeutet, Kundgebungen, die man ‚Programme‘ nennen 
fönnte, nicht veröffentliht. Sie hat ſich darauf beichränft, 
Aufrufe zu den einzelnen Wahlen zu erlajfen. Dieje und die 
Reden und Abjtimmungen ihrer Abgeordneten im Reichs— 
tage bilden daher das Material, aus dem ſich die Charafte- 
riltit der Partei ergeben muß. 

Dem Mangel eines felten Programms entſprechend, 
finden ſich nun in der Neichspartei jehr verjchieden- 
artige Bolitifer zujammen. Ein Teil von ihnen jteht 
den. Konjervativen nahe, ein anderer Teil den Natio— 
nalliberalen. Eine dritte Richtung neigt zu den Anti— 
jemiten, mit deren einer Gruppe — der deutſchen NReform- 
partei — die Reihspartei in engeren Beziehungen (Kom- 
miljionsfartell) ſteht. Ein weiterer Teil der NReichspartei 


\hliekli hat ji von jeher aus gewejenen hohen Be— 
amten des Reichs und der Einzelitaaten rekrutiert, die in 
ihr Gelegenheit fanden, jih auf dem Boden einer maßvoll 
fonjervativen Politik betätigen zu können, ohne ji) irgend- 
wie auf ein bejtimmtes Programm feitlegen zu müſſen. 
Ein eigentümlides Gepräge hat die Partei er- 
halten dur) die unglüdlihe Stellung einzelner ihrer her- 
vorragendjten Mitglieder, 3. B. des Kreiheren v. Stumm 
Hallberg, zur Spzialpolitif. Unter „Sozialpolitik“ treiben 
verjteht dieſe Richtung ein gewiljes, geſchenkähnliches Zu— 
wendungsſyſtem, das möglichſt nur ſolchen Arbeitern zugute 
kommen ſoll, die in Hinſicht auf ihre politiſche Haltung 
und namentlich auch ihre Genügſamkeit in Lohnforderungen 
ſich die Zufriedenheit ihrer „Herren“ verdient haben. Es 
iſt dieſer Herrenſtandpunkt bei einzelnen Angehörigen der 
Reichspartei noch viel kraſſer ausgeprägt als bei den Konſer— 
vativen. Im übrigen entſpricht dieſe Auffaſſung dem ſozialen 
Milieu, dem ein großer Teil der Reichsparteiler entſpringt, 
nämlich dem modernen ſchwer reichen Induſtrie-Adel. 
Dem konſervativen Grundcharakter der Reichspartei ent— 
ſprechend ſind ihre meiſten und ſicherſten Wahlkreiſe im 
öſtlichen Deutſchland gelegen. Da ſie ſich indeſſen außer— 
ordentlich dazu eignet, Kandidaten für Kompromiß-Wahl— 
feldzüge zu ſtellen, namentlich zur Zuſammenfaſſung von 
konſervativen und nationalliberalen Wahlitimmen, jo hat 
lie doch aud) eine verhältnismäßig große Anzahl von Wahl- 
ſtimmen und Abgeordneten immer dann aufzuweilen, wenn 
die Regierung einen der befannten Aufrufe zur „Samm— 
lung“ erläßt. Sp war es 1878, wo die Neichspartei mit 
790062 Stimmen ihren größten Erfolg erftritt, den Jie 
jemals gehabt hat, und mit 56 Abegordneten in den Reid)s- 
tag einzog. 1881 ſchnitt fie nicht Halb jo gut ab. Dagegen 
bradten ihr die Septennatswahlen von 1887 wieder fait 
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3/, Millionen Stimmen und 41 Abgeordnete, während 1903 
nur 1/, Million reihsparteilihe Stimmen gezählt wurden. 
Der dem Jahre 1887 in gewiljer Hinſicht nicht unähnlichen 
Situation von 1907 entſprechend, brachte aud) diejer Wahl— 
feldzug unter den Zeichen der Tonjervativ-liberalen Paa— 
rung, die der Politik der Reichspartei bejonders günitig 
liegen jollte, wieder ein jtarfes Steigen der für ſie abge- 
gebenen Stimmen auf 471863, womit freilich nur ein Ge— 
winn von 2 Mandaten verbunden war. Die Bartei it 
im Reichstag jet duch 24 Abgeordnete vertreten. Es it 
Ihwer zu jagen, wie es Tommt, daß dieſe Partei neuerdings 
ſchlechter abichneidet als die fonjervative, der fie doch an 
modernem Gedanfeninhalt ohne Zweifel überlegen iſt. Man 
wird indeljjen nicht fehl gehen, wenn man die verfehlte 
Spzialpolitif einiger reihsparteiliher Führer und die noch 
verfehrteren Anlihten über Währungsreform, die inner- 
halb der Reichspartei Anhänger bejizen, als Urſache ihres 
Berlujtes an Einfluß betradtet. Wir haben in Deutjd)- 
land befanntlih die Goldwährung und können mit ihr aud) 
recht zufrieden jein, denn jie hat unſere Geldwirtihaft vor 
den ſchweren Nachteilen, die den Kursihwanfungen ent- 
Ipringen, denen das Silber ausgejeßt iſt, erfolgreich behütet. 
Die namentlih in der NReichspartei vertretenen „Bime— 
talliiten‘‘, insbejondere die Abgeordneten v. Kardorff und 
Dr. Arendt, wollten nın dem Gilber in Deutſchland Die 
Gleihberegtigung mit dem Golde als Münzmetall ver- 
IHaffen, die Goldwährung durch die fogenannte Doppel- 
währung erjegen. Das Motiv, das jie bei dieſer eigen- 
tümlihen Politik leitete, war einesteils der Preisſturz des 
Silbers, der eine jehr fühlbare Verbilligung der Export— 
produkte aus Ländern mit Silberwährung zur Folge hatte, 
die deren Konturrenzfähigfeit gegenüber der deutſchen Land- 
wirtſchaft erhöhte, und andererjeits die Befürdtung, Die 
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„Golddecke“ der Welt könne zu Turz werden. Wäre dies 
der Fall, würde tatſächlich weniger Gold produziert, als der 
zunehmende MWeltbedarf verbraudte, ſo würde das ja 
freili für Länder ohne nennenswerie eigene Goldproduf- 
tion, wie Deutſchland, peinlih werden können. Tatſächlich 
beiteht aber angejichts der gewaltigen Goldausbeuten Süd— 
aftifas und anderer Länder zu dieſer Befürhtung Taum 
ein Grund. Für wünjhenswert halten allerdings auch wir, 
daß die Regierung in unjeren Kolonien, wo nadhweislidh 
an zahlreihen Stellen Goldlager vorhanden jind, für ihre 
eigene Rechnung den Betrieb aufnimmt, und es möglichſt 
vermeidet, irgendwelde Konzeſſionen für Goldbergbau in 
Privathände zu legen — namentlid nicht in ausländijche. 

Am erfolgreichſten Hat ſich die Neichspartei vielleicht 
auf dem Tolonialpolitiichen Gebiet betätigt. Neuerdings hat 
lie in der Berjon des ehemaligen Gouverneurs von Oſt— 
afrila, Generalleutnant v. Liebert, einen hierfür hervor— 
ragend ſachverſtändigen Abgeordneten erhalten. Bedenklich 
it es aber, wenn die Reihspartei, — und zwar falt noch 
mehr als die Konjervativen — dem extremjten Agrarier- 
tum in ihren Neihen eine Stätte geboten hat. Die Sym- 
pathien, die der Reihspartei wegen ihrer freieren Stellung 
zu Zulturellen Fragen aud in weiteren Kreijen entgegen- 
gebracht würden, gehen ihr dadurch, wenigjtens in der 
ſtädtiſchen Wählerſchaft, wieder verloren. Als typiſchſten 
Vertreter dieſer reihs-parteilih’-agrariihen Richtung Tann 
man wohl den Abgeordneten Frhr. v. Gamp anjehen, und 
auch den Türzlich verjtorbenen ehemaligen Führer der Partei, 
Herrn v. Kardorff, der von 1868 bis 1906 faſt ununter- 
brochen dem Deutſchen Reichstag angehört hat. Diefer war 
es, der im Dezember 1902 durch einen Antrag auf Enbloc- 
annahme des neuen Zolltarifs der Obitruftion der Linken 
Ben ſchon wahrjhheinlih gewordenen Sieg entriß. Weil er 


aber in der Erkenntnis, dab Politik Die Kunjt des Erreichbaren 
ilt, feinem Antrag nicht die allerextremiten agrariſchen For— 
derungen zugrunde gelegt hatte, war der Dank. der eigent- 
lihen Agrarier eine glatte Abjage an ihn. Sn Tultureller 
Beziehung ilt es dieſer Abgeordnete gewejen, der Des 
öfteren die Tulturfreundliden Traditionen feiner Partei ver- 
treten hat, jo bei den Kunjtdebatten im Reichstage. 

Eine Art von Übergang zwiſchen der Reichspartei und 
den Nationalliberalen wollte die jogenannte Liberale 
NReihspartei bilden, die im Neidistag von 1871 mit 
30 Mitgliedern vertreten war. 

Da jie jih zum großen Teil aus gewejenen Minijtern 
zufammenjeßte, hatte man ihr den Beinamen „Cxzellenzen- 
Partei‘ verliehen. Für die zweite Legislaturperiode wurden 
jedoch nur 8 ihrer Abgeordneten wiedergewählt, und dieſe 
löjten dann die Partei als jolde auf. Ein Teil von ihnen 
ging zur Reichspartei über, ein Teil zu den Nationalliberalen, 
und 2, darunter Fürſt Hohenlohe, blieben fraftionslos. 

Es ilt das Schickſal dieſer Partei typiih für Das 
derartiger Parteien überhaupt. Von Anfang an war ſie 
ein totgeborenes Kind, denn jie war eine fünjtlihe Schöpfung 
von Parlamentariern, die im Volk Teinen Rüdhalt Hatte. 
In gewillem Sinne trifft leßteres aud) für die Reichspartei 
zu, troß ihrer oft recht beachtlichen Wahlerfolge. Das 
eigentlihe Lebenselement einer politiſchen Partei ijt der 
Kampf. Nur im Kampf gegen einen zunädjt nod) über- 
legenen Gegner Tann eine politiide Partei erjtarfen. Das 
jehen wir an der Sozialdemofratie und am Bund der 
Landwirte. Das Gegenjtüd bietet die Liberale Neichspartei, 
die ſich aus Elementen zujammenjette, die damals Jo recht 
im gouvernementalen Fahrwaſſer Ihwammen, und das 
Schidjal des Liberalismus in Deutſchland überhaupt, dejjen 
Berfall in dem Augenblid beginnt, wo er fein Programm 
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in allen wejentlihen Punkten durchgeſetzt hatte. Das Schick— 
al der Liberalen Reichspartei zeigt aber aud, dab es 
recht leiht ijt für einige Abgeordnete, im Reichstage eine 
Traktion zu bilden, daß es aber oft ſehr ſchwer ijt, einer 
für fi jelbjt völlig in der Luft ſchwebenden NReidhstags- 
fraftion eine Bajis in einer im Volk erjt zu jhaffenden 
Partei zu geben. Nur jolde Fraktionen haben, ganz abge- 
fehen von der parlamentarilhen Zwedmäßigfeit ihrer Grün— 
dung, eine politiihe Berechtigung, die ſich als Bertrete- 
rinnen einer im Volk lebenden Partei fühlen können. 


3. Die wirtijhaftlide Bereinigung. 


Eine reiht verfchiedenartige Schar von Abgeordneten 
tleinerer Gruppen, die jede für fi) allein zu ſchwach waren, 
um im Reichstage Beadhtung zu finden, ſchloß ſich im De- 
zember 1903 zu einer fraftionsartigen Gemeinſchaft zu— 
jammen, die jih den Namen der „Wirtſchaftlichen Vereini- 
gung“ beilegte, unter weldem Namen ſchon früher 
eine ähnliche Ziele verfolgende parlamentariihe Gruppe be- 
Itanden hatte. Ihren Platz Hat fie auf der reiten Seite des 
Reichstags, in der Nachbarſchaft der Konjervativen und der 
Reihspartei, zu denen ſie zwar in freundſchaftlichem Verhält- 
nijje jteht, aber Doc ſcharf geſchieden ijt durd) ihren mehr 
demofratiihen und wenig gouvernementalen Charalter. 

Die einzelnen Beltandteile der „Wirtjhaftlihen Ber: 
einigung‘ Haben, wie ſchon angedeutet, unter ſich nicht eben 
viel Berwandtes. Das ſtarke gemeinjame Band, das jie mit- 
einander verbindet, ilt bei weit Divergierenden jtaatsredht- 
lihen und allgemein politiihen Anſichten allein die Hin— 
neigung zur kraſſeſten Reaktion auf wirtſchaftlichem Gebiet, 
bejonders in agrar- und gewerbepolitiiher Hinſicht. In 
‚anderen Richtungen, 3. B. in der Sozialpolitik, in der Yrage 
der Gejeggebung über jtädtiihen Grundbeſitz ujw., gehen die 
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Anjihten innerhalb der wirtihaftlihen Vereinigung weit 
auseinander. Die Gruppen, die im Reichstage von 1907 
die MWirtichaftlihe Vereinigung bilden, find nun folgende: 

a) Braunfhweigiihe Welfen (Abg. v. Damm), 

b) Bund der Landwirte (vertreten durch meilt ſüd— 
deutihe Abgeordnete. Die norddeutjhen Mitglieder des 
Bundes der Landwirte pflegen ji) gewöhnlich andern Par— 
teien anzuſchließen, namentlich den SKonjervativen), 

c) Chriltlih- Soziale (unter Yührung des Hofpredi- 
gers a. D. D. Stöder), 

d) Deutſch-Soziale (darunter Liebermann v. Son- 
nenberg, Lattmann, Schad u. a. m.), und endlich die Drei 
Abgeordneten der | 

e) Mitteljtandsvereinigung. 

Die Erörterung des Antifemitismus ſei an diejer Stelle 
ausgejchieden, da auf jie bei der Behandlung der deutjchen 
Reformpartei eingegangen wird. Wir werden uns hier be- 
Ihränfen auf die Kritik des wirtihaftliden und allgemein 
politiihen Teils der Programme der Wirtihaftlichen Ver- 
einigung und ihrer Komponenten. 

Bon einem einheitlihen Programm der Vereinigung 
fann allerdings kaum die Nede fein. Sie hat id) darauf 
beihränft, die nadjtehenden ‚Grundzüge‘ niederzulegen. 


Grundzüge der „Wirtfhaftliden Vereinigung“ 
im Reidstage. 

In Treue zu Kailer und Reid) und unter gewiljenhafter 
Wahrung der Rechte und Freiheiten des Volkes: 

Eintreten für die Machtſtellung und die Lebensfragen des 
Deutſchen Reiches in geijtiger und wirtjhaftliherBeziehung; für 
Handel und Schiffahrt, 

Erhaltung einer leiltungsfähigen, fejtgewurzelten Landwirt- 
ſchaft, 
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Fürſorge für den felbjtändigen Mittelſtand unter Belämpfung 
aller mitteljtandsfeindlihen Erjheinungen und Einrichtungen, 

Schaffung zufriedenftellender Verhältnijje für alle Beamten 
und Angeltellten, 

Soziale Fürforge für den Arbeiterjtand im Sinne der Bot- 
Haft Kaifer Wilhelm I. vom 17. November 1881 auf der Grund- 
lage der Gleihberehtigung aller Stände. 

Ein Fraltionszwang bejteht im übrigen für die Mitglieder 
der „Wirtihaftlihen Bereinigung“ nidt. 


Die allgemeinen Ridhtungslinien, die hier gegeben ſind, 
harafterilieren die „Wirtſchaftliche Vereinigung“ als eine 
im großen und ganzen Zonjervativ gerichtete Partei, — 
lie jind freilid) jo allgemein gehalten, daß ſich jeder Das dabei 
denfen kann, was jeinem politiſchen Geſchmack entjpridt. 
Seder Hinweis auf den Antijemitismus fehlt in den Grund- 
zügen, das Eintreten für Handel und Schiffahrt wird dem 
für Landwirtihaft und Mittelltand vorangejtellt — man 
könnte beinahe glauben, ein liberales Brogramm vor ſich zu 
haben. Damit jtehen indejjen weder das Verhalten der 
Traktion im Reihstage noch die Brogramme der einzelnen 
Gruppen im Einklang, obwohl anerfannt werden muß, daß 
viele beachtenswerte Anregungen bei der Wirtichaftlichen Ver- 
einigung Unterjtügung finden, 3. B. die MWertzuwadjsiteuer 
für ſtädtiſchen Grundbeli und eine vernünftige Boden- 
politif in den Kolonien, im Gegenſatz zu dem Syſtem der 
Zandgejellihaften und Konzeſſionen unter dem verflojjenen 
Regime. Es Hat die Bereinigung ſonſt die Tendenz, 
auf allen Punkten das mobile Kapital zu befämpfen, auf 
deſſen Betätigung fie den größten Teil der Mijeren unjerer 
Zeit zurüdführt. Sie befriegt daher aud) den Liberalismus, 
als ven Vorkämpfer der wirtſchaftlichen Freiheit. Dieje hat 
allerdings auf fozialem Gebiet zu einer bedenflihen Über- 
madt des Privatfapitals geführt, freilich nit nur in der 
Induſtrie. Sie Hat nämlid) auch nicht Hindern können, dab 
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der ebenfo Tapitaliltiige Großgrundbelit in der Landwirt- 
haft die rückſichtsloſeſte Intereſſenpolitik treiben darf. Hier- 
bei wird meiſt überjehen, daB der heutige Liberalismus nicht 
mehr der von 1860—1880 iſt. Unter der Erhaltung einer 
„leiltungsfähigen, feitgewurzelten Landwirtſchaft“ verjteht 
die „Wirtihaftlihe Vereinigung‘ — was jelbjtverjtändlic 
it für die engjte Bundesgenoflin des Bundes der Landwirte 
— die Unterjtüßung der extrem-agrarilden Zollpolitif, und 
unter der „Fürſorge für den Jelbjtändigen Mitteljtand‘ Die 
Bertretung der unter dem Namen ‚„Mitteljtandsbewegung‘ 
zuſammengefaßten Beitrebungen, die darauf gerichtet find, 
Kleinhandel und Handwerk gegenüber der Konkurrenz der 
Marenhäufer und Fabriken zu ſchützen. Die „Mittelſtands— 
frage‘ bildet überhaupt eine der wihtigjten und interejjan- 
tejten Betätigungsgebiete der „Wirtſchaftlichen Vereinigung“ 
wie jie je überhaupt für unjer ganzes Volfsleben von ein- 
Ihneidender Bedeutung it. Wenn aud) der Berfafjer der 
Meinung it, dab die gefamie Mitteljtandspolitif Heute auf 
ein durchaus faljhes Gleis gefahren wird, — nicht ohne 
Schuld der Wirtſchaftlichen Vereinigung, bzw. der ihr nahe- 
ltehenden Politiker inner- und außerhalb des Neidhstags, 
jo mul doch anerlannt werden, dab es an ji) ein Verdienit 
it, die Sragen nad) den Bedürfniljen von Kleinhandel und 
Gewerbe zur Erörterung zu bringen. Nur it dies Verdienſt 
Tein Monopol der Wirtihaftlichen Vereinigung. Die Mittel 
freilich), die zur Abjtellung der in diejen Berufszweigen vor— 
handenen Übeljtände von jeiten der „Mitteljtandsvereini- 
gung“ und ihrer Freunde bisher vorgeſchlagen wurden, 
Tönnen den weiter blidenden Volkswirt und Politiker aller- 
dings nicht befriedigen. Da in der Bücherſammlung: ‚Die 
Politik des Deutſchen Reichs‘ ein beijonderer Band über Ge— 
werbepolitif erjcheinen wird (von Bruno Volger, Heraus- 
geber des „Goldenen Buchs des Handwerks“) und darin 
5* 
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die Mittelltandsfragen gründlider behandelt werden, jo 
fönnen wir uns bier furz fallen, und brauden nur das 
wihtigjte zu berühren. Die Hauptangriffe richten ſich gegen 
die Gewerbeordnung von 1869, die befanntlicd) die Gewerbe- 
freiheit proflamierte. In Preußen war allerdings ſchon 
1810 die Gewerbefreiheit eingeführt, aber 1849 unter der 
Reaktion wieder bejeitigt worden — auf Betreiben von 
Handwerfsmeijtern, die fih vom alten Zunftweſen nicht 
trennen modten. Als nun 1869 die Gewerbefreiheit durch 
Gejet des Norddeutihen Bundes wieder eingeführt wurde, 
glaubte man ihr Beſtehen für alle Ewigfeit gejihert, allein 
die Agitation Dagegen wurde mit der Zeit jo ſtark, daß 3.2. 
die Frage der Einführung des Befähigungsnadhweijes heute 
nit mehr mit einem überlegenen Lächeln abgetan werden 
kann. Nächſt der Gewerbefteiheit jind die intimjten Feinde 
der Mittelltandsvereinigung die Warenhäujer und Konſum— 
vereine, die jie mit Umjaßjteuern zu Tode chikanieren mödte. 
Weiter befämpft jie Meſſen und Märkte, Haujierhandel, 
Ausverlaufswejen, Strafanjtaltsarbeit und Vergebung von 
öffentlihen Aufträgen im Submijfionswege an den Mindejt- 
jordernden. Zu ihren jonjtigen Forderungen gehört die Be— 
kämpfung des Bauſchwindels durch ein Gejeß über den 
Schuß der Forderungen der Bauhandwerfer und die Be- 
\hränfung des Nedts der Kehrlingshaltung auf jolde Hand- 
werter, die jih nad) Handwerfsbraud den Meiltertitel er- 
worben haben. Ebenjo it das Gejeß zur Befämpfung des 
unlauteren Wettbewerbes aus der Mitteljtandsbewegung 
hervorgegangen. Sp weit Diefe Bewegung nur darauf ab- 
zielt, Durch Berbejferung und Yortentwidelung des Straf— 
rehts und Zivilrechts die Unredlichkeit und die Verlegung 
\hußbedärftiger Rechtsgüter dur) doloſe Handlungen zu 
erihweren, jolange wird man ihr von Teinem Standpunkt 
aus widerjprehen dürfen. Wer eine Handlung begeht, Die 
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dur Täuſchung oder ähnliche Mittel das jolide Geſchäft und 
den gutgläubigen Käufer benachteiligt, der joll den Folgen 
feines Tuns ſich nicht entziehen dürfen. Anders aber liegt 
die Sade, wenn die „Mitteljtandsfreunde‘‘ Forderungen 
aufjtellen, die geeignet jind, allgemeine wirtſchaftliche In— 
terejjen zu ſchädigen. Man wird 3.38. aud) auf Seiten der 
Mitteljtandsvereinigung zugejtehen müjjen, daß der Stlein- 
handel häufig jehr mangelhaft organijiert ift, ſchlechte Waren 
zu teuern Preijen liefert, während bejjere Warenhäujer — 
neben billigitem Schund, den zu Taufen aber niemand ge- 
zwungen wird, — oft Gelegenheit bieten zu weit vorteil- 
hafterem Einfauf wirflid) guter Saden. Ohne Grund jind 
Mertheim und Tietz nit auf ihre Höhe gelangt. Fit es da 
wirtihaftlich richtig, den bejjeren Lieferanten zu chikanieren, 
oder jollte man nicht lieber verſuchen, den ſchlechteren Lie- 
feranten, in dieſem Falle aljo den nicht Tonfurrenzfähigen 
Kleinhändler, durch Ermöglihung kaufmänniſcher Ausbil— 
dung ſowie genoſſenſchaftlichen Großeinkaufs und Kredits 
leiſtungsfähiger zu machen? . Das Konſumentenintereſſe muß 
ja heutzutage oft genug ſchweigen. Glaubt man aber wirk— 
lich, daß die vielen Millionen Deutſcher, die als Konſumen— 
ten in Frage kommen, ſich denn auf die Dauer gefallen 
laſſen, gegenüber dem Produzenten benachteiligt zu werden ? 
Obwohl für die in Rede jtehende Angelegenheit bedeutungs- 
los, wollen wir doch der Nichtigkeit wegen fejtitellen, daß 
der Yabrifarbeiter im volfswirtihaftlihen Sinne weit mehr 
Produzent ijt, als der SKleinhändler und meilt auch der 
Handwerfer! 

Unzuerfennen iſt, dab die Wirtſchaftliche Vereinigung 
fleißig aud) für den jogenannten ‚neuen Mittelſtand“ ar- 
beitet. Bejonders hat hier der Abgeordnete Schad ſich Ver- 
dienjte um die Handlungsgehilfen erworben. Ferner erfennt 
die „Wirtihaftlihe Bereinigung“ wenigjtens in ihren 
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„Srundzügen‘ die Gleihberehtigung aller Stände an, ein 
wejentliher Unterfhied von den Konjervativen. Ju den 
einzelnen Gruppen der Wirtihaftlidien Vereinigung über- 
gehend, behalten wir uns die Behandlung Der 

a) Braunſchweigiſchen Welfen im Zujammenhang 
mit den übrigen regionalen Gruppen vor, von denen ſie ſich 
allerdings durch ihre reihstreue Haltung vorteilhaft unter- 
Heiden. 

Die wichtigjte Gruppe der Wirtſchaftlichen Bereinigung 
it nun entſchieden 

b) ver Bund der Landwirte. Seine Bedeutung 
erſchöpft Jid) Teineswegs mit den paar Abgeordneten, 
die jih, um nit fraftionslos zu ſein, der Wirtichaft- 
lihen Bereinigung angejälofjen haben, im Gegenteil, dieje 
ind für die Beurteilung des Bundes der Landwirte völlig 
gleihgültig. Sie find nur sans phrase auf jein wirtſchaft— 
lihes Programm Hin gewählt worden, während die große 
Mehrheit feiner Anhänger unter den Abgeordneten der 
Konjervativen und Neihspartei, der Antiſemiten und 
aud) der nationalliberalen Partei zu juchen iſt. Ebenſo er- 
ftredt ji) fein Einfluß, wenn aud) vielleiht nicht jeine Mit- 
gliederlijte, bis über das Zentrum und die Polen. Er jtellt 
aljo eine gewaltige Macht dar, die jid) aus Heinen Anfängen 
gar ſchnell entwidelt hat. Wir jtehen nit an, das Wirken 
diejer Macht auf politiihdem Gebiet für äußerſt unheilvoll 
zu erllären, müjjen aber doch unjerer größten Achtung vor 
der realpolitiihen Geſchicklichkeit Ausdrud geben, mit Der 
der Bund und jeine Agitatoren ihr Ziel zu verfolgen und 
auch zu erreichen verjtanden haben. Unjerer Aufgabe, die 
Geihichte und das Programm des Bundes hier furz zu be- 
handeln, fönnen wir um jo leichter entjpredhen, als das 
Mitglied der Direktion des Bundes der Landwirte, Herr 
von Kieſenwetter, unter dem Titel: „Zum 18. Yebruar 1903. 


BAT ©. 


Zehn Fahre wirtichaftsspolitiihen Kampfes‘, im eigenen 
Verlag des Bundes der Landwirte ein Bud) veröffentlicht 
hat, in dem die Geſchichte und die Ziele des Bundes in 
vorzügliher Weile dargeitellt jind. Unjere ſachliche Gegner- 
Ihaft hindert uns nicht, der Direktion des Bundes für die 
freundliche Überlafjung diejes Werkes verbindlichſt zu danken 
und anzuerfennen, daß der „Bund der Landwirte‘ ſich Hier 
jehr vorteilhaft 3. B. vor der Sozialdemofratie ausge- 
zeichnet hat. 

Die Ziele des Bundes find aber nit rein poli- 
tiider, jondern auch privatswirtihaftliher Art. Seine 
Berlaufsitelle vermittelt den Anlauf von Dünge- und 
Yuttermitteln, eine Spezialfalje entihädigt für trichinös 
befundene Schweine, feine Genoſſenſchaftsabteilung bejorgt 
den Mitgliedern billigen Kredit (Umſatz im Jahre 1902 nicht 
weniger als 112 Millionen Marti!!!) Daneben bejtehen 
Abteilungen für Saatgut- und Maſchinenbezug, für Aus- 
funfterteilung und Revijion ländlicher Genoſſenſchaften ujw. 
Die energiſche Gelbithilfsafktion der Landwirtihaft, die in 
diejen Snitituten ihren Ausdrud findet, Tann nur allgemein 
begrüßt und anerfannt werden. Wenn die Landwirte jid) 
durh Zuſammenſchluß die Möglichkeit billigen Einkaufs 
ihrer Bedarfsartifel und nugbringenden Berfaufs ihrer Pro— 
dukte jihern wollen, jo tun jie damit nur, was ihnen ſeitens 
der Liberalen ſchon oft geraten it, und dieſe jollten daher 
ihre jehr berechtigte Abneigung gegen die politiihe Be— 
tätigung des Bundes der Landwirte nit auch auf jeine 
wirtihaftlihe übertragen. Unzweifelhaft Tönnte das Kon— 
Jumenteninterefje durh gut geleitete Berfaufsgenojjen- 
Ihaften zum Zwed der direkten Überleitung der landwirt- 
Ihaftliden Produkte, wie Fleiſch, Gemüſe, Milch, Eier ujw. 
in die Hände des verbraudenden Publikums beſſer gewahrt 
lein, als heute dur) das Syitem des Zwiſchenhandels. Die 


Landwirtihaft könnte dann beinahe um den ganzen nicht 
geringen Profit des Zwiſchenhandels billiger verlaufen, als 
es heute der Zwiſchenhändler tut, und das Publilum wäre 
in der Lage, jeinen Konjum qualitativ und quantitativ, zu 
größtem Nußen der Landwirtichaft, jteigern zu fönnen. Die 
ausgeldhalteten Zwilchenhändler würden als Genojjenjdafts- 
angeltellte oder in der Landwirtihaft zweifellos ihr Unter- 
fommen finden. Die Landwirte indejjen jollten ihrerjeits 
ih) aber auch nicht dazu hergeben, Beitrebungen zu unter- 
ſtützen, die darauf abzielen, die genoſſenſchaftliche Selbithilfe 
bei anderen Gewerben zu unterdrüden, und nicht mit in das 
Horn jtoßen, das zum Kampf gegen die Konjumvereine ruft, 
die ja für das ſtädtiſche Publikum nichts anderes wollen, als 
ihre eigenen Genoſſenſchaften für die Landwirte. 

Gegen dieje Seite der Tätigkeit des Bundes der Land- 
wirte, die auf Selbithilfe des Standes gerichtet ijt, Tann aljo 
nit nur nichts Vernünftiges eingewandt werden, ſondern 
diejer Zweig jeiner Betätigung hätte jogar das Recht, aud) 
gejeggeberijche Unterjtüßung bei allen Barteien zu erwarten. 

Anders aber jteht es mit der Yorderung, die im Schluß— 
fapitel des v. Kiejenwetter| hen Buches in folgenden Worten 
ihren Ausdrud findet: 


„Das Hauptverdien]t des Bundes liegt vielmehr darin, daß 
er die Agrarfrage vertieft, ihr eine ethiſche Grundlage gegeben, 
lie über das Niveau einer bloßen Sntereffenfrage hinausgehoben 
und ausgebaut hat zu einer bejonderen Weltanihauung. 

Der Kampf diejer agrar=Iozialen, mitteljtandspolitiihen Welt- 
anfhauung aber, wie fie in der Erflärung des Bundes vom 
9. November 1895 (fiehe unten) in großen Zügen enthalten und 
vom damaligen zweiten Bundesvorſitzenden, Dr. Roejide, auf der 
Oeneralverfammlung des Bundes am 18. Februar 1896 näher 
erläutert worden ijt, mit der kapitaliſtiſch-mancheſterlichen Welt- 
anjhauung einerjeits und der ſozialiſtiſchen amdererfeits, dieſer 
Kampf ilt es, der das dffentlihe Leben Deutihlands in den 
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nächſten Jahrzehnten beherrihen wird. Und in diefem Kampfe 
muß naturgemäß der Bund der Landwirte die Führung über- 
nehmen. Das ijt jeine Aufgabe für die Zukunft. Darin liegt feine 
Dajeinsberehtigung, bis der endlide Sieg erfochten ijt.“ 


Die hierin enthaltenen tatfählichen Angaben find rid)- 
tig. Was der Bund der Landwirte da von ji) behauptet, 
hat er geleijtet. Die Frage ilt nur, ob das ein Verdienſt 
it, und das möchten wir, von einem höheren politijchen 
Standpunft aus als dem der einjeitigen Intereſſen allerdings 
energilch beitreiten. 

Es iſt jelbitverjtändlid das gute Recht jedes Staats- 
bürgers, jeine Intereſſen auf die Weile und mit den gejet- 
mäßigen Mitteln zu vertreten, die ihm geeignet eriheinen. 
Menn die Leiter des Bundes der Landwirte der Meinung 
ind, dab möglichſt Hohe Zölle aller nationalöfonomijchen 
Meisheit letzter Schluß ind, jo ilt diefe Meinung freilich) 
unjerer Anſicht nad) jehr verfehlt, aber das gibt dem Gegner 
fein Recht, der freien Außerung jener an fi falſchen Mei- 
nung anders entgegenzutreten, als mit den Waffen Der 
ltärferen Beweisführung. Sp könnte der nun einmal un- 
vermeidlihe Kampf zwilden Produzent und Konjument 
ganz ſachlich ausgefohten werden. Statt dejjen verläßt der 
Bund der Landwirte aber das Gebiet des Intereſſenkampfes 
und hüllt ji) in den Prophetenmantel des Verkünders einer 
neuen Weltanihauung „der agrarsjozialen, mitteljtands- 
politiihen“. Und das iſt höchſt gefährlich, wie wir zeigen 
werden. Wir Haben indejjen ſchon jo viel Weltanſchauungen 
fommen und gehen jehen im Lauf der Gejidichte, daß wir 
auch dieſe wohl nod) ertragen werden, ohne daß unjer, Gott 
jei Dank, recht lebensfräftiges deutſches Volkstum darum 
untergehen müßte. Wir haben die Aufllärung und die Ro— 
mantif, wir haben die Stürme von 1848 und die preußiſche 
Reaktion glüdlid) überjtanden, warum jollen wir nicht auch 
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mit dem Agrar-Sozialismus fertig werden? Allerdings fällt 
ſein Erſcheinen in eine Zeit, wo die bürgerlichen Kreiſe, die 
einitweilen die Kulturträger des Deutjhen Reiches Tind, 
\Hledht gerüjtet jind für den Kampf mit ihm. Die alte Dlan- 
heitertheorie hat auf jozialem Gebiet abgewirtichaftet. Sie 
hat durd) die Befreiung der Bollsfräfte aus den Ketten des 
Teudalismus und des Zunftwejens einſt Großes geleiltet, 
und eine neue Kultur heraufgeführt. Jetzt erfordern aber ihre 
Kinder, die durch ſie gejchaffenen neuen jozialen Zujtände, 
eine andere Behandlung, als ihre alten Lehren zu bieten 
geltatten. Auf handelspolitiihem Gebiet beiteht die Man- 
heitertheorie, die Lehre vom freien Spiel der wirtichaft- 
lihen Kräfte, in der Theorie nod) heute, ohne wiljenjchaftlid) 
tihhaltig widerlegt zu jein. Jedoch die Praxis der Geſetz— 
gebung hat jid) in vielen Staaten von ihr abgewandt. Bevor 
nun aber die bürgerlihen Kreije in der Lage waren, ſich mit 
dem lints von ihnen emporgewadjenen Kommunismus aus 
einanderzujegen, und ein den neuen Derhältnijjen ent- 
Iprehendes Sozialprogramm zu entwideln, Tommt von der 
anderen Geite der Agrarjozialismus, der die Entwidlung 
zurückſchrauben und künſtlich zugunjten eines Standes, oder 
einiger weniger Stände in das Getriebe der Entwidlung ein- 
greifen will. Dadurch erſchwert er unendlih die Aus— 
einanderjeung mit der Sozialdemokratie, der er bei Hun- 
derttaujenden neue Anhänger zugejagt hat. Indes, wie 
gejagt, einem Intereſſenkampf als joldem fönnte man nit 
widerjpreden. Jetzt wird aber von den Yührern aus dem 
Ruf nad) dem Profit am Kornverlauf eine ethiſche Yrage 
gemacht! 

Dagegen muß der objeltive Beobachter Einſpruch 
erheben, wie es ebenſo entſchieden zu verwerfen iſt, wenn der 
Arbeiterſchaft geſagt wird, ihr Klaſſenkampf ſei unſittlich, 
und unſittlich ſei auch ihr Beſtreben, die Produktionsmittel 
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zu verjtaatlihen. AM das hat mit der Gittlichfeit gar 
nichts zu tun. Feder hat das Recht und unter Umftänden 
ſogar die Pflicht, ſeine wirtſchaftlichen Intereſſen im politi- 
hen Kampf zu verteidigen. Man joll jid) aber nicht fitt- 
li) entrüjten, wenn der Gegner ſich das nicht gutwillig ge- 
fallen läßt, und jpeziell der Bund der Landwirte joll nicht 
den ganz einfahen wirtihaftliden Profithunger, den er 
beim Kapitalismus befämpft, bei jeinen eignen Leuten als 
etwas „Ethiſches“ bemänteln, und zu einer bejonderen Welt— 
anihauung emporheben. Im Gegenteil, der Profit des 
Privatunternehmers it dem Tapitaliltiihen Produktions— 
ſyſtem nun einmal wejenseigentümlid), einerlei ob es ſich 
um landwirtihaftlidie oder indujtrielle Produktion handelt. 

Gefährli wird der Agrarjozialismus als Weltan- 
Ihauung aber bejonders dann, wenn er dazu führt, alle 
anderen Berufe als Nebenjahe anzujehen gegenüber der 
Zandwirtichaft, die ihre einjtmalige hervorragende Bedeu- 
tung für die deutſche Volfsernährung doch heute zum großen 
Zeile niht mehr hat. Hierüber Tann es Teinen Streit geben, 
jo jehr man auch darüber verjchiedener Meinung fein mag, 
welche Mittel zur Unterjtüßung der Landwirtſchaft geeignet 
leien. Gegen die Verbreitung der Anſchauung, dab die 
Landwirtſchaft alles, das Handwerk etwas und alles übrige 
nichts jein joll, kann gar nicht ſcharf genug Oppofition ge= 
macht werden. Einen ſchweren Yehler auf wirtigaftspoliti- 
ſchem Gebiet jcheint der Bund der Landwirte uns übrigens 
aud) damit zu begehen, dab er das Vorhandenjein eines 
SSnterejjengegenjages zwiſchen landwirtſchaftlichen Groß- und 
Kleinbetrieben und zwiſchen Viehzucht und Körnerbau be— 
ſtreitet. Auf dem Gebiet der Mittelſtandspolitik fällt ihm 
gar nicht ein, den Gegenſatz zwiſchen Groß- und Kleinbetrieb, 
zwiſchen Induſtrie und Handwerk, Warenhaus und Kram— 
laden zu leugnen — im Gegenteil, die ganze Mittelſtands— 
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bewegung fußt ja gerade hierauf. In der Landwirtihaft 
ſoll er aber auf einmal fehlen, weil es den Herren ſo paßt, 
die eine einheitliche Maſſe Hinter ji) brauchen, der größeren 
politiihden Schhlagfraft wegen. Hier ijt jold) ein Stüd De— 
magogie, die ja dem Bund der Landwirte aud) ſonſt durch— 
aus nit fremd ilt, wie übrigens Herr von Kiejenwetter mit 
anerfennenswerter Offenheit und ohne Schönfärberei zugibt. 
— Die Geſchichte der Bewegung innerhalb der Landwirt: 
haft, die dieje zu Jo glänzenden Siegen führte, wie dem 
Sturz des Reihstanzlers Grafen von Caprivi, der Die Tod— 
Jünde einer vertragsmäßigen Kornzollherabjegung begangen 
hatte, und bejonders die Durchſetzung des BZolltarifs 
von 1902 ſei nun im Nachſtehenden Turz jTizziert. 

Sm Fahre 1875 begann ji in der Landwirtihaft, 
angejihts des Übergangs Deutſchlands von einem Getreide 
exportierenden zu einem Getreide importierenden Lande, 
vom Ngrarjtaat zum Induſtrieſtaat, die Überzeugung Bahn 
zu brechen, daß für jie jehr wenig, für Handel und Induſtrie 
aber jehr viel auf geſetzgeberiſchem Gebiet geleitet wäre. 
Ganz abjtruje Forderungen wurden damals jhon erhoben, 
wie 3. B. die Wiederabſchaffung des Münzgejeßes von 1873, 
das dem Neid) endlid) die Währungseinheit gebradt Hatte 
u. a. m. Beſonders Herr v. Kardorff war einer der erjten, 
die für Schubzölle, zunädjlt für die Jndujtrie, eintraten. Im 
Februar 1896 bildete jid) dann „die Vereinigung der Steuer- 
und Wirtjhaftsreformer‘. Dieje Hat das erhabene Ber- 
dienjt, in ihrem Statut den Begriff der „auf Kriltlihen 
Grundlagen beruhenden Volkswirtſchaft“ geſchaffen zu 
haben. Das Pendant dazu wäre das auf volfswirtichaft- 
lihen Grundlagen beruhende Chriſtentum ..... Der 8 3 
des Programms, das dieje auf Kriltliden Grundlagen 
ruhende Bollswirtihaft näher erläutert, hatte folgenden 
Wortlaut: 


dr — 


„Bei allen Zöllen und indirekten Steuern iſt ſtets darauf 
Bedacht zu nehmen, daß ſie nicht beſonders ſchädlich auf einzelne 
Diſtrikte und Bevölkerungsſchichten einwirken. Die Einführung 
einer Börſenumſatz-Steuer nach dem Werte, ſowie eine Beſteuerung 
der ausländiſchen Wertpapiere ſind dringend geboten.“ 


Der im letzten Sat enthaltene Wunſch iſt inzwiſchen ja 
- ergiebig erfüllt worden, aber den Inhalt des erjten Satzes 
hat man längjt über Bord geworfen. Db eine Abgabe 
irgendwie ſchädlich wirkt, danad) fragt man in jenen Kreijen 
Ihon lange nicht mehr. Man jtellt jet die viel „chriſtlichere“ 
Stage, ob bzw. wieviel Profit man davon Hat. Wir 
wiederholen, dieſe Frage mag man ruhig jtellen, nur joll 
man jie nicht ‚„Hriltlih“ nennen, denn das it jie ganz 
gewiß nicht. Indeſſen blieb aber die in Rede jtehende 
Bereinigung zunächſt noch agrar—-freihändleriſch, und ſelbſt 
im März 1879 ſprachen die unter ihrem Einfluß ſtehenden 
Provinziallandtage von Oſt- und Weſtpreußen ſich gegen 
die vom Fürſten Bismarck projektierten Schutzzölle aus. In— 
zwiſchen aber war Bismarck nicht müßig geweſen. Er Hatte 
durch Konzeſſionen auf kirchenpolitiſchem Gebiet das Zen— 
trum für ſeine Pläne geneigt gemacht, die Konjervativen, 
von denen vorher einige wegen des Kulturfampfes frondiert 
hatten, wurden Tirre, und jo wurde der Folltarif von 
1879, der zuerſt mäßige Agrarzölle einführte, troß aller 
Gegnerihaft der bis dahin führend gewejenen liberalen 
Parteien Geſetz. Fürſt Bismard hat in jeinen damaligen 
Reden aud) das vom Bund der Landwirte nadhmals jo 
eifrig aufgenommene Dogma von der nterejjenjolidarität 
zwilhen Großgrundbelit und Bauernitand aufgeitellt, dejjen 
Richtigkeitsbeweis er freilich nicht zu erbringen vermochte, 

Die Freundſchaft der Landwirte mitdem Schutzzoll machte 
nun bald weitere Fortſchritte. Am 30. März 1885 grün- 
dete Ofonomierat Yerdinand Knauer-Gröbers den „Deut— 
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ſchen Bauernbund“, den Vorläufer des Bundes der Land— 
wirte. Nach deſſen Tode übernahm die Leitung Herr von 
Ploetz-Döllingen, der nachmals auch im Bund der Landwirte 
eine führende Stellung innehatte. In bezug auf ſeine 
Agitationstätigkeit erreichte dieſer Bund allerdings lange 
nicht die Leiſtungsfähigkeit ſeines Nachfolgers. 

Inzwiſchen hatte Bismard, 1885 und 1887, weitere 
Sollerhöhungen vorgenommen. Der 20. März 1890 jeßte 
dann bekanntlich jeiner weiteren politiihden Tätigfeit ein 
Ziel und an ſeine Gielle trat der General v. Caprivi, der 
ſo heiß befämpfte Mann ‚ohne Halm und Ar“. Caprivi 
hat nicht immer eine glüdlihe Hand gehabt — auf folonial- 
politiihem Gebiet jogar eine recht unglüdlide. Daß er 
aber der Landwirtihaft großen Schaden zugefügt hätte, 
it einfad nit wahr, denn die Ermäßigung der Getreide- 
zölle um M. 1,50 pro 100 kg war wirflid nit von jo 
ehr erheblider Bedeutung. Trotz allen Geſchreies, das 
darum gemacht worden ijt, war es aber viel weniger Diele 
Zollermäßigung jelbit, als das Prinzip, das den Agrariern 
verhaßt war und ilt. Caprivi erfannte eben als modern 
denfender Menſch, dab die Zukunft des Reichs auf feiner 
Crportfähigfeit beruht, daß Deutſchland als Agraritaat 
niht auf die Dauer fortezxijtieren Tann, jedenfalls als 
older feine Großmachtſtellung verlieren würde. Die Wir- 
fung der Capriviſchen Handelsverträge auf die deutſche 
Volkswirtſchaft war nun enorm. Die Einfuhr ins deutſche 
Reich Hatte betragen: 

1894 4,285 Milliarden Matt, 

und die Ausfuhr 3,051 y 

Die Ziffern für 1905, das letzte Jahr Der Gültigfeit 
der Capriviihen Verträge, jtellen ih dagegen wie folgt: 

Einfuhr 7,046 Milliarden Marf, 
Ausfuhr 5,692 M " 
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Aber nit nur die Ziffern des Handels hatten id) 
erheblih vergrößert, aud) Einlommen und Vermögen des 
deutihen Volkes Hatten ſich riejig gehoben. Es betrugen 
in Milliarden Mar *) 

1895 1905 
die Summe der privaten Vermögen im 
Deutſchen Reich cat 0os .cau137 
(ohne die Lleineren DBermögen unter 
6000 Marf), 
die Summe der Einfommen von Privat- 


perjonen im Deutſchen Reid) cas 9,5 ca. 16 
(ohne die kleinen Einlommen unter 
900 M.). 


Mährend der Geltungsdauer der Capriviihen Han- 
delsverträge ilt aljo unjer Nationalvermögen um ca. 30%, 
unjer Nationaleinfommen gar um ca. 70% gewachſen. 

Bon ausihlaggebender Wichtigkeit für die Beurteilung 
der Capriviſchen Wirtſchaftspolitik iſt aber nicht nur die 
Handels und Einfommenjteuer-, jondern aud) die Aus- 
wanderungsitatijtit. In den von den Agrariern jo hoch 
gepriejenen Jahren der Bismardihen Ara war die deutiche 
Auswanderung zum Teil erjhredend hoch. So verließen 
allein im Jahre 1831 nicht weniger als 220902 Menjchen 
ihr deutihes Vaterland. In den Fahren darauf nahmen 
die Ziffern allmählih ab, um 1837 mit 83225 ihren vor- 
läufigen Tiefjtand zu erreichen. Mit den höheren Zöllen 
jtieg die Abwanderung bis auf 120089 in 1891. Bon da 
an fällt jie wieder. 1894 waren nur nod) 40967 Deutſche 
europamüde, 1901 gar nur noch 22073. In den letzten 
Sahren jind die Ziffern wieder etwas höher gewejen und 


*) Näheres in: Grotewold, Finanziyjtem des Deutſchen Reiches. 
Leipzig 1906, Carl Ernſt Poeſchel. 
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betragen im Durchſchnitt etwa 30000. Es wird nun ange- 
ſichts dieſer Tatſachen aud der enragiertejte Agrarier zum 
mindelten folgendes zugeben müſſen: 

1. Die Capriviſchen SHandelsverträge jind dem Na- 
tionalwohlitand im ganzen nützlich gewelen. 

2. Die durd) ſie begünjtigte Induſtrie Hat die Erwerbs- 
möglichfeiten innerhalb des Deutjchen Reichs in einem dem 
Bevölkerungszuwachs annähernd entſprechenden Maße ver- 
größert — eine Aufgabe, der das Bismarckſche Regime nicht 
entſprochen hat. 

Wenn dies aber beides richtig iſt, mit welchem Recht 
kann dann der Agrarier die von ihm befürwortete Politik 
als „national“ bezeichnen? 

Einſtweilen iſt jedoch mit der Schilderung von Caprivis 
Politik zu weit vorgegriffen. Die erſte politiſche Folge, 
die die Annahme des öſterreichiſchen Handelsvertrags ſeitens 
des Reichsſtags Hatte, war eine in der Kreuzzeitung am 
14. Dezember 1891 veröffentlihte Kundgebung des Grafen 
Zimburg-Stirum, die eine klare Kriegserflärung an die 
Regierung bedeutete. Die Abwehr des Reichskanzlers war 
nit gerade Hug. Er ließ den aufjäjligen Grafen, der als 
Gejandter noch einer Disziplinargewalt unterjtand, dis— 
ziplinarifch zur Dienftentlafjung und Entziehung des Ruhe: 
gehalts verurteilen. Damit Hatte Gaprivi natürlih erjt 
recht ins Weſpenneſt gejtochen, ohne dem Grafen bejonders 
wehe zu tun. 

Ein Jahr verjtrih. Zwar war es fein ruhiges, aber 
es war doch Jtill im Vergleich zu dem Sturm, der da 
kommen jollte. Am 21. Dezember 1892 erjhien in einem 
bis dahin nicht fonderlicd) hervorragenden Blatte, der „‚Land- 
wirtihaftlihen Tierzucht‘ zu Bunzlau, ein geharniſchter 
Artifel aus der Feder eines gewillen Herrn Ruprecht— 
Ranjern. Er forderte darin niht nur die deutſchen Land- 
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wirte rund und nett auf, unter die Sozialdemokraten zu 
gehen, jondern machte auch eine Reihe von Vorſchlägen für 
die praftilhe Handhabung einer energiihen Agitation unter 
dem Landvolk, die deutlich genug zeigen, daß er ein Dann war, 
der wußte, was er wollte, und vor feinem Mittel zurüd- 
heute, wenn es ihm galt, fein Ziel zu erreihen. Er hat 
Ipäter erflärt, nur böfer Wille könne die Gtelle wegen 
der Sozialdemokratie in feinem Aufruf fall verftehen. 
Gegen den Schluß des Aufrufs redet er allerdings von 
der Gründung einer großen agrarilhen Partei. Er würde 
lid aljo wideriproden haben, wenn er erit den Übergang 
zur Sozialdemokratie ernjthaft hätte empfehlen wollen. 
Bleibt auch die Frage, wie Herr Ruprecht-Ranſern ſich 
im Ernitfall mit den Herren Bebel und Ginger auf die 
Dauer vertragen hätte. Es iſt eigentlich ſchade, daß uns 
dies ſchöne Schauſpiel entgangen ilt. 

Aber einerlei — jedenfalls tat der Aufruf Rupredts 
die gewünjhte Wirkung. Ende Januar 1893 erihien in 
der „Landwirtihaftlihen Tierzucht‘, die fpäter unter dem 
Titel „Illuſtrierte Landwirtichaftlide Zeitung‘ vom Bund 
der Landwirte übernommen wurde, eine neue Proflamation, 
diejes Mal gezeichnet vom Freiherrn v. Wangenheim-Kl. 
Spiegel, dem |päteren Bundesvorſitzenden. An Deutlichteit 
der Sprade läßt das fehr lange Elaborat zwar nichts zu 
wünſchen übrig, aber es betont doch die Anhänglichfeit an 
das SKailerhaus und gibt eine politiihe Richtſchnur, Die 
durhaus den konſervativen Ideen entipriht, wenn auch 
grundjäglid von jeder Feitlegung auf eine Parteiſchablone 
abgejehen wird. In jeinen einzelnen Teilen ift der Wangen- 
heimſche Aufruf, der für unfere innerpolitiihe Geſchichte 
unzweifelhaft von großer Bedeutung geworden ilt, häufig 
gar erbaulich zu leſen. 

3.8. heißt es an einer Gtelle: 


Grotemwold, Die Parteien des Deutſchen Reichstages. 6 
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„Sp haben wir es durch unfere eigene Schuld dahin gebragt, 
dak man ſich daran gewöhnt hat, die Landwirtichaft als das dumme 
Schaf anzujehen, weldes dazu da ilt, daß ſtets feine Wolle zum 
Wohl der Allgemeinheit gejhoren wird. Man hat ji) jo an unjer 
Stillhalten gewöhnt, daß man erjtaunt, entrültet ijt, daß wir uns 
erlauben, zu Jchreien, wenn man uns aus Mangel an noch zu 
Iherender Wolle nachgerade ein Stüd nad) dem andern aus dem 
Tell herausſchneidet“ ujw. ujw. 


Die Iozialen Verhältniſſe in der Landwirtichaft ſchildert 
v. Wangenheim in folgendem Ballus: 


J Nun, und das Ende vom Liede? Sehr kühl ſagen 
da die großen Politiker: dann verſchwinden eben die bisherigen 
Beſitzer und es treten andere an ihre Stelle. Gewiß, aber wer 
werden denn die anderen ſein? Die Geldleute, welche allein dann 
noch imſtande ſind, ſich einen koſtbaren Sommeraufenthalt zu 
kaufen, die großen Magnaten, welche ihre großen Kapitalien zum 
geringſten Zinsſatze anlegen müſſen. Dann wird der Zuſtand 
eintreten, von welchem der Freiſinn ſchon heute ſo gern fabelt, die 
Latifundienwirtſchaft. Dann wird es auch Beſitzer geben, aber 
keine Landwirte mehr unter denſelben, dann wird das Land der 
gemeinſamen Arbeit, die gemeinſamen Freuden und Leiden zwiſchen 
Beſitzer und Arbeiter verſchwinden, verſchwinden der hebende Ein— 
fluß des Gebildeten auf den Ungebildeten, an die Stelle des 
perſönlichen Verhältniſſes tritt der Lohnvertrag, der Boden für 
die Sozialdemokratie iſt bereitet, verſchwunden der Stand, aus 
welchem heute das beſte Material für Offiziere und Beamte hervor— 
geht. Und alles das ſollten wir mit anſehen, ohne alle Kräfte zum 
Widerſtand anzuſpornen?“ 


Jedem Kenner ſozialer Verhältniſſe wird die rührende 
Schilderung der zarten Beziehungen zwiſchen Beſitzer und 
Arbeiter jicherlich imponieren. Auch „der hebende Einfluß 
des Gebildeten auf den Ungebildeten“ it klaſſiſch. Ob 
es wohl Leute gibt, die jo etwas ernjt nehmen? Allein der 
Aufruf ſelbſt mußte ernjt genommen werden, und er 
wurde es. 


| 


Sn den Februartagen des Jahres 1893 ſchon wurde 
in Berlin der Bund der Landwirte gegründet. Hauptmann 
v. Ploetz-Döllingen wurde fein erſter Vorjigender, der 
Ipätere Direktor Dr. Nöjide-Görsdorf wurde 1. Stellver- 
treter. Unter den weiteren GStellvertretern fanden ſich Graf 
Mirbach-Sorquitten und Rupredt-Ranfern. 

Die erjte größere Aufgabe, die der Bund Jid) Itellte, 
war die Agitation gegen den ruffifhen Handelsvertrag. Er 
verlor die Schlacht, der ruffiihe Handelsvertrag ging durch 
(am 10. März 1894). Der jetige Bundesdireftor Dr. Hahn, 
der damals als Hojpitant bei den Nationalliberalen im 
Reichstag Jah, Hatte dagegen geltimmt. Schon am 15. März 
forderte die Partei ihn auf, auszujcheiden. Seitdem hat 
die Partei in zollpolitiihen Fragen jih einen viel weit- 
herzigeren Standpunft angewöhnt. 

Der Bund der Landwirte ließ ſich indeſſen durch feinen 
Mikerfolg nicht entmutigen. Seine nicht eben aus weichen 
Holz geihnigten Führer nahmen den Kampf jebt erſt recht 
energilih auf. Schon im April 1894 wurde zum erjten Male 
der Antrag des Grafen Kanitz-Podangen im Reichstag 
eingebradt, der nichts Geringeres bezwedte, als daß 
der Einfauf des gejamten zur Ernährung des Ddeutichen 
Volkes benötigten ausländiihen Korns durch das Neid 
erfolge. Dem Verlauf jollten im Antrag feſtgeſetzte Mindelt- 
preile zugrunde gelegt werden. Die Landwirte werden 
lid heute wahrjheinlid von Herzen freuen, daß jie da- 
mals ihren Willen nit befommen haben. Danf der von 
ihnen erfämpften Zölle erzielen jie heute ca. M. 50.— 
für die Tonne Roggen mehr als damals gefordert wurde. 
Natürlich fiel der Antrag. Es läßt ih ja nun allerdings 
darüber |treiten, ob es gerade ein Unglüd wäre, durch all- 
mählihe Berjtaatlihung einzelner Betriebsarten zu einer 
jpäteren Beteiligung aller Volksgenoſſen am Unternehmer- 
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gewinn zu gelangen. Darauf kam es aber dem Grafen 
Kanit und den Mitunterzeichnern jeines Antrags, unter 
denen ſich aud) der jpätere Minijter v. Podbielsfi befand, 
gar nicht an. Ihnen lag nur daran, die inländiſchen Getreide- 
pteile hoch zu Halten. Später ijt dann der Antrag Kanitz 
in veränderter Yorm wieder an den Reihstag gelangt, 
auch der Staatsrat beihäftigte jih damit — Geſetz ilt 
er nicht geworden. 

Ebenſo erging es Verſuchen, die deutihe Goldwährung 
umzujtoßen. Dadurd), daß Länder, wie Indien und Japan, 
die bislang GSilberwährung gehabt hatten, nun ihrerjeits 
zur Goldwährung übergingen, wurde die „Währungs- 
frage‘, — bis zu jolder war es rihtig ſchon gefommen 
— völlig gegenitandslos. 

Sn den Jahren 1894/95 wurde das eigentlide Agrar- 
programm des Bundes der Landwirte bejhlojjen, und in 
jeinen Einzelheiten feſtgeſtellt. 

Für die Erkennung der landbündleriſchen Beitrebungen 
ind wichtig die im Dezember 1894 aufgeltellten, hier fol- 
genden Leitjäße: 


Leitſätze. 


Der heute geltende Grundſatz des ſchrankenloſen internatio- 
nalen Ausgleihs der Getreidepreife auf der Preisbalis der nied- 
rigſt entwidelten Kulturvölfer bedeutet eine wejentlihe Störung 
der Tulturellen Entwidelung unjeres Baterlandes. 

Die wirtſchaftliche und politiide Selbjtändigfeit, wie nicht 
minder die Sicherheit des Vaterlandes beruhen im letten Grunde 
darauf, daß die heimiſche Landwirtihaft dauernd imjtande ift, 
das Volt mit Brot zu verjorgen. 

Die Aufgabe des Bundes der Landwirte ijt es, den vater- 
ländiſchen Aderbau von der mannigfahen Auswuderung durd) 
das vaterlandsloje Geldfapital zu befreien. Wir fordern daher 
eine jelbjtändige nationale Wirtjchaftspolitif, in welcher die ftetige 
Entwidelung aller Produftivfräfte des Vaterlandes in ihrer gegen- 
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feitigen harmoniſchen Wechſelbeziehung oberjter Grundfaß ift und 
bleibt. 

Die Tätigleit des Bundes der Landwirte muß daher auf 
die Verwirklihung folgender Ziele gerichtet fein: 


I. Siderung der Produftion. 


1. Schuß der heimiſchen Produktion gegenüber dem über- 
mädtigen Wettbewerb des Auslandes auf dem Inlandsmarkt. 

2. Strengere Mabregeln gegen die Viehſeucheneinſchleppung 
aus dem Auslande. 

3. Reform der Börſe namentlich betreffs der Terminſpeku— 
lation mit Nahrungsmitteln. 

4. Aufhebung der gemiſchten Tranjitläger und jeglicher Zoll- 
Tredite für Getreide, 

5. Reform der Währung in Verbindung mit einer bejon- 
deren Kontrolle der Aufnahme öffentliher Anleihen für das 
Ausland. 

Il. Agrariſche und ſoziale Gejeßgebung. 

6. Weitere Ausgejtaltung eines Steuerjyjtems, weldes der 
Natur des landwirtjhaftlihen Einfommens angepaßt ijt, unter 
möglidjter Schonung der GSteuerfraft der Landwirte bis zur 
MWiederheritellung normaler agrariiher Verhältniſſe. 

7. Schaffung eines Agrarrechts auf deutſchrechtlicher Grund— 
lage. . 
8. Gejundung der ländliden Arbeiterverhältnijje. 
a) Gejeglihe Regelung durh Begründung einer Arbeits- 
verfajlung für die Landwirtſchaft. 
b) Reform der Wohlfahrtsgejeßgebung. 
9. Körperſchaftliche Organijation des Grundfredits. 
10. Ausgeftaltung des Genoſſenſchaftsweſens 
a) zweds Organijation des Angebots in inländijchem Ge— 
treide (Silogenoſſenſchaften), 
b) zweds Schaffung eines billigen Perſonalkredits. 
11. a) Förderung der landwirtihaftlihen Nebengewerbe. 


b) Schuß der Landwirtihaft gegen den unlauteren Wett- 
bewerb minderwertiger Erjagmittel landwirtſchaft— 
licher Produkte und gegen die Verfälſchung der Futter— 
und Düngemittel. 
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12. Einjtellung bedeutenderer Summen in den Etat für 
landwirtihaftlide Meliorationen. 

13. Ausbau des Eijenbahnnetes, aud) dur‘ Stleinbahnen, 
im Intereſſe der Landwirtfhaft zur Erſchließung der bisher ver— 
nadläjjigten Gegenden. 

14. Neuordnung des Tarifwejens. 


Ferner ilt von Belang die „Erklärung des Bundes— 
porjtandes‘ vom 9. November 1895 in der „Korreſpondenz 
des Bundes der Landwirte‘, Die wir oben ſchon berührten. 
Wir bringen aud) jie hier zum Abdrud. 


Den Beitrebungen des Bundes der Landwirte, namentlid) 
bezügli) der Hebung der Getreidepreije, liegen folgende Auf- 
faſſungen zugrunde: 

1. Der Bund verwirft einerjeits die Grundjäße der frei- 
händleriſchen, großkapitaliſtiſchen Wirtſchaftsanſchauung, anderer- 
ſeits die Grundſätze des Sozialismus. Er vertritt eine ſelbſtändige 
wirtſchaftliche Weltanſchauung. Die Forderungen des Bundes 
ind daher eigengeartet; alle wahrhaft berechtigten Intereſſen ver- 
einigend, ſtehen jie auf chriſtlich-germaniſcher Grundlage. 

2. Der Bund erfaßt daher in dem weiteren Ausbau feiner 
reformatoriſchen Beſtrebungen nit nur die Intereſſen der Land- 
wirte, ſondern nad) der chriſtlich-organiſchen Auffaljung die Inter— 
ejjen des ganzen Volkes und dejjen ganzes Wirtichaftsleben, aber 
nit, wie das Yreihändlertum, vom „Kapital“, und nit, wie 
der Sozialismus, vom „indultriellen Arbeiter‘, jondern von der 
natürlihen Grundlage aller wirtihaftlihen Dinge, „dem Grund 
und Boden“ ausgehend. 

3. Die für die Gejamtheit erjprießlihe Nutung des Grund 
und Bodens Ihafft und erhält die jelbjtändigen Einzelwirtſchaften, 
die das notwendige wirtihaftlihe und ſoziale Gleichgewicht eines 
Volkes bedingen. 

Nur auf eine blühende Landwirtfhaft gejtüßt, vor allem 
auf einen unabhängigen und wohlhabenden Bauernjtand, findet 
der Mitteljtand im Handwerk, Induſtrie und Handel den Jiheren 
Halt zu jeinem Blühen und Gedeihen. 

Nur durch möglichſte Ausbreitung eines gefunden Mittel- 
Itandes wird die joziale Frage gelöjt, weil nur der Mitteljtand 
Kapital und Arbeit organiſch in einer Perjon vereinigt. 
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Auch das Gedeihen des Wrbeiterjtandes it mit dem Be— 
ftehen eines gefunden, Träftigen Mitteljtandes eng verfnüpft. Die 
jegige großkapitaliſtiſche Entwidlung zerjtört in ihrem unge— 
hinderten Fortſchreiten dieſen Mittelftand. Und indem fie die fo 
vernichteten Erijtenzen auf den Arbeitsmarkt treibt, übt fie auf 
diejen einen verhängnisvollen Drud aus. 

Sp baut jih die Löſung aller großen wirtihaftspolitiihen 
ragen der Gegenwart organiſch auf die Löjung der Agrarfrage auf. 

4. Die volljtändige Löjung der Agrarfrage kann nur ge- 
\hehen mit der Durchführung ſämtlicher agrariſchen Forderungen 
bis zur ſyſtematiſchen Ausgeftaltung des Agrarrechtes; aber unerläß- 
lihe Vorausjegung einer heilenden Wirkſamkeit aller agrarredt- 
lihen Maßregeln iſt die Befjerung der Preiſe der landwirtſchaft— 
lihen Produkte. Nur aus der wiederhergejtellten Rentabilität der 
Landwirtſchaft können die Mittel zu deren Schuldentlaftung fließen. 
Deshalb gehört es jet zur widhtigjten Aufgabe des Bundes, für 
die Mabregeln zu Tämpfen, welche zur Bejjerung den Preije der 
landwirtihaftlihen Erzeugnifje führen, und hier wieder an eriter 
Stelle zur Beljerung der Preiſe des widtigjten Dderjelben, des 
Öetreides. 


5, Der Bund verfolgt in zielbewuhter Einwirfung auf die 
Oetreidepreije niht nur das Intereſſe des Produzenten, Jondern 
aud) dasjenige der Konjumenten. Seine Forderungen richten jidh 
gegen den herrjchenden freihändleriihen Großkapitalismus, welder 
das gejamte Wirtihaftsgebiet der Völker einer ausſchließlich zu 
jeinem Nutzen betriebenen, durchaus undriftlichen ſpekulativen Aus— 
beutung überliefert. Dieſe Ausbeutung vernichtet zurzeit durch 
den Tiefſtand der Getreidepreiſe den Produzenten. Das inter— 
nationale Großkapital wird demnächſt in gleicher Art die Ver— 
hältniſſe umkehrend, durch Erzeugung von Teuerungspreiſen die 
Konſumenten ausbeuten. Der Bund will mit durchgreifenden 
Reformen auf dem Gebiete der Waren- und Geldbörſe, der 
Währung des Steuerſyſtems und der Frachten die krankhaft 
extremen Preisſchwankungen nach unten und oben tunlichſt beſeitigen 
zweds Herbeiführung einer unſerem geſchichtlichen Entwidlungs- 
gange entſprechenden geſunden und natürlichen mittleren Preis— 
bewegung, welche die Intereſſen der Produzenten und Konſumenten 
gleichmäßig in ſich vereinigt. Dies iſt das Endziel der Bundes— 
beſtrebungen auf dem Gebiete der Getreidepreisbildung. 
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6. Die heutige ernjte Notlage der Landwirtſchaft erfordert 
in der Richtung dieſes Endzieles Jofortige Abhilfsmaßregeln. Der 
erjte zielbewußte Schritt auf diefer Bahn geſchah durch den Über- 
gang zum Schußzolliyitem im Fahre 1879, deſſen jpäter erfolgte 
Durchbrechung nicht tief genug beklagt werden Tann. 

Der weitere, zur Wiederanbahnung einer Gefundung unjerer 
nationalen Wirtihaftsverhältnijje jeßt gebotene Schritt ijt der in 
der Sitzung des Geſamtausſchuſſes des Bundes der Landwirte 
vom 3. und 4. . Dezember 1894 formulierte Antrag Kanit zur 
Befejtigung der Getreidepreije. 

Die darin beabjichtigte direkt gejeglihe Preisbeſtimmung für 
den inländilhen Verkauf von ausländiidem Getreide zum Zwecke 
einer Ausgleihung der Getreidepreije auf mittlerer Höhe bleibt 
die wicdhtigite, zurzeit durchzuführende Maßregel zur Erhaltung 
der deutſchen Landwirtſchaft. 


Einer der ſonderbarſten der an ſonderbaren Vorfällen 
nicht gerade armen inneren Politik des Deutſchen Reiches 
unter ſeinem dritten Kaiſer wird immer die Entlaſſung des 
Reichskanzlers v. Caprivi bleiben. Noch im September 
1894 hatte der Kaiſer die Grafen Kanitz und Mirbach ihrer 
ungeberdigen Oppoſition gegen die Capriviſche Politik wegen 
recht ungnädig behandelt. Am 21. Oktober 1894 wurde 
aber eine Deputation des Bundes der Landwirte vom 
Kaiſer huldvollſt empfangen, und am 26. Oktober ward 
Caprivi durch Hohenlohe erſetzt. Die Freunde des Bundes 
können es ſich als Erfolg zuſchreiben, daß der Mann ohne 
Halm und Ar fiel, der Mann, der bei ſeiner Amtsführung 
ſo edle und reine Abſichten wie nur einer, aber nicht immer 
Glück und auch nicht immer Geſchick gehabt hat. Gleich— 
zeitig mußten der preußiſche Miniſterpräſident und Mi— 
niſter des Innern Graf Eulenburg und der Landwirtſchafts— 
miniſter von Heyden-Cadow den Herren von Köller und von 
Hammerſtein-Loxten weichen. Eine neue Periode der inneren 
Politik Deutſchlands begann, aber eine beſſere war ſie nicht. 
Der Bund der Landwirte jedoch blieb auch unter den neuen 
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Regierungsmännern feinen Forderungen treu, mit dem Er— 
folge, daß die Regierung vor jeinen unaufhörlichen Angriffen 
mehr und mehr zurüdwid. Wieweit die Entlajjung Caprivis 
auf Machenſchaften der ſog. Liebenberger Kamarilla zurüd- 
zuführen ijt, entzieht ficd Heute noch der einwandfreien Feſt— 
ſtellung. Dieje Möglichkeit jet hier darum nur gejtreift. 

Die glänzendite Zeit des Bundes war wohl die, als 
v. Podbielski Landwirtihaftsminijter war. Nachdem dieſer 
aber infolge von zwar nicht unzuläjjigen, aber doch zum 
mindelten nicht der Tradition preußiſcher Miniſter ent- 
Iprehenden Maßnahmen in der Verwaltung jeines Privat— 
vermögens ſich unmöglich gemacht hat, andererjeits aber Die 
Reihstagsauflöfung von 1906 unter Ausſchaltung des Zen— 
trums, das inzwilden aud) ganz agrarild) geworden war, 
eine politiih neue Orientierung zur Yolge gehabt Hat, jo 
darf man vielleicht ſchüchtern hoffen, daß auf die einjeitig 
agrariſche Wirtichaftsära des legten Jahrzehnts eine Periode 
folgen wird, in der aud) andere Berufsitände wieder zu 
Worte fommen Tönnen. 

Bon den Gejegen, Die ganz oder teilweile unter dem 
Einfluß des Bundes der Landwirte zujtande gefommen find, 
leiten hier nur genannt das Margarinegelet, das Bör- 
jengejeß, die Beitimmungen, die unter dem VBorwande der 
Seuhenverhütung die Grenzen des Reis gegen auslän- 
diſches Vieh bzw. Fleiſch |perren und gejperrt Haben, das 
Fleiſchbeſchaugeſetz und vor allem der Zolltarif vom 
Sahre.1902, mit den für die Induſtrie jo wenig günjtigen 
neuen Handelsverträgen, ferner das Gejet über Die 
Reichserbſchaftsſteuer (1906) mit feiner Bevorzugung 
des ländlihen Bejites. Ein großer Teil dieſer Geſetze charak— 
terijiert ſich durch techniſche und juriſtiſche Ungeſchicklichkeit, 
die man freilich dem Bund der Landwirte nicht zur Laſt legen 
darf, der ſie nicht formuliert hat, ſondern der Regierung, die 
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in ihrem Eifer, jih das MWohlwollen gewilfer Kreije zu er— 
halten oder zu erwerben, es an der nötigen Sorgfalt und 
Vorſicht hat fehlen Ialjen, obwohl in den Varlamenten ge- 
nügend auf die fehlerhafte Gejegmadherei Hingewiejen wurde. 

Der Erfolg diejer ganzen geſetzgeberiſchen Aktion der 
„tleinen Mittel“ ift nun der, daß das deutihe Volk unter 
unerhört hohen Lebensmittelpreijen zu leiden hat. Auf den 
Zolltarif von 1902 hat es mit der Entjendung von an die 
80 Gozialdemofraten in den Neidhstag geantwortet. 
1907 hat es zwar die nationale Bewegung, die ji) in erjter 
Linie gegen das Zentrum richtete, vermodt, die Zahl der 
Sozialdemokraten auf annähernd die Hälfte zu reduzieren. 
Diefer Erfolg wäre aber nicht erreiht worden, wenn nicht 
die jozialdemofratiihe Neichstagsfraftion die unglaubliche 
Dummheit begangen hätte, Herrn Roeren und Genojjen 
zu jetundieren. Es iſt auch nicht außer acht zu laſſen, daß 
die für die Sozialdemokratie abgegebene Stimmenzahl 
troß des nationalen Schwungs in der Wahlbewegung eine 
abjolute Zunahme aufwies. jeder, der am Wahllampf 
altiven Anteil genommen Hat, wird aber aus eigener 
Erfahrung willen, welhe Fülle von Agitationsjtoff der So— 
zialdemofratie aus der Agrargejeggebung der legten Jahre 
zuſtrömt und wie dieje ihn zu benußen weiß. Der Beweis 
für die fozialdemofratiihe Behauptung, daß wir in einem 
Klaſſenſtaat leben, ergibt ſich ja ſozuſagen von jelbjt durch 
den bloßen Hinweis auf die Berüdjihtigung, Die das ein- 
leitige Snterejje der Landwirtihaft in der Geſetzgebung des 
legten Jahrzehnts gefunden Hat. Nun ijt es aber weniger 
der Bund der Landwirte jelbit, als die von ihm 
gepflegte Weltanihauung, die jeder gejunden Entwidlung 
im Deutſchen Reich verhängnispoll zu werden droht. Wenn 
alles nur auf einem Stand, auf die Landwirtihaft, bezogen 
wird, ob aud) andere Intereſſen nod) jo arg dadurch verlegt 
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werden, jo kann der Staatskörper auf die Dauer nicht gefund 
bleiben. Bejonders wird die Überwindung der jtaatsfeind- 
lihen Tendenzen innerhalb der Sozialdemokratie nicht eher 
möglid) jein, als bis ein gründliher Umſchwung in der wirt- 
ſchaftspolitiſchen Auffafjung der mahgebenden Kreije ein- 
getreten jein wird. Man werfe uns nicht vor, dab wir nod) 
ganz auf dem Boden des alten Mandeitertums jtänden — 
o nein! Bon allzuitarfer Freundſchaft für das Großfapital 
wiljen wir uns in gleicher Weile frei, wie von jeder Animoji- 
tät gegen die Landwirtihaft, auch wenn Jie gelegentlich) 
in der DVerfehtung ihrer Intereſſen des Guten etwas zu 
viel tut. Wir fönnen aber feine Politik billigen, durch Die 
zugunjten einer Minderheit einer Mehrheit Lajten auferlegt 
werden, und nod) weniger finden wir es |hön, wenn dann 
obendrein dieſe Bolitit als eine nationale und „ethiſche“ 
Zat geptiejen wird. 


c. Die chriſtlich-ſoziale Bartei. 


Die Partei, die unter dem Namen der „chriſtlich-ſozialen“ 
am3. Januar 1878 durd) den Hofprediger Adolph Stöder auf 
der berühmt gewordenen Eisteller-VBerfammlung in Berlin 
ins Leben gerufen und am 25. Januar offiziell gegründet 
wurde, hat in ihrem Programm unzweifelhaft einen bedeu- 
tenden gedanklihen Inhalt. Wie oben Ihon gejagt, ſcheiden 
wir den Antijemitismus zu jpäterer Behandlung aud an 
dieſer Stelle aus. Er ijt geeignet, der Partei, wie er ihr 
früher ſcharenweiſe politiſch wenig reife Anhänger zugeführt 
bat, fo auf der andern Seite das Intereſſe und die Sym- 
pathie objektiv denkender, von feinem Raſſenhaß angefränfel- 
ter Bürger zu entfremden. Und das verdient die „chriſtlich— 
ſoziale“ Partei an fich eigentlih nicht, obſchon fie ſich aud) 
Zulturell recht rüdjtändig gezeigt hat, denn die von ihr er- 
hobenen Forderungen auf Joztialpolitiihem Gebiet waren 
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ihrer Zeit — 1878 — tatſächlich verdienſtlich. Leider hat ſich 
der Liberalismus, zum großen Teil wohl abgeſtoßen durch 
die widerliche Judenhetze, die mit der Agitation für die chriſt— 
lich-ſoziale Partei ebenſogut verknüpft geweſen iſt, wie mit der 
für andere antiſemitiſche Richtungen, ſeinerzeit nicht recht— 
zeitig dazu herbeigelaſſen, ſein Programm in ſozialer Be— 
ziehung zu revidieren. Er hat dieſe Unterlaſſung büßen 
müſſen, während infolge ihrer konſervativ-reaktionären Ten— 
denzen auf andern Gebieten die Chriſtlich-Sozialen und die 
ihnen nahe ſtehenden Richtungen unfähig geweſen ſind, 
irgendwie weſentlichen Einfluß auf die Wähler zu erlangen.*) 

In ihrem erjten Brogramm von 1878 jtellten die Chrijt- 
lich-Sozialen folgende allgemeinen Grundjäße auf: 

1. Die Hriftlih-foziale Partei fteht auf dem Boden des Hrijtlichen 
Glaubens und der Liebe zu König und Vaterland. 

2. Sie verwirft die gegenwärtige Sozialdemokratie als unpraftild), 
undrijtlih und unpatriotiſch. 

3. Sie erjtrebt eine friedliche Organijation der Arbeiter, um in Ge— 
meinjhaft mit den anderen Faktoren des GStaatslebens die not— 
wendigen praftiihen Reformen anzubahnen. 

4. Sie verfolgt als Ziel die Verringerung den Kluft zwiſchen Reid) 
und Arm und die SHerbeiführung einer größeren ökonomiſchen 
Sicherheit. 

An dieje „Allgemeinen Grundſätze“ ſchloſſen ſich nun 
eine Reihe von Einzelforderungen, die auf dem Gebiet der 
Urbeiterorganijation Anregungen enthielten, die aud) heute 
nod nicht alle verwirklicht find; 3. B. wurden ſchon damals 
verlangt: obligatoriſche und anerlannte Fachgenoſſenſchaften 
zur Vertretung der Arbeiterintereffen gegenüber den Arbeit- 
gebern, Abjhaffung der Frauen- und Kinderarbeit, Normal- 
arbeitstag, obligatoriihe MWitwen-, Waiſen-, Alters- und 
Snvalidenverjiherung. 


*) Vergl. hierzu Wend, Geſchichte und Ziele der Sozialpolitit 
(Bol. d. d. R., BD. 2). | 
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Mehr konnte man für 1878 wirklich nicht verlangen! 
Neben dieſen für damalige Zeit recht weitgehenden Ge— 
danken findet ſich aber auch das Verlangen nach einer 
Börſenſteuer in dem Programm. Der Antiſemitismus iſt 
darin nicht zum Ausdruck gelangt. 

Je radikaler die Forderungen dieſes Programms an— 
muten, um ſo ſonderbarer muß es erſcheinen, daß ſein 
geiſtiger Vater, der Hofprediger Stöcker, bis 1896 gleich— 
zeitig der konſervativen Partei angehören konnte. Als er 
dann endlich aus dieſer ausgeſchieden war, wurde eine neue 
Kundgebung der chriſtlich-ſozialen Partei publiziert, die wir 
hier wiedergeben. 


Programm der chriſtlich-ſozialen Partei. 
Grundlagen. 

1. Die Hriftlih-foziale Partei erjtrebt auf dem Grunde des 
Chriltentums und der Baterlandsliebe die Sammlung der vom 
Hrijtlich-[ozialen Geiſte durchgedrungenen Volkskreiſe aller Schichten 
und Berufe. Indem fie, gemäß der dringenden Aufgabe der Zeit, 
ihre Aufmerkſamkeit und Fürſorge bejonders der Kräftigung des 
Mitteljtandes und der Hebung der arbeitenden Klajjen zuwendet, 
will ie doch allen ſchaffenden Ständen in Stadt und Land, der 
Landwirtihaft wie der Induſtrie und dem Handwerk, mit gleicher 
Freudigkeit dienen und auch für die gerechten Forderungen der 
Ungeltellten, bejonders der mittleren und Tleineren, in Staats-, 
Kommunal= und Privatbetrieben Träftig eintreten. 

2. Die Hrijtli-joziale Bartei befämpft deshalb alle undrijt- 
lihen und undeutſchen Einrihtungen, weldhe den inneren Zuſammen— 
bruch und den äußeren Umjturz herbeiführen müfjen; insbejondere 
richtet fie ihre Waffen gegen den faljchen Liberalismus und die 
drüdende Kapitalsherrihaft, gegen das übergreifende Judentum 
und die revolutionäre Sozialdemokratie. Indem fie eine auf: der 
Solidarität der Gefellihaft beruhende Wirtfhaftsordnung anjtrebt, 
verwirft Jie ebenfo die Forderung ftaatliher Maßnahmen im ein- 
feitigen Intereſſe des Beſitzes, wie die Ausgejtaltung der Jozialen 
Bewegung zu einer Kampforganilation gegen den Belig und die 
Beligenden. 
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3. Die Hriftli-foziale Partei erblidt die vornehmſte Hilfe 
für die Schäden unferes Volkes in der Geltendmachung der Lebens- 
Träfte des Evangeliums auf allen Gebieten. Sie will Staat und 
Gefellihaft, Haus und Perjönlichkeit unter den Einfluß des 
lebendigen und praktiſchen Chrijtentums zurüdführen und dadurd) 
für Die Erneuerung des deutſchen Geiltes die allein wirkſame Grund— 
lage ſchaffen helfen. Als eine der erjten Bedingungen dazu fordert 
lie die Beſetzung der Beamtenjtellen, befonders der hervorragenden 
und autoritativen, mit fittlih tüchtigen Perſönlichkeiten. 

4. Die chriſtlich-ſoziale Partei fieht in dem Torporativen 
Aufbau des Volkes unter Fejthaltung feiner politiiden Rechte das 
unbedingt notwendige Mittel wider den gewaltjamen Umjturz des 
Bejtehenden. Sie erjtrebt eine mit Pflihten und Rechten ausge- 
ltattete Berufsorganilation für alle Stände und die Übertragung 
politiiher Rechte auf dieſe Torporativen Genoſſenſchaften. 

5. Die chriſtlich-ſoziale Partei verfolgt als Ziel die fried- 
lihe Löſung der ſozialen Schwierigkeiten auf dem Wege einer jtarfen 
Spzialreform durd) die Verringerung der Kluft zwiſchen reich und 
arm und das ehrlihe Zuſammenwirken aller Stände an der Einheit, 
Sreiheit, Ehre und Größe des Vaterlandes unter der Yührung 
eines vollstümliden Kaijertums. 


Einzelforderungen. 
Il. An die Staatspolitif. 


1. Eine ſtarke Monardie als Trägerin der fozialen Reform 
im Neid) wie in den Einzeljtaaten. 

2. Bolle Gelbjtändigfeit der Kirche. Leitung des Religions- 
unterrihts durch die Kirche. 

3. Konfejjionalität der Schule. Möglichſte Durchführung 
einer einheitlihen Bolfserziehung in den erjten Schuljahren. Ge— 
jeglihe Zulaſſung freier Schulen unter ftaatliher Aufjiht. Aus— 
reichende Staatsbeihilfe zum Beſuch höherer Schulen für begabte 
Kinder der unbemittelten Stände. 

4. Gejetlihe Neuordnung des Verhältniſſes von Kirche und 
Säule. Fachliche Schulaufligt. 

5. Einrihtung der Staatsbetriebe zu arbeiterfreundlichen 
Mujterbetrieben. 

6. Berjtaatlihung geeigneter Berufszweige und Betriebe da, 
wo es das Snterejje des Gemeinwohls erfordert. 
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7. Verminderung der Prozeß- und Anwaltskoſten und dadurd) 
Erleihterung der Prozekführung für die ärmere Bevölkerung. j 

8. NReichsgejeglihe Regelung des Vereins- und Berjamm- 
lungsrechts. 


Il. An die Wirtſchafts- und Gewerbepolitik. 


1. Staatlihe Mahregeln zur Erhaltung eines gefunden und 
zur Einſchränkung eines übergroßen Grundbelißes. 

2. Reform des Hypothefenwejens im ländlichen Grundbeſitz. 
Feſtſetzung der Verſchuldungsgrenze. Anſäſſigmachung der länd- 
lien Arbeiter. Innere Kolonijation. Herjtellung eines gerechteren 
Berhältnijjes in der Belteuerung der Geſchäfte über Mobilien und 
Smmobilien. 

3. Obligatoriſche Yahgenofjenihaften, bezw. Innungen, ge= 
mäß dem Bedürfnis des Handwerks. Befähigungsnadhweis. Er- 
rihtung von Handwerferlammern. Siherung der Bauhandwerfer 
in ihren Forderungen. Einſchränkung der Konkurrenz durd) die Ge— 
fängnisarbeit. 

4. Bejeitigung des unlauteren Wettbewerbs. 

5. Reform der Börje. Einſchränkung des Differenzgejchäftes. 

1. Ausdehnung der weiblihen Berufsarten. 


Ill. An die Sozialpolitit. 


1. Staatlich anerlannte Berufsvereine als Übergang zu 
obligatoriſchen Genoſſenſchaften. 

2. Staatliche Förderung genoſſenſchaftlicher Produktion. 

3. Feſtſetzung der Arbeitszeit nach Fachgenoſſenſchaften. 

4. Schuß der Arbeiterbevölkerung gegen geſundheitswidrige 
Zuftände in den Wrbeitslofalen. 

5. Zwedmähigere und geredhtere Regelung der bejtehenden 
Berfiherungsgefeggebung und Ergreifung von Mahregeln zur 
Sicherung gegen unverjchuldete Arbeitsloſigkeit. 

6. Unentgeltliher Arbeitsnadhweis. 

7. Ausdehnung des Arbeiterſchutzes auf die Hausindujtrie. 

8. Tunlichſte Durchführung der 36jtündigen Sonntagsruhe. 

9. Ausdehnung der Sonntagsruhe auf die Angejtellten des 
Verkehrs- und Schanfgewerbes. 

10. Weiblihe Aſſiſtenten der Fabrikinſpektoren. 

11. Staatlihe Regelung und Beauflihtigung der Wohnungs» 
verhältnijje. 


IV. An die Gteuerpolitit. 

1. Progrejfion der Einfommen- und Vermögensjteuer unter 
Berüdjihtigung des Familienſtandes. 

2. Ausbildung der Erbidaftsiteuer. 

3. Luzusjteuern. 

V. Energiſche Kolonialpolitit. 
VI. In der Judenfrage. 

1. Ausihluß der Juden aus allen obrigfeitlihen Ämtern. 

2. Zulaſſung der Juden zu andern Ämtern und zur 
Advokatur nad) dem Bevölkerungsverhältnis. 

3. Verhinderung des Überwuderns der Juden an den Hrilt- 
lihen höheren Knaben und Mädchenſchulen und der jüdiſchen 
Lehrkräfte an den Univerfitäten. 

4. Berbot der Fudeneinwanderung. 


VII. In der Frauenfrage. 
1. Ausdehnung der weiblihen Berufsarten. 
2. Einſchränkung der Yabrilarbeit verheirateter rauen. 

Im Gegenjaß zum Radikalismus des alten Programms 
liejt jih das neue wejentli zahmer. Als eine Verbejjerung 
kann man es nit anjehen, und tatjähhlic) inne gehalten hat 
die Partei nicht einmal das, was ſie in der Neuauflage 
ihres Programms verjprad). 

3. B. verwirft jie im zweiten Paragraphen die Yorde- 
rung jtaatliher Maknahmen im einjeitigen Intereſſe des 
Belites. Das hat ihre BVertreter aber nicht gehindert, 
ſtramm für jede noch jo einfeitige Korderung im Intereſſe 
des Großgrundbeſitzes einzutreten. Da ilt die Politik der 
deutſch-ſozialen Partei entſchieden offener und ehrlicher, in- 
dem dieſe im 8 7 ihres Programms von vornherein ihren 
agrariihden Standpunft deflariert. Auf der andern Geite 
hat im neuen Programm der Chriltlih-Sopzialen ein recht 
radilaler Antijemitismus Pla gefunden, während im 
übrigen die Konfejjionalität der Schulen uſw. aud nicht 
gerade geeignet ilt, das Programm ſympathiſcher zu maden. 
Sn jozialpolitiiher Beziehung bleibt es troß einiger Ab— 
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ſchwächung gegen 1878 immerhin anerfennenswert. Be— 
merfenswert ijt die Yorderung von Staatsbeihilfe für be- 
gabte, aber unbemittelte Kinder, um diejen den Beſuch hoher 
Schulen zu ermögliden. Dieſe Yorderung jollte von allen 
Parteien aufgenommen werden. 

Daß die Partei Stöders feine größeren Erfolge erringt, 
liegt neben den geſchilderten Unzulänglichteiten ihres Pro— 
gramms wohl aud) daran, daß ſie, um eine Volkpartei zu 
werden, nicht entichieden genug von den Stonjervativen ab- 
rüdt, deren politiſche Nüdjtändigfeit auf geiltig Tulturellem 
Gebiete jie annähernd erreicht. 


Solche Fehler möchte anjcheinend vermeiden Die 
d) Deutſch-ſoziale Partei. 


Diele jtellt in ihrem Programm an die erjte Stelle 
ſtatt des Kriltlihden das „deutſchnationale“ Prinzip, was 
in ihrer Auffafjung gleihbedeutend ift mit der Erfaſſung 
der „Judenfrage“ als Rafjeproblem und — ihrer wo mög- 
lich noch radifaleren Behandlung, als fie ji) bei den Chrijt- 
lih-Spzialen findet. 


Programm der deutſch-ſozialen Partei. 


(Nah den Beſchlüſſen des Parteitages zu Leipzig 
am 8. und 9. Dftober 1905.) 


I. Grundfäße. 


Die Partei jteht auf deutſchnationalem, chriſtlichem und 
monarhilhem Boden. So entipridt es der gejhichtlihen Ent- 
widlung unjeres Volkstums, in dem ſich der deutſche und der drilt- 
lihe Geilt innig miteinander verbunden Haben, und in dem 
monarchiſcher Sinn tiefe Wurzeln gefchlagen hat. Wir gehen aus 
von der einheitlihen Grundlage aller chriſtlichen Bekenntniſſe und 
wollen Zwiltigfeiten zwilhen deren Anhängern vermieden ſehen. 

Mir halten die jtaatlihe Einigung der Mehrheit der deutichen 
Stämme zu einem mädtigen Reihe für einen Fortſchritt in unferer 
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völkiſchen Entwicklung und ſind bereit, die für die Erhaltung der 
Wehrkraft des Deutſchen Reiches nötigen Opfer zu bringen. Den 
bundesſtaatlichen Charakter des Reiches wollen wir gewahrt wiſſen. 

Die Rechte des Volkes ſollen nicht gekürzt werden. Die Auf— 
bringung der für den Staat erforderlichen Mittel ſoll unter tun— 
lichſter Schonung der wirtſchaftlich Schwachen erfolgen. 

Die Partei wendet ſich an das geſamte deutſche Volk ohne 
Unterſchied des Standes und des Bekenntniſſes; ſie will es allen 
zum Bewußtſein bringen, daß ſie im Kampfe um die ſittliche und 
wirtſchaftliche Erneuerung unſeres Volkslebens zuſammengehören. 
Unabhängig nach oben und nach unten, wollen wir in den ver— 
ſchiedenen Berufsſtänden unſeres Volkes die Überzeugung befeſtigen, 
daß ſie Glieder eines größeren Ganzen ſind und gemeinſame 
Intereſſen haben, und daß ſie zu ihrem eigenen Beſten und um der 
Gerechtigkeit und des ſozialen Friedens willen ihre Sonderintereſſen 
dem Wohle der Geſamtheit unterordnen müſſen. Wir wollen darauf 
hinwirken, daß alle Volkskreiſe ſich mit ſozialem Sinne erfüllen 
und daß unſer Recht mehr und mehr in ſozialem Geiſte nach 
deutſchen Rechtsanſchauungen ausgeſtaltet wird. 

Die Partei erſtrebt, daß die Arbeit mehr als bisher ſowohl 
für den Arbeiterſtand als auch für den Mittelſtand eine ſichere 
Quelle des Erwerbes wird, und daß Schädigungen des Gemein— 
wohls durch die wirtſchaftliche Üübermacht des Großkapitals ver— 
hindert werden. Um dies zu erreichen, ſollen ſtaatlich anerkannte 
Organiſationen geſchaffen werden, in denen ſich die erwerbstätigen 
Berufsklaſſen zur Wahrung ihrer Intereſſen und zur Erziehung 
ihrer Mitglieder zufammenfhliegen. Für Unternehmungen, deren 
Betrieb durch Private erfahrungsgemäß die Intereſſen der Ge— 
jamtheit ſchädigt, foll Staats- oder Gemeindebetrieb eingeführt 
werden. Dem wirtihaftliden Kampfe aller gegen alle jtellem wir 
die wirtfhaftlihe Neuordnung, der fozialen Revolution die foziale 
Reform gegenüber. 

Als eine zerfegende Kraft auf allen Gebieten unjeres Bolfs- 
lebens hat jih das jtammfremde jüdiſche Volt erwiejen, deſſen 
Macht weit größer ift, als es feiner Zahl entſpricht. Um eine gedeih- 
liche Entfaltung deutſcher Eigenart fiher zu jtellen und die Arbeit 
des deutſchen Volkes gegen Ausbeutung zu Ihüßen, eriheint uns 
der Kampf gegen die Macht des Judentums als eine ſittliche, 
politiſche und wirtſchaftliche Notwendigkeit. 
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ER Forderungen. 
Die Partei fordert insbejondere: 


1. Erhaltung des allgemeinen, gleihen und direkten Reichs— 
tagswahlrechts mit geheimer Abjtimmung, Erweiterung des Wahl- 
rehts zur Wahlpflidt, Schadloshaltung der Reichstagsabge— 
ordneten; 

2. Freiheit in Rede und Schrift, ſoweit diefe nit gegen 
Recht und Gitte verjtoßen, Sicherung der Vereins- und Ver— 
Jammlungsfreiheit für alle Staatsbürger; 

3. volle Glaubens und Gewijjensfreiheit, Selbjtändigfeit 
der chriſtlichen Kirchen in innerfichlihen Angelegenheiten; 

4. Wahrung des deutjhen und Kriltlihen Geſichtspunktes 
in der Jugenderziehung, fachmänniſche Schulaufjiht, Unentgeltlid- 
feit des Unterrihts und der Lehrmittel für die Volksſchulen, 
obligatorijhe Yortbildungs- und Fachſchulen; 

5. Yusbau des Bürgerlihen Gejegbudes nad) deutſchen und 
Iozialen Rechtsanſchauungen, Einfhränfung des Anwaltszwanges, 
Einführung der Berufung für alle Strafjahen, Verminderung der 
gerihtlihen Eide, Beeidigung der Zeugen und Sadverjtändigen 
nad) erfolgter Ausjage, Einführung verjchiedener Eidesformeln, 
je nad) dem Glaubensbefenntnis der Schwörenden; 

6. ein gerehtes Verhältnis zwiſchen direkten und indirekten 
Steuern, im einzelnen 

a) jtufenweis aufjteigende (progrejjive) Einfommen-, Kapital- 
renten= und Erbidaftsiteuern, 

b) Erhöhung der Börjenjteuer und bejondere Heranziehung aus» 
ländiſcher Werte, 

0) Luxus- und Aufwandsiteuern, 

d) eine Wehrſteuer, 

e) Belteuerung des Wertzuwachſes (vergl. Ziff. 10); 

7. ausreichende Schubzölle zum Belten der deutſchen Induſtrie 
und Landwirtichaft, der Gewerbetreibenden und Arbeiter, Sicherung 
dauernder Handelsbeziehungen zum Auslande durch Handelsver— 
träge, unter möglichſter Vermeidung der Meijtbegünftigungsflaujel; 

8. ſchärfere ſtaatliche Beauflihtigung des Börjenwejens, 
Verbot der Spiel- (Differenz) Gejhäfte, Bekämpfung ſchädlicher 
Ringbildungen, Wahrung der Rechte der Gejamtheit an den in 
der Erde befindlihen Kohlen, Salzen und Erzen; 

9. Berjtaatlihung der Reichsbank und eine derartige Ver— 
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waltung diejer Bank, dab ſie mehr als bishev die der Landwirt- 
haft, dem Handwerfe und dem Kleingewerbe dienenden Anjtalten 
und Einrihtungen unterjtüßt, internationale Regelung der 
MWährungsfrage, ſchnellere Abtragung der Staatsſchulden; 

10. Stellung des Grund und Bodens unter ein Redt, das 
deſſen Gebraud als Wohn- und Werkſtätte befördert und die durch 
äußere Umjtände bewirkte MWertjteigerung möglichſt der Allge— 
meinheit zugute kommen läßt; 

11. Förderung der inneren Kolonijation aus wirtihaftlihen 
Gründen und als Mittel zur a des J— gegenüber 
dem Slawentum; 

12. wirkſame Maßnahmen zur Erzielung en ange 
meſſener Preije für die Erzeugnijje der Landwirtihaft, Ablöjung 
der Grundihuldten, Schuß der Landwirtihaft gegen Güter- 
Ihlädhterei, jtaatlihe Förderung des Entjtehens landwirtſchaftlicher 
Kleinbetriebe, Unpfändbarkfeit eines zur Erhaltung einer Yamilie 
nötigen Mindeſtbeſitzes, Förderung der ländlihen Wohlfahrts- und 
Heimatspflege; 

13. zeitgemäße obligatoriſche Innungen für das Handwert 
mit Befähigungsnadweis, Austattung des Meijtertitels mit Vor— 
rechten, jtaatlihe Hilfe bei der Gründung von Handwerfer-Ge- 
nojjenihaften, Sicherung der Forderungen der Bauhandwerfer, 
Berbejjerung des Submijfionswejens, Beſchränkung der Zuchthaus— 
arbeit für Private; 

14. zeitgemäße Organijation des Kaufmannsjtandes, Ver: 
Ihärfung der Konkursordnung und des Gejeges gegen den 
unlauteren Wettbewerb, Beſchränkung des Abzahlungshandels, Ver— 
bot der MWanderlager, ſchärfere Aufjiht über das Ausverfaufs-, 
Berjteigerungs-, Ausjtellungs- und Verſicherungsweſen, Verbot des 
Haufierhandels von Ausländern, jtufenweis fteigende Umjaßjteuern 
für Warenhäufer, Filialgefhäfte und Konjumvereine; 

15. Befjerung der fozialen Lage der Privatangejtellten und 
Handlungsgehilfen durch geeignete Maknahmen, namentlich durch 
Errihtung von Berufsfammern, Begrenzung der Arbeitszeit, Ein- 
führung völliger Sonntagsruhe, Regelung des Lehrlingswejens und 
eine austeihende Alters und Hinterbliebenen-Berjicherung ; 

16. ein Reichsarbeitsamt, Arbeitstfammern, volles Bereini- 
gungsrecht der Arbeiter, Regelung des Arbeitsnahweiles durch den 
Staat und die Gemeinden, Begrenzung der Arbeitszeit nach der 
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Eigenart der einzelnen Gewerbe, Sonntagsruhe von mindeltens 
36 Stunden für alle Jndujtriearbeiter, größere Beſchränkung der 
Nachtarbeit, der Frauen und der Kinderarbeit, Verbejjerung der 
Oewerbeaufliht, aud) durch Anjtellung weiblicher Aufjihtsbeamten, 
Fürſorge für gejunde Arbeiterwohnungen, Yusgejtaltung der ſtaat— 
lihen Betriebe zu Mujteranitalten in fozialer Hinfiht, Verbot der 
Verwendung außereuropäilher Arbeiter, möglihfte Beſchränkung 
des Zuzuges ausländilcher Arbeiter; 

17. Bereinfahung der Jwangsverliherungsgejege und Heran- 
ziehung der Gejamtheit zu ihren Lajten, Herabjegung der Alters- 
grenze bei der Altersverjiherung, Zürjorge für die Hinterbliebenen 
der Berlicherten; 

18. Berbejjerung der Anjtellungs- und Gehaltsverhältnijfe 
des Beamten- und Lehrerjtandes unter entſprechender Berüd- 
lihtigung der miftleren und unteren Beamten, mehr Sonntagsruh> 
für die Angeſtellten der öffentliden Berfehrsanitalten; 

19. Erweiterung der Strafbeitimmungen gegen Tierquälerei, 
Erlaß eines Shädtverbotes; | 

20. Yernhalten der Juden von allen Berufen, in denen ihre 
Eigenart für unjere Kulturentwidlung ſchädlich ijt, namentlih Aus— 
Ihluß von den gejeßgebenden Körperjdhaften, vom Richterſtande, 
vom DOffizierftande und vom Berufe eines Lehrers an öffentlihen 
Schulen, die von Kindern germaniſchen Stammes bejudt werden, 
jowie Bejhränfung der Zulajjung zum Berufe eines Anwalts oder 
Notars, tunlihites Yernhalten jüdilher Kinder aus den öffent- 
lichen Schulen für Kinder germanijhden Stammes, Verbot der 
Änderung jüdiſcher Familiennamen, Yührung einer Statiſtik über 
die im Deutſchen Reihe Iebenden Perſonen jüdiihen Stammes, 
Berbot der Einwanderung von Juden, wiljenihaftlihe Prüfung der 
jüdiſchen Religionsvorjhriften und deren Überjegung ins Deutjche. 


Intereſſant in diefem Programm jind die Forderungen 


nad) einer Beiteuerung des Wertzuwachſes (8 6 u. 10) und 
nad) Wahrung der Rechte der Gejamtheit an den in der 
Erde befindlihen Kohlen, Salzen und Erzen ($ 8, Schluß). 


Sm übrigen jind aud) arg reaftionäre Forderungen 


im Brogramm vertreten — man leje nur 8 14 —, Jo da} 
man bei jeiner Kritik doch zu der Entſcheidung Tommen 
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muß, daß dieje Tleine Partei ebenjowenig den Stein der 
Meilen gefunden Hat, der unjer politiihes Leben jeiner 
Gejundung zuführen wird, wie die ihr nahejtehenden Grup- 
pen, ganz abgejehen von ihrer für den modern denkenden 
Menihen indistutabeln Stellung zur Fudenfrage. Im 
Gegenjaße zu den Chriltlih-Sozialen jagen die Deutſch— 
Spzialen in ihrem Programm nichts über die Kolonial- 
politif, dejto mehr aber über innere Ktolonijation. 

Ihre praftiihe Stellungnahme zu den Folonialpoli- 
tiihen Problemen hat indejjen ergeben, daß ſie nicht Tolonial- 
gegnerilh jind. Troßdem war die Begrüßung, die Abg. 
Zattmann Exzellenz Dernburg bei feinem Debut im Reichs— 
tage zuteil werden ließ, nicht eben jehr warm. 

Bei aller Gegnerihaft gegen die Einjeitigfeiten und 
Rüditändigkeiten im Programm der Deutſch-Sozialen und 
ihrem recht häßlichen Antijfemitismus wird man aber doch 
anerfennen müjjen, daß ein nicht unbedeutender geijtiger 
Gehalt in den aufgeitellten Forderungen jtedt. Allerdings 
muß man ja berüdjihtigen, daB PBarteiprogramme immer 
etwas idealer gehalten jind, als die Parteien zu handeln 
pflegen. Man darf aber aud eine Partei nit aus- 
\Hlieklih nad dem Gros ihrer Wähler beurteilen, und 
wenn jemand ſich vom Gebahren einer antiſemitiſchen Volks— 
verjammlung abgejtoßen gefühlt hat, jo berechtigt ihn das 
noch nicht, auch die wirflid” guten Gedanken im Partei- 
programm zu überjehen. Von liberaler Geite wird dem 
Berfafjer vielleiht entgegengehalten werden, dab Diele 
guten Gedanken des deutjch- und auch chriſtlich-ozialen Pro- 
gramms ja zum großen Teil liberale Gedanken jind, die 
jene Parteien neben vielen reaftionären nur übernommen 
hätten. Das ijt wohl richtig, aber darum bleibt die Tat- 
ſache beſtehen, daß dieſe Parteien für mande gute Sade 
einzutreten bereit jind, und aud) hier und da bahnbrecheriſch 
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vorgegangen jind. Der Antijemitismus, der einjt eine ge- 
wilje Bedeutung Hatte, ijt im übrigen heute jozujagen tot 
und wird von den Parteien jelbjt wohl nur noch als De- 
forationsjtüd, in Wirklichkeit als ein Hemmſchuh für ihre 
Entwidlung mitgejchleppt. 


e) Die Mitteljtandsvereinigung 


verfolgt nur den einen politiſchen Zwed, die Intereſſen des 
„Mittelſtandes“, d. h. in ihrer Auffaljung: der Handwerker 
und Sleinhändler, zu verfechten. 

Alles in allem genommen it in der Wirtjhaftlichen 
Bereinigung, der wir mit Vorbedacht einen ziemlich breiten 
ihrer numeriſchen Stärke nit gemäßen Raum gewidmet 
haben, zwar die Quintejjenz vereint von dem, was man 
unter wirtijhaftliher Reaktion verjteht, aber es jind doch 
immerhin Gedanken in ihrem Programm, über die man 
reden Tann, die man zwar befämpfen, aber jedenfalls be— 
ahten muß. Daß in den führenden Köpfen diejer Gruppe 
rege gearbeitet wird, daß man ſich weiter zu entwideln 
ſucht, wenn man aud) oft daneben haut, das zeigt ſchon die 
auffällige Zerjplitterung in endlos viele Richtungen und 
Nüancen, deren Zahl mit den hier behandelten, die zur 
Zeit im Reichstag vertreten jind, nicht erihöpft wird. Der 
Liberalismus aber jollte nicht vergejjen, daß ein großer 
Zeil jeines heutigen geiltigen Inhalts durch die National- 
\ozialen (Naumann, v. Gerlad), Wend, Tilchendörfer) wenn 
auch nicht gerade ihm zugeführt ift, jo doch in ihm aus- 
gebaut und wacdgehalten wird. Die Nationaljozialen, die 
ja von den Chriſtlich-Sozialen herfommen, aber haben ge— 
zeigt, da unter Abjtreifung der wirtihafts- und religions- 
politiih reaftionären Elemente aus dem jozialen Kern, der 
aud) heute noch in den hier behandelten Parteien vorhanden 
iſt, jid) parteipolitiihe Gebilde entwideln Tönnen, die unter 
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Umijtänden durch die ihnen innewohnende gejunde und 
logiſche Anſchauung des politiihen Lebens und durch neue 
produftive Gedanfen Großes zu leilten vermögen, Größeres 
vielleiht als viele großen Parteien mit langer Geſchichte, 
die darunter leiden, daß ſie nit aus ihrer alten Haut 
heraus fünnen. | 

(Näheres beim Abſchnitt: Die „Nationalſozialen“ im 
folgenden Kapitel.) 


4. Die Deutſche Reformpartei. 


Als die jtärkjte und entſchiedenſte Vertreterin derjenigen 
politiihen Richtungen, die man unter dem Namen Anti- 
jemitismus zujammen fabt, haben wir heute die Deutſche 
Reformpartei zu betradjten, aber, bevor wir auf ſie jelbit 
eingehen, iſt zunächſt bei der antijemitilhen Bewegung jelbit 
einige Augenblide zu verweilen. Eine judenfeindlihe Ten- 
denz iſt eigentlich jeit der Zerjitörung Jeruſalems immer bei 
Germanen, Romanen, Slaven, ja jelbit bei den heute isla- 
mitiſchen Brudervölfern vorhanden gewejen, wenn jie aud) 
in verſchiedenen Zeiträumen der Geſchichte und bei den ver- 
\hiedenen Nationen nicht mit gleiher Stärfe auftrat. 

Bejonders ſtark flammte eine judenfeindliche Bewegung 
auf, als im 14. Jahrhundert die Pet Europa verheerte 
und abergläubijche Ignoranten die Schuld daran den Juden 
zujhoben, die die Brunnen vergiftet haben jollten. Neue 
Nahrung erhielt der Antifemitismus in nachreformatoriſcher 
Zeit in Tatholiihen Ländern, wo die Inquijition neben den 
verfludten lutheriſchen Ketzern auch manden unglüdlichen 
Suden auf den Sceiterhaufen fchleppte, während wütende 
Böbelhorden die Wohnjtätten der unglüdlichen Leute ver- 
wüjteten und plünderten. 


Zur Schande unjeres Jahrhunderts finden dieſe Greuel- 
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ſzenen in den ruſſiſchen Pogroms nod) bis heute ihre Yort- 
ſetzung. 

In Deutſchland brachte durchweg das Jahr 1848 den 
Juden die rechtliche Gleichſtellung mit den chriſtlichen Unter— 
tanen der deutſchen Staaten, ſoweit ſie ſolche nicht ſchon 
gehabt hatten. 

Trotzdem oder vielleicht auch weil nun eine ganze 
Anzahl von Juden im geiltigen Leben Deutſchlands gerade 
um die Mitte und im dritten Viertel des 19. Jahrhunderts 
eine hervorragende Rolle ſpielte, und jih um unjer Vater- 
land zweifellos große Verdienſte erwarb, regte jid) doch 
immer wieder hier und da der alte Judenhaß. 

Seinen publiziltiihen Hauptvertreter fand diejer um 
die Mitte der 60er Jahre in Held, dem Schriftleiter der 
„Staatsbürgerzeitung‘. 

Es ilt nun von Bedeutung für eine richtige Beurteilung 
des Antijemitismus, von vornherein zu erfennen, daß die 
ganze Bewegung in gewillem Sinne eine petitio principii 
enthält. 

Wie ein roter Yaden zieht ih durch die ganze Ge— 
ſchichte des Antijemitismus der Borwurf gegen die Juden, 
daß jie unredlihe Geldgejhäfte in Verbindung mit Pro- 
duktenhandel und ſolchen ähnlihen Geihäftszweigen be- 
trieben, durd) die jie in die Lage kämen, Tleine Handwerker, 
Zandleute ujw. wucheriſch auszubeuten. 

Daß es gewerbsmäßige Wucherer jüdiihen Stammes 
und aud ſonſt unſympathiſche Juden gibt, it natürlic) 
nit zu beitreiten, und wird am meilten von den bejjeren 
Elementen des Judentums ſelbſt beflagt. Aber woher kommt 
es, daß es gerade Juden jind, die ſich jenen Geſchäftsarten 
zugewandt haben, die allerdings zu wucheriſchem Betriebe 
bejonders verloden? Doch nur daher, weil ihnen in früheren 
Sahrhunderten alle anderen Betätigungsgebiete verſchloſſen 
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waren, und weil eine völlig falſche Gejeßgebung, jtatt die 
Aſſimilation und Auffaugung der Juden tunlidhit zu fördern, 
den bei ihnen ohnehin vorhandenen Tendenzen zum Zu— 
ſammenſchluß unter ſich noch Vorſchub leitete. 

Innerhalb des gebildeten Judentums war nun ſelbſt— 
verſtändlich von jeher der Trieb lebendig, aus der jahr- 
taujendealten Pariaftellung herauszufommen. Sie ſchloſſen 
li) daher mit GSelbjtverjtändlichkeit den Parteien an, Die 
nit nur für die Gleichberedhtigung aller Staatsbürger 
ohne Unterſchied und ohne Rüdjiht auf die Religion und 
Kaffe eintraten, Sondern aud) auf wirtſchaftlichem Gebiet eine 
Politik befürworteten, die der Betätigung des mobilen Han- 
delsfapitals freien Spielraum ſchaffte. 

Bon wenigen Ausnahmen — darunter als bemerfens- 
wertejte der Eonjervative Vorfämpfer Stahl — abgejehen, 
ind die gebildeten Juden daher ſtets liberal gewejen, und 
haben dem Liberalismus durd ihre ntelligenz und ihre 
Kapitallraft auch unzweifelhaft gute Dienjte geleijtet, wie 
lie es auch heute noch tun. Darum ilt es aber doch gänz- 
lich fall, den Liberalismus, bejonders feine entjchiedenen 
Richtungen, als Judenſchutztruppe zu bezeichnen. Auch ijt 
weiter zuzugeben, daß in den 70er Jahren mehr noch als 
jest in der Berliner liberalen Brejje die Juden jtärfer ver- 
treten waren, und zum Teil auch heute nod) jind, als es 
angejihts der zur Verfügung jtehenden großen Zahl tüch— 
tiger Sournalilten aus anderen Kreilen an jih nötig ilt. 
Darum braudt aber noch lange nit das Wort von der 
„verjudeten Preſſe“ richtig zu jein, das jeitdem zu einem 
Shlagwort gegen die liberalen Zeitungen gemacht wurde. 

Abgejehen von der madtlofen Deutſchen Volkspartei 
waren im Liberalismus der jiebziger Jahre nicht allzuviel 
\ozialpolitiihe nterejjen vorhanden. Die Kampfitimmung 
gegen den Polizeijtaat, der feine Naſe in alles jtedte, wirkte 
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noch jo jtarf nad), dag man damals vor neuen Gtaatsein- 
miſchungen — wenn aud) zwedmäßigen und nötigen — nur 
allzuviel Furcht Hatte. 


Es erfannten nun zwar eine Anzahl von Männern Die 
Urſachen der jozialen Übeljtände, unter denen die Induſtrie— 
arbeiter und die Lleinen Handwerker litten, recht gut, wie 
wir an amderer Gtelle näher ausführen (vgl. Wend, 
Spaialpolitif, Bd. 2 d. Bol. d. d. R., Leipzig 1908). 
Bei einigen von diejen miſchte ſich aber ſchon von vornherein 
der immer latent vorhanden gewejene Antijemitismus 
hinein, der jeine Hauptnahrung erhielt aus damals tat— 
ſächlich beſtehenden Übeljtänden bei ländlihen Kredit— 
gejhäften und bei den Ereignijjen der Gründerzeit. 
Die ſchlimmſten Gründer waren die Herzöge von Ujeſt 
und von Ratibor gewejen. Gegen jie richtete ji) der Haupt— 
angriff Laskers, als diejer verlangte, dag Licht in Die 
Gründeraffären gebracht werden ſollte. Da erſchienen einige 
Schriften von Glogau, worin dieſer die Übeljtände der 
Gründungszeit auf den jüdiſchen Geijt zurüdführte, womit 
Deutjhland mehr und mehr durdjjett werde. 


Nun iſt tatjählih dem zu romantiiher Traumdujelei 
geneigten deutſchen Michel eine eine Beigabe jüdiichen 
Handelsgeiltes und jüdiſchen Scharflinns, der namentlid) 
auf philojophiihem und juriltiihem Gebiet Hervorragendes 
für die Wiſſenſchaft geleitet Hat, durchaus förderlid), wie 
dem Verfaſſer ſelbſt ein namhafter Antijemitenführer hat 
zugejtehen müjjen, aber richtig ijt ja, daß für die orthodox— 
Hrijtlide Weltanihauung protejtantiiher und katholiſcher 
Konfeljion das Judentum ein unerwünſchtes Element fein 
muß. Dies gab für Stöder den Anlaß, in feiner ‚‚Eisteller‘- 
Nede vom 3. Januar 1879 in Berlin, die erjten Angriffe 
gegen die „Judenpreſſe“ zu richten, der er „ein klein bißchen 
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mehr Beſcheidenheit“ empfahl. Das war der Anfang der 
\ogenannten Berliner Bewegung. 

Neben Stöder, der die chriſtlich-ſoziale Partei grün- 
dete (ſ. d.), traten 1880 der katholiſche Freiherr vd. Fechen— 
bad-Laudenbad) und der proteſtantiſche Sreiherr v. Thüngen- 
Roßbach auf mit ihrem Verein der Sozial- und Wirtihafts- 
reformer. 

Diefe beiden Herren wollten einen Zuſammenſchluß 
der konſervativ gejinnten Kreiſe — evangeliſcher und Tatho- 
liſcher Konfeſſion — zu einer fonfejjionell neutralen, aber 
nebenher aud) agrariſchen und antijemitiihen Partei. 

Es gelang dem Herrn von Yehenbad) indejjen nicht, den 
SZentrumsturm zu |prengen, und jo ging er jelbit jehr bald 
wieder hinein. 

Einen ſpezifiſch antiſemitiſchen Charakter erhielt Die 
anfangs mehr jozialpolitiihe Bewegung durd) die Ohrfeigen- 
affäre des Oberlehrers Dr. Junker in Berlin. Diejer fuhr 
einit mit jeinem Kollegen Dr. Bernhard Yörjter, dem 
Schwager Nietzſches, in der Pferdebahn, wobei ſie ſich über 
antijemitiihe Dinge unterhielten, und dadurd) einen gegen- 
überjigenden jüdiihen Yabrifanten, namens Kantorowicz, 
provozierten, der ji erhob und dem Dr. Junker eine Ohr— 
feige applizierte. Dr. Förſter, ein äußerjt begabter und ge- 
ſchickter Agitator, benußte den Vorfall jofort für eine anti- 
jemitiide Propaganda, die u. a. auf einen feiner früheren 
Schüler, den nahmals als Afrikaforſcher hervorgetretenen 
Dr. Henrici, Eindrud machte. Herr Dr. Henrici, dem wir 
mandes von dem diefen Ausführungen zugrunde liegenden 
Material verdanken, war früher ein geſuchter Verfammlungs- 
redner der Fortſchrittspartei gewejen, war aber durch die 
damalige ſozialpolitiſch unfruchtbare Haltung am Liberalis- 
mus irre geworden und fuchhte anderen politiſchen Anſchluß, 
3. 7. beeinflußt auch durch Schriften Laſſalles. Das Juden— 
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tum erſchien ihm als der typiſchſte Vertreter des modernen 
Kapitalismus, deſſen Übermadht er als die Urſache des 
\ozialen Übels erfannte. 

Der Antiſemitismus Henricis, eine verhältnismäßig 
milde Form, war ein nicht haltbares Produft mehr ge- 
fühls- als verjtandesmäßiger NRegungen und ilt von ihm 
ſelbſt aud jpäter aufgegeben worden. Die Hauptjadje 
aber war ihm aud) gar nicht dieſer Antijemitismus, ſondern 
die Sopzialpolitif in einer Yorm, wie fie ihm vorjchwebte. 
Er verlangte namentlich jehr weitgehende Arbeiterverjiche- 
rungen gegen die Schäden aus der Arbeitsunfähigteit und 
auch aus der XArbeitslojigfeit. Um dies Programm zur 
Ausführung zu bringen, gründete er 1881 feinen Sozialen 
Neichsverein und Tandidierte in Berlin III für den Reichs— 
tag. Seine Jozialpolitiihen Beitrebungen hatten ihn aber 
bei den Konjervativen ſowohl wie vorübergehend auch bei der 
Regierung verdädtig gemadt. Um die Urbeiterfragen von 
allen Geiten zu jtudieren, hatte er nämlich mehrfad) 
mit befannten Sozialdemokraten Verkehr unterhalten, und 
das genügte in jener Zeit, um einen ehrlihen Menjchen als 
aller möglihen Schandtaten ſchwer verdädtig ericheinen zu 
lajjen. Die Berliner Konjervativen ihrerjeits verſuchten dur) 
Beitehung Henrici zum Nüdtritt von feiner Kandidatur zu 
veranlajjen, hatten damit aber natürlich fein Glüd, obwohl 
lie 9000 Marf boten. Billiger war allerdings fein Wahl- 
fomitee zu haben, von dem ein Mitglied 900 Mark und ein 
anderes 600 Marf für die Veröffentlihung einer Anzeige 
erhielt, die den Wählern verfündete, daß Herr Dr. Henrici 
jeine Kandidatur zuguniten des Tonjervativen Kandidaten 
zurüdgezogen habe.: Die Folge war, daß er nur etwas 
über 800 Stimmen von jolden Wählern erhielt, die ſich 
perjönlich bei ihm orientiert hatten. 

Die Bewegung Henricis kam indeljen nit reht vom 
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led. Mit Stöder fonnte er nicht zufammengehen, weil er 
deſſen orthodox-Firhlihen Standpunft nit teilte, von 
Fechenbach trennte ihn wohl vor allem feine liberale Ver— 
gangenheit, mit der er nicht ganz brechen mochte, weil er 
doch einen ſehr beachtenswerten Kern auch im damaligen 
Liberalismus gefunden hatte. Mit Liebermann v. Sonnen- 
berg, der in jener Zeit gleichfalls zuerjt hervortrat, Tonnte 
er auf die Dauer aud) nicht zufammengehen, weil diejer zu 
ſehr ariltofratiih, er aber völlig demokratiſch gerichtet war. 
Henrici hat zwar noch einige Jahre den Kampf fortgejeßt, 
aber ſchließlich erkennen müffen, daß die antifemitifche Be— 
wegung, die er mit ehrlihem, wenn auch vom Standpunft 
des Berfallers aus, verfehrtem Fdealismus vertreten hat, 
immer mehr zu einem wahren Radau-Antijemitismus ent- 
artete, von dem auch Liebermann v. Sonnenbergs Deutſcher 
Bolfsverein (1881) nicht frei blieb. Heute gehört Lieber— 
mann der Deutih-Spzialen Partei an, die, wie wir jahen, 
im Gegenlaß zu den Ehriltlih-Spzialen, die Judenfrage als 
Raſſeproblem auffaht, wie das aud) Henrici getan hat, der 
Ihon ſeit 1883 der antiſemitiſchen Bewegung ſich fern hielt, 
weil jih, nad) feinen eigenen Morten, Elemente einzumijchen 
begannen, mit denen er nichts zu tun haben wollte. 

In den Jahren 1881—1882 rief der ehemalige Bibliv- 
thefar der Marburger Univerfität, Dr. Boedel, in Helfen 
eine antiſemitiſche Bewegung hervor, die unter den dortigen 
Bauern ſehr ſtark ausartete. Allerdings war in Helfen die 
Güterſchlächterei beſonders ftarf betrieben worden. Gleich— 
zeitig gründete Pinkert (als Schriftiteller Egon MWaldegg) 
in Dresden die Reformpartei, die fih unter manderlei Schid- 
\alen betr. ihrer äußeren Form in der heutigen Deutſchen Re- 
formpartei erhalten hat. Die Antijemiten find begreiflidher- 
weije eine äußerſt ſchwer zu lenkende Gefellihaft, unklar in 
ihren Anſichten und geneigt zu perfönlihen Zänfereien. Da- 
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her iſt die Zahl der antijemitiihen Gruppen und Grüppchen 
glei) Legion und alle Augenblide wedjeln dieſe. Die 
„Antiſemitiſche Volkspartei“ hat wohl mal verjudt, alle 
dieje Richtungen zufammenzufaljen, gelungen ijt es ihr nicht. 

Die Deutihe Reformpartei (früher Deutjd-Joziale 
Neformpartei) hat in ihrem Programm vom 21. und 
22. Ditober 1906 ihre Tendenzen niedergelegt. 


Mir bringen das Programm hier zum Abdruck: 


Programm der Deutfhen Reformpartei. 


(Nah den Beihlüffen des Erfurter Parteitages 
am 20. und 21. Oftober 1895 und des Kajjeler Parteitages am 
21. und 22. Oktober 1906.) 
I. Leitjäße. 

Die fortichreitende Zerjegung aller gejellichaftlihen und wirt- 
Ihaftlihen Ordnung beunruhigt die weitelten Kreife des Volkes, 
bedroht den Arbeiter- und Mitteljtand in Stadt und Land, in 
feinem beſcheidenen Beſitz und vermehrt täglid die Schar, der 
Beliglofen. Die alten Parteien ftehen diefer durch einen falſchen 
wirtihaftlihen Liberalismus herporgerufenen und nod) immer 
jteigenden Gefahr ohne Verftändnis und darum ratlos gegenüber, 
die Sozialdemofratie hält diefe Entwidlung für unvermeidlid) und 
naturnotwendig: ihnen gegenüber verlangt die Deutjhe NReform- 
partei durchgreifende Abhilfe auf gejeggeberiijhem Gebiete unter 
bejonderer Berüdjihtigung der ſchaffenden Stände. Dem Tapita- 
liſten Fauſtrecht ftellt fie die wirtihaftlihe Neuordnung, der jozialen 
Revolution die joziale Reform gegenüber. 

Träger der Zerjegung ijt das jtammfremde Judenvolk, das 
in unſerem wirtſchaftlichen, politiihen und gejellihaftlihen Leben, 
in der Rechtspflege und in der Preſſe unjerm Volkstum feinen 
zerfegenden Geiſt aufgedrängt und damit den Anlaß zu der anti- 
ſemitiſchen Strömung gegeben hat. Deutjchen Geiſt und deutſche 
Eigenart wollen wir bewahren vor jedem jhädlihen Fremdſtoff, 
deutſche Arbeit [hüten gegen Ausnüßung und Ausbeutung. Darum 
erfheint uns der Kampf gegen den jüdiihen Geilt, gegen die 
wachſende Verjudung auf allen Gebieten des Lebens als eine wirt- 
Ihaftliche, politiihe und ſittliche Notwendigfeit. 


— 112 — 


Unjere Partei jtellt jih auf den Boden Kriltliher Welt- 
anjhauung. So entſpricht es der geſchichtlichen Entwidlung unferes 
Bollstums, in dem ji deutjcher und chriſtlicher Geiſt innig und 
unauflösli verbunden hat. Wir gehen aus von der einheitlihen 
Grundlage aller hrijtlihen Einzelbefenntnilje und wollen Zwiltig- 
feiten zwiſchen ihnen vermieden jehen. 

Die Deutjhe Reformpartei wendet ſich an das gejamte deutſche 
Doll ohne Unterfhied des Standes und des Befenntnijjes, jie will 
es allen zum Bewuhtjein bringen, daß jie als Söhne unjeres 
Stammes zujammengehören im Kampf um die wirtihaftlihe und 
jittlihe Wiedergeburt des Deutjhtums. Unabhängig nad) oben 
und unten, nah redts wie linfs wollen wir das große Ziel der 
nationalen Wiedergeburt feit ins Auge fajjen und geraden Weges 
darauf losgehen. Neben der Jittlihen Erneuerung unjeres Volks— 
lebens jehen wir die nationale Wiedergeburt in erjter Linie darin, 
daß der Ihaffenden Arbeit die ihr gebührende Stellung eingeräumt 
wird. Zurzeit iſt jie in ihren Rechten beeinträdtigt durch ein Über- 
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greifen des beweglichen Kapitals. Diefem Kapitalismus gegenüber ' 


betradhten wir es als unjere Hauptaufgabe, die Gemeinjhaft der 
Snterejjen an der ſchaffenden Arbeit den einzelnen Berufsjtänden 
zum Haren Berjtändnis zu bringen und jie davon zu überzeugen, 
daB jede einzelne Gruppe ihren nterejjen am wirfjamjten dient 
durch Zufammengehen mit den anderen. Unjer Ziel muß, fein, die 
\heinbaren nterejjengegenjäße zur Verſöhnung zu bringen und jo 
aus allen Gruppen der ſchaffenden Arbeit eine eng zujammen- 
hängende Streitmadt gegen den gemeinjamen Yeind zu bilden. 


In der Anſammlung von Riejfenvermögen in einzelnen Händen, 
in der Zerjegung aller ſtändiſchen und beruflichen Gliederungen, in 
der DVerarmung des Arbeiter» und Zertrümmerung des Mittel- 
Itandes erbliden wir die Hauptgefahren der Gegenwart. Bon unten 
herauf muß wieder aufgebaut, der bedrohte Mitteljtand geſchützt 
werden. Staatlih geliherte, Iebensträftige Organijationen ſind zu 
Ihaffen, in denen die arbeitenden Berufsklaſſen unjeres Volkes ſich 
zulammenjhließen zur Wahrung ihrer Intereſſen nad) außen und 
zur Erziehung nad) innen. 

Unjer Ziel ift daher: durchgreifende Organijation der 
deutichen Arbeit auf nationaler Grundlage und Umbildung unjerer 
Rechtszuſtände im Sinne einer Verdrängung der Tapitalijtiichen 
Auswüchſe des gegenwärtigen Rechts durch deutjch-nationale Redts- 
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anſchauungen, damit ein deutſches, lebendiges und foziales Recht die 
Bürgſchaft werde für eine glüdlihe Zukunft unferes Volkes. 

Mir jind bereit, für die Erhaltung der nationalen Wehrkraft, 
beruhend auf dem Grundjaß der allgemeinen Wehrpflicht, die Opfer 
zu bringen, die zum Schuß und zur Verteidigung unjeres Vater- 
landes notwendig find. 

Im Intereffe der Wohlfahrt und Unabhängigkeit des Reiches 
halten wir weile Sparjamteit im Reichshaushalt für geboten. Die 
Aufbringung der für den Staat erforderlihen Mittel joll unter 
Schonung der wirtihaftlid Schwahen und unter ſtärkerer Heran- 
ziehung des Grokfapitals erfolgen. 

Yür die Erhaltung und Förderung deutſchen Lebens im Aus— 
lande jind wir gewillt, mit ganzem Herzen einzutreten. 

Mir halten feſt an der politiſchen Einigung Deutſchlands unter 
einem madtvollen Kaijertum, wollen aber den bundesftaatlichen 
Charafter der Reichsverfajjung gewahrt und die berechtigte Eigenart 
der einzelnen Stämme erhalten wiljen. Die bejtehenden Volksrechte 
jollen nicht gekürzt, ihr organiher Ausbau foll gefördert werden 
zum SHeile der Gejamtheit. 


II. Forderungen. 

Die Deutſche Reformpartei fordert im einzelnen: 

1. Erhaltung des allgemeinen, gleihen, geheimen und direlten 
NReihstagswahlredhts. Erweiterung des Wahlrechts zur Wahlpflidt. 

2. Freiheit in Rede und Schrift, ſoweit fie nit gegen Redt 
und Sitte verjtoßen; Sicherung der Vereins- und VBerfammlungs- 
freiheit für alle Staatsbürger. 

3. Bolle Glaubens- und Gewiljensfreiheit, Selbftändigteit 
der chriſtlichen Kirchen in innerlichlihen Angelegenheiten. 

4. EhHriftlihe, nationale und praktiſche Fugenderziehung, 
gemeinfamen Unterbau für das gefamte Schulwefen, fachmänniſche 
Schulaufſicht, Unentgeltlihteit des Unterrihts und der Lehrmittel 
für die Volksſchulen, Ausfheidung des jüdilhen Elementes aus 
chriſtlich-deutſchen Schulen. 

5. Befeitigung des herrihenden Bureaufratismus, Befegung 
der höheren Verwaltungsitellen durd) ſach- und fachkundige Beamte. 

6. Ausbau des Bürgerlihen Geſetzbuches nad) deutjchen 
Rechtsanſchauungen. Beleitigung des Anwaltszwanges, Einführung 
der Berufung für alle Strafſachen, Einſchränkung der Eides— 
leiltungen und Bereidigung nad erfolgter Ausfage, Einführung, 
Grotewold, Die Parteien des Deutjchen Reichätages.. 8 
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verjhhiedener Eidesformeln, je nah dem Glaubensbefenntnis des 
Schwörenden, Berbejjerung des Entmündigungsverfahrens. 

7. Ein gerechtes Berhältnis zwilchen direkten und indirelten 
Steuern; feine weitere Vermehrung derjenigen indirelten Steuern, 
welhe die unteren Schichten treffen; insbejondere Eintreten für 

a) ſtufenweis aufjteigende (progrejjive) Einkommen-, Kapital- 
renten-e und Erbidhaftsiteuer unter Schaffung geeigneter 

Schugmaßregeln gegen falſche Einfommen-Deflarationen und 

Dermögensangabe; 

b) Erhöhung der Börfenjteuer, bejonders Heranziehung aus— 
ländilher Werte; 

c) Luxus- und Aufwanditeuern; 

ad) MWehriteuer. | 

8. Ausreihende Shußzölle zum Beten der deutſchen Arbeit 
und Erzeugung, Sicherung dauernder Handelsbeziehungen durd) 
langfriltige Handelsverträge unter Ausſchluß der Meijtbegüniti- 
gungstlaujel. 

9. Schärfere jtaatlihe Beauflihtigung des Börjenwejens, 
ſtrenge Durhführung des Verbots gewiljer Spiel- (Differenz-) 
Gejhäfte, Bekämpfung ſchädlicher Ringbildungen. 

10. Berjtaatlihung der Reichsbank, internationale Regelung 
der Währungsfrage. 

11. Schuß der deutſchen Landwirtihaft gegen ausländiſche 
Konkurrenz, gegen Einſchleppung von Biehjeuden, gegen Wucher 
und Güterſchlächterei, Regelung des Getreidehandels auf genojjen- 
Ihaftliher Grundlage, Unpfändbarkeit eines zur Erhaltung einer 
Familie nötigen Mindejtbefites. 

12. Ausbau des Handwerfer-Organijationsgejeßes, Schaffung 
obligatoriſcher Innungen, Berleihung größerer Rechte an den 
Meijtertitel, Einführung des Befähigungsnadhweiles für das Hand- 
wert, Schaffung eines Handwerfs-Minijteriums, Einſchränkung der 
Gewerbefreiheit, jtaatlihe Hilfe bei Gründung von Handwerker— 
Genojjenfhaften, Aufhebung der Zuhthausarbeit für Private, Be- 
Tämpfung des Baufhwindels durch Sicherſtellung der Forderungen 
der Bauhandwerfer, insbejondere durch deren bevorzugte Befrie- 
digung im Konfursfalle, ausſchließliche Berüdfihtigung von Hand- 
werfsmeijtern bei Vergebung jtaatliher Lieferungen und Arbeiten, 
die in den Bereih des handwerfsmähigen Betriebes gehören, 
Verbejjerung des Submiljionswejens. 
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13. Berfhärfung der Konfursordnung und des Gejeßes gegen 
den unlauteren Wettbewerb, Yührung des vollen Namens des 
Gejhäftsinhabers in deſſen Firma, Verbot des Haufierhandels für 
Ausländer und Minderjährige, Beihränfung des Haujierhandels 
auf Perjonen, die nicht voll arbeitsfähig jind, oder in einer armen 
unwirtlihen Gegend wohnen, jowie auf den Vertrieb jelbitgefertigter 
Maren, Beſchränkung des Abzahlungshandels, Verbot der Schwin- 
delausverfäufe und Wanderlager, Einführung einer jtufenweis 
fteigenden möglihjt Hohen Umſatzſteuer für Warenhäufer, Yilial- 
gejhäfte und Konjumvereine. Befjerung der Jozialen Lage der 
Handlungsgehilfen. 

14. Bereinfahung und Wereinheitlihung der Zwangsver— 
liherungsgejege und Heranziehung der Gejamtheit zu ihren Laſten 
zum Zwede der Erhöhung der Renten und Herabjegung der Ulters- 
grenze bei der Altersverfiherung, Fürſorge für die Hinterbliebenen 
der Verſicherten, Regelung des Arbeitsnahweijes durch Staat und 
Gemeinden, Begrenzung der Arbeitszeit nad) der Eigenart der ein- 
zelnen Gewerbe, Sonntagsruhe von mindeftens 36 Stunden für 
alle Induſtriearbeiter, Beihränfung der Nachtarbeit, der Frauen— 
und Kinderarbeit, Errichtung eines Reidhsarbeitsamtes, von Urbeits- 
fammern und von Kinigungsämtern für Streitigkeiten zwiſchen 
Arbeitern und Arbeitgebern, Koalitionsreht der Arbeiter. Aus— 
geltaltung der jtaatlihen Betriebe zu Mujteranftalten in jozialer 
Hinfiht, Förderung von Produftivgenofjenihaften, Verbeſſerung 
der Gewerbeaufliht, auch durch Anftellung weiblider Fabrikinſpek— 
toren, Yürjorge für gejunde Arbeiterwohnungen. 

15. Regelung und Aufbeſſerung der Anjtellungs- und Ge— 
‚haltsverhältnijje des Beamten- und Lehrerjtandes, unter entjprecdhen- 
der Berüdjihtigung der mittleren und unteren Beamten, vermehrte 
Sonntagsruhe für die Angeſtellten der öffentlihen Verkehrs— 
anitalten. 

16. Reinhaltung des Blutes unjeres Volkes durch Schließung 
der Grenzen gegen Angehörige nidhtgermanijder Völker, ins- 
bejondere Verbot der Einwanderung von Juden und von Jlawilchen 
wie italieniſchen Arbeitern. 

Beförderung der inneren Kolonifation durch Vermehrung 
des Bauernitandes und Sekhaftmadhung der Landarbeiter unter 
Staatshilfe. Allmähliche Entihuldung des Grundbeſitzes unter 
Zuhilfenahme des Staatsiredits. 


8* 
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17. Kräftiger Schu der Deutfhen im Auslande. Ver— 
bejjerung des Konjulatswejens. Erleihterung der Erhaltung und 
Miedererwerbung des Staatsbürgerredts. 

18. Aufhebung der Gleihberehtigung der in Deutjchland 
lebenden Juden: Fernhalten der Juden von allen Berufen, in 
denen ihre Betätigung wegen ihrer Eigenart für unjere Kultur- 
entwidlung ſchädlich it, insbejondere Ausſchluß von den gejeh- 
gebenden Körperfhaften, vom Richterſtande, vom Dffiziersitande 
und vom Berufe eines Lehrers an öffentlihen Schulen, die von 
Kindern germanilhen Stammes bejuht werden, Yernhaltung jüdi- 
Iher Kinder aus den öffentlihen Schulen für Kinder germaniſchen 
Stammes, Zulajjung der Juden zu den Berufen des Redtsanwalts 
oder Notars, des Arztes nur nad) der Kopfzahl ihrer in Deutſch— 
land anſäſſigen Rafjegenojjen, Verhinderung der Änderung jüdiſcher 
Yamiliennamen, Yührung einer Statiſtik über die in Deutſchland 
lebenden Perjonen jüdiihen Stammes, Erlak eines Shädtverbots, 
wiljenihaftlide Prüfung der jüdiſchen Religionsvorſchriften. 


Mie alle antijemitiihen Richtungen, iſt auch die Re— 
formpartei in erjter Linie darauf bedacht, die Intereſſen 
des Handwerks zu fördern, jo, wie ſie dieje auffaht, d. h. 
in zünftleriſcher Richtung. 

Bon allen antijemitiihen Abgeordneten, die jemals dem 
Reihstage angehört haben, hat wohl feiner jo viel von ſich 
reden gemadt, als der frühere Vertreter von Yriedeberg- 
Arnswalde, Rektor Ahlwardt, der eine Zeitlang der Reform— 
partei angehörte, und deshalb in ihrem ZJujammenhang zu 
erwähnen it. Daß diejer Mann in den Reichstag gelangen 
und jih jogar darin behaupten fonnte, erſcheint als ein 
Zeichen von jehr bedauerlihem Tiefſtand des politilchen In— 
tellefts in manden ländlihen Wahlkreijen. 

Ahlwardt wurde zuerjt befannt durch feinen Vorſtoß 
gegen die Firma Ludwig Löwe &Co., Berlin, die er beſchul— 
digte, der dDeutjchen Heeresperwaltung mangelhafte Gewehre 
(M 88) geliefert zu Haben. Daß die Firma vor Gericht ihre 
volle Unjhuld erwies, tat gar nichts. Meder für Ahlwardt, 
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der troßdem gewählt wurde, nod) für jeine Partei, der ihre 
Wähler aud) in anderen Bezirken treu blieben. 

Zu einer größeren Bedeutung hat der Antijemitismus in 
Deutijhland nie gelangen Tönnen. Seine Ausbreitung nad) 
unten hindert die Sozialdemofratie und nad) oben der nod) 
immer jtarfe Anhang der Konjervativen. Auf die Tatholilchen 
Bollskreije, die ihm an ſich nicht fern jtehen, Tann er des 
Zentrums wegen feinen Einfluß gewinnen, und die Kreije 
des gebildeten Bürgertums gehören in Deutjhland zum 
eijernen Beltand des Liberalismus. Dazu Tommt, dab der 
Antijemitismus als folder ji bei verjchiedenen Gelegen- 
heiten — jo duch) Ahlwardts Auftreten im NReichstage, durch 
den Anhang, den der geiltestranfe Graf Püdler fand, be- 
jonders aber durd) die Dreyfus-Affäre in Frankreich — 
doch jo Tompromittiert hat, daß man ihn nicht mehr recht 
ernjt nimmt. Die entihiedenen Richtungen find übrigens 
injofern ehrlicher als die Stöckerſche, als fie gejeglihen Aus— 
\Hluß der Juden aus dem Richter- und Dffiziersjtande 
verlangen, während Stöder das gleiche Ziel adminijtrativ 
erreihen wollte. 

Die Reformpartei erhielt 1907 94850 Stimmen, die 
ihr 6 Mandate einbradten. Die Gejamtzahl aller anti- 
ſemitiſchen Stimmen betrug 1903 und 1907 jedesmal etwa 
eine Bietelmillion. 1907 vermodten jie jedoch durch aus— 
giebige Stihhwahlunterjtügung jeitens anderer Parteien, 18 
ſtatt 14 Abgeordnete durchzubringen. Hierbei iſt nun aller- 
dings wiederholt zu bemerken, da der Antijemitismus heute 
leine eigentliche Bedeutung — als eine Partei des Religions 
und Rajjenhaljes — für die deutſche Politik verloren hat. 
Die Strömung, die ſ. Zt. unter dem Eindrud des Xantener 
Knabenmordes bedrohlich anzujhwellen drohte, hat anläß— 
lih des Konitzer Mordprozefjes jih außerhalb des betei- 
ligten Ortes auch künſtlich nicht wieder Tebhafter maden 
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lajjen. „Der Sozialismus der dummen Kerle“, wie Die 
Sozialdemofraten den Antijemitismus zu nennen pflegen, 
hat nur nod) eine Bedeutung als „Mitteljtandspartei‘ und 
täte vielleiht gut, ſich auch äußerlih der Mitteljtands- 
vereinigung anzuſchließen. Statt dejjen hat die antifapitali- 
ſtiſche, demokratiſch ſein wollende Reformpartei ein Kom- 
mijjionsfartell geſchloſſen mit der Reichspartei — der groß— 
kapitaliſtiſchen Intereſſenpartei par excellence! 
Difficile est satiram non scribere! 

Bon nit direkt politiihen Korporationen jei nod) die 
Antijemiten-Liga erwähnt, eine eigenartige Organijation, 
die ſchon feit dem Sommer 1830 der allerextremiten 
Richtung des Radau-Antijemitismus eine Stätte bot, einer 
Richtung, die ihre letzte groteske Spite in dem geiltestranf 
erklärten Grafen v. Püdler-Kl.-Tihirne fand. 

Auch internationale Beziehungen haben die Antijemiten 
anzufnüpfen verjudht, jo 1882 durd) den internationalen 
Antijemitenfongreß zu Dresden, der namentlich aus Oſter— 
reih-Ungarn ſtark bejuht wurde (Iſtoczy, Cerboni und 
namentlih Onody Gyözö, der im Tisza Eszlarer-Prozek 
wegen des unerflärlihen Verſchwindens der Ejther Solmoſſy 
hervorgetreten war. In Ojterreich haben die antiſemitiſch 
gejinnten Chrijtlih-Sozialen (Lueger) befanntlid) eine große 
politiihe Macht gewonnen. 

In Frankreich hatten die Antijemiten es in den neun- 
iger Jahren dur) Schürung des Rafjenhaljes dahin ge- 
bradt, daß das Staatsihiff fat geiheitert wäre, weil fein 
fejtejter Anker, die Gerechtigkeit, bedenklich an Halt ver- 
Ioren hatte. Wir wollen zwar hier auf die Dreyfus-Affäre 
nicht näher eingehen, da fie außerhalb des Rahmens liegt, 
aber wir wollen fie unſerm Volk als warnendes Beijpiel 
vor die Augen halten, ſich nicht durch Verhetzung gegen 
Mitbürger anderer Raſſe und anderen Glaubens fein ge- 
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ſundes Redtsgefühl trüben zu laſſen. Zeigt es fi, daß das 
gemeine Recht nicht ausreicht, irgendweldje neu auftauchenden 
Erſcheinungen unwillflommener, weil verbrederiicher Art, 
rihtig und wirkſam zu befämpfen, jo ändere man es — aber 
\hreie nicht nad) Ausnahmegejegen, die falt immer das 
Gegenteil von dem erreicht haben, was jie erreichen jollten. 
Daß man ein Gejeß gegen den unlauteren Wettbewerb erlie, 
it juriltiih rihtig. Noch wichtiger ijt, daß unjere Richter 
durd) das Bürgerlihe Gejegbud in die Lage verjett jind, 
jedes wuderijhe Geſchäft als nichtig erflären zu Tönnen 
($ 138). Damit it eine der widtigiten wirtichaftlichen 
Örundlagen der antijemitischen Agitation bejeitigt, der, abge— 
jehen von ihrer zu einjeitig gegen die Iſraeliten als jolde 
gerichteten Spitze, eine gewille Berechtigung nicht abzu— 
ſprechen war. Was noch bleibt, it vom Übel. 
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I. Kapitel. 


Der Liberalismus. 


Fußt, wie wir jehen, die fonjervative Staatsidee auf 
dem Prinzip, dab Fürſt und Staat göttlihe Inſtitutionen, 
daher im gewiljen Sinne untrennbar find, jo tritt die Perſon 
des Yürjten bei den Liberalen weit ſtärker in den Hinter- 
grund. Der Liberalismus erfennt grundjäglid nichts ſchon 
deswegen als berechtigt und vernünftig an, weil es einmal 
da ilt, jondern er unterſucht, ob das Beltehende jeinem 
Zwed entjpridt. Fe nad) dem Refultat diejer Prüfung iſt 
er dann gern bereit, Änderungen des bisherigen Zuftandes 
vorzunehmen. Da nun die fonjtitutionelle Monarchie heute 
das leijtet, was man billigerweile von einer Staatsform 
erwarten Tann, dab nämlih im großen und ganzen Die 
Staatsmaſchine im Gange erhalten, die Redhtiprehung ge- 
ſetzmäßig ausgeübt, die wirtihaftliden und kulturellen Auf- 
gaben, wenn aud) nicht immer praftijche, jo doc) theoretilche 
Beahtung der Regierung finden, Schuß der Perſon und 
Sicherheit des Landes nad) innen und außen tunlidjt ge— 
währleijtet werden, jo hat ji) der moderne Liberalismus 
in allen fonjtitutionellen Staaten mit dem monarchiſchen 
Regime abgefunden, teils aus wirkfliher Herzensüberzeugung, 
wie in Deutjchland, teils weil er vorderhand nichts Beljeres 
weiß, wie in Spanien und Stalien. 

Die Erfahrungen, die man hier und da mit republi- 
kaniſchen Verfaſſungen gemadt hat, jind ja nicht immer 
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danad) angetan gewejen, dieſer Staatsform Freunde zu 
erwerben, wenigitens jo lange nidt, als die Menjchen nicht 
ein gut Teil weiter vorgeſchritten jein werden, als jie es 
heute jind. 

Beruht der Konjervatismus zum großen Teil auf rein 
gefühlsmäßiger Ehrfurdt vor dem Althergebradten, von 
dem durch Gott ſelbſt Eingejegten, jo beruht der Liberalis- 
mus auf fühlen veritandesmäkigen Erwägungen. 

Es ilt die durch ſyſtematiſches Nachdenken gewonnene 
Anschauung über den Staat, und zwar vom Standpunkt 
der perjönlihen Uninterejjiertheit und Unparteilichfeit aus 
gegenüber den Ständen und Klaſſen der Bevölkerung. Der 
Staat ijt dem Liberalismus nicht Selbjtzwed, noch vielweniger 
it der Staat um des Yürlten willen da. Beide, Staat und 
Yürlt, find um des Volkes willen da, dem aud) der Fürſt 
jeine Macht verdankt. Da aber dem Staat die hödjiten 
und widtigiten Aufgaben zur Förderung des Allgemein- 
wohls obliegen, erwädjt dem Einzelnen die Hohe und ehren- 
volle Piliht, jih dem Staat voll und ganz hinzugeben. 
Die allgemeine Wehrpfliht 3.8. iſt darum ganz bejonders 
von jeher eine liberale Yorderung geweſen, ebenjo die all- 
gemeine Steuerpfliht mit Verteilung der Steuerlajten nad) 
dem Gejihtspunft der Leiltungsfähigfeit der Steuerträger. 

Indeſſen ilt, wie gejagt, dem Liberalismus der Staat 
nit Selbjtzwed. Sein Endziel iſt vielmehr die Ausbildung 
von Perjönlichkeiten, die freie Entwidlung der Jndividuali- 
täten im Staate zu fördern. Darum judt er die perjönlicdhe 
Freiheit des Individuums nad) allen Richtungen Hin ſicher 
zu jtellen. Er wollte daher aud) Handel und Verkehr von 
allen Schranken befreien, er garantierte der porausjegungs- 
Iojen Wilfenihaft Forſchungs- und Lehrfreiheit, dem ein- 
zelnen Bürger aber das Recht zur freien Äußerung feiner 
Meinung durd) Wort und Schrift. 
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Gewerbefreiheit, Yreizügigfeit, Prei- und Verſamm— 
lungsfreiheit jind die alten Poſtulate des Liberalismus in 
allen Staaten. Freies Spiel aller wirtihaftlihen und gei- 
tigen Kräfte, ohne Rüdjiht auf Autorität und Tradition, 
war und ilt die Doftrin des reinen durch Kompromiſſe 
mit andern Anſchauungen nicht entitellten Liberalismus. 

Etwas anders liegt die Sadhe mit dem Yreihandel, 
der von den deutſchen Liberalen entſchiedener Färbung bis 
in die Gegenwart verteidigt wird. 

An jih it die Frage, ob Schußzoll oder Freihandel 
als Baſis der Handelspolitif eines Staates gewählt werden 
ſoll, eigentlid) nie eine liberale Prinzipienfrage geweſen, 
obwohl Schutzölle mit dem freien Spiel der wirtichaftlichen 
Kräfte niht Harmonieren. Die Nordamerifaner und Fran— 
zojen jind gewiß liberal im allgemeinen politiſchen 
Sinn, aber dabei do die kraſſeſten Hochſchutzzöllner. 

Die wirtſchaftlichen Intereſſen der Bevölkerungsſchich— 
ten aber, auf die ſich der deutſche Liberalismus ſtützt, brin— 
gen es mit ſich, daß dieſer Freihändler ſein muß, denn bei 
uns vertritt der Liberalismus die Handelskreiſe und Die 
jogenannten freien Berufe, die ihrer natürlichen Beſchaffen— 
heit nah) Konjumenten, aber nicht eigentlihe Produzenten 
materieller Güter jind. Hier auf handelspolitijchem Gebiet 
berührt ji) der Liberalismus mit der Sozialdemofratie, die 
bei allen Angriffen gegen die ‚eine reaktionäre Maſſe“ doch 
das handelspolitiihe Programm des Liberalismus RE 
übernommen hat. 

Das Wort „Liberal“ bedeutet im Lateinijchen (libera- 
lis) und in der ſpaniſchen Sprade, der es direkt entnommen 
iſt, weiles in Spanien zuerjt als Barteiname gebraucht wurde, 
jo viel wie ‚‚freigebig‘ oder ‚‚entgegentommend‘“, in welchem 
Sinne es ja aud) bei uns hin und wieder angewandt wird. 
Die Übertragung feiner Bedeutung auf das politiihe Ge— 
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biet erflärt ſich durch die „Freigebigkeit“ dem Volk gegen- 
über mit politiihen Freiheiten und Rechten, die dem Libe- 
talismus jtets eigen gewejen ijt, und einen jo widtigen 
Zug feines Wejens ausmadt, daß jedes Abweichen davon, 
3.8. jede Einführung von Gejegen zur Einſchränkung Der 
Bolksiouveränität, wo ſolche bejtand, die Mehrheit des 
betreffenden gejeggebenden Körpers des Rechts auf Die 
Bezeihnung als ‚liberal‘ beraubt. 


In gewillem Sinne ijt ‚liberal‘ gleichbedeutend mit 
„demokratiſch“, aber nicht ganz. „Liberal“ it ein weiter- 
gehender Begriff. Demofratie heißt Volksherrſchaft. — 
Dieje Tann aber unter Umjtänden jehr reaftionär jein. An 
ſich freilich ift die Demofratie aud) das Ideal des Liberalis- 
mus. Sie Tann ausgeübt werden auf dreierlei verſchiedene 
Meile: 

Eritens duch das Volk direft — ſogenannte plebis- 
zitäre Regierungsform. Cine ſolche beitand 3.8. im alten 
Athen, es hat fie auch die Verfaſſung der Schweiz. Die 
zweite Form ijt die der parlamentariihen Republif, wie 
lie in den Vereinigten Staaten von Nordamerifa und Frank— 
reih eingeführt ilt. 

Der Unterjhied zwiſchen beiden Formen liegt darin, 
daß bei der plebiszitären Republik neben der Bolfsver- 
tretung dem Volkswillen auch dadurch die Möglichkeit zur 
Betätigung geboten iſt, daß wichtige Geſetzvorlagen zur 
direften Abjtimmung feitens des Volks gebradht werden 
müjjen, ohne Vermittlung des Parlaments zwiſchen Bolt 
und Regierung. 


Mit dem monarchiſchen Prinzip hat ſich bislang nur 
die parlamentariihe Form der Geltendmadhung des Volks— 
willens vereinigen laſſen. 


Der Unterſchied zwijchen den beiden Hauptarten mo— 
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narchiſch-konſtitutioneller Verfaſſung äußert ſich darin, daß 
bei der parlamentariſchen Monarchie die eigentliche Staats- 
gewalt beim Parlament liegt, während Krone und Mini- 
ſterium mehr oder weniger auf die Ausführung der Par- 
lamentsbeſchlüſſe beihränft ind. 

Ein bejonders gutes Beilpiel hierfür it Norwegen, wo 
ja befanntlid nad der Lostrennung von Schweden die 
Frage erörtert wurde, ob man nit lieber zur republifa- 
niſchen Verfaſſung übergehen folltee Die überwiegende 
Mehrheit des norwegiihen Volkes entſchied ſich jedoch für 
eine Monarchie unter ſolchen Kautelen, da der Spuveräni- 
tät des Volkes durch die Krone nicht vorgegriffen werden 
kann. Zwar ilt die Stellung eines Königs, wie des nor— 
wegilchen, eigentlih nur eine deforative, aber da ſie erblid) 
it und die Unverantwortlichfeit des Königs dieſen bei 
einiger Geſchicklichkeit ſeiner perfönlihen Politik davor Ihüßt, 
in das Parteigetriebe des Parlaments Hineingezogen zu 
werden, jo ilt die Krone doch immerhin ein Moment der 
Ruhe und Beharrlichkeit in dem wechſelnden Strom der 
Parlamentsmehrheiten und der von diefen abhängigen Mini- 
Iterien. Eine gewiſſe Stetigfeit der Politik, die bejonders 
für die Beziehungen zum Auslande von nidht zu unter- 
ſchätzendem Wert it, wird durch die parlamentarijch-mo- 
monardiihe NRegierungsform ohne Zweifel in höherem 
Make gewährleijtet, als durch die republifaniihen Ver— 
fallungsarten, während auf der anderen Seite der Bolfs- 
wille mädtig genug it, einen Monarchen, der ſeine Uns 
fähigfeit oder Böswilligfeit erweilen würde, ohne erheb- 
lihe Erjhütterungen des Staatswefens zu entfernen. Cine 
plebiszitäre Monardhie hat man wohl jhon hier und da 
zu Ihaffen geſucht — von Beſtand iſt jolde Einrichtung 
aber nie gewejen. Daraus kann man aber nicht ſchließen, 
daß ſie unmöglid) wäre. 
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Bon den deutſchen Parteien fordert Die Deutiche Volks— 
partei das Plebiszit bei monardiiher Gejamthaltung. 

Die fonftitutionelle Monardie im engeren Sinne ſetzt 
dem Volkswillen den Willen der Krone als gleichberedhtigten 
Faktor gegenüber. Gejege können nur Rechtskraft erlan- 
gen Durch beiderjeitige Übereinjtimmung. Es bejteht fein 
Zwang für das Staatsoberhaupt, ihm mihliebige Parla— 
mentsbejhlüjfe ausführen zu müſſen. Namentlich gehört 
die Minilterernennung und =abjegung zu den Vorrechten 
der Krone. In einigen Ländern bejtehen Berfallungen, 
die man als Übergänge zwiſchen der parlamentarijhen und 
fonjtitutionellen Monarchie auffaſſen Fann, denn naturgemäß 
ind eine große Reihe von Zwiſchenſtufen denkbar, obwohl 
man als eine demofratiihe Negierungsform die konſtitu— 
tionelle Monarchie nur in jeltenen Fällen gelten laſſen darf. 
Deshalb kann aud der deutihe Liberalismus nur für feine 
radilaliten Gruppen den Anſpruch erheben,, als „Demo— 
kraten“ bezeichnet zu werden. Bedingungslos gefordert wird 
die parlamentariihe NRegierungsform im Programm der 
„Deutihen Volkspartei“, deſſen erjter Artikel Tautet: 


„Die Deutjhe Volkspartei befennt ſich zu den demofra- 
tiſchen Prinzipien der Freiheit und Gleichheit und verlangt die 
gleihartige Mitwirkung aller Staatsbürger bei Verfaſſung und 
Verwaltung, die Durchführung der Gelbjtregierung des Volkes 
im Staate.“ 


Bei den übrigen beiden linfsliberalen Parteien findet 
ih ein derartig prägnant gefahter Paſſus nidt. Man 
darf indejjen annehmen, daß ſich unter ihren überzeugten 
Anhängern nit viele finden, die über die parlamentarijche 
Negierungsform anderer Meinung wären, als die ſüd— 
deutihen Demokraten, wie die Deutſche Volkspartei für 
gewöhnlih genannt wird. 

Dem modernen Menjchen widerjtrebt es ungemein, Jid) 
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„regiert“ zw fühlen. Es iſt Daher politiih durchaus Flug 
von einer Partei, das demokratiſche Prinzip in den Vorder— 
grund zu Stellen. Indeſſen ind ſich nur jehr wenige Leute 
tar darüber, was „Demokratie“ für die Praxis bedeutet. 

Ein Teil der Meinungen geht dahin, daß eine wirkliche 
Demofratie nun aud jedem Einzelnen die Möglichkeit ge- 
währen müjje, in die Staatsgejhäfte hineinzureden, oder 
wohl gar Hineinzugreifen, und fordert gerade aus dieſem 
Grunde lebhaft die Einführung einer ſolchen Staatsform. 
Andere verwedjeln die Begriffe Demokratie und Odlo- 
Tratie, Volksherrſchaft mit Böbelherrihaft, und verbinden 
in ihrem dumpfen Schädel mit der Vorjtellung einer demo— 
fratiihen Staatsform die von bluttriefenden Guillotinen. 
In Wirklichkeit ift das demokratiſche Prinzip das mit logi- 
her Notwendigkeit jid) ergebende Reſultat des Nachdenkens 
über den Staat, wenn man von der natürlichen Gleichheit 
der Menjchheit, die ein Volk bilden, ausgeht. Nun mag 
man einwenden, daß dieje Gleichheit nicht bejteht, daß Die 
Menſchen ſich nicht nur durch die Verſchiedenheit von Belit 
und Bildung, jondern auch durch ihre Begabung und Cha- 
rafterveranlagung jo erheblich voneinander unterjheiden, 
daß ein Staatswejen vom Bolfe nicht einheitlich und jtetig, 
und Daher aud) nit mit gutem Erfolge regiert werden 
könnte. Auch beitände die Mehrheit der Menfchen leider 
aus den Minderbegabten. Dieje Anjiht fommt u. a. aud) 
bei Schiller zum Durchbruch, der ihr in feinen ‚„Demetrius‘ 
in den Worten des Sapieha auf dem polnifhen Reichstage 
jehr beredten Ausdrud verliehen hat. 


Die Mehrheit? 


Mas ilt die Mehrheit! Mehrheit ift der Unſinn; 
Verſtand iſt jtets bei wenigen nur gewejen. 
Bekümmert fi) ums Ganze, wer nichts hat? 

Hat der Bettler eine Freiheit, eine Wahl? 
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Er muß dem Mädtigen, der ihn bezahlt, 

Um Brot und Stiefel feine Stimm’ verlaufen. 
Man foll die Stimmen wägen, und nit zählen; 
Der Staat muß untergehn, früh oder jpät, 

Wo Mehrheit fiegt und Unverjtand entjcheidet. 


In dieſen berühmten Verſen nun würde jih Schiller 
freilid) mit aller Deutlichfeit gegen das Mehrheitsprinzip, die 
Grundlage der Demofratie, erflären, wenn es feltjtünde, 
daR er den Sapieha zum Herold jeiner, des Dichters, An— 
lihten hätte machen wollen. Dagegen ſpricht, daß Schiller 
an anderen Stellen mit ebenjo beredten Worten die Volfs- 
rechte und die Verfaljungseinrihtungen preilt. Er ilt aber 
vielleiht als ein Vertreter jener Wrijtofraten aus äjthe- 
tiihen Gründen anzujpreden, deren überfeinertem Sinn 
das Gefühl widerjtrebt, dem großen Haufen das Höchſte, 
was es auf Erden gibt, die Staatsgewalt, in die Hände 
zu geben. Man wird nun zwar Schiller faum im 20. Jahr— 
hundert als politiſche Autorität gelten lajjen fünnen, und 
deswegen mag es Jonderbar erjcheinen, wenn er hier in 
einem politiihen Bud zitiert wird. Aber, wie gejagt, er 
ſpricht im ‚‚Demetrius‘ ganz im Geijte einer gerade heute 
ſehr zahlreihen Menjchengruppe, die ſich ſogar in joge- 
nannten liberalen Kreijen vertreten findet. Man muB ſich 
daher, wenn man über den Begriff der Demofratie ſchreiben 
will, mit diefen Anſichten auseinanderjeßen. 

Was zunächſt die natürlihe Verjchiedenheit der Men— 
\hen anbetrifft, die zur Folge hat, daß der eine mehr, 
der andere weniger begabt iſt, jo iſt dieje ja freilich vor- 
handen, und läßt ſich auch nicht wegdisputieren. Neben 
dem Xriltofraten, der es fordern möchte, würde aud der 
enragiertejte Demofrat wohl Taum etwas dagegen haben, 
wenn man jolhe Leute, die als „hervorragend minder- 
begabt‘ kenntlich wären, vom aktiven und namentlih vom 
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paſſiven Wahlrecht ausſchlöſſe — leider jind jie aber nid 
tenntlih! Wie aber, wenn ein Jolder hervorragend Minder- 
begabter einmal zur legitimen Thronfolge von Gottes 
Gnaden berufen würde? Es jollen derariige Fälle im Lauf 
der Geſchichte Ihon vorgefommen fein! Soll er dann aud) 
ausgeihlojjen werden ? 

An der tatjähliden Unmöglichkeit, in einem wie dem 
andern Fall, die Minderbegabten auszuſchließen, ſcheitert dieſe 
ganze Frage, die ohnehin den Beigefjhmad des Komiſchen 
hat, jo ernit fie an ji) aud) ift. Intereſſanter und erniter zu 
nehmen ſind die Charaftereigenjhaften der Menjchen. Wenn 
nad) Montesquieu — und mit Recht — die Demofratie 
die Tugend zur Borausjegung hat, jo erhellt ohne weiteres, 
daß Leute mit jhledhten, eigenfüdhtigen, unehrliden und 
niht aufopferungsfähigen Charafteren von allen jtaats- 
bürgerliden Rechten ausgeſchloſſen jein müßten. 

Diejem Grundjaß entjpreden die deutſchen Gejeße in- 
jofern, als bekanntlich Berbredern unter Umjtänden Die 
bürgerlihen Chrenredte aberfannt werden können. Wir 
finden, daß der Kreis der Straftaten, die den Berluft 
der Ehrenrechte zur Yolge haben, nod) erheblich weiter ge- 
zogen werden Tönnte. Namentlich jollten ſolche Straftaten, 
die auf eine unjoziale Gejinnung [ließen lajjen, mit Ent- 
ziehung der politiihen Nedte geahndet werden. 3. B. 
fönnten militärijche VBorgejegte für ſchwerere Soldatenmip- 
handlungen recht gut mit den Berlujt der politiſchen Rechte 
für das jpätere Leben im Zivil bejtraft werden. 

Ein bejjeres Kriterium für die Beurteilung des Cha- 
rakters als gerichtliche Strafen findet ſich nun leider nicht, 
wenigjtens Teins, das für die praktiſche Politit in Frage 
käme. Man muß ji aljo daran genügen laffen. 

Die Berjhiedenheiten von Beſitz und Bildung endlich 
jind weit mehr als die perjönlichen Unterſchiede der Men- 
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ſchen zur Grundlage von oft jehr Tomplizierten Klaſſifika— 
tionsjyjtemen gemadt worden, durch die den Armen und 
weniger Gebildeten, die Teilnahme an der Lenkung der 
Staatsgeſchicke verkümmert werden ſollte, aud) da, wo man 
die Beteiligung des Volks an der Gejegebung im Brinzip 
\hon längjt als etwas Gelbjiverjtändlidhes anjehen gelernt 
hatte. Das Beilpiel Sachſens mit Jeiner Wahlrechtsverſchlech— 
terung von 1896 und das der freien Hanjejtädte Hamburg 
und Lübed, die ihm darin nadjfolgten, zeigt leider, daß auch 
Kreije, die jich liberal nennen, von der grundjäglichen Gleich— 
beretigung aller Staatsbürger doch noch nit jo ganz 
fejt überzeugt jind. Man glaubt eben, dab höhere Bildung 
notwendig aud ein tieferes politiihes Verſtändnis im Ge— 
folge haben mühte, und dab größerer Beſitz dem Menjchen 
ein höheres Intereſſe am Wohl des Staates verleihe. 
Beides ilt zwar nicht ohne weiteres als falſch abzutun, 
it aber doch nicht ſtichhaltig, jo daß es nicht imftande ijt, den 
Grundjaß der Gleichberechtigung aller Staatsbürger zu 
durchbrechen. Feder Blid ins Leben zeigt, daß es viele 
hochgebildete, ja gelehrte Männer gibt, denen die poli- 
tiſchen Verhältnijje ihres eigenen Landes völlig unbe- 
fannt Jind. Dem Berfaller iſt ein Fall erinnerlid, daß ſich 
ihm gegenüber ein Herr, der über eine weit höhere als 
durchſchnittliche Bildung verfügt, als Tonjervativ bezeich— 
neie, der bei näherem Eingehen auf die einzelnen poli- 
tiihen Parteien überhaupt nit imjtande war, den Unter- 
ſchied zwiſchen fonjervativ und liberal zu definieren. Tat- 
\ählih erwies er ſich nachher als nationalliberal. Dies 
feine Ereignis Tonnte ji) natürli nur in Sachſen zur Zeit 
des Kartells abjpielen. Ein anderer Herr, den der Verfaſſer 
als einen namhaften Gelehrten von ſehr jharfem Geift 
kennt, befannte jih als Anhänger des agrariſchen Schutz— 
zolligitems. Auf die Bitte des Verfaſſers, ihm dieje für 
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einen Gelehrten, der nicht gerade Landwirtjchaftler iſt, etwas 
jonderbare Stellungnahme dod zu motivieren, Tonnte der 
Herr Teine andere Begründung vorbringen, als die, daß 
Bismard ja auch dafür gewejen wäre. Perjönlid habe 
er nit darüber nachgedacht! Dieje beiden Vorfälle be- 
weilen jchlagend, dab höhere Bildung allein noch feinen 
brauchbaren Bolitifer madt. Die Beweisführung läßt ſich 
aber aud) durch Beilpiele vom Gegenteil jtüßen. Der Ver— 
faſſer hielt anläßlich der legten Reich’stagswahlen in einem 
Heinen thüringijhen Dorfe eine Wahlrede, in der er er— 
wähnte, daß der Bau von Kriegsihiffen bejonders aud) den 
Arbeitern zugute Täme, da die vielen Millionen, die deren 
Bau koſte, zum weitaus größten Teil Arbeitslöhne re- 
präjentierten. Dagegen erhob ein junger ſozialdemo— 
kratiſcher Arbeiter den Einwand, daB doch in jenen 
Millionen ein erheblicher Unternehmergewinn enthalten jei. 
Es entjpann ſich nun eine Debatte zwiſchen uns über Die 
Stage, wie viel Prozent vom Wert eines PBanzeridiffes 
Arbeitslohn und wie viel Unternehmergewinn feien. Der 
einfahe Landarbeiter operierte in dieſer Debatte jo Jicher 
mit ſchwierigen volfswirtihaftlihen Begriffen, daß es troß 
der Meinungsverjhiedenheit ein Vergnügen war, mit ihm 
zu Ddisputieren. Der Mann hatte ficher eine bejjere poli- 
tiſche Ader als die vorerwähnten beiden hochgebildeten 
Herren. 

Der Belit ijt nun ein ganz unglüdlid) gewähltes Kri- 
terium für die Bemeſſung der jtaatsbürgerlihen Rechte 
eines Individuums. Friedrich Naumann jagt in feiner 
„neudeutijhen Wirtſchaftspolitik“ ganz richtig, daß die mei- 
ten deutjhen Parlamente ‚Steuerzahler - Parlamente“ 
jind, die ihre Exiltenz dem Kampf der bejitenden Volks— 
Hajjen um ein GSteuerbewilligungsredht verdanften. Eine 
„Bolfsvertretung‘ im wahren Sinne des Wortes ijt das 
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preußiſche Abgeordnetenhaus ebenjowenig wie die ſächſiſche 
zweite Kammer u. a. m. Eigentlid) wäre es richtiger, wenn 
man ſchon feine Gleihberehtigung will, die bejigenden 
Klaſſen eher als die nicht bejienden im Einfluß auf den 
Staat zu benadteiligen, da ſich erjtere durch ihren Belit 
doch ſchon ihren Anteil an der tatjählihen Macht zu jihern 
wiljen würden. Es genügt im übrigen, darauf hinzuweilen, 
daß jelbjt Bismard das preußiſche Wahlrechtsſyſtem als 
das ſchlechteſte von allen bezeichnet Hat. Uber leider Hat 
er nichts getan, um es zu verbejjern! 


Der echte Liberalismus vertraut in jeder Beziehung 
auf den gejunden Sinn des Volkes. Gibt man dem Bolfe 
nur die Maht und die Freiheit, jeine Angelegenheiten 
jelbjt zu regeln, jo wird es jie ſchon jo regeln, daß feiner 
Mehrheit der gejhaffene Zujtand gefällt. Und andern 
braudt er ja nicht zu gefallen, da ihre Meinung nit von 
Belang it gegenüber dem jouveränen Volfswillen, der in 
der Barlamentsmehrheit oder im Plebiszit zum gejegmäßigen 
Ausdrud gelangt. 


Selbſtverſtändlich ijt jid) der Liberalismus darüber 
Har, dab ein jo konſequent durchgeführtes demokratiſches 
Regime die gründliche politiihe Durchbildung des Volkes 
zur Vorausjegung hat. Den Konjervativen freut es nit, 
wenn er jieht, daß der Kleinbauer und der Arbeiter eine 
unabhängige Zeitung lejen. Yür den Liberalismus dagegen 
it es ein Hauptziel, mit allen Mitteln die Volfsbildung 
zu heben, einerjeits als Selbjtzwed, andererjeits aber vor 
allem auch zu dem Ende, um den Menſchen zum tüdhtigen 
Staatsbürger zu maden, der mit jeinem Wiſſen und Können 
der Allgemeinheit wieder nügen wird. Daher rührt Die 
grundjäßlihe Dpferwilligfeit aller liberalen Parteien, wenn 
es jih um Aufwendungen für Schulzwede, für Beſſerſtellung 
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der Lehrer ujw. handelt. Gerade derartige Fragen find in 
den legten Jahren recht häufig verhandelt worden, 3. B. 
anlählid) des preußiichen Schulunterhaltungsgefetes. Leider 
ind die Schulangelegenheiten im Deutſchen Reihe der Par- 
titulargejeggebung vorbehalten, hier aljo nicht zu behan- 
deln. Für den Liberalismus und feine praftilhe Betätigung 
ind aber die Schulfragen außerordentlid wichtig. Daher 
mußten wir jie immerhin jtreifen. Bildet doch die Schule 
das wihtigjte Mittel, mit dem der Staat auf die Erziehung 
jeines jungen Nachwuchſes zu tühtigen Bürgern, zu Indi— 
vidualitäten mit Selbjtbewußtjein und Rüdgrat, einwirken 
fann! Die fonjervative und ultramontane Auffaſſung vom 
Staate begünjtigt aber Teineswegs die Erziehung der Kinder 
aus den breiteren Volksſchichten zu Sndividualitäten. Der 
tonjervative Staatsgedanfe braudt „Untertanen“, der ultra= 
montane treue Söhne der Kirche — beides Typen, mit 
denen der Liberalismus aufräumen mödte. Um es nod) 
einmal mit aller Schärfe zu prägijieren: Die Demofratie, 
wie jie der Liberalismus will, jet im Volke ein hohes 
Maß politiiger Bildung voraus. Bolitiihe Bildung ilt 
aber nicht unbedingt identijch mit gelehrter oder ſchöngei— 
tiger Bildung. Leider pflegt heute der junge Arbeiter — 
natürlich in einfeitig-jozialdemofratiiher Yärbung — von 
erjterer weit mehr in fi) aufgenommen zu haben, als etwa 
der Gymnajialabiturient und der Student, der nit etwa 
ſpeziell Nationalölonomie oder Rechtswiſſenſchaft zum 
Gegenitand jeines Studiums gemadjt hat. 

Es iſt daher eine liberale Forderung, in die Unterridhts- 
pläne der Schulen, und zwar aller, der Volksſchulen in 
Stadt und Land fowohl als der Gymnajien ujw., Die 
Bürgerfunde aufzunehmen. Für den jungen Deutſchen iſt 
es doch entichieden von größerer Wichtigkeit, die Ver— 
faſſung feines eigenen Baterlandes Tennen zu lernen, als 
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die von Rom und Athen oder die des Volkes Iſrael. Wie 
mander Bauernjunge wird beim Berlafjen der Schule tadel- 
los von den Richtern Iſraels zu erzählen willen, aber von 
den gejeßgebenden Körperjhhaften des Deutjhen Reichs und 
feines Heimatjtaats feine Ahnung haben! Und do joll 
diefer junge Menſch jpäter auf Grund des allgemeinen 
Stimmredts den gleichen Einfluß auf den Gang der Reichs— 
gelhide ausüben, wie irgendein anderer Deutjher — und 
das jelbitverjtändlich mit Recht, denn er hat auf der andern 
Seite auch die Pflicht, mit feinem Gut und Blut für das 
Reich einzutreten. Aber iſt es nicht unlogiſch, im Deutſchen 
Reihe mit der verfaljungsmäßigen Gewährung des allge- 
meinen Wahlrechts ein demokratiſches Prinzip anzuerkennen, 
und in einzelnen feiner Bundesglieder das zu vernadjläjligen, 
was die Vorausjegung dafür it? Man denke 3.2. an 
Medlenburg und feine Schulverhältnijje auf dem Lande! 
Neben der Bezeichnung als ‚Demokraten‘, die bejonders 
in den vierziger Jahren beliebt war, haben die liberalen 
Parteien in den verjhiedenen Ländern noch eine ganze 
Reihe anderer Namen geführt, die meiltens dazu dienten, 
dasjenige der Grundprinzipien des Liberalismus in den 
Bordergrund zu rüden, deſſen Vertretung die Zeitumftände 
gerade bejonders wichtig erjcheinen ließen. So nannte ſich 
die linfsliberale Gruppe des preußiſchen Abgeordnetenhaufes 
und |päter des Reihstags: Fortſchrittspartei, welder Name 
den „Progreſſiſten“ romaniſcher Länder nahgebildet ift, 
und jehr gut das Streben der Bartei nad Fortſchritt 
auf den Gebieten der Volksfreiheit und der Volkskultur 
fennzeichnet. Später nahm die Partei den Namen „Deutſch— 
Sreilinnig“ an, womit fie dofumentieren wollte, daß fie 
auf einem „deutſchen“, d. h. reihsfreundlichen, nationalen 
Boden jtände, und allen Männern mit „freiem Sinn“, d. h. 
jolden, die fi der Regierung, der Krone und der Kirche 


gegenüber ihre eigene Meinung vorbehielten, eine Stätte 
böten. 

Der Name erweilt ji) injofern als ein Berlegenheits- 
produft, als feine Worterflärung ziemlich übereinjtimmt mit 
der des Parteinamens „Nationalliberal“, von dem er doch 
gerade ſich abheben follte. ‚National‘ ijt in dieſem Zu— 
jammenhang dasjelbe wie „deutſch“, und zwiſchen „frei— 
ſinnig“ und „liberal“ wird ein Unterſchied aud) nicht leicht 
berausgetiftelt werden Tönnen. 

Die jpäter bei einer Teilung der Partei vorgenommene 
Bezeihnung „Freiſinnige Volkspartei‘ iſt entſchieden bejjer 
gewählt, wogegen der Name der ausiheidenden Gruppe: 
„Freiſinnige Vereinigung‘, der Anforderung, daß man das 
„Weſen aus dem Namen Teen“ joll, nur jehr unvolliommen 
entſpricht. Auh der Name „Deutſche Volkspartei“, den 
ih die ſüddeutſchen Demofraten beigelegt haben, darat- 
teriliert die Partei nur jehr wenig. Es ergibt jih ſchon 
aus diejer Berlegenheit, für die vier Gruppen des deutſchen 
Liberalismus Namen zu finden, die die programmatijchen 
Berjhiedenheiten der Parteien haralterijieren, dab dieſe 
Verſchiedenheiten nicht mehr allzuſtark fein können. 

Münjhenswert wäre es nun, daß die vier Parteien 
ih endlich bemühten, unter Würdigung diefes Umfjtandes 
ji) einen gemeinjamen Namen zu fuhen, unter dem fie 
ihre bei gewillen Nüancierungen im einzelnen dod weit 
überwiegenden gemeinjamen Ziele auch gemeinfam verfolgen 
könnten! 

Einen Schritt dazu taten im Jahre 1903 die im vor— 
ſtehenden noch nicht als liberale Bartei genannten ‚‚National- 
ſozialen“, als fie beſchloſſen, ſich mit der Freilinnigen Ver— 
einigung zu fufionieren. Die nationalfoziale Partei ver- 
ſchwand damit äußerlich von der Oberfläche, jedoch lebt 
ihr Geiſt weiter, und ſcheint den Geſamtliberalismus mehr 


— 136 — 


und mehr zu durchdringen. Wir werden deher aud ihr 
einen Abjchnitt dieſes Kapitels zu widmen haben. 

Meitere Namen, die jih bejonders ausländiihe Par— 
teten zu geben für gut fanden, ſind: Tonjtitutionelle Partei 
(3.8. die rujjiiden Kadetten = K.D. = konſtitutionell— 
demofratiihe Partei); ferner Antiklerifale, um den Gegen- 
ſatz gegen die Hierarchie zu markieren, bejonders in Tatho- 
lichen Staaten, und ſchließlich Radikale, um bejonders in 
jolden Ländern, wo die Liberalen NRegierungspartei ge- 
worden waren, eine noch weitergehende demofratilche Oppo— 
ſition zu Tennzeichnen, 3. B. in Frankreich. In nod) andern 
Ländern, wie 3. B. in Dänemarf, begnügen ji die Libe— 
ralen mit der ihrem herkömmlichen Bla in den PBarla- 
menten entlehnten Bezeihnung der Linken. Dort führen 
die Konjervativen gewöhnlid dann den Namen der Rechten. 
In Deutſchland würden ſolche Bezeichnungen der Partei- 
zerſplitterung wegen nicht ausreichen. 

Die hier berührte Zerſplitterung des deutſchen Libe— 
ralismus, die eine der Hauptquellen ſeiner Schwäche bildet, 
hat ſehr verſchiedene Urſachen. Einmal ſind dieſe wirt— 
ſchaftlicher Art, wie überhaupt die Urſachen der Partei— 
bildung. Daß ſich vom rechten Flügel der Nationalliberalen 
bis zu den Herren Barth und Naumann nicht alles unter 
den Hut einer einzigen großen Partei bringen läßt, iſt an 
ſich begreiflich, wenn auch bedauerlich. Schwieriger iſt das 
Gegenſtück dazu zu verſtehen. Innerhalb der national— 
liberalen Partei, der größten Gruppe des deutſchen Libe— 
ralismus, finden ſich Vertreter ſehr weit auseinandergehen— 
der politiſcher Anſichten zuſammen. Es ſitzen dort Herren, 
die viel mehr Berührungspunkte mit der Reichspartei bieten, 
als mit ihren nationalliberalen Parteigenoſſen am linken 
Flügel, die ihrerſeits wieder von den Freiſinnigen kaum zu 
unterſcheiden ſind. 
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Zu dem genannten redten Flügel der nationalliberalen 
Partei gehören in erjter Linie eine Neihe von Großindu— 
Itriellen, ferner von Landwirten, die bei gemäßigt-liberaler 
Geſinnung in verfaſſungsrechtlichen ragen doch durd) ihre 
ökonomiſchen nterejjen zu jtark zum Anſchluß an die Rechte 
gedrängt werden, als daß jih ihr Einfluß nicht in einer 
Weiſe innerhalb der Bartei geltend machen müßte, die ihr 
„das Vertrauen ihrer natürlihen Bundesgenoſſen, der übri- 
gen liberalen Kraftionen, nur zu ſehr abwendig ge- 
madt bat. 

. Sm übrigen beruhen die Gegenjäße zwiſchen den libe- 
ralen Fraktionen bejonders auf deren verihhiedenartiger 
Stellungnahme zu der von der Regierung verfolgten Poli— 
tik in Heeres-, Marine» und Kolonialfragen. Aud auf 
ſozialpolitiſchem und namentlich auf finanzpolitiichem Ge- 
biet ſind wejentlide Differenzen innerhalb des deutſchen 
Liberalismus vorhanden. Dieje dürften aber eher zu Spal- 
tungen innerhalb der nationalliberalen Partei ſelbſt führen, 
als daß jie deren linfsjtehende Kreije von einem ZJujammen- 
gehen mit den übrigen Liberalen zurüdhalten fönnten. Die 
Einzelheiten werden bei der Bejprehung der verjchiedenen 
programmatilden Kundgebungen ihre nähere Erörterung 
finden. 

Mir wenden uns zunädjt zur Nationalliberalen Partei, 
als derjenigen Rihtung, die immer nod) die meilten libe- 
ralen Abgeordneten in die deutjhen Parlamente jchidt, 
und die auf eine glänzendere Geihichte zurüdblidt, als 
irgendeine andere deutihe Bartei. 


1. Die Nationalliberale Partei. 


Am 19. Suli 1859 erſchien in Hannover ein Aufruf, 
der neben vielen andern Unterjchriften auch die des Abge- 
ordneten zur Zweiten Kammer Rudolfs v. Bennigjen trug, 
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des Führers der liberalen Oppojition gegen die reaftio- 
näre und wortbrüdige Regierung des Königs Georg. 
Diefer Aufruf Hatte indejjen mit der Hannoverjhen 
Politik niht das geringjte zu tun. Es enthielt nit mehr 
und nicht weniger als das in der damaligen Zeit nicht 
eben gefahrlos in der Öffentlichkeit zu äußernde Ver— 
langen nad): 
„einer größeren Zuſammenfaſſung der militäriſchen und politiſchen 
Gewalt, verbunden mit einem deutſchen Parlament,“ 
und fuhr dann fort: 


„Unſere Hoffnung richten wir auf Preußens Regierung. Die 
Ziele der preußiſchen Politik fallen mit denen Deutſchlands im 
weſentlichen zuſammen. Die deutſchen Bundesregierungen werden 
freilich dem Ganzen Opfer bringen müſſen, wenn eine mehr konzen— 
trierte Verfaſſung in Deutſchland eingeführt werden foll..... 

Der patriotiſche Sinn des deutſchen Volkes wird die preußiſche 
Regierung auf diefem Wege unterjtügen. Politiſche Meinungen 
und Parteizwede werden ſich dem praftifhen Bedürfniffe des Augen- 
blids und dem Mohle des Ganzen unterordnen. 

Auch die Regierungen, hoffen wir, werden ſich der auf eine 
friedlide Reform gerichteten nationalen Bewegung nit entziehen, 
welche das deutſche Volk zu den größten Opfern bereit findet, um 
endlid eine Geſamtverfaſſung des Vaterlandes zu erreidhen, die 
nad) innen das Recht und die freie Entwidlung des einzelnen und 
nad) außen die Gelbjtändigfeit und Unabhängigkeit der Nation 
ſichert.“ 

Die Folge dieſes Aufrufs war eine am 14. Auguſt 1859 
zujammentretende Verſammlung von patriotiich gejinnten 
deutſchen Männern in Eiſenach, die den Beſchluß der Grün- 
dung des ‚„Nationalvereins“ fahte, die am 16. September 
zu Frankfurt a. M. vollzogen wurde. Bennigjen wurde 
Präjident des Vereins, dejjen Verdienſte um die Vor— 
bereitungen zur Reichsgründung hier nicht näher ausgeführt 
zu werden braugen. 

Inzwiſchen ſpitzte ſich die „deutſche Frage“ mehr und 
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mehr zu. Es kam das Fahr 1866; der Krieg Preußens 
mit Oſterreich war nur nod) eine Yrage der Zeit. 


Sn den Maitagen von 1866 fand in Berlin eine 
Ausſchußſitzung des Nationalvereins jtatt, zu der auch 
Bennigjen*) erihienen war. Da überbradte ihm der jpätere 
Botihafter in Rom, v. Keudell, eine Einladung Bismards 
zu einer Beiprehung, der Bennigjen noch am jelben Abend: 
Folge leiltete. 


Bismards Abjiht war, dem ihm zwar Durch feine 
Wirkſamkeit als Präfident des Nationalvereins, aber noch 
nicht perjönli befannten Polititer feine gejamten Pläne 
zu entwideln, wie er jie jpäter zur Ausführung gebragt 
hat. Über Hannover ift auf Anregung Bennigjens in jener 
Unterredung aber nicht geſprochen worden. Der liberale 
hannoverſche Abgeordnete ſoll außerordentlid erjtaunt ge— 
wejen fein über die gewaltigen, fajt revolutionären Ideen 
des als Junker und Reaktionär verjchrieenen preußiſchen 
Minijterpräfidenten. Er hat dann im Nationalverein 
feinen Einfluß zuguniten von Bismards Ideen geltend 
gemadt, als hannoveriher Abgeordneter aber alles verſucht, 
um jein engeres Vaterland von der gefährliden Bahn einer 
preußenfeindlihen Politik zurüdzuhalten. Das ift ihm nicht 
gelungen — glüdliderweije nicht, wie man heute wohl 
aud) in Hannover jagt. 

Die Bennigjenihen Anträge, die u. a. auch von Miquel 
unterjtüßt wurden, hatten zwar die Souveränität Hanno- 
vers nicht retten können, aber fie trugen dazu bei, daß das 
Verhältnis zwilhen Preußen und feiner neuen Provinz 
id) von Anfang an befriedigender und vertrauenspoller ge- 
italtete, als es denkbar gewejen wäre, wenn allein der 


) Bol. Wdolf Kiepert, Rudolf v. Bennigfen. Hannover 1903. 
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ganz verjtodte hannoverſche Adel in der Bolitit das Wort 
geführt hätte. — 

Am 20. September 1866 beſchloß das preußilche Ab— 
geordnetenhaus die Einverleibung Hannovers. 

Am 27. September veröffentlichte eine Reihe jeiner 
liberalen Mitglieder, die für die Indemnitätsvorlage ge- 
ſtimmt hatten, durd die Bismard den Verfaſſungskonflikt 
beendete, eine „Anſprache“, die wir hier folgen laſſen. 


(Aus PBrogrammatijde Kundgebungen der National: 
liberalen Partei. 1866 bis 1907.) 


Anſprache vom 27. September 1866. 


Die zwei bedeutenden Abjtimmungen über die ndemnität 
und die Anleihe veranlajjen uns, vor dem Lande die Gelichts- 
punfte darzulegen, von denen wir bisher geleitet worden ſind und 
denen wir ferner zu folgen gedenfen. 

Für unjere dringendite Aufgabe in der außerordentliden 
Seſſion hielten wir, der Regierung in ihrer auswärtigen Politik 
den vollen Beiltand der Landesvertretung zu verihaffen. In dem 
fraftvoll geführten Kriege und jeinen Erfolgen jehen wir den erjten 
glüdlihen Anfang zu einer wahren Einigung des deutfchen 
Baterlandes. 

Die Erweiterung des preußildhen Gebietes und die Unter- 
ordnung des Nordens unter die Führung Preußens find für immer 
berechnet; die Trennung des Südens aber foll nur zeitweilig und 
nit länger andauern als die zwingende Macht der widerjtreben- 
den Berhältnijfe. Leicht erkennbare Gefahren bedrohen auch in 
Zufunft den vorgezeichneten Fortſchritt und felbjt das ſchon er- 
reihte Ziel. Ihnen gegenüber war es die heiligjte Pfliht der 
Bollsvertretung, ungejäumt bei der erjten und bei jeder folgen- 
den Gelegenheit vor aller Welt den Beiltand zu befunden, auf 
weldhen jede Regierung in Preußen rechnen darf, joweit fie die 
deutihe Einheit gegen fremden Eingriff und heimiſche Sonder- 
interejjen vorzubereiten und die Stärke der geſamtdeutſchen Madt 
zu erhöhen beftrebt it. Auf das Zutrauen, daß unter der gegen- 
wärtigen Leitung der auswärtigen und militärischen Angelegen- 
heiten das Streben dahin gerichtet ijt, hat die Regierung einen 
unabweisbaren Anſpruch erworben. 
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Unverträglid mit einer ſolchen Kundgebung, unverträglid 
mit den brennenditen Bedürfnijfen des Vaterlandes war der ſchwere 
Konflilt der vergangenen Jahre, neben welder die Eintracht zwi- 
Ihen Regierung und BVolisvertretung nirgend zu erreihen und jeder 
tatfräftige Beiltand des Landtags ausgejchloffen war. Glüclicher— 
weile hatten die Taten des Volkes in Waffen und die veranlafjenden 
Berdienite der Regierungspolitif einige Urſachen des Gtreites 
gänzlich weggeräumt, andere zur Zeit zurüdgedrängt. Das An- 
erfenntnis des Geſchehenen war der Ausjprud der Jndemnität, 

welder zugleich die Mitwirkung der Landesvertretung vorbereitete. 


In der Anleihe galt es, der Regierung die Mittel, ohne welche 
jie nicht glaubte die volle Verantwortlichkeit für die weitere Durch— 
führung der Aufgabe Preußens übernehmen zu fönnen, im zwed: 
entijprehenden Make zu gewähren und gegen die Bewilligung 
Bürgihaften zu erlangen, weldhe die Rechte des Volkes vermehren 
und die älteren Rechte mit bejjeren Schußmitteln verjorgen, ohne 
hierdurch der Leitung irgendeinen Grad von Kraft zu entziehen. 


Die Wachſamkeit über die verfaljungsmähigen Rechte des 
Volkes, von denen feines aufgegeben und feines verfürzt werden 
darf, hat die ganze entſchieden liberale Partei auch in diejer Seſſion 
ftets einig gefunden und von anderen Parteien gejondert. Dasjelbe 
Band wird auch in Zukunft ihr gemeinjames Merkmal bleiben. 
Trotz des Vertrauens zu der umlihtigen und hodjitrebenden Leitung 
der auswärtigen Angelegenheiten und zu dem energiihen Schutze 
der preußiſchen Macht und des preußiſchen Berufs, troß des Zeichens 
der Verſöhnung in der Amneltie, it in der inneren Verwaltung 
des Landes noch nit die Wendung gejihert, welde aud) hier uns 
‚gejtattete, die Schritte der Regierung mit Vertrauen zu begleiten. 
Mir fühlen die Pflichten einer wahjamen und Ioyalen Oppojition 
auf uns ruhen und glauben fie nicht bloß den Rechten des preukijchen 
Volkes zu jchulden, Jondern aud) der Zukunft Deutſchlands zu 
widmen, wenn wir dem Schaden vorzubeugen jtreben, mit weldem 
eine mihliebige Regierungsweije im Innern des Landes jelbit die 
Erfolge der auswärtigen Politik bedroht, indem ſie das harmo— 
niſche Zuſammenwirken zwilhen Regierung und Bolfsvertretung 
gefährdet, den innigen -Zujammenfhluß der älteren und neuen 
Zandesteile und den Anſchluß des übrigen Deutſchland an Preußen 
erihwert. Neben der gerüjteten Macht und dem Anjehen der 
Maffen bedarf es einer freilinnigen Berwaltung. In der Miſchung 
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beider Elemente, in der Ausbildung der lange ſchon verbehaltenen 
organifhen Gefege und in der Gelbjtverwaltung als Grundlage 
des Gemeindewefens erkennen wir den geraden Weg zur höchſten 
Bedeutung Preußens und zu feiner Herrjhaft in Deutijhland. 

Das ilt der Sinn unjerer Unterjftüßung und unjerer Oppo— 
fition. Doch find wir fejt entſchloſſen, ſolange uns in dieſem 
Sinne zu wirken vergönnt ijt, die Oppojition nicht hinübergreifen 
zu lajjen auf das Gebiet der gebilligten deutſchen Bolitif. In 
dem großen Moment des erjtarkten und ſich verwirklidenden Ein- 
heitsdranges halten wir feine Partei und Teine Maßregel berech— 
tigt, welde der deutſchen Entwidlung Hindernijje bereitet oder die 
mögliden Yörderungsmittel verjagt. 

Bon folden Gründen wurde unfer Verhalten bejtimmt, und 
fo meinen wir unſere Mandate am beiten zu verwalten. 

Berlin, im September 1866. 
Uegerter. Berger (Pojen).. v. Bodum-Dolffs. Cetto. 
Frank. Hammader v. Hennig. Hinrihs. John (La 
‚biau). Kannegießer. Laster. Lauf. Lent. Lette. Lü- 
ning Metzmacher. Michaelis (Stettin). Pieſchel. Rau- 
tenjtraud. Neihenheim. Röpell. Techow. Twelten. 

v. Unruh. 

Dieje Prollamation und der Aufruf zur Gründung 
des Nationalvereins von 1859 zeigen ungefähr die Grund- 
ftimmung, die die Männer bejeelte, die fi) jpäter zur 
nationalliberalen Partei zuſammenſchloſſen. 

Am 24. Dftober 1866 wurde das Wahlgejeß für den 
Tonjtituierenden Reichstag des Norddeutihen Bundes pu— 
bliziert, der am 24. Februar 1867 in Berlin zujammentrat. 

Auf Vorſchlags Bennigjens, der im Weſtkreis Geejte- 
münde-Otterndorf mit großer Majorität troß heftigen Wider- 
ftandes der Welfen gewählt war, fonjtituierten ji) am 
28. Yebruar 1867 bereits einige 50 gemäßigt-liberale Ab— 
geordnete als ‚„‚Nationalliberale Partei“. Sehr bald jtieg 
ihre Zahl noch im Tonftituierenden Reichstag auf 80. Die 
Aufgabe diefer Berfammlung beftand allein darin, die Ver- 
Tajjung des Norddeutihen Bundes — befanntlid jpäter 
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fajt unverändert zur Reichsverfaſſung erhoben — zu be- 
taten und zu beſchließen. Diefe Aufgabe war feine leichte 
bei den nod) jo wenig gefeltigten politiihen VBerhältnifjen. 
Mußte doch bei jeder einjchneidenden Yrage befürchtet wer- 
ven, daß das ganze Gebäude dadurch auseinandergeiprengt 
werden Tönnte. 

Daß die nationalliberale Partei und vor allem ihr 
damals auf der Höhe jeiner Kraft jtehenden Yührer 
v. Bennigjen in jenen kurzen Wochen bis zum 16. April 
1867 es fertig bradte, die Verfaſſung nit nur im Reichs— 
tag zur Annahme zu bringen, jondern jie aud) noch an 
manden Bunften gegenüber dem Regierungsentwurf wejent- 
li) zu verbejjern, das wird ewig ihr unbeitrittenes und 
größtes Hiltoriihes Verdienſt bleiben. Die Gefahren, die 
der Verfaſſung drohten, waren nämli nicht gering. 

Den Konjervativen paßte das allgemeine Wahlrecht 
nicht, die Yortichrittler tadelten mit Recht die beichränften 
Zujtändigfeiten, die der fünftige Reichstag erhalten jollte 
u. a. m. Schließlich jtimmten fie gegen das ganze Ver— 
fallungsgejeß, weil es ihnen nicht weit genug ging. Mit 
ihnen jtimmten dagegen die Klerifalen, Polen, Welfen und 
Dänen, weil fie überhaupt gegen die neue Änderung der 
Dinge proteltierten. 

Die Haltung der Yortirittler war vom Standpunkt 
des ftrengen Prinzips aus höchſt korrekt, aud) war jie un- 
\Hädlih, da die Majorität für die Verfaſſung groß genug 
war auch ohne jie (230 gegen 50 Stimmen). Die Kon- 
jervativen hatten ſchließlich für die Verfaſſung gejtimmt, 
doch zeigte ji) bei der Annahme der Verfaſſung im preußi- 
ſchen Abgeordnetenhaufe, daß die Tonjervative Oppofition 
noch lange nicht tot war. 

Am 31. Augujt 1867 follten die Wahlen zum erjten 
ordentlihen Norddeutſchen Reichstage ftattfinden, dem erjten 
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wirklichen deutſchen Reichstag, gewählt auf Grund des all- 
gemeinen Wahlrechts. 

Dazu veröffentlihte die nationalliberale Partei ein 
ſehr ausführlides Programm, das zu allen Yragen Der 
Zeit eingehend Stellung nimmt und aud) für heutige Zeiten 
noch mandes Beachtenswerte enthält. Unter jeinen Unter- 
zeichnern findet der Lejer gar manden Namen, der zu den 
bedeutenditen in unjerer parlamentariſchen Geſchichte gehört. 
Die alten Nationalliberalen von 1867 haben ſich mit dieſem 
Programm ein ehrenvolles Denkmal für alle Zeiten gejett. 
Es ilt nur zu wünjchen, daß der Geilt, der daraus jpricht, 
auch bei ihren Epigonen lebendig bleibt, aber leider ijt es 
im weiteren Verlauf der Entwidlung mandhmal anders ge- 
kommen. Das Programm lautete: 

Barteiprogramm von 1867. 
(Aufruf zur Wahl des erjten DOrdentlihen Norddeutichen 
Reichstags.) 

Als im vorigen Jahre der alte Bund zujammenbrad und 
die preußiſche Regierung den erniten Willen befundete, das natio- 
nale Band zu erhalten und die deutſche Einheit auf fejteren Grund- 
lagen berzujtellen, da war es uns nicht zweifelhaft, daß die liberalen 
Kräfte der Nation mitwirken müßten, wenn das Einigungswert 
gelingen und zugleid die Freiheitsbedürfnijfe des Volkes befrie- 
digen ſollte. Um diejes Zwedes willen waren wir zur Mitwirfung 
bereit, möglid) wurde jie erjt dadurch, daß die Negierung von der 
Verlegung des Verfaſſungsrechtes abließ, die von der liberalen 
Partei jo nachdrücklich verteidigten Grundſätze anerfannte, daß ſie 
die Indemnität nachſuchte und erhielt. Die Mitwirkung zu ſichern, 
Tonnten die durch den Berfajjungsitreit bedingten Gruppierungen 
innerhalb der Partei niht genügen. Dem neuen Bedürfnis ent- 
\prad) die Bildung der nationalliberalen Partei zu dem Zwede: 
auf den gegebenen Grundlagen die Einheit Deutihlands zu Madt 
und Freiheit herzujtellen. 

Mir verfannten niemals das Schwierige der Aufgabe, im 
Zujammenwirfen mit einer Regierung, welche Jahre lang den Ber- 
fajjungstonflift aufredht erhalten und ohne Budgetgejeß verwaltet 
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hatte, mit unvollfommenen Zonjtitutionellen Waffen die freiheit- 
lihe Entwidelung zu fördern. Aber wir unterzogen uns diefer 
Aufgabe mit dem feiten Willen, durch fortgejegte ernite Arbeit die 
Schwierigkeit zu überwinden, und mit der Zuverjicht, daß die Größe 
des Zieles die Tatkraft des Volkes jtärfen wird. 


Denn uns bejeelt und vereinigt der Gedanke, daß die nationale 
Einheit nit ohne die volle Befriedigung der liberalen Anfprüde 
des Volkes erreiht und dauernd erhalten, und daß ohne die tat- 
Träftige und treibende Macht der nationalen Einheit der Freiheits- 
Jinn des Volkes nicht befriedigt werden Tann. Deshalb ift unjer 
Wahlſpruch: Der deutſche Staat und die deutjhe Freiheit müſſen 
gleichzeitig mit denjelben Mitteln errungen werden. Es wäre ein 
verderbliher Srrtum, zu glauben, daß das Bolt, feine Fürſprecher 
und Vertreter, nur die Intereſſen der Freiheit zu wahren brauden, 
die Einheit dagegen aud) ohne uns durch die Regierung auf dem 
Wege der Kabinettspolitif werde aufgerichtet werden. 

Die Einigung des ganzen Deutjhlands unter einer und der— 
jelben Berfaflung ijt uns die höchſte Aufgabe der Gegenwart. 


Einen monarchiſchen Bundesjtaat mit den Bedingungen des 
fonjtitutionellen Rechtes in Einklang zu bringen, ijt eind ſchwere, 
in der Geſchichte bisher noch nicht vollzogene Aufgabe; die Ver— 
faljung des norddeutihen Bundes hat fie weder vollitändig im 
Umfange, noch in endgültig befriedigender Weiſe gelöft. Aber 
wir betrachten das neue Werk als den erjten unentbehrliden Schritt 
auf der Bahn zu dem in Freiheit und Macht gefeltigten deutſchen 
Staate. Der Beitritt Süddeutſchlands, welden die Verfaſſung 
offen hält, muß mit allen Kräften und dringlich befördert werden, 
aber unter feinen Umftänden darf er die einheitlihe Jentralgewalt 
in Frage jtellen oder ſchwächen. 


Eine aus der Vermittlung der praktiſchen Bedürfniſſe her- 
vorgegangene Verfaſſung ilt niemals ohne Mängel zujtande ge- 
kommen; diefe wuchſen mit der Zahl der widerftreitenden Inter— 
eſſen, doch war es ſtets ein Zeichen gejunder Lebenskraft, daß die 
bejfernde Hand jofort zu wirken begann. Wir find dem Loſe 
menſchlicher Unvollkommenheit nit entgangen, aber die Schwierig- 
Teiten haben uns nit entmutigt und die Mängel uns nit blind 
gemadjt gegen die guten Keime. Wie unjere Partei im Entjtehen 
zu bejjern bemüht war, jo wird ſie ununterbroden und ſchon im 
Grotewold, Die Parteien des Deutfchen Reichstages. 10 
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nächſten Reihstage darauf Hinarbeiten, die Verfaſſung in fi 
auszubauen. 

Im Parlament erbliden wir die Bereinigung der lebendig 
wirlenden Kräfte der Nation. Das allgemeine, gleiche, direkte 
und geheime Wahlrecht ijt unter unjerer Mitwirfung zur Grund» 
lage des öffentlichen Lebens gemadt. Wir verhehlen uns nit 
die Gefahren, welde es mit ji) bringt, jo lange Preßfreiheit, 
Verſammlungs- und Vereinsrecht polizeilid) verfümmert find, die 
Volksſchule unter lähmenden Regulativen jteht, die Wahlen bureau- 
Tratiihen Einwirkungen unterworfen find, zumal da die Verſagung 
der Diäten die Wählbarfeit beſchränkt. Aber da die Garantien 
nicht zu erreichen waren, haben die Gefahren uns nicht abgejchredt. 
Um Volke liegt es jebt, für die Reinheit der Wahlen einzutreten; 
angejtrengten Bemühungen wird es gelingen, jeine Stimme wahr- 
heitsgetreu zum Ausdrud zu bringen, und dann wird das allgemeine 
Wahlrecht jelbjt das feſteſte Bollwerk der Freiheit jein, wird es 
die in die neue Zeit Hineinragenden Trümmer des ſtändiſchen 
Weſens wegräumen und die zugejiherte Gleichheit vor dem Gejeß 
endlid) zur Wahrheit maden. 

Mir jind entſchloſſen, die Bundestompetenz zu befeltigen, 
und über alle gemeinjamen Angelegenheiten auszudehnen. Als 
Ziel ſchwebt uns vor, daß die parlamentarifhen Funktionen des 
Staates möglid) volljtändig in den Reichstag verlegt werden. Auch 
der preußiſche Landtag joll jih nad) und nad, mit einer Stellung 
begnügen, welde in feiner Weije geeignet fei, vem Anſehen und 
der Wirkſamkeit des Neihstages Eintrag zu tun. Diejes Ziel 
wollen wir auf dem verfafjungsmäßigen Wege erjtreben; bis es 
in diefer Weiſe erreiht iſt, müffen die beiden parlamentariſchen 
Körperihaften ihre Befugnijfe wechjelfeitig achten und einen fried- 
lihen Wetteifer in der Erfüllung des eigenen Berufes befunden. 

Nad) dem Beilpiele der preußiſchen Berfajjung haben die 
entjprehenden Unvollfommenheiten in der Reichsverfaſſung Ein- 
gang gefunden. Auf beiden Gebieten jind nunmehr gleichzeitig 
und gleihmäßig die wejentlihen Reformen zu erjtreben, welde die 
allein jihere Grundlage des öffentlichen Rehtes gewähren. Nament- 
lid) und vor allem iſt das Budgetrecht zu vervollitändigen, damit 
der Bolfsvertretung der volle Einfluß auf die Staatsgejchäfte 
zufalle. Nicht minder dringend jind Geſetze, welche eine wirfjame 
Derantwortlichleit für die Minijter und alle Beamten herbeiführen, 
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auf der juriftiihen Grundlage, daß jedermann für feine Handlungen 
einzujtehen Habe. Im Bunde ift überdies für ein vollftändigere 
Repräjentation der verantwortlihen Träger der Regierungsgewalt 
zu ſorgen und ihr Verhältnis zu den Regierungen der Einzeljtaaten 
zu klären. 

Durd) die Ereignijfe des vorigen Jahres und die begonnenen 
Umgejtaltungen haben die Aufgaben des preußiſchen Staates, der 
Regierung wie des Volkes, ſich vervielfältigt. 

Der Anſchluß der neu erworbenen Landesteile macht eine 
energilch reformierende Gejeßgebung, welche unter der Herrſchaft 
der Zonjervativen Partei verzögert worden ijt und während des 
Verfaſſungskonflikts gänzlid) geruht hat, dringend und unaufjdieb- 
bar. Der ſchleunigen Abhilfe warten in allen Teilen des Landes 
zahlreihe Mibjtände, wie die Lähmung des Realfredites, die Be— 
ſchränkung der Freizügigleit, der Drud des Gewerbes und der Arbeit 
in den Zejjeln der Gewerbeordnung. Die notwendige Verſchmelzung 
der alten und neuen Landesteile verlangt umfajjende Reformen 
in den organiſchen und anderen wichtigen Geſetzen. Doch jehulden 
wir den neuen Provinzen, welche in Juſtiz und Verwaltung mander 
Borzüge ſich erfreuen, den Schuß dieſer Injtitutionen, die unmöglid) 
durch mangelhafte altpreußiſche Einrichtungen erjegt werden dürfen. 
Die Gleihmäßigfeit it vielmehr zu bewirken, indem wir ihnen 
folgen, wo jie uns voran jind. Dem ganzen Deutichland ſchuldet 
Preußen das gute Beijpiel in Gejeß und Verwaltung, joweit beide 
den Einzeljtaaten vorbehalten jind, denn die Zufunft des gejamten 
Baterlandes hängt von diefem Beilpiele ab. Wir meinen des- 
halb, daß der Ausbau und die Reviſion der preußiſchen Verfaſſung 
nur um ſo eifriger zu erjtreben iſt. Nach wie vor verlangen wir 
die Ausführung der in der Verfaſſung verheißenen Gejege und 
die Reform des Herrenhaujes als Vorbedingung aller Reformen. 
Bon diejen jtehen weit voran: 

Die Entfernung des ſtändiſchen Prinzips aus den Ge— 
meinde-, Kreis- und Provinzialverfajjungen und die Reform 
derjelben nad) den Grundjäßen der Gleihberehtigung und 
GSelbitverwaltung; die Aufhebung der gutsherrlihen Orts— 
obrigfeit und gutsherrlidhen Polizei. 

Der Aufſchwung des Baterlandes bedarf diefer fiheren und 
breiten Grundlagen, die wachſende Größe des GStaatsgebietes ver- 
mehrt die Gefahren der bureaufratiihen Einwirkungen, und Die 
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in den Verfaſſungen anerfannten Grundfäße des modernen Redtes 
ſind unverträglid mit der Herrfhaft des auf Bevorzugung und 
Privilegien beruhenden Syitems in der Gemeindeverwaltung. Die 
Bevölkerung aber, die jtädtijche wie die ländliche, Hat in den großen 
und willigen Leijtungen zu dem legten Kriege das Anrecht erneuert, 
ihre dringenden Wünſche endlich erfüllt zu jehen. 

Unter den anderen zahlreihen Gegenjtänden nennen wir: 
den Shut des NRedtszujtandes durch unabhängige Richter; die 
Unabhängigkeit und Erweiterung des Redhtsweges; die Revijion 
der Geſetze über die Kompetenzkonflikte und die Adminijtrativ- 
jujtiz; die Ausdehnung der Geſchworenengerichte auf alle politiſchen 
Strafjahen unter Aufhebung des Staatsgeridhtshofes; die Ab- 
Ihaffung der Kautionen und der Steuer für Zeitungen und Zeit- 
ſchriften. 

Eingedenk ihrer ſchweren Verantwortlichkeit und treu ihren 
früher ausgeſprochenen Grundſätzen hat die Partei in den Tagen 
der Gefahr und der Entſcheidung den Frieden im Innern auf den 
Grundlagen des verfaſſungsmäßigen Rechtes hergeſtellt, die Mittel 
reichlich gewährt und die Rüſtungen gut geheißen, welche die freie 
Wirkſamkeit des preußiſchen Berufes ſichern ſollten. Für die Ehre 
und Machtſtellung des Vaterlandes werden wir ferner in gleichem 
Sinne handeln. Doch ſpornen die Laſten der chroniſchen Kriegs— 
bereitſchaft uns an, die neuen Zuſtände in Deutſchland ſchnell zu 
befeſtigen, um bald, jedenfalls nicht ſpäter als mit dem Ende des 
Proviſoriums, zu der ſo notwendigen Sparſamkeit eines wirklichen 
Militär-Friedensetats zu gelangen. Inzwiſchen muß die in der 
Reichsverfaſſung zugeſicherte Verkürzung der Kriegsdienſtpflicht bis 
zum vollendeten 32. Lebensjahre ſchnell verwirklicht und auf jede 
mögliche andere Entlaſtung hingewirkt werden. 

Wir hegen nicht die Hoffnung, den zahlreichen Bedürfniſſen 
auf einmal abzuhelfen, aber wir werden keines derſelben aus den 
Augen laſſen und je nach der Gunſt der Umſtände das eine oder 
das andere in den Vordergrund ſtellen. Aber als die unerläßliche 
Bedingung für das gedeihliche Zuſammenwirken der Regierung 
und der Volksvertretung, für die Verhütung neuer Konflikte er— 
achten wir zu allen Zeiten eine den Geſetzen entſprechende, Recht 
und Freiheit der einzelnen Staatskörper, wie der Geſamtheit un— 
verbrüchlich achtende Verwaltung. Rückfällen in eine andere Praxis 
der Vergangenheit muß auf jede Gefahr hin rückhaltslos entgegen— 
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getreten werden. Nur mit einer gejegestreuen Regierung Tönnen 
wir Hand in Hand gehen. Mit einer jolden find wir bie richtigen 
Wege aufzujuden bereit. 

Eine eindringlide Erfahrung hat uns gelehrt, dab nicht in 
allen Zeiten für diefelben Aufgaben mit denfelben Waffen gefämpft 
werden darf. Wo fo bedeutungsvolle und inhaltsihwere Ziele 
gleichzeitig zu erjtreben find, wie gegenwärtig in Deutjchland und 
Preußen, da genügt es nicht, lediglich an hergebrachten Sätzen 
feitzuhalten und zuguniten einer einfaden und bequemen Tradition 
die neuen und mannigfaltigen Bedürfnijje unbeachtet zu Tajjen. 
Es bedarf der ſchweren und umjidtigen Arbeit, den verjdieden- 
artigen Anjprühen gereht zu werden, den Gang der Ereignijje 
zu überwaden und der Gelegenheit den Vorteil abzugewinnen. 
Die Endziele des Liberalismus find bejtändige, aber feine Forde— 
rungen und Wege jind nicht abgeſchloſſen vom Leben und er- 
ihöpfen jih nit in fejten Formeln. Sein innerjtes Weſen bejteht 
darin, die Zeichen der Zeit zu beadten und ihre Anſprüche zu 
befriedigen. Die Gegenwart ſpricht deutlich, daß in unſerem Bater- 
lande jeder Schritt zur verfalfungsmäßigen Einheit zugleih ein 
Fortſchritt auf dem Gebiete der Freiheit ift oder den Antrieb 
hierzu in jich trägt. 

Wir jind nit gejonnen, anderen Fraktionen der liberalen 
Bartei feindjelig entgegenzutreten, denn wir fühlen uns eins mit 
ihnen im Dienjte der Freiheit. Aber gegenüber den großen Fragen 
der Gegenwart und in dem verantwortlichen Bewußtjein, wieviel 
von der rihtigen Wahl der Mittel abhängt, jtreben und hoffen 
wir, innerhalb der Partei die entwidelten nr zur Geltung 
au bringen. 


Berlin, im Juni 1867. 


Amann. NR. v. Bennigjen. Berger (Poſen). Born 
(Langenjdeid). Braun (Wiesbaden). Braujewetter (Königs- 
berg). ©. v. Bunjen. Dr. W. Cohn (Charlottenburg). Graf 
Dohna. Elliffen (Göttingen). Dr. Falkſon (Königsberg). 
v. FKordenbed (Elbing). Grumbredt (Harburg). Dr. Ham— 
mader (Ejjen). Hellwig (Hofdamm b. Fritlar). v. Hennig. 
Hinrichs (Sellin). Jung (Köln). Kannegießer. Knapp 
(Dauborn in Najfau). Dr. 9. König (Ojterode). Koppe 
(Wollup). Kurtius (Ultjahn). Laster. Lantz (Trier). Lent 
(Breslau). Dr. Lette. Lipfe (Danzig). Dr. Lüning (Rheda). 
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Dr. Meyen. Dr. Meyer (Thorn). Nebelthau (Kaffel). 
9 B. Oppenheim. Dppermann (Nienburg). Bannier 
(Oranienburg). Pieſchel (Brumby). v. Puttkammer (Sorau). 
Rautenftraud (Trier). 2. Reichenheim. Richter (Berlin). 
Nidert (Danzig). Römer (Hildesheim). Samueljon (Königs- 
berg). Schottler (Danzig). Frhr. v. Seydlitz (Dresden). 

Siebert (Wiesbaden). Soltmann. Stephan (Königsberg). 

Techow (Raſtenburg). Tweſten. v. Unruh. v. Baerft. 

Weber (Stade). ‚Dr. Werenberg (Werden). Dr. Wiß. 

Wölfel (ützen). 

Am 10. September 1867 trat der Norddeutſche Reichs— 
tag zuſammen, zu einer Legislaturperiode, in der die wich— 
tigſte Entiheidung für Deutſchlands ganze Zukunft fallen 
ſollte — der Krieg gegen Frankreich. Auf Grund des vor- 
itehenden Programms waren wieder etwa 80 National- 
liberale in den Reichstag gewählt worden. Die Hiltorilche 
Mahrheit erfordert nun, daß aud) vom Berfalfer, der ſich 
der nationalliberalen Partei aus Gründen nicht angeſchloſſen 
hat, die in ihrem jpäteren Verhalten liegen, rüdhaltslos 
zugejtanden wird, daß ihre Tätigkeit bejonders im Nord— 
deutſchen Reichstage, aber aud) in den erjten Legislatur- 
perioden des neuen Deutſchen Reichs geradezu glänzend 
gewejen iſt. Wenn bei der 25jährigen Jubelfeier der nativ» 
nalliberalen Partei (nad) Kiepert a. a. D.) der Reichstags— 
abgeordnete Dr. Bötther in einer Feſtrede ausführte: 

„Dieje großartige Arbeit des Norddeutjhen Reichstages, 
welde die erjten drei Jahre nad) 1866 ausgefüllt hat, ijt die Grund- 
lage geworden für das ganze ftaatsbürgerlihe, jtaatsregtlihe und 
gejellihaftlihe Dafein des deutfhen Volkes in jeinen heutigen 
Verhältniſſen“, 

ſo hat er damit kein Wort zuviel geſagt. Nur haben, wie 
wir noch ſehen werden, die Nationalliberalen es ſpäter oft 
an der nötigen Energie fehlen laſſen, das Errungene zu 
verteidigen. Sie haben auf der anderen Seite auch nicht 
immer verſtanden, die Zeichen der Zeit richtig zu deuten 
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und auf neuen Bahnen das Banner voranzutragen, unter 
dem jie damals jo ruhmvoll gewirkt haben. 

Am Zujtandefommen der Verträge vom SHerbit 1870 
mit den ſüddeutſchen Staaten, die den Schlußjtein zum 
äußeren Aufbau des Reichs bildeten, hatte der National- 
verein, der ja in einer Art von Verjonalunion mit der 
nationalliberalen Partei jtand, injofern feinen bedeutenden 
Anteil, als er es war, der die Vollsitimmung bejonders 
in Bayern dem Vertragsabſchluß geneigt madte. 

Die erfolgreiche Tätigkeit der nationalliberalen Reichs— 
tagsfraktion nun blieb nicht ohne großen Eindrud auf die 
Wähler im Lande. 1871 wurden 120, im Jahre 1374 nicht 
weniger als 152 nationalliberale Abgeordnete gewählt. 

Die Partei jtand auf der Höhe ihrer Macht. Im 
preußiſchen Abgeordnetenhaufe verfügte jie über 178 Ver— 
treier. Im Reiche waren 1394020 Stimmen für fie ab- 
gegeben worden, bei einer Wahlbeteiligung von 5,2 Millio- 
nen Stimmen. Die 3. Legislaturperiode bradte ihr zwar 
nod) einen Stimmenzuwads von etwa 50000 Zetteln, aber 
doch ſchon einen Verluft von 25 Siten im Reichstag, wäh- 
rend die Konjervativen an Vertretern das gewannen, was 
die Nationalliberalen verloren. Die erjten Zeichen des 
Niedergangs, der Reaktion, machten ſich bemeribar. Hier 
it nun den Nationalliberalen und aud ihrem bewährten 
und verdienten Führer v. Bennigjen der Vorwurf nicht zu er— 
Iparen, daß jie den Kampf mit der Front nad) reits nicht 
energilch genug aufnahmen, daß ſie die Gefahr nicht erkannten, 
die in der plötzlich wieder deutlich werdenden Hinneigung Bis- 
mards zu den SKonjervativen jie bedrohte. Wir werden 
allerdings bei der Behandlung der Fortſchrittspartei jehen, 
dab es ihnen von diejfer Seite her freili auch nicht Teicht 
gemacht worden ilt, den Anſchluß nad links zu gewinnen, 
. da die Kortihrittspartei über dem an ſich Hödhlt notwendigen 
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und aud) erfolgreihen Beitreben Eugen Richters, Ordnung 
im Ctatswejen zu Schaffen, nur allzu jehr die pojitive Mit- 
arbeit vergaß. Übrigens ftammt die bejte geſchichtliche Dar— 
jtellung der parlamentarijhen Vorgänge diejer Zeit, Die 
wir haben, aus Richters Yeder. (Sm alten Reichstag, 
Berlin 1394.) 

Da hier nit der Ort iſt, eine ausführlihe Parlaments: 
geſchichte zu Jchreiben, jo jei auf dieſes Werk verwiefen, 
das auch die Stellung der nationalliberalen Bartei in jener 
Zeit ganz richtig ſchildert. 

Bedauerliderweile madte Fürſt Bismard im Früh— 
jahr 1874 den Verſuch, das Budgetrecht des Reichstags 
durch Forderung eines Weternats (unabänderlidhe und 
dauernde Feititellung der Yriedenspräjenzitärfe des Heeres), 
wenigjtens in Militärangelegenheiten, zu Zall zu bringen. 

Innerhalb der nationalliberalen Partei gab es ſchon 
damals, ganz ähnlid) wie jett, zwei Richtungen — eine 
mehr nad) rechts neigende unter der Yührung v. Bennigjens, 
und eine jih mehr an den Fortſchritt anſchließende unter 
Laskers Yührung. Lebterer hätte es, im Bunde mit dem 
Fortſchritt, vielleiht auf einen neuen Militärkonflikt an— 
fommen lajjen, Bennigjen erwartete von einem jolden nur 
eine Stärkung der Konjervativen. Er bradte deshalb, um 
eine Neihstagsauflöjung zu vermeiden, mit großem Gejdid 
ein Kompromiß zujtande, wonad) die von der Regierung 
geforderte Truppenvermehrung nit auf ewig, Jondern auf 
. 7 Fahre bewilligt wurde. 

Borher hatte Bismard aber bereits, ohne ſelbſt als 
Inſpirator erfennbar zu werden, durch die offiziöje Preſſe 
eine energiſche Yehde gegen alle Liberalen einleiten laſſen 
— ein Mittel, das er ſpäter noch recht oft benußt hat. 

Man hat Herrn v. Bennigjen aus dem Abſchluß dieſes 
KRompromijjes von Iintsliberaler Seite manden Vorwurf 
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gemacht — wie uns ſcheint, dDod mit Unrecht. Wenn es 
aud) heute — nad mehr als 30 Fahren, wo man alle 
Folgen überjieht — nit ſchwer ijt, zu jagen, daß er fi 
von Bismards Verdienſten um die Reihsgründung jo Hat 
blenden lajjen, daß er dejjen konſervative einer freiheitlichen 
Entwidlung des Reihs nad) innen gewiß nit freundliche 
Grundſtimmung zu ſehr überjah, jo muß man dod) zugeben, 
daß Bennigjen damals, 1874, Bismard als Reaftionsmader 
noch nicht Tennen Tonnte. Noch dauerte der Kulturfampf 
an, noch befannte jih Bismard (aud) noch 1875) offen als 
Sreihändler. 

Indeſſen beginnt um dieje Zeit bereits, wie ſchon an— 
gedeutet, eine vorerjt no) für die Negierung durdaus un— 
verbindliche PBrehfehde gegen die Nationalliberalen, wobei 
jih bejonders Hermann Wagener hervortat, ein ehemaliger 
höherer Beamter, der ji) gewilje Dinge bei Eijenbahn- 
gründungen hatte zu Schulden Tommen lajjen und des— 
wegen dann verabjhiedet war. Die Beziehungen, Die 
zwilden dem Fürſten Bismard und diefem zwar Tlugen, 
aber etwas anrühigen Mann bejtanden, jind wohl min- 
deitens als unerfreulic) zu bezeichnen. 

Es lag nun Bismard noh nicht daran, mit Den 
Nationalliberalen zu brechen. Lieber wollte er fie ins Re— 
gierungslager hinüberziehen, und bot zu dem Jwed Herrn 
von Bennigjen ein Minilterportefeuille an. Trotz aller jeiner 
Unterjtüßung der Bismardihen Politik Hatte dieſer Partei— 
führer indejjen do immer feine Unabhängigfeit zu wahren 
verjtanden. Ihr jollte jett das Rüdgrat gebroden werden, 
nun Bismard, nad) der glüdlih nad) innen und außen 
gejiherten Reihsgründung, jeine Tonjervative Seele wieder 
entdedte und der liberalen Ara ein Ende machen wollte. Allein 
der Fuge und und erfahrene Barlamentarier war auf feiner 
Hut. Bennigſen jtellte die Bedingung, daß noch zwei andere 
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Abgeordnete (Stauffenbah und Yordenbed) mit in das 
Kabinett eintreten follten, um auf die Weile die Garantien 
für ein wirflid) liberales Regiment zu erhalten. Das war 
ja aber gerade, was Bismard nicht wollte, und ſo zer- 
Ihlugen ji die Verhandlungen. 

Die Politik der Negierung ſchwenkte nun immer ent- 
Ihiedener nad) rechts. Der nationalliberalen Partei wurde 
die erjte wirklich ſchwere Erjhütterung zugefügt durch eine 
Steuervorlage der Regierung, die den Übergang zum 
Schußzoll bedeutete, und als Zolltarif vom Fahre 1879 
mit Hilfe des inzwilhen durd die Verabihiedung Falks 
verjöhnten Zentrums und der längjt NRegierungspartei ge- 
wordenen Konjervativen Gejeßesfraft erhielt. 

Miniſterwechſel Hatten inzwilchen zwar oft genug ftatt- 
gefunden, ohne dab ji bejonders wichtige Yolgen daran 
gefnüpft hätten — eine PBrogrammänderung optima forma 
aber bedeutete es, als der Kultusminijter Falk, der das 
Odium des Kulturfampfs auf jih genommen hatte, von 
Bismard den Ulttamontanen geopfert wurde. Gleichzeitig 
ftürzten die Minilter Hobreht und Friedenthal. Anläß— 
lih der Beratungen über den Zolltarif war es nun aud) 
innerhalb der nationalliberalen Partei zum Bruch gelom- 
men. Da die Bartei wirtigaftlide Fragen nit als Prin- 
zipienfragen gelten Tieß, Hatten ſich bislang in ihr Schutz— 
zöllner und Freihändler vereint gefunden. Einer der erjteren, 
der Abgeordnete Völk, provozierte nun einen wenig |hönen 
perſönlichen Konflikt mit Bennigjen, der ihm ein Tadels- 
ootum der Barteimehrheit eintrug. Darauf trat er am 
12. Juli mit nod) 13 anderen Abgeordneten aus der Partei 
aus, darunter aud) der Abg. Dr. v. Schauß. Dieje „Schäuß— 
lihe Völkerſchaft“, welden Spignamen Eugen Richter der 
Nachwelt überliefert hat, Tonftituierte ih am 7. Februar 
1880 als eine neue, zwiſchen Reichspartei und National- 
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liberalen jtehende „Liberale Gruppe“. Die Wählerfchaft 
ſcheint indejjen mit diefen Herren nicht einverjtanden gewefen 
zu fein, denn bei den Neuwahlen wurde nur ein einziger 
wiedergewählt, und damit verjhwand fie von der parla- 
mentarijhen Bildfläche, ebenjo wie die ehemalige Exzellenzen- 
partei. 

Inzwiſchen hatten, wie wir nachzutragen haben, aud) 
die befannten Wttentate auf den alten Kaiſer Wilhelm 
von Hödel und Nobiling jtattgefunden, die Bismard Ver— 
anlajjung zu einer Reidstagsauflöjfung und zur Durchſetzung 
des Gozialijtengejeges geboten Hatten. Auf dieſe Ange— 
legenheiten wird bei der Behandlung der Spzialdemofratie 
zurüdzulommen jein. 

Die ganze politiihde Lage, namentlid aber Differenzen 
auf handelspolitiihem Gebiet, führten am 30. Augujt 1880 
zu einer neuen Spaltung der nationalliberalen Bartei. 
Diesmal war es ihr linfer Zlügel, der von ihr abfiel — 
darunter ein großer Teil ihrer bedeutenjten und einfluß- 
reichiten Mitglieder, wie Bamberger, Baumbad), v. Forcken— 
bed, Nidert, Schent von Stauffenberg. Dieje, jowie der 
Ihon früher ausgeihiedene Abgeordnete Lasker, bildeten 
unter dem Namen der Liberalen Bereinigung oder „Se— 
zejlionijten‘“ gleihfalls eine neue Fraktion. Später ſchloß 
ih) Diefe an den Fortſchritt an, um ji 1893 wieder davon 
abzulöjen, und unter dem Namen „Yreilinnige Vereini- 
gung“ weiter als feparate Gruppe aufzutreten. Bon 
da ab Hat dieje ihre jelbitändige Entwidlung, die in teil- 
weile für den deutſchen Liberalismus neuartige Bahnen 
führt. 

Die Nationalliberale Partei erlitt durch die Abtren- 
nung dieſer ihrer energiſchſten Anhänger einen furdtbaren 
Schlag. Statt 98 Abgeordnete von 1878 zogen 1881 
nur 45 Nationalliberale in den Reidhstag wieder ein 
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— 47 Sitze hatte die Liberale Vereinigung erobert. Am 
29. Mai 1881 veröffentlihten 197 Reichstags- und einzel- 
ftaatlihe Landtagsabgeordnete der nationalliberalen Par- 
tet das erjte einheitliche Programm. Es lautet wie folgt: 


Barteiprtogramm vom 29. Mai 1881. 


Die am 29. Mai in Berlin verjammelten, der national- 
liberalen Partei angehörenden Mitglieder des Reichsſtages und 
der DBolisvertretungen deutjcher Einzeljtaaten haben bejälojfen, 
die nachſtehende Erklärung der Öffentlichkeit zu übergeben: 

Die nationalliberale Partei jteht in unverbrüdlider Treue 
zu Kaiſer und Reid. Bei voller Wahrung der verfaflungs- 
mäßigen Rechte der Einzeljtaaten wird ſie nad) wie vor der 
weiteren Entwidlung der Reihs-njtitutionen in nationalem und 
freiheitlidem Sinne ihre Dienjte widmen. Was für diefe Ent- 
widlung unter entjheidender Mitwirkung der Partei gejhehen ift, 
bezeugt die Geſchichte und die Gejeßgebung des Reiches in den 
eriten zehn Fahren feines Bejtehens. Die nationalliberale Partei 
hält es für ihre nächſte und wichtigſte Aufgabe, das auf dieſem 
Wege Gejhaffene in feinen wejentliden Grundlagen ungejhmälert 
zu erhalten, ohne der bejjernden Abhilfe ſich zu verjagen, wo 
einzelne Mängel in der Erfahrung hervorgetreten jind. 

Ihr Bertrauen zu der das Anjehen Deutjhlands und den 
Frieden Europas jihernden Leitung unjerer auswärtigen Ange: 
legenheiten bejteht unerſchüttert fort. 

Über die veränderte Richtung, welde die innere Bolitit der 
Reichsregierung zurzeit verfolgt, gibt ji) die Partei ebenjowenig 
einer Täuſchung Hin, wie über die Veränderung, welde ihre eigene 
Stellung zur Reichsregierung dadurch erfahren hat. Aber Die 
Zurüdhaltung, welde hierdurch) der nationalliberalen Partei auf- 
erlegt ilt, wird fie nit abhalten, alle Vorlagen der Regierung 
auch auf dem Gebiete der inneren Geſetzgebung unbefangen und 
jahlid) zu prüfen, und dem als nüglid Erlannten ihre Unter- 
ftüßung zu leihen. Dies gilt namentlid auch von den Vorſchlägen, 
welde für die arbeitenden Klajfen die Yörderung der Wohlfahrt 
und den Schuß gegen die Folgen von Unglüdsfällen im Auge 
haben. Getreu der natürlihen und übernommenen Berpfliätung 
‚werden wir der fozialijtiiden Bewegung nicht lediglich durch Die 
Niederhaltung drohender gewaltjamer Ausbrüde, [ondern vor allem 
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aud) durch pofitive Mahregeln für das Wohl der arbeitenden 
Klajjen entgegenzutreten bemüht fein. 

Alle Beitrebungen, gleichviel von weldjer Seite fie Tommen, 
welde auf die Schmälerung der verfaſſungsmäßigen Rechte der 
Bollsveriretung und auf die Rüdfehr zu abgejtorbenen Formen 
unjeres wirtjchaftlihen Lebens gerichtet jind, wird die Partei mit 
Entſchiedenheit befämpfen. 

Sie ilt jederzeit bereit. dazu beizutragen, daß ein friedlides 
Berhältnis zwiſchen Staat und Kirche wiederhergeitellt und aufrecht 
erhalten wird. Sie weiß aud) jehr wohl die große Bedeutung des 
Tirhlihen Lebens für unjer Volk zu würdigen. Aber den not- 
wendigen und unveräußerlihen Rechten des Staates gegenüber 
der Kirche wird ſie Teinen Abbruch geſchehen lajjen, namentlid) 
auch nit auf den Gebieten der Schule und der Ehegefeßgebung, 
wo Übergriffe Tirhliher Reaktion gerade in Deutſchland jtets am 
peinlidjten empfunden jind und am unheilvollſten gewirkt Haben. 

Entſchloſſen, die bejtehende gewerblihe Gejeßgebung und 
die auf ihr beruhende wirtjhaftlihe Yreiheit gegen reaktionäre 
Angriffe zu verteidigen, halten wir an der Überzeugung Felt, daß 
entgegenjtehende Meinungen über Schutzoll und Freihandel nit 
zur Grundlage politiiher PBarteibildung dienen dürfen. Die Ber- 
Ihiedenheit der landſchaftlichen ntereffen, je nah dem Vor— 
wiegen von Handel und Schiffahrt, von Aderbau oder von 
Sndujtrie, erfordert dringend, daß innerhalb unjerer Partei ab— 
weichenden Anſchauungen über Zollfragen Raum gelajjen wird. 
Ein Aufgeben diejer Freiheit würde eine üben ganz Deutſchland 
ſich erjtredende nationalliberale Partei unmöglid machen. Kaum 
vollitändig zurüdgedrängte politiihe Gegenfäge von Norden und 
Süden, von Djten und Welten mühten in unjerem nod) jo jungen 
Deutſchen Reihe auf das Gefährlidite immer von neuem hervor— 
breden, wenn große wirtjhaftlihe Intereſſen zugleih als poli- 
tiſche Parteien jih befämpfen. 

Die Steigerung der eigenen Einnahmen des Reiches und Die 
ausreihende Befriedigung ſeiner finanziellen Bedürfnijje gehört zu 
dem alten Programm der Partei. Gie iſt einer entſprechenden 
Vermehrung der indireften Neichsiteuern zu diefem Zwecke nicht 
entgegengetreten. Gegen das Projekt des Tabaksmonopols hat ſie 
aus wirtſchaftlichen wie politiihen Gründen entihieden Widerfprud) 
erhoben. Bor dem Eingehen auf weitere umfaljende Pläne, welde 
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die Steuerfraft des Landes in höherem Maße in Anſpruch nehmen, 
muß zunädjt das volle und nahhaltige Ergebnis der vom Reichs— 
tage im Jahre 1879 bewilligten Zölle und Berbraudsfteuer ab- 
gewartet werden. 

Sn Preußen wird die Partei bei einer Reform der direkten 
Steuern mitwirfen, welde die Entlajtung der weniger bemittelten 
Klaſſen von einem Teile der ihnen auferlegten direften Steuern 
herbeizuführen bejtimmt iſt. Einer Zerftörung des direkten Steuer- 
ſyſtems oder einer wejentliden Schmälerung feiner Erträge zu— 
gunften ungemeſſener Vermehrung indirelter Steuern werden wir 
uns widerjegen. Für die Überweifung eines Teils der Grund- 
und Gebäudejteuer in Preußen an Kommunen und Kommunales 
verbände — eine alte Yorderung der liberalen Partei — werden 
boffentlid) die im Jahre 1879 bewilligten Reichsſteuern in ihren 
nahhaltigen Erträgen unter normalen wirtſchaftlichen Werhält- 
niljen einer umjihtigen Yinanzverwaltung die Mittel bieten. 

Gegen eine übermäßige SZentralijation der Staatsgewalt 
werden wir die Gelbjtändigfeit und die Gelbjtverwaltung der Ge- 
meinden verteidigen und weiter entwideln. 

Nah ſchmerzlichen Erfahrungen und Prüfungen der Ber- 
gangenheit ijt die nationalliberale Partei aus der Überzeugung 
unjeres Volkes hervorgegangen, dab eine über ganz Deutſchland 
ausgebreitete, unabhängige, reaftionären wie radifalen Tendenzen 
gleihmäßig jich fern haltende, durch die Unterordnung individueller 
Anſichten unter die großen gemeinjamen Ziele ftarfe liberale Partei 
eine Notwendigkeit it. Ohne eine ſolche Partei würde ein fort- 
dauernder, die Grundfeiten des Staates erjhütternder Kampf 
zwilden extremen Richtungen, an dem andere Völker kranken und 
nit zur Ruhe fommen Tönnen, unjferm Baterlande nit erjpart 
bleiben. 

An diefer Überzeugung hält die nationalliberale Partei aud 
in der heutigen Zeit unerſchütterlich feit, wo wirtſchaftliche Sorge, 
wie politiihe Enttäufhung und Verbitterung das ruhige Urteil 
zu verwirren und die Bevölkerung in großer Zahl dem politiſchen 
Leben zu entfremden oder extremen Richtungen nad) rehts oder 
links zuzutreiben drohen. 

Für Deutſchland iſt nah wie vor eine Partei notwendig, 
welche die weitere Entwidlung unjeres Vaterlandes auf den mühſam 
erfämpften Grundlagen in entſchieden freiheitlichem, aber zugleich 


maßvollem und die realen Verhältniſſe beachtendem Sinne 
eritrebt. 

Wir Halten fejt an der Zuverfiht, daß dieſe Auffajjung bei 
unjerem Volke in Stadt und Land noch in weitejtem Umfange volle 
Zujtimmung findet. Unabhängig, in ſich geeinigt, frei von Er— 
müdung wie von Berbitterung, zu ernjter Arbeit entſchloſſen, wird 
die nationalliberale Partei aud) unter gejteigerten Schwierigkeiten 
ferner ihre politiſche Pfliht erfüllen. Parteien, welde gleiche und 
ähnliche Ziele verfolgen, werden uns zur Verſtändigung und zu 
gemeinfamem Wirken immer bereit finden. 

(197 Unterſchriften.) 


Die Tonart dieſes Programms ijt recht elegiſch, und 
das mit Recht, denn mit den Nationalliberalen, und leider 
mit dem Liberalismus in Deutſchland überhaupt ging 
es jetzt ſtark bergab. 1881 Hatten die Liberalen aller 
Schattierungen zujammen immerhin nod) über 160 Gibe 
im Reidhstage verfügt — 1884 bradten jie es nur noch 
auf 124. Die Septennatswahlen von 1837 bradten zwar 
den Nationalliberalen noch einmal wieder 99 Abgeordnete, 
dann aber haben ſie im Durchſchnitt nicht mehr als ca. 50 
Site behaupten Tünnen. Das Jahr 1907 mit 55 Ab— 
geordneten leitet Hoffentlich wieder einen Aufijhwung ein, 
den man der nationalliberalen Bartei jetzt um jo eher 
wünſchen mag, als in ihr mande jüngeren Kräfte jich zu 
regen beginnen, die das Gefühl haben, daß es nicht genügt, 
nur das Erbe der Vergangenheit allmählid) zu liquidieren, 
iondern dab dem Geijte neuer Zeiten entſprechend die Er- 
reihung neuer Ziele in Angriff genommen werden muB. 
Und es tat not, daß dieſe Erkenntnis jih auch in den 
Reihen der Nationalliberalen Bahn brach und Hoffentlid) 
aud) noch in weit größerem Umfang Bahn breden wird. 
Die großen Führer der Partei hatten ſich im Laufe der 
neunziger Jahre teils zurüd gezogen, teils waren jie ge- 
itorben. Große politifhe Ideale gab es nit mehr zu 
verfehten — Finanz und Zollfragen beherrjhten das 
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gejamte politijhe Leben Deutſchlands. Und Hier hat das 
Gros der Nationalliberalen leider völlig verjagt. 

Dadurd), dab Hin und wieder einmal ein national- 
liberaler Abgeordneter ins preußiſche Minijterium berufen 
wurde, der nicht, wie jeinerzeit von Bennigjen, fejt genug 
war, lieber auf dieje Ehre zu verzihten, als dulden zu 
müjjen, daß über feinen Kopf hinweg eine Bolitif gemadt 
wurde, die gewiß nidht liberal war, wurde die Partei 
immer wieder an die Regierung gefejjelt. Namentlih war 
das der Yall, als Miquel ins Minijterium berufen wurde, 
der als einer der ältejten und angejehenjten Nationallibe- 
ralen wohl bejonders die Unterjtügung jeiner PBartei- 
genojjen erwarten durfte. 

In Preußen hat er ja aud) als Zinanzminilter Großes 
geleijtet. Seine Steuerreform ſoll ihm unvergejjen bleiben, 
wenn das, was er damals |huf, aud) Heute nit mehr ganz 
zeitgemäß ilt. Aber er ilt nichtsdeſtoweniger ſich jelbjt und 
jeiner Bergangenheit oft genug untreu geworden. Nament- 
lie) feine Haltung in der preußiſchen Kanalfrage bewies, 
da er völlig ins agrariſche Fahrwaſſer geraten war. Ber- 
bängnisvoller war aber die von ihm geförderte „Samm— 
lungspolitif“. Man wollte die bürgerlihen Parteien zu- 
Jammenfhliegen zum Kampf gegen die immer mädjtiger 
werdende Sozialdemofratie — an ji) Tein ſchlechter Ge- 
danfe für einen leitenden Bolitifer. Es fragt jih nur, 
bis zu weldem Zweck eine Partei mit liberaler Grundlage 
und einer Geſchichte, wie die Nationalliberale, ji) davon 
leiten laffen darf. Als 1887 zuerjt das Kartell zwiſchen 
Konjervativen, Reichspartei und Nationalliberalen ge- 
ſchloſſen wurde, da modte es für den bejtimmten Zwed der 
Durhbringung der Militärvorlage noch angehen. Es 
wurde aber in Permanenz erflärt, mit der allmählidhen 
Folge, daß 3.3. in ganz Sadjjen 1903 überhaupt Fein 
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Nationalliberaler mehr in den Neidhstag gewählt wurde, 
jondern jtatt dejjen 22 Spozialdemofraten und 1 Antijemit. 
Sn einem großen Teile des Reiches waren die National- 
liberalen nit nur völlig zu einem Anhängfel der Konjer- 
vativen geworden, fondern aud ihre alte Gegnerſchaft 
zum Zentrum begann allmählich zu verblajjen. Je mehr 
ji) ein auf rein wirtfhaftlihen Prinzipien fußender, will 
Jagen agrarijcher, Geilt im Reichstag verbreitete, je mehr 
Ihienen die alten nationalen und liberalen Ideale in der 
nationalliberalen PBartei zu jterben. Bei jogenannten 
nationalen Fragen, wie bei den Militär- und Ylotten- 
gelegen und in der Kolonialpolitif hat die Partei zwar 
ftets den nationalen Gedanken hocdhgehalten, aber ihre 
Mitwirkung beihränfte fih aufs Jaſagen zu dem, was die 
Regierung wollte, unter Verzicht auf die energiihe Kritik, 
die nun einmal unentbehrlich it bei der Unvollkommenheit 
der Menſchen, auch wenn fie der Regierung angehören. 

In den Mahlen von 1893 und 1898 erreihten die 
Nationalliberalen feine Million Stimmen mehr. 1881 hat- 
ten jie freilih nur 614287 gehabt, aber 1887 Hatten fie 
es, dank dem Kartell und dem damaligen nationalen Auf— 
ſchwung, mit 1677979 auf ihre abjolut größte Stim- 
menzahl ſeit der Reihsgründung, wenn aud) immerhin nur 
auf 99 Abgeordnete gebradt. 

Dann war es wieder bergab gegangen. 1903 brachte 
zwar wieder eine bedeutende Zunahme (auf 11/, Mil- 
lion), aber die Zahl der Abgeordneten blieb gering. Daran 
hat aud) 1907 mit 13/, Million nationalliberaler Stimmen 
und doch nur 55 Abgeordneten nicht viel geändert. 

Aber innerhalb der Partei hat ji) manches geändert. 
Seinen Tiefjtand in bezug auf geiltige Selbitändigfeit 
hatte wohl ihr Gros im Herbſt 1902 erreidt. 

Es hat damals mitgewirkt am Zolltarif vom Dezember 

Grotewold, Die Parteien des Deutſchen Reichstages. 11 
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jenes Jahres. Auch find die nationalliberalen Abgeord— 
neten aus den Wahlen von 1903 mitjhuldig an der 
verfehlten Yinanzreform von 1906, die jerer Großzügig— 
feit entbehrt. Die abjolute Serrihaft des Zentrums und 
der Agrarier, die 25 Jahre lang ſchon auf der inneren 
Politik des Reiches laſtete, erflärt freilih, wie wir noch 
leben werden, die Eigentümlichkeit jo mander der neuen 
Gejete des Reiches. Aber wenn die Nativnalliberalen 
dieje vielleiht auch nicht Kindern Tonnten, To Tonnten ſie 
der Regierung doch wenigitens Oppoſition machen, und lic 
von der Mitihuld freihalten. 

Indeſſen weht heute ein anderer Wind. Die Wahlen 
von 1907 Haben den Nationalliberalen eine Reihe von 
neuen Abgeordneten gebradt, die wohl das Bertrauen 
darauf verdienen, dak es ihnen gelingt, der in die Partei 
eingedrungenen agrarilhen und reaktionären Elemente Herr 
zu werden, und die Partei ſelbſt zu einer neuen Ara poli-' 
tiſchen Einflulfes zu führen. ä 

Auch die jungnationalliberale Bewegung muß an 
diefer Stelle genannt werden als ein weiteres Zeichen, daß 
man ih in der Bartei auf die eigene Vergangenheit 
zu belinnen beginnt und dort mit der Kompromikpolitif 
& tout prix und der Konfliktsicheu gebrochen wird, Die 
jahrzehntelang die Nationalliberalen von allem, was man 
politiihe Taten nennen Tann, ferneehalten hat. Während 
diejer Zeit hat die Wartei im Volke eine gewaltige Einbuhe 
an Preitige erlitten, die nur Sehr ſchwer wettzumachen 
jein wird. Zum großen Teil hatte die Sozialdemokratie 
den Nußen davon. 

Zum Schluß geben wir zur Charakterijtit der jett 
in der nationalliberalen Bartei herrichenden Tendenzen 
ihre Ietkte programmatiihe Kundgebung vom Januar 
1907 wieder. 
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Ziele und Beftrebungen der nationalliberalen 
Partei. 


Nationale und liberale Grundfäße und Forderungen. 


Unverbrühlihe Treue zu Kaifer und Neid)! 

Das Baterland über der Partei, das allgemeine Wohl über 
über allen Sonderintereffen. 

Berteidigung und Pflege der errungenen Einheitsgüter der 
Nation: eine Vertretung nad) außen, ein Heerwefen, eine Kriegs- 
flotte, ein Recht, ein Verlehrsgebiet, gleihe Bedingungen für die 
freie Bewegung und für die freie Arbeit. 

Bei voller Wahrung der verfaljungsmäßigen Rechte der 
Einzeljtaaten weitere Entwidlung der NReichseinrihtungen im 
nationalen und freiheitlihen Geiſte. 

Pflihtbewußtjein und redtzeitige Opferwilligkeit, wo die 
Macht und das Anfehen des Reiches nad) außen in Frage Iteht. 
Aufrehterhaltung der Wehrkraft der Nation, insbefondere aud) 
eine adhtunggebietende Flotte zum Schutze des Landes und der 
überjeeifchen deutſchen Intereſſen. 

Zielbewußte Fortführung der Kolonialpolitik. Entwicklung 
der Verkehrsmittel und Förderung der privaten Erwerbstätigkeit 
in den Kolonien. Selbſtverwaltung, unter Beſchränkung ihrer 
Verwaltungskoſten auf die eigenen Einnahmen der Kolonien. 

Schutz des Deutſchtums gegen Angriffe jedweder Art. Nach— 
drückliche Unterſtützung der deutſchen Volksgenoſſen in der Oſtmark 
gegen die national-polniſche Gefahr. 

Feſthalten an den verfaſſungsmäßigen Resten. des Volkes 
und am allgemeinen, gleihen, geheimen und direlten Wahlrecht 
als der Grundlage der einheitlihen Vertretung des Volkes durd) 
den Reichstag. Entichloffene Abwehr aller reaftionären und aller 
tadilalen Tendenzen. Keinerlei Nebenregierung! 

Erweiterter geſetzlicher Schuß des Wahlgeheimniffes. 

Unabhängigkeit gegenüber der Regierung. Wie immer das 
Verhältnis der Partei zur Regierung ijt, ſtets unbefangene, ſach— 
lihe Prüfung ihrer Vorlagen, um dem als nützlich Erfannten die 
Unterjtüßung leihen zu Tönnen. 

Reihsgefeglihe Regelung des Bereinse und Verſamm— 
lungsrechts. 

Reform des Strafnollzugs. Entſchädigung unſchuldig Ver— 
urteilter. 

11* 
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Einführung Lonftitutioneller Verfaſſungen in den noch rüd- 
ftändigen Einzelftaaten. 

Würdigung der großen Bedeutung des kirchlichen Lebens für 
unjer Bolt. Friedlides Verhältnis zwilhen Kirche und Staat, in 
voller Wahrung der unveräußerlihen Rechte des Staates gegen 
über der Kirche, namentlich auf den Gebieten der Schule und der 
Chegejeßgebung. 

Gefeglihe Regelung der verfallungsmäßig gewährleijteten 
Mitwirkung der Religionsgeſellſchaften am Religionsunterridt in 
der Weile, daß der Staat Herr in der Schule, der Lehrer unab- 
hängig von der Geiltlichfeit bleibt. 

Gleichberechtigung für alle Richtungen innerhalb der evange- 
lichen Kirche, Lehrfreiheit für die evangeliſch-theologiſche Fakultät. 


Sinanzwejen und Verkehr. 


Sparfamteit auf allen Gebieten des Reichs- und Gtaats- 
haushalts. Sicherſtellung derjelben durch verjtärkte Befugniſſe der 
Reihsfinanzverwaltung. 

Verbeſſerung des Börjengefeßes, damit der Verlegung von 
Treu und Glauben die gejeglihen Grundlagen entzogen werden. 

MWirkfamere Ausübung der verfaflungsmäßig verbürgten Auf- 
jiht des Reis über das Verfehrsweien, insbejondere im Intereſſe 
der Sicherheit des Betriebs im Eijfenbahnverfehr. Weitere Verein- 
barungen der REEL über die Betriebsmittel- 
gemeinſchaft. 

Entwicklung des Neben- und Kleinbahnweſens, weitere Schiff— 
barmachung und Regulierung der Flüſſe. 


Soziale, Handels- und Wirtſchaftspolitik. 

Pflege des ſozialen Friedens unter den verſchiedenen Be— 
völkerungsklaſſen. Fürſorge für die ſchutzbedürftigen ſchwächeren 
Glieder des erwerbstätigen Volkes. 

Duldung abweichender Anſchauungen über Fragen der 
Handels- und Zollpolitik. Gegenüber den Gegenſätzen des Wirt— 
ſchaftslebens: Geltendmachung der Geſamtheits-Intereſſen, die nur 
beim Ausgleich ſolcher Gegenſätze gedeihen. Beſtimmte Zurüc— 
weiſung von Forderungen im Intereſſe eines Berufsſtandes, die nur 
zum Nachteile anderer, dem Staat und der Geſellſchaft gleich 
wichtiger Berufsſtände erfüllt werden könnten oder gar die Grund— 
lagen unſerer Volkswirtſchaft erſchüttern würden. 


lieh. 


Aufmerkſame Beobadtung der aus dem großgewerbliden 
Derbandswejen ſich ergebenden neuen Berhältniffe. 

Anregung und Förderung geeigneter Maßnahmen zur Er: 
haltung eines gejunden, Träftigen Mitteljtandes in Stadt und Land. 

Bejonnene Fortführung der Arbeiterfürjorge im Sinne der 
kaiſerlichen Botſchaft vom 17. November 1881. 


Zandwirtjhaft im befonderen. 

Aufmerkſame Beobadhtung der Produftionsbedingungen und 
der Maritverhältnijje im In- und Ausland. Zujammenwirfen von 
Neid) und Einzeljtaat im nterejje einer fortjchreitenden Ertrags- 
fähigkeit der deutihen Boden- und Viehwirtſchaft, damit fie nad) 
Möglichkeit der inländiſchen Nachfrage ganz entjpreden Tann. 
Zwedmäßige Fürſorge für ausreichende Befriedigung des inlän- 
diihen Bedarfs, wenn infolge von Mißwachs oder anderen Stö- 
der Agrarproduftion Teuerung in Sicht ilt. Die Kojten der Volis- 
ernährung müjjen im erträgliden Berhältnis zum Arbeitseinfommen 
jtehen. Eventuell rechtzeitige und entſchloſſene Herabjegung aller 
Gebühren und Eijenbahntarife, um diejes Verhältnis aufrecht zu 
erhalten. 

Gerechte und mahhaltende Bejteuerung des landwirtſchaftlich 
benußten Grund- und Gebäudebelißes, reihsgejegliher Schuß gegen 
Verfälſchung der widtigiten landwirtihaftlihen Betriebsitoffe, 
Berüdjihtigung der Leiltungsfähigkeit der ſchwächeren Betriebe bei 
Auferlegung dauernder jozialpolitiiher Lajten. 

Bildung neuer bäuerliher Stellen durch gejeglihe und Ver— 
waltungsmaßnahmen der inneren Kolonijation. Begünjtigung und 
Herbeiführung intenfiver Kultur durd vermehrte Fachbildungs— 
gelegenheit. Eingehende Rüdjihtnahme auf die landwirtſchaftlichen 
Intereſſen bei der Bildung der Eifenbahntarife für den Transport 
von Dung= und Zuttermitteln, ſowie von Stüdgütern. Ausreichende 
Staatsmittel und geeignete Verwaltungsorganijationen für Die 
Zandesmelioration, insbejondere für eine rationelle Waſſerwirt— 
haft, für das landwirtjhaftlihe Unterrichts- und Verſuchsweſen. 
Beförderung und Schuß des Wein- und Objtbaues. 

Förderung des landwirtihaftlihen Genofjenihaftswejens in 
allen feinen VBerzweigungen, insbejondere zur wohlfeilen Befriedi- 
gung des Perjonalfredits, zum Bezuge der landwirtſchaftlichen Be- 
triebsitoffe, jowie zur Verarbeitung und Verwertung der landwirt- 
Ihaftlihen Erzeugniſſe. 


— 166 — 


Verſtändige Handhabung der Seuchengeſetzgebung, wie der 
landesrechtlichen Verkehrsvorſchriften zur Seudyenabwehr. 

Handwerk und Kleingewerbe im beſonderen. 

Unterſtützung aller Maßnahmen, die geeignet ſind, Treu und 
Glauben in Handel und Wandel zu bewahren, und die kaufmän— 
niſche Einfiht der Kleingewerbetreibenden zu heben, bejonders aud), 
um der Borgwirtihaft Schranken zu fegen. 

Gleihmähige Heranziehung der Konjumvereine, der Fabrik— 
und jonjtigen Konjumanitalten, aud) der Militär- und Zivil— 
beamtenvereine zu den jtaatlidhen und Gemeindeſteuern. Keinerlei 
Begünftigung der Beamten- und DOffiziersvereinigungen durch Be- 
börden. 

Yörderung und Belehrung der Angehörigen des Handwerfer- 
Itandes bei Durchführung der ihm gejeglicd) gewährten Organijation. 
Sachgemäße Abgrenzung des Fabrikbetriebes vom Handwerks— 
betrieb. Gleichmäßige Verteilung der Lajten für das Lehrlings- 
und Fachſchulweſen auf alle mitbeteiligten Betriebe. Sicherung eines 
allgemeinen Fortbildungsunterrichts für Lehrlinge, Arbeitsburſchen 
ulw., unter Zubilligung angemefjener Beihilfen an die ſchwächeren 
Gemeinden. Sicherung einer gediegenen fahlihen Ausbildung der 
Lehrlinge. Nur wer den Meijtertitel führen darf, ſoll Lehrlinge 
anleiten dürfen. 

Erweiterter Schu gegen unlauteren Wettbewerb, insbe= 
jondere Befämpfung des Schwindels im Ausverfaufs- und Ber- 
fteigerungswejen. Gleihmähßige Regelung des Submijjionswejens. 
Bejeitigung der dem freien Gewerbebetrieb nadteiligen Gefängnis- 
arbeit. SHeranziehung der Meiſter-Genoſſenſchaften zu Lieferungen 
für Neid) und Staat. 

Zatfräftige Entwidlung des den freien Innungen zuge- 
Itandenen Rechtes, ſich gemeinfame wirtjhaftlihe Einrihtungen zu 
Ihaffen (Kredit, Bezugs-, Verkaufsgenoſſenſchaften ujw.). 

Gejegliher Schuß der Bauhandwerfer gegen die Schädigung 
durch den Bauſchwindel. 

Arbeiterſtand im beſonderen. 

Ausgeſtaltung der Arbeitsſtatiſtiſchen Kommiſſion zu einem 
Reichsarbeitsamt, behufs einer ſteten, eingehenden Verfolgung der 
ſich entwidelnden ſozialen Verhältniſſe und rechtzeitiger Beſchaffung 
des ausreichenden Materials für den Geſetzgeber und für die Ver— 
waltung. 
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Weitere Entwidlung der Gewerbeaufjiht, unter Heran- 
ziehung von weibliden Fabrikinſpektoren. 

Unterjtügung aller Maßnahmen, die geeignet jind, die Ge— 
meinjhaft der Intereſſen des Arbeitgebers und jeiner Arbeiter 
hervorzuheben und zu fördern. 

Auf dem Gebiete der Arbeiterverjiherung: 

Reichsgeſetzliche Verſicherung der Arbeiter- Witwen und 
Mailen; jedoh auf ſicherem finanziellen Boden, nit auf der 
Grundlage ſchwankender Zollerträgnijje. 

Reform der gejamten Xrbeiterverjiderung im Sinne ihrer 
einheitlihen Zujammenfaljung, Vereinfahung und Berbilligung. 
Erweiterung des Kreijes der VBerjicherten, insbejondere reichsgejeß- 
lihe Verſicherung der Privatangeltellten und Yürjorge für deren 
Witwen und Wailen. 

Auf dem Gebiete des Arbeiterſchutzes: 

Planmäßige Durhführung der weitgehenden Bejtimmungen 
des Gejeßes von 1891, nad) Mahgabe der Erfahrungen der Yabrit- 
aufjiht und der gejammelten Materialien der Arbeitsſtatiſtiſchen 
Kommiljion. Ausdehnung der Bejtimmungen des Gejeges von 1891 
auch auf die Hausgewerbebetriebe, auf das Perjonal im Verkehrs— 
und Binnenidiffahrtsgewerbe ujw. 

Beſchränkung der Arbeitszeit für erwadjfene Arbeiter in nad)- 
weislih mit Gefahren für die Gejundheit verbundenen Betrieben. 
Sm übrigen jedoch Wahrung des Gelbjtbejtimmungstedts des 
arbeitjamen Dlannes; Schuß des freien Arbeitsvertrags. 

Ausſchluß der Frauen und Kinder von aller Nadtarbeit. 
Maknahmen gegen die Ausbeutung der weiblichen und jugendlichen 
Arbeitskraft durch die Hausindultrie. 

Auf dem Gebiete der Drganijation: 

Aufredterhaltung des Koalitionsrechts. Unterſtützung ſolcher 
Bemühungen, die den Arbeitsnachweis als gemeinſame Angelegen— 
heit nicht nur der unmittelbar Beteiligten, ſondern auch der Ge— 
meinden und gemeinnützigen Vereinigungen erhalten wollen. Ab— 
wehr aller Beſtrebungen, die ihn als Machtmittel zur einſeitigen 
Herrſchaft über den Arbeitsmarkt entwickeln wollen. 

Pflege der gemeinſamen Intereſſen durch die gewerblichen 
Schiedsgerichte, insbeſondere wenn ſie als Einigungsämter in Tätig— 
keit treten. Anerkennung der Berufsvereine. 

Kaufmänniſche Schiedsgerichte. 
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Zielbewußte Mitarbeit auf dem ſchwierigen Gebiet der 
Mohnungsfrage..e Borbereitung eines NReihswohnungsgejeßes. 
Staatlihe Unterjtügung des Bejtrebens zur Herjtellung gejunder, 
billiger Wohnungen für Unterbeamte und Arbeiter. 


Der Ton diejer Kundgebung ijt ein erheblich anderer 
als der des Programms von 1881. Dort larmoyante 
Phraſen, hier furze, knappe, aber recht inhaltreihe Worte 
in aphorijtiiher Form! Hoffentlid folgen diefen Worten 
Taten. Was man bislang von den neuen Männern der 
Partei im Reihstage, wie den Abgg. Sund-Leipzig, Streje- 
mann u.a. m. gehört hat, ſcheint dieſe Hoffnung zu redjt- 
fertigen. Leute, wie der Abg. Everling auf der andern 
Seite, bieten eine Garantie dafür, daß eine neuerliche 
Hinneigung zum Zentrum nit zu befürdten jteht. 

Es joll aber auch nicht verjhwiegen werden, daß 
in der Politik des Fürſten Bülow, der alle Barteien gegen 
Zentrum und Sozialdemokratie zujammenfajjen möchte, 
gerade für die Nationalliberalen eine große Gefahr liegt. 
Um diejen Plan ehrlih durchführen zu Tönnen, müßte 
Bülow eine Bolitif einſchlagen, bei der die National- 
liberalen als in der Mitte jtehende Gruppe die Regierungs— 
partei würden. Dazu jind jie aber nicht ſtark genug, ſelbſt 
wenn, was augenjheinlid nicht der Zall iſt, Fürjt Bülow 
jeine Politik tatſächlich auf ſie jtügen und feinen Einfluß 
zu ihren Gunjten in die Mage werfen wollte. Es ſcheint 
vielmehr,. daß Bülow ſich auf die Tonjervative Partei 
ſtützen und nur gelegentlich einmal liberale Wünſche be- 
friedigen will. Da wird es praktiſch für die National- 
liberalen ungeheuer ſchwer jein, immer jo gejhidt zu ope- 
tieren, daß jie der Regierung gegenüber ihre Unabhängig- 
Teit wahren, und doc deren neuerlihes Abſchwenken zum 
Zentrum verhüten. An diejer Aufgabe ilt die national- 
liberale Partei jhon einmal zujhanden geworden, als 
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jie noch mädtig war. Wird fie ihr nun gewachſen fein, 
wo ſie erjt wieder mädtig werden will? Bemerfenswert 
it die fürzlic) einem franzöſiſchen Interviewer gegenüber 
befundete Auffaljung Bülows über das Verhalten des 
Liberalismus zu den Konjervativen, wonad) der ganze 
Unterſchied in wirtihafts-politiihen Meinungsverjhieden- 
heiten bejtehen jol. Was mag der Fürſt von den tiefen 
prinzipiellen Differenzen halten ? 

Die Hiltoriihe Aufgabe der nationalliberalen Partei 
it noch Teineswegs erfüllt. Sie hat in den Tagen ihres 
Ölanzes allerdings das MWefentlihjte zur Gründung und 
zum Ausbau des Neidhes beigetragen. Gie hat aber 
zum Zeil verjagt, als es galt, das Errungene zu ver- 
teidigen gegen Reaktion und Ultramontanismus. 

Set ilt, wie wir hoffen, ein Prozeß in Vorbereitung, 
der dem Deutſchen Reich endlich eine einheitliche liberale 
Partei bringen wird. Wenn die nationalliberale Partei 
darin die Yührung übernehmen will, die ihr nad) ihrer 
Stärke und ihrer älteren Geſchichte unjtreitig gebührt, 
jo ſorge jie rechtzeitig dafür, daß die Fehler, die fie ge- 
macht hat, verdedt werden durd) eine rühmlihe und ener- 
gildhe Haltung im neuen Reihstage und in den Landtagen. 

Wichtige Fragen ſtehen hier und dort zur Beratung 
oder werden dazu Tommen: 

Mahlrehtsänderungen in Sadjen und in Preußen, 
die Berfehrsfreiheit auf den deutjhen Strömen, eine 
neue NReidhsfinanzreform, nachdem die von 1906 ſich 
Ihon heute als unzureichend erweilt — (wie der Verfaſſer 
das übrigens ſchon damals in jeiner Broſchüre Yinanz- 
ſyſtem d. d. Reiches, Leipzig 1906, nachwies). Es liegen 
Außerungen nationalliberaler Reihstagsmitglieder vor, die 
durhbliden lajjen, daß man auch innerhalb der National- 
liberalen Bartei mittlerweile erfannt hat, daß man nicht. 
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mit Mittelchen wie 1906 eine Yinanzgrundlage zu ſchaf— 
fen imjtande ilt, auf der die Wehrkraft einer 60 Millionen- 
Macht aufgebaut werden Tann, und außerdem Mittel 
jür viele, viele dringend notwendige Kılturaufgaben ver- 
fügbar bleiben müjjen. Wir brauden ein nit allein 
auf indirekten, fondern auch auf direkten Steuern ruhendes 
Reichsfinanzſyſtem, in das moderner ſozialer Geilteindringen 
muß, auf den Grundlagen der Belajtung der tragfähigen 
Schultern und der Beiteuerung nit der Erwerbsmittel, 
ondern der Erwerbserfolge. Hier ſind jchon einige Punkte 
gegeben, wo die nationalliberale Partei ihre zu erhoffende 
geiltige Wiedergeburt auch in der Praxis betätigen Tann. 
Der deutſche Bürger, auch wenn er Tein Nationalliberaler 
it, wird nur wünſchen können, daß diefe Wiedergeburt 
ih nit als Fehlgeburt erweilt. Vielleicht wird fie nicht 
ohne eine Operation vor jid) gehen fünnen, die möglidyer- 
weile einen vorübergehenden Blutverlult mit jih bringt 
— das fönnte und mühte allenfalls ertragen werden. 


2. Die Freilinnige Bereinigung. 

Mir erwähnten bei der nationalliberalen Bartei, 
dag ſich am 30. Auguſt 1830 von dieſer ihr linker Flügel 
ablöjte, und unter Yührung von Bamberger, dem Ur— 
heber der deutihen Goldwährung, Yordenbed, dem lang- 
jährigen Neidhstagspräfidenten, Schenk von Stauffen- 
berg, dem v. Bennigjen feinerzeit ebenjo wie Forcken— 
bed ein Minijterportefeuille verjhaffen wollte, zuſam— 
men mit Laster, der jahrelang der einfluhreidhite 
deutjhe Parlamentarier gewejen war, eine neue Partei 
bildete, die bei den Neuwahlen von 1881 die National- 
liberalen an Mandatszahl, wenn aud nicht an Wähler- 
timmen überholte. Dem alten Führer der National- 
liberalen, Herren v. Bennigjen, Tam die Abſpaltung, die 
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erfolgte, als er in einem Badeorie weilte, perjönlich über- 
rajhend und unerwünſcht. Er würde jie vielleiht auch 
zu vermeiden gewußt haben, indem er dem Parteijteuer 
einen Rud nad) linis gegeben hätte, wenn jie ihm recht— 
zeitig befannt geworden wäre. 

Indeſſen jcheint ihm erjt die vollendete Tatſache mit- 
geteilt worden zu jein, und dieje mag um jo überrajchender 
gewirkt Haben, als die Partei erjt Turz vorher durch 
Abſtoßung ihres rechten Flügels, der Gruppe Schauß-Völk, 
eine Berjhiebung erfahren hatte, die ihrem linten Flügel 
an ji ſympathiſch jein konnte. Indeſſen drängte die Re— 
gierungspolitit die Gruppe weiter nad) links und in der 
nädjten Seſſion, als die Liberale Vereinigung in der 
beträdjtliden Stärke von 47 Bertretern im Reichstage 
erſchien, beihloß man (5. März 1884), ſich mit der Yort- 
IHrittspartei zur Deutjhfreijinnigen Partei zulammen- 
zuſchließen. Mit diejer hatte die Liberale Vereinigung 
eine große Zahl von Berührungspunfien, namentlid, die 
rein demokratiſche Auffaljung von Verfaſſungsfragen und 
die Yreihandelstendenz. Es zeigte jih indejlen ſchon 
bald, dab doch gewilje Unterjhiede vorhanden waren, 
und zwar lagen dieje in einer verjdhiedenen Beurteilung 
der jogenannten natinalen Fragen. Die Fortſchritts— 
parteiler, unter der Führung Richters, jtanden der Re— 
gierung durchweg in ſchroffer Oppojition gegenüber und 
waren nicht geneigt, mit ji) handeln zu lajjen, wie noch 
eingehender zu erörtern Jein wird. Die von den National- 
liberalen gekommenen Sezejjionijten indejjen waren bereit- 
williger, im gegebenen Yalle ihren PBrinzipsitandpunft 
aufzugeben, wenn jie ſahen, daß das NReidhsinterejje ein 
Entgegenfommen der  PBarteien erforderte. Im Jahre 
1887 Hatte die Deutjhfreilinnige Partei die verlangte 
Heeresverjtärkung für 3 Jahre bewilligen wollen, während 
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die Regierung Sie für 7 Jahre verlangte. Man Hatte auf 
leiten der Regierung verftanden, dieſe Yorderung als wejent- 
lic) für den Beſtand des Reiches hinzuftellen, und erzielte 
damit einen ſehr bedeutenden Wahlerfolg. Heute weiß 
man längit, daß es mit der Zjährigen Bewilligung wohl 
aud) gegangen wäre. Die Regierung wollte jid) nur die 
Mühe jparen, nad) 3 Fahren wieder mit dem Reichs— 
tag verhandeln zu müllen. 

Anders lag die Sade jedod, als im Fahre 1893 
wegen bevorjtehenden Ablaufs des Geptennats aufs 
neue eine Militärvorlage zur Debatte jtand. Diesmal 
handelte es ſich tatſächlich um eine große nationale Trage 
allererjten Ranges — um die Einführung der zwei- 
jährigen Dienitzeit, die die Regierung nur zugeſtehen 
wollte und konnte gegen die Bewilligung einer nam— 
haften Erhöhung des Nefrutenfontingents jowie Ein- 
rihtung von vierten Bataillonen bei den Fnfanterieregi- 
mentern und Verſtärkung der Xrtillerie. Die alten Yort- 
ſchrittler madten hier den verhängnisvollen Fehler, ſich 
niht nur auf ihren alten ablehnenden Standpunft zu 
itellen, jondern ihr Yührer Eugen Richter ſetzte außerdem 
nod durch, daß die Mehrheit der Fraktion ein Tadelspotum 
aus)prad) gegen die — meijt der ehemaligen Sezejjion ange- 
hörigen — Abgeordneten der Partei, die eine abweichende 
Haltung eingenommen hatten. Um einen Konflikt zu ver- 
meiden, hatten die Nationalliberalen einen Bermittlungs- 
antrag eingebradt, der wohl aud) für die Regierung an- 
nehmbar gewejen wäre. Das Zentrum madte indejjen 
den äußerſt geſchickten Schachzug, durch den Abg. v. Huene 
einen der Regierung noch etwas mehr entgegenkommen— 
den Antrag ſtellen zu laſſen, der von Caprivi gutgeheißen 
wurde. Indeſſen wurde er am 6. Mai 1893 mit 210 gegen 
162 Stimmen vom Reichstag abgelehnt und diejer auf- 
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gelöjt. Noch vor den Neuwahlen erfolgte aus dem oben 
angegebenen Grunde die Spaltung der Deutjchfreiiinnigen 
Partei. 

Aus dieſem Bruderfrieg folgte, was folgen mußte, 
Hatte die Freilinnige Partei 1890 es auf 66 Site gebradt, 
\o fielen ihr 1893 nur 24 zu. Die abgetrennie Gruppe, Die 
Treilinnige Vereinigung, brachte es auf 258481 Wähler 
und 13 Abgeordnete — was für jie auch gerade fein 
erfreulihes Ergebnis war. Den Borteil von all diejen 
Dingen hatten Reaftionäre und Sozialdemofraten. 

Hatte die Treilinnige Vereinigung aber aud nur 
wenige Kandidaten durchgebracht, jo darf man jedod) gerade 
dieſe Männer nicht allein nad) ihrer Zahl bewerten, jondern 
muß aud ihre Berjönlichfeiten in die Wagjchale werfen. 

Unter der kleinen Schar, die bislang die Freilinnige 
Bereinigung im Reihstage vertreten hat, jind Politiker 
wie Dr. v. Siemens, der Direftor der Deutihen Banf, 
Nidert, Schrader, Roeſicke-Deſſau, gewejen. Mommſen, der 
große Hiltorifer, gehörte der Liberalen Vereinigung an, 
ebenjo wie jein Sohn der Freilinnigen Vereinigung. Durch 
die Fuſion mit den Nationaljozialen, von der unten die 
Rede jein wird, ilt ihr friihes Blut und neuer Geilt zuge- 
führt worden. Man braudt nit mit Männern, wie dem 
Abgeordneten Dr. Naumann, in jedem Wort überein- 
zujtimmen, wird aber doch zugeben müjjen, daß es nur 
wenige Bolitifer gegeben hat, die ihrer Zeit jo viel groß- 
zügige Gedanten und Ideen ſchenkten, wie diejer wirklich) 
ſtaatsmänniſch veranlagte Kopf bis jetzt ſchon getan hat. 

Daß der parlamentarijhe und journalijtiihe Wit an 
einer Erjheinung, wie den perſönlichen Angriffen Richters 
gegen Nidert nicht vorbeigehen würde, ohne daran jeine 
Erfindungsgabe zu betätigen, ijt erflärlid. So hat man, 
um die größere bzw. geringere Widerjtandstraft der beiden 
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freilinnigen Richtungen gegenüber der Regierung zu Tenn- 
zeichnen, der einen den Namen der männlidhen und Der 
anderen den der weihlihen Linie beigelegt; ebenjo hat 
man die Gefolgihaft Richters nit unzutreffend Waſſer— 
Itiefler genannt, und die um Nidert Wadenjtrümpfler. In— 
deſſen haben die Iekteren im Kampfe um den Zolltarif 
gezeigt, daß fie in Dingen, wo es wirflih um das Wohl 
des Reiches geht, nicht mit ſich ſpaßen laſſen. Man mag 
darüber Streiten, ob das Mittel der Obftruftion, das Die 
Heine Freilinnige Bereinigung damals anwandte, zwed- 
mähig war. Jedenfalls blieb ihr fein anderes gegenüber 
einer zu allem entſchloſſenen Mehrheit. Ein von feiner 
Pflicht und Aufgabe, den Millen des Volkes zum Aus— 
drud zu bringen, getragener Neihstag würde rund 
abgelehnt haben, fo furz vorm Schluß der Legislatur- 
periode noch eine ſo wichtige Vorlage wie den Zolltarif 
zu erledigen, zumal die Sache Teineswegs eilig war. Die 
Majorität ſcheint indelfen Die vielleiht begründete Be— 
fürhtung gehegt zu haben, daß nicht viele von ihnen wieder- 
fehren würden, wenn man mit der Parole ‚für oder 
gegen den Zolltarif“ in den Wahlkampf zöge. Daher 
mußte das Tarifgeleß unter allen Umſtänden durchgepeitſcht 
werden, und jo kam es denn zu der an ſich bedauerlichen 
Eriheinung der Obſtruktion auf der Linfen und des Ge- 
\häftsprönungsbruds auf der rechten Geite des Haufes. 
Der Erfolg zeigte fih in der Mahl von 80 Sozialdemo— 
traten 1903. 

Die Kreilinnige Pereinigung bat, im Gegenſatz 
zur Freiſinnigen Volkspartei, wie ſchon angedeutet 
ſtets viel Intereffe bekundet für Heer und Flotte und hat 
der Kolonialpolitif zwar mit leider nur zu ſehr beredhtig- 
ter Kritik, aber do mit MWohlwollen gegenüber geſtanden. 
Sie Hat nie außer acht gelafjen, daß das auf der all- 
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gemeinen Wehrpflicht bafierende Heeresiyftem und eine 
adhtunggebietende Kriegsflotte alte liberale Yorderungen 
ind, denen zwar eine gründliche, aber doch nur rein jad)- 
lie Kritik entgegenzujtellen ijt. Ebenſo jteht jie auf dem 
Standpunkt, dab die Kolonialpolitif nur von wirtihaft- 
lichen Gejihtspunften aus beurteilt werden darf. Die 
Kolonien ſind ihr ein Geſchäft, aber fein nationaler Sport. 
Ebenjowenig wird ſie eine Kolonialpolitik unterjtügen, 
die darauf gerichtet iſt, Sinefuren für in der Heimat 
unmöglid gewordene Leutnants und Aſſeſſoren zu Schaffen 
oder die die Befehrung der Neger mitteljt Nilpferdpeitichen 
und Weihwedel zum Hauptzwed hat. Dagegen wird jie 
für wirtſchaftlich gerechtfertigte Verkehrsanlagen gern ihre 
Zuftimmung geben, bejonders nun im Reichskolonialamt 
ein Geiſt herrſcht, dem die Beſuche der Herren NRoeren, 
Arenberg e tutti quanti nicht mehr willflommen Sind. 

Es ilt fein Zufall, dag im Jahr 1907 für die Frei- 
Jinnige Vereinigung, die Jonjt immer nur etwa !/, Million 
Stimmen aufbradjte, 359320 Wähler an die Urne ſchritten, 
die ihre Mandatszahl auf 14 bradten. Dieje Ziffern 
wären höher geworden, wenn die Partei nicht in einigen 
Wahlkreiſen, wie 3.38. Bremen und Leipzig, auf eigene 
Kandidaturen verzichtet hätte zuguniten ihr nahe jtehender 
Abgeordneten anderer Barteien (in Bremen Hormann 
von der Yreilinnigen Volkspartei, in Leipzig Jund von 
den Nationalliberalen). 

Auch Gegner der politiihen Nihtung, die die Frei— 
Jinnige Bereinigung vertritt, werden übrigens bedauern, 
daß es dem befannten Strafredhtler Profeſſor v. Lilzt, der 
für die Partei Tandidierte, nicht gelungen ift, im neuen 
Neihstage einen Pla zu erobern, der bedeutungspolle 
Entjheidungen auf dem Gebiet des GStrafrehts zu 
treffen haben wird. 
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Mir jagten jhon, daß die Bedeutung der Frei— 
linnigen Bereinigung für unjer öffentlihes Leben we- 
niger in der Zahl als in der Qualität ihrer Abgeord- 
neten und Führer zu Juden it. Aber darin liegt aud) 
eine Quelle ihrer numeriſchen Schwäde. Sie iſt kaum 
eine wirtichaftliche, Jondern eher eine akademiſche Partei zu 
nennen, denn ihre Anhänger refrutieren ſich fat ausſchließ— 
lich aus den gebildeten Schichten des ſtädtiſchen Bürger- 
tums und gewiljer Teile eines fortgeihrittenen Bauern 
\tandes. Die Partei it vielleiht zu thenretiih, um auf 
die Maſſen wirken zu können. Das zeigt jid) aud) darin, 
daß innerhalb ihrer Heinen Schar erbitterte theoretiſche 
Kämpfe ausgefohten werden über Tragen, deren Beant- 
wortung erjt einer ferneren Zukunft vorbehalten bleiben 
muß. Dazu gehört 3.8. das für die Diskuſſion jehr be- 
liebte, weil nie zu erledigende Problem der Bildung einer 
großen Bartei der Linfen, die von den Nationalliberalen 
ih) bis zu den Sozialdemokraten einſchließlich erjtreden 
joll. Daran iſt im Ernit für jet natürlich nicht zu denken 
und wohl am wenigjten tut es der Abgeordnete Naumann, 
der dieſe Idee wohl als erjter gefakt hat, und Dr. Barth, 
dejjen Auffaſſung, nur im Bunde mit der Soztaldemofratie 
lei eine wirklich demokratiſche Politik in Deutſchland durch— 
zuſetzen, an ſich ganz richtig iſt. Wenn nur die „Genoſſen“ 
mittun wollten! 

Aber immerhin verfolgt die Freiſinnige Vereinigung 
mit großer Stetigkeit das Ziel, die Einigung des deutſchen 
Liberalismus zu fördern. 

Als einſtweiliges Ergebnis dieſer Beſtrebungen iſt das 
ſogenannte Frankfurter Mindeſtprogramm zu verzeichnen, 
das hier folgen mag. 


a. 


Das Sranlfurter Einigungsprogramm des 
Xiberalismus. 


Einflußreiche Mitglieder der drei linfsliberalen Parteien 
(Zreilinnige Volkspartei, Freilinnige Vereinigung und Süddeutſche 
Volkspartei) Haben in freier Vereinbarung im Jahre 1905 folgende 
programmatiihen Mindejtforderungen als Unterlage für eine 
Einigung des entſchiedenen Liberalismus aufgeftellt: 

1. Verwirklichung der vollen Gleihberedtigung aller Bürger 
vor dem Geſetz, in der Rechtſprechung und in der Verwaltung. 
Shut und Ausbau der GSelbitverwaltung. — Unbedingtes Feit- 
halten an dem allgemeinen, gleidhen, geheimen und direlten Wahl- 
recht. Sicherung gegen Wahlbeeinflujungen, Ausdehnung des 
NReihstagswahltehts auf die Wahlen in den Einzeljtaaten. Ge— 
rechte Einteilung der Wahlkreife nad) Maßgabe der Bevölferungs- 
zahl. — Freies Vereins, VBerfammlungs- und Prekredt. 

2. Durdführung des Grundjaßes der vollen Gewiljensfreiheit 
und Berwirklihung der Freiheit der Willenihaft und ihrer Lehre, 
Sreiheit der Kunjt. — Gleihberedtigung der religiöjen Bekennt— 
nijje. Bejeitigung der geiltliden Schulaufſicht. — Allgemeine 
Volksſchule für alle Konfejlionen unter Befeitigung des Schul— 
zwanges für den Religionsunterridt. 

3. Entwidlung der Armee zu einem wirklichen Volksheer 
durch Bejeitigung aller Klafjen-, Standes: und Konfellionspor- 
urteile. — Gewährung der Mittel für Heer und Flotte, joweit zur 
Aufrehterhaltung des Friedens und der Sicherheit des Reiches 
und feiner Angehörigen unbedingt notwendig. Möglichſte techniſche 
Dervollfiommnung, aber Beleitigung aller Luzxusausgaben. — 
Dedung der unvermeidlihen Ausgaben durch Steuern, die nidt 
den notwendigen Lebensbedarf der Mafjen belaften. — Schonungs— 
loſe Berfolgung aller Soldatenmikhandlungen. Beſchränkung der 
Militärgeritsbarkeit auf militäriihe Vergehen. Reform des 
militäriſchen Straf- und Beihwerderedts. Möglichſte Abkürzung 
der Dienitzeit. — Ausbau der internationalen Schiedsgerichts— 
einrichtungen. 

4. Unterftüung aller geſetzgeberiſchen Maßregeln, welde 
eine Belferung der wirtjhaftlihen und intellektuellen Lage der 
arbeitenden Klaſſen gewährleiiten. — Siderftellung des Koalitions- 
rechts für ſtädtiſche und ländlihe Arbeiter. — Ausbau des Arbeiter- 
ſchutzes. Ausbildung des Arbeitsvertrages in der Richtung der 
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Tarifverträge. Sicherung der Unabhängigkeit der Arbeitnehmer 
außerhalb des Arbeitsvertrages. — Bei voller Anerkennung der 
jozialen Aufgaben der Allgemeinheit Erziehung zur Selbithilfe. 

5. Aufredterhaltung der Gewerbefteiheit. — Yörderung des 
gewerbliden und landwirtihaftlihen Genojjenihaftswejens. Förde— 
rung des wirtſchaftlichen Verkehrs durd) Teijtungsfähige Tarif» und 
Handelsverträge, durch Ausbau des Berlehrsneßes, aud) für das 
flahe Land. Berhinderung der Ausbeutung politiihden Einflujjes 
für wirthaftlihe Sonderinterefjen namentli auf dem Gebiete 
der Zölle und Steuern jowie im Berlehrsweien. Schrittweile Ab- 
IHaffung der Zölle auf notwendige Lebensmittel und Rohſtoffe. 
Bejeitigung jener Zölle, unter deren Schuß die Auswüchſe des 
Kartellweſens entjtehen. Stärkung der Produktionskraft der Land— 
wirtſchaft, insbeſondere durch Vermehrung des Tleinen und mittleren 
Beſitzes, durch Beleitigung der Fideikommiſſe, ſowie durch innere 
Koloniſation und Melioration. Erleichterung des bäuerlichen 
Hypothekenweſens. Steigerung der Fachausbildung für Hand- 
werker und Landwirtſchaft. — Erweiterung der Rechte der Frauen, 
insbeſondere Gleichſtellung mit den Männern für das Gebiet der 
geſamten ſozialen Geſetzgebung. Mitwirkung der Frauen in der 
Kommunalverwaltung. 


Das wirtſchaftliche Programm der Freiſinnigen Ver— 
einigung hat auf der Parteiverſammlung vom Februar 
1905 der Abg. Gothein in ſehr klarer Weiſe erläutert. 
Redner führte ungefähr nachſtehendes aus: 


Die Handelsverträge. 

Meine Herren! Der Reichskanzler hat auf dem Bankett des 
Deutſchen Landwirtſchaftsrates geſagt, daß nunmehr die Ernte reif 
wäre für die Saat, die unter Stürmen im Dezember 1902 geſät 
worden fei. Die Ernte reift, aber es ijt eine traurige Ernte für 
das deutſche Voll. Was wir feinerzeit vorausgejagt haben von 
der Änderung der Handelspolitif, wie jie mit dem neuen Zolltarif 
zujtande kommen würde: nun, meine Herren, did Mehrheit der 
Wählerſchaft hat es uns nit geglaubt; es ijt notwendig, daß das 
Volk die Yehler, die gemacht worden ind, von feinen Gejeßgebern 
und die es mit den letzten Wahlen janktioniert hat, am eigenen 
Leibe jpüre, ehe die Bejjerung fommt. Denn eine traurige Ernte 
ilt es, die heute eingeheimft wird; freilich die volle Erfenntnis wird 
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erjt nad) länger als Jahresfriſt kommen, went die neuen Handels- 
verträge in Kraft jein werden. 

Was wir vorausgejagt haben, ijt eingetroffen: nicht ein 
glänzendes Inſtrument, wie feine Befürworter es nannten, für den 
Abſchluß von Handelsverträgen, ijt diefer Zolltarif gewejen. Es 
hat ji) ja gezeigt, länger wie 2 Jahre brauchten die verbündeten 
Regierungen, um mit Ad und Krad) dieje jieben Handelsverträge 
zultande zu bringen. Und was herausgelommen ilt, das hat wohl 
nod den Namen „SHandelsverträge‘, aber mit vollem Recht Hat 
man es SHandelsverhinderungsverträge oder Mithandelsverträge 
genannt. Was wird die Wirkung diejer jogenannten Handels- 
verträge ſein? 

Zunächſt it ja diefe ganze Zollpolitii — nit eine Schwen- 
fung, jondern eine totale Umkehr unjerer bisherigen Handels— 
politit — gemadt worden, um der Landwirtihaft zu helfen, um 
jene jtarfe VBerjhiebung in unjerer Bevölkerung zu bejeitigen, die 
dahin führte, daß das deutſche Volt immer indujtrieller wurde, 
da heute vielleiht bloß noch 42 Prozent unjerer Bevölkerung nicht 
in Städten wohnen. Diejen Entwidlungstendenzen, die in unjerer 
Bevölkerung naturgemäß vorhanden waren, ſucht man Hemmniſſe 
anzulegen, um für den einen Berufsitand die Lebensbedingungen 
künſtlich zu verbejjern, dem andern das Blut abzufhnüren. Das 
it ein vergeblides Bemühen. Selbſt mit diejen Handelsverhinde- 
rungsverträgen, jelbjt mit diefer Zollpolitit Tann man in feiner 
Meile erreichen, da nunmehr die Landfludt ſich wendet, daß vor 
allem der Oſten Deutjchlands ſich jtärfer bevölfert, Das lehrt uns 
die Geſchichte. Freilich die Konjervativen haben im Reichstag mir 
gegenüber durch Zurufe ausdrüdlih erklärt, daß ſie von Diefer 
geſchichtlichen Entwidlung nichts wiljen, und daß ſie aus der 
Geſchichte nihts lernen wollen. Uber, meine Herren, wer die 
Gedichte, aud) nur die in unjerem deutſchen VBaterlande Tennt, 
der weiß, dab die Zeiten der höchſten Getreidepreile die Zeiten 
der ſtärkſten Entvölferung des platten Landes waren. Wann iſt 
unjer Bauernitand im Oſten zum großen Teil verfhwunden, warn 
ipsziell in Vorpommern, wo id) gewählt bin, jo gut wie volljtändig 
verſchwunden? In der Zeit nad) 1760, wo die Tolojjale Gteige- 
rung der Getreidepreife ftattfand. Wann ijt er in Oberheſſen 
zurüdgegangen? Auch zur Zeit der höchſten Getreidepreije im 
19. Zahrhundert. Und jpäter, in den 60er und 70er Fahren, 
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it die Landfludt und die Auswanderung immer am ftärfiten in 
den Zeiten der höchſten Getreidepreife gewefen. 

Die Landwirtihaft ſoll einen Vorteil haben, fid joll das 
deutihe Land wieder dichter bevölfern, wenn nun die Steigerung 
der Zollläße für agrariihe Produkte eintritt. Wie ſoll das ge- 
Ihehen? Man will ja gleihmähig alle Zweige der Landwirt- 
Ihaft fördern; und indem man jet nit bloß die Getreidezölle 
erhöht, Jondern gleichzeitig auch die Viehzölle, glaubt man, daB 
gerade auch der Tleinbäuerlihe Betrieb gefördert werde, der ja 
feinen Schwerpunft in der Viehzudt, in dem Bau von Obit und 
Gemüje hat. 

Bisher hatten wir nit die Möglichteit, gegen öſterreichiſch— 
ungariihes Vieh die Grenzen zu jperren, ja lange nit eine wirk— 
lihe Einjhleppung der Seude ftattgefunden Hatte. Das Haite 
natürlid) jeine jehr böje Geite, denn man durfte den Giftbrunnen 
erjt ausihütten, wenn ein Kind Hineingefallen war. Man muß 
den Landwirten zugeben, daB das eine unbequeme Sade für ſie 
war. Aber wie it es jet? Jetzt beiommen wir zwar die Prä- 
ventinjperre, nicht mehr die Repreſſioſperre, und Präventivjperre 
heißt: es Tann, wenn die Seude in Öjterreih”- Ungarn ausgebroden 
it, bei uns die Grenze gegen die Vieheinfuhr gejperrt werden. 
Das würde für unjere Landwirtihaft an ſich gut fein. Man hat 
aber die Sade jehr verwällert, indem man jagt: „Verſeucht ijt 
eine Gegend in Ojterreih-Ungarn erjt dann, wenn in einem Stall 
mehr als 10%/, des betreffenden Viehes verjeudt ijt und wenn 
in einer Gegend mehr als 10%/, der Biehgehöfte verſeucht ind.“ 

Aljo, meine Herren, für jeden Fachmann — darin muß man 
den AUgrariern Recht geben! — Heikt das eine ungenügende Sperre. 
(Sehr ridtig!) Denn wir haben jet nur nod) eine jehr einge- 
Ihränfte Reprefjivjperre und deshalb it die Gefahr der Seuden- 
einjhleppung durch das neue PViehjfeuhenablommen meines Er- 
achtens gegen früher gewachſen ftatt zurüdgegangen. Auch nad) 
diefer Richtung Hin it die Landwirtihaft nicht bejjer, Jondern 
Ihlehter dran als vorher. 

Das frühere Abkommen war gewiß aud) nit gut, aber wenn 
die Öfterreiher ji) mit Recht beflagt haben, daß diefes Ablommen 
fie außerordentlih jhädigte, jo lag das daran, da dieſes Ab— 
fommen von deutjcher Seite nicht loyal ausgeführt wurde; denn 
wenn einmal der Fall einer Einſchleppung fonitatiert war, dann 
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haben die deutjhen Regierungen nit, nahdem dis Seuche in 
Oſterreich erloſchen war, das öſterreichiſche Vieh wieder zugelaffen, 
jondern nit bloß auf Monate, nein jtellenweis für Jahre hinaus 
jede Einfuhr unmöglid) gemadt. Dadurch) wurde natürlid, Oſter— 
reich ſchwer geſchädigt; deshalb Haben die Ojterreiher auf eine 
Änderung gedrungen, aber diefe Änderung iſt zu unjerem Nadteil 
ausgefallen. 

Der deutſche Viehzüchter wird weiter feinen Vorteil von den 
Diehzöllen deswegen haben, weil ihm gleichzeitig eines der wert- 
volliten Majtmittel, der Mais, jehr erheblich verteuert wird, von 
1,60 auf 3 Mi. Der Führer der däniſchen Bauern, Peſchke— 
Koedt, hat in einer Rede einmal erflärt, daß, wenn die däniſche 
Landwirtfhaft und fpeziell ihre Viehzudt fih jo außerordentlich 
glänzend entwidelt Habe, namentlih die Viehmaft, jo dankte fie 
das in erjter Linie dem Umſtand, daß jie alle Yuttermittel zoll- 
frei einführen Tönne, daß ihre Produktion alſo nicht verteuert werde. 

Ein Futtermittel wird freilid) verbilligt, das ijt die Futter— 
gerite, für die der Zoll von 2 Mi. auf 1,30 Mi. pro 100 kg 
herabgejeßt wird. Das ilt im Intereſſe unjerer Viehzucht ſehr 
erjreulid), aber das ijt zu wenig; und es hat außerdem die pifante 
Nebenbedeutung, dag alles das, was die bayerijhen Agrarier 
gewollt Haben — die Verteuerung der Malzgerjte — auch illuſoriſch 
gemadht wird, einfah aus dem Grunde, weil Einfuhrjcheine über 
Malzgerite nicht über den wirkliden Follbetrag von 4 ME. gegeben 
werden dürfen, jondern bloß über 1,30 Mk., und diefer Sa aud) 
dem Einfuhrihein für Malz zugrunde gelegt werden muß. Die 
Wirkung hiervon ijt daher, daß unfere Brauer die öſterreichiſche 
Gerjte, Die jie zu gewiljen Zeiten und für gewilje Qualitäten nit 
entbehren Tönnen und die ein geſuchter leiht transportabler Welt- 
marftsartifel ijt, mit dem vollen Zoll belaftet kaufen müjjen. 
Da müſſen unjfere Brauereien alfo den Zoll voll bezahlen, eben- 
jogut wie unſere Malzfabritanten, während den deutjchen Gerjten- 
produzenten dies nichts nüßt, da der Zoll wegen des niedrigen 
Betrages des Einfuhrſcheines, der geringer ijt als früher im In— 
landspreis, nidt zum Ausdrud Tommt, während unjerer Malz- 
indujtrie damit die Ausfuhr abgejhnitten wird. Den Borteil von 
diefem ganzen Ablommen hat bloß die öfterreihiihe Malzinduftrie. 

Der Zoll wird zum Ausdrud Tommen bei den Waren, die 
auf große Streden verfandtfähig find. Das iſt eben Vieh nicht, 
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das iſt beijpielsweile aud) der Karpfen nidt. Er Tommt aber 
zum Ausdrud bei Gerjte, Malzgerjte, und er Tommt volljtändig 
zum Ausdrud bei Weizen. Dagegen müßte er preisdrüdend auf 
den MWeltmarftspreis, wenn folder exijtierte, bei Roggen wirken, 
deshalb, weil es bloß ein einziges großes Konjumland dafür 
gibt: das iſt Deutjchland. Deshalb haben wir ja den Zollfrieg 
gegen Rußland 1893/94 mit Erfolg bejtanden, denn unjer Zoll 
wirkte ſo preisdrüdend auf den ruſſiſchen Roggen, daß ſelbſt wäh- 
rend des Zollkrieges, als der Zoll auf 75 ME. pro t erhöht war, 
in Danzig die Spannung zwiſchen rujliihem und deutihem Roggen 
nur wenige Marf, noch niht 20 ME, betrug. Unjer Zoll drüdt 
tatjähli den Preis des ruſſiſchen Roggens in Toloflaler Weile 
herab und ſchädigt damit die rujliihe Landwirtihaft ganz außer— 
ordentlid. Sie muß verlaufen. Rußland muß feine Schulden- 
zinlen bezahlen, jo lange es überhaupt noch Geld pumpen will, — 
fpäter denkt es ja niht mehr daran, — und darum muß es ſo 
lange eben feine Produkte verfaufen. Der rufjiihe Bauer hungert, 
aber er muß ſein Korn hingeben. Der rujjiihe Bauer Tann nicht 
zwei Drittel joviel Roggen verzehren wie der deutſche Arbeiter. 
Er muß aber dod) verlaufen, damit Rußland feine Zinfen bezahlen 
fann. Und je mehr Geld wir den Rufjen borgen, um fo niedriger 
wird der Preis des ruſſiſchen Roggens. Unjere deutjhen Land- 
wirte, die Roggen bauen, täuſchen ſich alfo ganz außerordentlich 
über den Nuten unjeres Roggenzolls. Aber der deutjhe Arbeiter 
leidet Do darunter aufs allerhöchſte, aus dem einfahen Grunde, 
weil der Preisdrud auf Roggen dem Konjumenten, d. h. den 
Arbeitern in ungefhüßten Ländern zugute fommt. Der ruſſiſche, 
der däniſche, der belgiſche Induftriearbeiter ift dann um foviel 
billigeres Brot, diefe Länder find infolge deſſen in der Lage, 
um joviel billiger zu produzieren. Der Zoll nützt unferen Land: 
wirten jehr wenig, er ſchädigt die ruſſiſchen Landwirte, und er 
Ihädigt aufs höchſte unfere induftriellen Arbeiter und damit unfere 
Induſtrie. 


Meine Herren! Man hat von uns geſagt: Ihr ſeid ſchlechte 
Propheten. Ihr habt immer behauptet, daß hohe Getreidezölle 
hohe Getreidepreiſe herbeiführen würden, und es iſt nicht einge— 
troffen. — Nun, der Zoll kann natürlich den Inlandspreis nur 
gegenüber dem Weltmarktspreis erhöhen. Nun ſind unſere Ge— 
treidezölle in eine Zeit gefallen, wo allgemein der Getreidepreis 
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auf dem Weltmarkt ſank, und wo ihm unfere Zollpolitit zum teil 
weiter gedrüdt hat. In Jahren ſchlechter Welternten wie 1891 
hat er dagegen Hungerpreife gezeitigt. Hohe Getreidepreife, Jagen 
wir weiter, führen zur Ausdehnung des Großbetriebes, und wenn 
tro& der Zölle der Großbetrieb nicht in ſtärkerem Make gewadjjen 
it, — er wädjt nod in DOftelbien — Jo Hatte das zweierlei 
Gründe. Wir Hatten wenigftens feit dem Jahre 1892 die Mög- 
lichteit, für unjere Bevölterung ausreihend Beſchäftigung zu finden 
und gleichzeitig in diefer Periode finfender Getreidepreijle auf dem 
Weltmarkt nicht übermäßig hohe Lebensmittelpreile. Es ging 
gut; wir erlebten einen jo andauernden wirtſchaftlichen Aufſchwung 
— nur mit einem rajd) vorübergehenden Rüdihlag infolge Über- 
treibung der Konjunktur —, wie ihn Deutſchland überhaupt, ge» 
Ihweige in jo großer Intenſität, noch nicht erlebt Hatte (Sehr 
rihtig!) und die Verhältniſſe unjerer Bevölkerung bejjerten fi) 
fortwährend. Und damit wurde unjere Bevölkerung immer auf: 
nahmefähiger für die Erzeugnilje, die der landwirtſchaftliche Klein- 
betrieb herſtellt: für alle tieriſchen Nahrungsmittel und für Obit 
und Gemüje; und die weitere Wirkung daraus war, dab, während 
die Getreidepreife troß unferer Zölle nicht ftiegen, ſondern ſanken, 
die Preiſe aller tieriſchen Erzeugnijje: Mil, Butter, Eier, Käfe, 
Sleiih, Geflügel und die des Gemüſes infolge der gewadjenen 
Aufnahmefähigfeit und des relativ billigen Brotes ganz außer— 
ordentlich gejtiegen find. Das war ein großen Vorteil für die 
feinen Landwirtihaftsbetriebe. Während die Großbetriebe unter 
den ſchwierigen Arbeiterverhältniffen — denn die Ländliche Wrbeiter- 
bevöllerung wanderte ab — und unter ſinkenden Getreidepreijen 
litten, ging es eben der Teinbäuerlihen Bevölkerung gut, und 
es ilt nicht wahr, daß ſie Not leidet. Sie leidet bloß da Not, 
wo Sie ihr Geſchäft nicht verjteht, wo ſie den Schwerpunft ihrer 
Wirtſchaft in den Getreidebau verlegt, in dem der Großbetrieb 
immer dem SKleinbetriebe überlegen iſt. (Sehr ridtig!) 


Die Entwidelung in England beweilt dies Har. Bis zum 
Sahre 1760 befand ſich die engliide Landwirtihaft ganz über— 
wiegend im Kleinbetrieb. Da THagten die großen Getreideprodu- 
zenten, aber dem bäuerlihen Kleinbejiger ging es gut. Da trat 
die 120 jährige Periode der hohen Getreidepreije von 1760—1880 
ein, in der ſich die Großbetriebe fortwährend vergrößerten. In 
England hat diefe Tendenz der Vergrößerung der Betriebe erft 
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1880 ihren Höhepunkt erreicht, und mit dem Moment des Sinkens 
der Öetreidepreije finden wir die umgefehrte Entwidelung, Geit- 
dem bejteht dort die ausgejprohene Tendenz, Kleinbetriebe zu 
Ihaffen, und wenn diefelbe nicht ſchon weitere Erfolge gezeitigt 
hat, jo find weſentlich politiſche, |portlihe und äſthetiſch-landſchaft— 
lide Gründe, die es vielen Inhabern des dort jo ſtark Tonzen- 
trierten Grundbeliges wünjchenswerter erjhheinen laſſen, ihr Land 
im großen an Gentleman farmers ftatt an bäuerlide Wirte 
(working farmers) zu verpadten. 

Meine Herren! Wenn es unjerer bäuerlihen Bevölkerung in 
den legten Jahren gut gegangen ijt, wenn jie nit mehr wie in 
den 60er und 70er Jahren nötig gehabt hat, ihren Bejig zu ver- 
faufen und den Großbeſitz damit zu artondieren, jo war die ge— 
fteigerte Aufnahmefähigfeit unjerer in der Induſtrie tätigen Be— 
völferung die Urſache davon. Es ging uns gut; wir hatten Be— 
Ihäftigung infolge der Sicherung unferer Handelspolitif. Aber 
dieje Sicherung fällt weg. Sie ſoll ja freilih in den Verträgen 
wieder gejhaffen werden auf 13 Jahre. Aben es it die Gidhe- 
rung einer Kirchhofsruhe. 

Mas bringt der neue Zolltarif der deutſchen Induſtrie? 
Er jihert aud in den Handelsverträgen in weiteſtem Maße Die 
Zölle für Halbfabrifate und Rohſtoffe, die win bisher Hatten, 
ja er führt neue ein oder erhöht bejtehende. Und wem Tommt 
die Sicherung der Zolljäße für die Rohftoffe, für Roheijen, Halb- 
zeug, für Schramm- und Winkeleijen, für Blehe und Röhren 
zugute? ausſchließlich der Grofinduftrie der Halbfabrifate. 

Bis zum Fahre 1895 find unjere Eijenzölle mit Ausnahme 
ganz feltener, raſch vorübergehender Hochkonjunkturen nie zum 
Musdrud im Preiſe geiommen. Das alte Liltjhe Geſetz, daß ein 
Zoll nur dann im Preife zum Ausdruck komme, wenn die Nach— 
frage im Inland größer ift als die Produktion, und daß er ji 
jeldft aufheben müſſe, wenn die Überproduftion im Inlande zur 
Ausfuhr zwinge, daß dann die innere Konkurrenz den Zoll illujo- 
riſch mache — hat ſich bei der Eijeninduftrie in der längjten Zeit 
vollitändig bewahrheitet. 

Aber Liſt überfah einen Punkt: in den Großinduſtrie der Halb- 
fabrifate gab es nur verhältnismäßig wenig Betriebe, und waren 
fie verhältnismäßig leicht in der Lage, ſich zuſammenzuſchließen; 
unter dem Schub der Zölle bildeten fih die Kartelle, bildeten 
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ſich die riefigen Unternehmungen, die von des Urproduftion bis 
zur legten Verfeinerung alles in jih umfaljen, und die eine furdt- 
bare Gefahr für die weiterverarbeitende Induſtrie bilden, Die 
Syndilate ſchloſſen im Inlande jede Konkurrenz aus, hielten die 
Preiſe Hod) und exportierten die Halbfabrifate nad dem Auslande 
unter den Gelbitfojten. Es hatte dies zwei Wirkungen: der Weiter- 
verarbeiter im Inlande Tonnte mit demjenigen Wert, das ſich feine 
Rohitoffe und Halbfabrilate jelber gewann, nicht mehr Tonkurrieren; 
denn er mußte ja in jeder Produftionsitufe den Tribut an die Kar- 
telle zahlen, von denen das lettere nur profitierte; er mußte alfo 
jehen, ji) jeine Rohſtoffe und Halbfabrifate jelber zu gewinnen. 
Ich perjönlid jtehe der Eifeninduftrie nahe. Meine Herren! Es 
gibt heute — wenigjtens in den Kohlenrevieren — Tein Hoch— 
ofenwerf, das produzieren könnte ohne eigene Kohle und Kofs; 
es gibt fein Stahlwerf, das leben könnte ohne eigenes Roheiſen; 
es gibt kein Walzwerf, das prosperieren kann ohne eigenen Stahl 
und eigene Kohle. Das ilt die Yolga der auf den Zöllen auf- 
gebauten Kartelle.. Da hat man denn alles zuſammengeſchweißt 
von der Gewinnung der Erze und Kohlen über die Hochofen>, 
Stahlinduftrie, Walzwerksinduſtrie bis zur letzten Verfeinerung, 
ja oft bis zur Maſchinenfabrik Hinein in ein einziges NRiejen- 
unternehmen. 


Dieje gewaltige Konzentration ijt eine Gefahr für den wid- 
tigjten Teil unjerer Induſtrie, die ihren Schwerpunft eben in der 
MWeiterverarbeitung Hat, und ſie ijt eine doppelte Gefahr, weil 
lie die höheren Preije, die jie im Inlande nimmt, dazu benußt, 
um mit Kartellexportprämien häufig weit unter den Gelbitfojten 
nad) dem Auslande zu „Ichleudern‘ und dort die weiterverarbei- 
tende Induſtrie groß zu ziehen. Ein engliihder Schiffbauer, der 
an der Spitze eines großen Unternehmens jteht, das jogar über 
eigene Hodöfen und Stahlwerke verfügt, hat einmal erflärt: 
„Säleudert, joviel ihr wollt, je mehr, je bejjer! Für uns Sdiff- 
bauer an der Oſtküſte Englands it das von größtem Vorteil, 
wenn wir das bejte Material der Welt weit unter dem Gelbit- 
fojtenpreife befommen. Wir hätten nie dieſe Tolojjalen Aufträge 
für Shiffsbauten befommen, wenn wir nit das billige deutſche 
Material befommen hätten.“ Das war zur jelben Zeit, wo die 
deutjhen Werften über Beſchäftigungsloſigkeit Tlagten, wo ein 
Merftbejiter mir erflärte: Ich Hatte eine Anfrage auf einen 
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Handelsdampfer, den ich übernehmen wollte; ich Hatte ihn unter 
meinen Gelbitfojten falfuliert mit 1500000 ME., un® die Eng- 
länder haben ihn für 60000 Pfund, aljo für 1200000 ME. ge— 
liefert, bloß weil ihnen das deutſche Material billiger geliefert 
wird. (Bewegung) Sp haben die Eijenzölle dahin gewirkt, 
dab die Binnenfhiffahrt am Rhein nad dem Ausland gedrängt 
it, wo fie mit deutfhem Material arbeitet, daß die Drahtſtift— 
indujtrie im Ausland groß gezogen wurde, weil ſie den deutſchen 
MWalzdraht viel billiger befam als die Inlandswaren; jo arbeiteten 
1901/02 die Feinblechwalzwerke mit halber Beihäftigung, weil 
der engliigen Konkurrenz das Halbzeug viel billiger geliefert 
wurde als den deutſchen Werfen. Und diejez neue Zolltarif ſchützt 
die Tartellierte Großindujtrie in nod) höherem Maße, erhöht 3.8. 
die Zölle auf Holzihliff und Zellulofe und Pappen, und unjerer 
großen Exportindujtrie in Papier und PBapierwaren wird damit 
wieder das Material verteuert. 

Meine Herren! Das it ja nit bloß eine wirtſchaftliche 
Gefahr; es ijt eine eminente politiihe und eine eminente joziale 
Gefahr damit verbunden. Eine politiihe: denn damit entjteht 
ein Staat im Staate. (Sehr riätig!) 


Welche joziale Gefahr dadurd) entiteht, dab alles von dem 
privaten Monopol des Kohleniyndilates abhängig ijt, das jelbit 
die Frachten illuſoriſch macht, braude ih nicht weiter auszu— 
führen. Das Kohlenjyndilat ſchreibt dem Menſchen vor, ob er 
jeine Waren zu Waller oder auf der Bahn beziehen foll; es 
ftedt den ganzen Borteil der Frachtermäßigung der Waſſerſtraßen 
in die Taſche; es zwingt die Schiffahrt auf dem Rhein, bloß 
mit den eigenen Syndilatsdampfern fi) ſchleppen zu Tajjen, und 
und wir haben ja jet bei dem Bergarbeiterftreit gejehen, wie 
dieſe Kohlenherren, die für ſich die weitefte Koalitionsfreiheit in 
Anjprud nehmen, die für fi) es dahin gebradt haben, dak man 
bloß nod mit einem Produzenten zu rechnen Hat, wie jie er- 
Hären, daß fie mit einer Wrbeitervertretung nit verhandeln, 
fondern bloß mit jedem einzelnen Wrbeiter, was einfach heißt: 
Mir verhandeln überhaupt nit. (Sehr rihtig!) Denn es ilt 
jelbjtverjtändlih) ein Unding, daß ein Arbeitgeber, der 20000 
bis 30 000 Arbeiter beſchäftigt, mit jedem einzelnen diejer Arbeiter 
verhandeln Tann. 

Der Bergarbeiterftreit Hat dem deutfhen Volke doch in 
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feiner großen Mehrheit die Augen geöffnet über Gefahren, die 
von den Syndikaten drohen. Die öffentlide Meinung hat ji 
vollitändig auf die Geite der Arbeiter troß des bedauerlichen 
Kontraktbruches gejtellt, weil man ſich jagen mußte: Diefer 
Kontralibruh war gezeitigt worden dadurd, daß die Xrbeit- 
geber überhaupt jede Verhandlung ablehnten. (Bravo!) Meine 
Herren, wir jind fonjt feine Yreunde davon, dag in den Arbeits- 
vertrag zu viel von der Gejeßgebung eingegriffen wird, aber wir 
müſſen uns jagen: Bei diefer Entwidlung der Berhältnijje ijt es 
eine unbedingte Notwendigkeit, daß die Gejeßgebung den 
Arbeiter Thüßt. 


Meine Herren! Was nüben dem deutſchen Konfumenten 
der neue Zolltarif und die neuen Berträge? Was nübt es ihm, 
wenn ihm alles verteuert wird? Es ilt ja mit Ausnahme der 
Futtergerſte Taum irgend etwas verbilligt. (Verſchiedene Zu— 
rufe.) „Wagenſchmiere“ und „Eſel“ wird mir zugerufen. (Heiter- 
feit.) Ja, meine Herren, wir jind allerdings damit vom ‘Pferde 
auf den Ejel gefommen. (Heiterfeit.) 


Es ilt doch jehr Tar, wenn man dem Volke das Brot 
teurer madt, jo wird Jeine Kauffraft geringer für alle anderen 
Erzeugnilje, die es braudt; fie wird geringer für die tierilchen 
Erzeugnijje, für Objt und Gemüje, die der Tleine Landwirt ver— 
kauft, und das drüdt deren Preis. In der Zeit der hohen Ge- 
treidepreije in England und der Zölle, von 1760 bis 1846, da 
entwöhnte ſich das engliide Bolt in feiner koloſſalen Mehrheit 
faſt volljtändig der Fleiſchnahrung. In den beiten Weidegegenden 
wurde der Boden zu Getreideboden umgewandelt. Man Jah 
darin einen Borteil. Und Jo muß die Kaufkraft der Bevölkerung 
auch für dieſe Erzeugnijje jih mindern, die Ernährungsperhält- 
nilje müſſen zurüdgehen und damit die Gejundheit des Bolfes. 
Geit dem nfrafttreten der Handelsverträge bis zu Dem 
Sahre 1902 Hat ſich die Gterblihfeit in unjerem Volle enorm 
vermindert; ſie it in dem Jahrzehnt 1891/1901 nicht weniger 
als 27 Prozent niedriger als 1871/81, und fie war 1902 um 
35 Prozent geringer als in dem beiten Jahr des Jahrzehnts 
1871/81, des Jahrzehnts der höchſten Getreidepreile. Ein Zu- 
fammenhang zwiſchen Getreidepreis und Gterbeziffer ift nit zu 
leugnen. Die nationale Krankheit in Deutſchland ilt die Tuber- 
fulofe, die Lungenſchwindſucht, und von 1894 auf 1902 it Die: 


Zahl der durch ſie Herbeigeführten Sterbefälle zurüdgegangen 
von 254 auf 205 — ein Fortſchritt, wie wir ihn überhaupt nod) 
nie erlebt haben. Gewiß, meine Herren, viel haben dazu Die 
Fortſchritte der ärztlihen Wiljenihaft, (Zuruf: Hygiene!) viel 
hat die verbejjerte Hygiene in den Städten dazu beigetragen. 
Aber gerade bei der Lungenſchwindſucht jpielt das eine jehr 
geringe Rolle. Da Jind ſich die Hygienifer darüber einig, daß 
der Boden, auf dem dieje Krankheit gedeiht, die ſchlechte Er- 
nährung, die ungenügende Ernährung und Die ungenügende 
Wohnung it! (Sehr rihtig!) Und wenn man dem Volke das 
Brot verteuert, verjhledhtert man feine Ernährung nit bloß, man 
verjchlehtert auch feine Wohnung. Unjer berühmter Hygienifer 
Ylügge in Breslau, der ſogar die Fleiſchnahrung, wenigjtens 
bei Kindern, gar nicht für notwendig hält — wenn aud für 
gejund; er meint, fie läßt jih erjegen durch Mild, Eier, 
Käſe uſw. — Flügge it nad) den genauen Unterſuchungen, die 
er in der Breslauer Arbeiterbevölferung gemadt hat, zu der Über- 
zeugung gelommen, daß jelbjt unter den heutigen Preiſen in der 
gejamten Wrbeiterf haft eine wejentlide Unterernährung jtatt- 
findet, daß das, was die Wiſſenſchaft als Mindeſtmaß verlangen 
muß, jelbjt wenn dieſe Arbeiterfamilien ihren Verbrauch an allen 
Genubmitteln, wie Bier, Branntwein, Tabak ujw. aufs äußerſte 
einſchränken, nit erreiht wird, daß aljo dann troßdem noch 
eine Unterernährung jtattfindet. (Sehr rihtig!) Und wenn das 
heute ſchon der Fall ijt, wie Tann es eine Gejeßgebung ver- 
antworten, dieſe Unterernährung nod zu verſchlechtern dadurd), 
daß ſie dem Volke das Brot weiter verteuert, dab jie dem Volke 
die Arbeitsgelegenheit raubt? (Sehr ridhtig!) 


Mem nubt denn der Zoll in der Induſtrie? Der Herr 
Staatsjetretär Graf Poſadowsky hat jegt immer gejagt: Es iſt 
ja traurig, wenn wir hier bei den Auslandzöllen höhere Zölle 
in Kauf nehmen müſſen; aber dafür hat ja die deutſche Induſtrie 
den Borteil, daß ſie nunmehr ſich aud eines höheren Schutz— 
zolles erfreut. Aber, meine Herren, ih will Ihnen an einem 
Beijpiel diefen „Schuß“ demonjtrieren. Die Nähnadelzölle Ojter- 
reihs und Rußlands find erhöht, dafür erfreut fi) die deutſche 
Nähnadelinduftrie eines erhöhten Schußzolles. 124000 Doppel- 
zentner Nähnadeln führen wir aus, und 99 Doppelzentner führen 
wir ein, meine Herren. (Heiterfeit.) Und da glaubt jemand im 
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Ernit, daß die Erhöhung des Zolles den Nähnadelfabrifanten 
auch nur das geringite nüßen Tönnte. 

Und genau jo geht’s der Majchineninduftrie und der Eleftro- 
technik. Der Herr Unterjtaatsfetretär Wermuth fagte: wir haben 
große Fnduftrielle gefragt, und fie waren mit diefem Zoll zu— 
frieden! Das glaube ih. Wenn id) Befiger einer großen eleftro- 
techniſchen Fabrik wäre, dann würde id) auch [ehr zufrieden fein; 
wenn id) gleichzeitig eine Filiale in Wien und Petersburg hätte, 
dann Hätte ic) ja den Borteil von den Höheren Zöllen, und 
natürlih wenn die Zölle auf Erzeugnijfe der Eijeninduftrie er— 
böht werden, jo iſt der Borteil für die Eifenhütte in Ober- 
IHlejien, die ihre Filiale jenfeits der Grenze Hat, ein recht erheb- 
lecher. Die Ingenieure gehen eine Zeitlang mit herüber und 
werden dort weſentlich bejjer bezahlt als im Inlande. Aber wo 
bleibt der deutjhe Arbeiter? (Bravo!) Wo bleibt denn für 
den Beihäftigung? Der Tann nur zum kleinſten Teil aus— 
wandern; er Tehrt in den meilten Fällen nad) wenigen Jahren 
aus Rußland zurüd. Gewiß, der ausländiſche Arbeiter iſt nicht 
das, was der deutſche Arbeiter ilt; unjere Induſtrie geht zum 
großen Teil auch gar nicht gern hinüber; aber tut fie es nit, 
dann tut’s die belgiſche, die franzöſiſche, die engliide Induſtrie 
— und da geht aud) unjerm Kapital die Möglichkeit zur nuß- 
bringenden Anlage verloren, geht die Verwertung unjerer deutſchen 
Sntelligenz verloren. 

Zur Beleudtung diefer ganzen Zollpolitif und wohin jie 
führt, Hat Herr Graf v. Bülow eine außerordentlid) interejjante 
Anekdote erzählt. Als der rufjiihe Kanzler v. Giers 1887 oder 
1888 ſich Bismard gegenüber in Marienbad über die ſchwere 
Schädigung der ruſſiſchen Landwirtihaft durd) die deutſchen Agrar— 
zölle beflagte, da antwortete ihm Bismard: „Ne pleurez pas!“ 
(Meinen Sie nit!) „Unſeren WUgrarzöllen werden Gie eine 
ruſſiſche Induſtrie zu verdanfen haben!“ 


Was heißt das? Mit vollem Bewußtſein hat man eine 
Politik getrieben, die zwar nach außen die Fahne trug: „Schutz 
der nationalen Arbeit!“ die aber in Wirklichkeit lediglich dazu 
dienen ſollte, die Grundrente im Inland zu ſteigern und die 
Induſtrie im Auslande zu fördern. Das nannte man Schutz der 
nationalen Arbeit! Man war ſich bewußt, daß man damit die 
induſtrielle Entwicklung in Rußland förderte. Und wenn Bismarck 
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vielleidt nit ganz das gemeint hat, was er fagte, wenn er 
Herrn v. Giers damit vielleiht nur tröjten wollte und, wie Graf 
Poſadowsky fagte, „man jo etwas nicht mit deutſcher Gründ- 
lichkeit auffaſſen müfje‘, jo hat er damit dod den Ruffen den 
Weg gewiejen, den fie gehen Jollten, um den Schaden wett zu 
maden, den fie dadurch Hatten, daß wir unjere Agrarzölle er- 
höhten. Und, meine Herren, wenn damals diejes Wort vielleicht 
nit ernjt gemeint war, wenn Fürſt Bismard hinterher vielleiht 
jelbjt eingejehen hat, wie bedenflih redht er mit diefem Wort 
gehabt hat, und wie gefährlid) eine derartige Politik war — id) 
nehme an, daB er das eingejehen hat, denn er war bereit, für 
einen ruſſiſchen Handelsverirag mit den deutſchen Getreidezöllen 
nit bloß wie Caprivi auf 3,50 Mark Herabzugehen, fondern 
auf 1 Mark! .... ich habe das dreimal im Reidystag Tonftatiert, 
und nie ijt der geringjte Widerjprud dagegen erfolgt. Ich Habe 
aud) diesmal wieder gejagt, man ſolle mic) doc widerlegen, 
wenn das zu widerlegen wäre; aber es ijt nit zu widerlegen... 
und ich habe den Herren Jo genau gejagt, wo es in den Alten 
iteht, dah jie es finden Tönnen, wenn fie wollen (Heiterkeit) — 
und Bismard, jage ic), hat es eingejehen, wohin eine derartige 
Politik geführt hat, und er war auch bereit, den Fehler wieder 
gut zu maden! Wber heute jteht unjere Politik auf dem Stand- 
punft, wir müjjen dieſen Fehler maden; es fommt uns darauf 
an, diefe Induſtrie im Ausland zu entwideln! Was ilt uns unjer 
arbeitendes Bolf, was ijt uns unjere Induſtrie? Die Induſtrie 
it ja jo intelligent, die Tönnen wir deshalb prügeln....... ; 
aber die Dummen müſſen wir [hügen. Und das Volk iſt Diejer 
Politik Heluba! Wenn es hier feine Arbeit mehr findet, Tann 
es ja |hlielih auswandern. 


' Allerdings, wenn dieſe Politik zuftande Tommt, die Die 
deutſche Induſtrie zwingt, in ganz anderem Maße nod) als bisher 
in das Ausland zu wandern, und die die Induſtrie anderer 
Snduftrieländer ebenjo zwingt, dort Yilialgründungen vorzu- 
nehmen, .... nun, meine Herren, dann jind wir eben gezwungen, 
wenn wir die Waren nicht mehr exportieren, wenn wir die Induftrie 
im Auslande entwidelt haben, die Menjchen zu exportieren, Die 
wir nicht mehr bejhäftigen Tönnen! Dann gibt es allerdings 
feine Arbeiternot in Oftelbien mehr, jondern dann iſt der Arbeiter 
froh, wenn ihn der Gutsherr nod annimmt, wenn er überhaupt 
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Belhäftigung beim Gutsherrn Findet. Aber wie naiv find Die 
Zeute, die glauben, dab, wenn ein Überangebot von Arbeiten ftatt- 
findet, daß dann die Landwirte, weil jie höhere Preiſe haben, 
aud Höhere Löhne zahlen werden! (Sehr ridtig!) Der Lohn 
richtet jih nad) Angebot und Nahfrage, und in der Zeit des 
Sintens der Getreidepreife find die Löhne auf das zwei-, drei— 
und fünffahe gejtiegen, weil gleichzeitig Mangel an Arbeitern 
war, und in. der Zeit der hohen Getreidepreije ſind ſie niedrig 
gewejen, weil die Induſtrie wenig Arbeiter braudte. 

Meine Herren! Das ijt die jegige Situation für uns. Aber, 
tröftet man ji: es iſt ja bloß der dritte Teil unjeres Exportes, der 
in Ddiejen jieben SHandelsverträgen getroffen und fejtgelegt wird. 
Zwei Drittel werden davon gar nicht berührt. Gemad), ſie kommen 
aud) nod) dran. Zunächſt die Vereinigten Staaten von Amerila. 
Wir müjjen ja das Handelsablommen vom 10. Dezember 1900 mit 
den Bereinigten Staaten Tündigen; es muB zu demjelben Termin, 
zu demjelben 1. März 1906 aufhören, diejes Abfommen, das uns 
bisher die tatſächliche Meijtbegünjtigung in Amerika ſicherte. Das 
Meijtbegünjtigungsabfommen mit den Bereinigten Staaten Tann 
nit fortlaufen. Wir müſſen es fündigen, weil darin ausdrüdlid 
gejagt iſt, daß den Vereinigten Staaten gegenüber diejenigen Zoll: 
jäße bei der Einfuhr in Deutjchland gelten, die in den Handels- 
verträgen mit Belgien, Italien, Ojterreih, Rumänien, Rubland und 
der Schweiz niedergelegt jind. Es würde ohne Kündigung aljo der 
Zujtand eintreten, daß, während Öſterreich, Rußland, Rumänien 
5 ME. und 5,50 ME. für Weizen und Roggen, Hafer, 4 ME. für 
Malzgerite, 3 ME. für Mais uw. zahlen müßten, Amerifa nur 
3,50 bezw. 2,80 und 2 ME. zahlen brauchte. Das iſt eine conditio 
sine qua non beim Abſchluß der neuen Verträge gewejen, daß 
das Abkommen mit Amerika zu demjelben Termin gekündigt werden 
muß. Und unjere Agrarier laſſen auch nit den geringjten Zweifel 
darüber, daß fie Hoffen, mit diejer glänzenden Waffe des Zoll- 
tarifs die Amerifaner mürbe zu Triegen; jie hoffen fie mit diejem 
Tarif zu verblüffen, aber bisher haben wir bei dem zollpolitiſchen 
Pokerſpiel damit recht bedenklihe Erfolge gehabt. 

In dem Moment, wo die Mehrheit des Reichstages erflärt: 
die pure Meijtbegünjtigung ohne bejondere Gegenleijtung bewilligen 
wir nit mehr, haben wir eben den Vereinigten Staaten gegenüber 
fein Meiftbegünjtigungsverhältnis mehr, und das würde unjere hoch— 
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bedeutjame Ausfuhr von Induſtrieartikeln, die troß der hochſchutz— 
zöllneriſchen Gejeßgebung der Vereinigten Staaten jehr umfangreich 
it, Schwer treffen, und das würde vor allen Dingen unſere hoch— 
entwidelte Reederei auf das gefährlichſte treffen. Für uns in 
Deutfchland it gerade die transatlantiihe Reederei der wertvollſte 
Zweig unjerer ganzen Reederei. Bei den Linien nad) Oſtaſien uw. 
verdienen die großen Shiffahrtsgejellihaften nichts, die werden im 
Gegenteil mit unterhalten aus den Erträgen der transatlantilden 
Linien. 

Aber wenn eine Differenzierung in den amerikaniſchen Hafen- 
abgaben in den dortigen Zöllen für uns eintritt, ja, dann iſt unjere 
Reederei einfach nicht mehr in der Lage, den Berfehr dorthin auf- 
recht zu erhalten, dann können wir unjere Schiffe an England ver- 
Taufen (Lebhafte Zujftimmung!), und wir verlieren einen von den— 
jenigen Erwerbszweigen, in denen der deutſche Unternehmergeijt den 
glänzenditen Aufſchwung gezeitigt hat. Gewiß, die Vereinigten 
Staaten würden unter einem derartigen wirtjhaftlihen Kriegs— 
zultand aud) leiden; das iſt ja der Grundfehler diejer Politik, daß 
lie die Schädigung des anderen Teils jtatt des gemeinfamen Vor— 
teils ſucht. Und ebenjowenig wird es gelingen, die Wünſche der 
Agrarier in nur für fie vorteilhaften Verträgen mit den anderen 
Meiltbegünftigungsitaaten — mit Brajilien, Argentinien ujw. — 
durchzuſetzen, ohne uns jelbjt aufs ſchwerſte zu ſchädigen. 

Meine Herren! Wir müſſen uns über ein weiteres klar 
werden: mit dieſer Entwidelung der Hochſchutzpolitik (die auf 
unjeren Anftoß nit bloß in Deutſchland, fondern in ganz anderem 
Maße in Rubland, in Ofterreid, in der Schweiz, in Rumänien und 
anderswo eingetreten ilt!) da geben wir aud) das ftärfite Argument 
den engliſchen Hochſchutzzöllnern, damit ftärfen wir in einer Weile 
die Chamberlainihe Richtung, den Smperialismus dort, dak wir, 
wenn er fiegreih wird, nicht mehr willen, wohin mit unjeren 
Yabrifaten. Das Jind für uns die enormen Gefahren, wenn 
wir dieſe Politik weiter führen. 

Mir gehen alfo jehr erniten Zeiten entgegen! 

Menn ein Land in feiner induftriellen Produktion techniſch 
und wirtſchaftlich fortjhreitet, jo braucht der Schutzzoll niht mehr 
jo hoch zu fein, um die bisherige Wirkung zu haben, und wenn 
er trotzdem 12 Jahre hindurch auf diefer Höhe bleibt, jo bleibt 
die Ausfuhr nit einmal ftationär, jondern jie geht dann weiter 
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zurüd. Und wenn nun, troß diefer gewaltigen Zunahme des tedh- 
nilhen Könnens im Wuslande die Zollfäke jo außerordentlich er= 
höht werden, jo heißt das erjtens: wir find nicht entfernt in der 
Lage, unfere bisherige Ausfuhr aufreht zu erhalten, fondern 
lie muß in diefem Zeitraum von 13 Jahren ſukzeſſive zurüdgehen, 
je mehr ji) die dortige Induſtrie entwidelt, und es heißt weiter: 
einen doppelten Anfporn dem fremden Kapital, vielleiht aud) 
unferem Kapital zu geben, Filialgründungen im Auslande vor— 
zunehmen. Denn es hat ja die Sicherheit 12, 13 Jahre den Ge- 
winn der hohen Zölle einzuheimfen. Die Langfrijtigfeit iſt alfo 
bier ein Anfporn zur Auswanderung der Induſtrie! 

Meine Herren, und deshalb ilt die Langfriltigfeit ein höchſt 
zweilhneidiges Schwert! (Sehr richtig!) Sie dient nicht dazu, 
unjern Export in diefer Zeit fiherzuftellen, fondern fie führt mit 
voller Sicherheit den Rüdgang diefes Exports in einer Unmenge 
von Fällen und mit Sicherheit das weitere herbei, die Induſtrie 
im Ausland zu entwideln. 

Um eine Million Menden nahezu — in wenigen Jahren 
werden es fo viel fein! — vermehrt jih alljährlih unfer Volt und 
um fo mehr, in noch viel höherem Mahe, haben jich in den lebten 
Sahren und werden fih weiter vermehren die arbeitsfähigen 
Menihen. Denn der Anteil der Kinder ift bei dem NRüdgang der 
Geburtenziffer in der Geſamtbevölkerung ein geringerer geworden, 
der Anteil der arbeitsfähigen Menſchen infolgedeifen ein größerer. 
Deshalb war es doppelt notwendig, eine erhöhte Sicherheit für 
unfere Ausfuhr zu ſchaffen. Deshalb bleibt uns nichts anderes 
übrig, wenn diefe Sicherheit nicht gefhaffen wird, wenn die In— 
dultrie nah dem Ausland auswandert, daß die Menſchen jelber 
auswandern. Unfere Zukunft liegt dann auf dem Walfer, auf 
der überjeeiihen Ausfuhr von Menſchen! 

Das find AZufunftsbilder, die ih Ihnen vorzeihne! Cs 
ift zwar eine miblihe Sade, Prophet zu ſpielen. Uber die Ber: 
hältniffe liegen hier fo Har, daß man ih jagen muß: es Tann 
eigentlih gar nicht anders kommen! (Sehr rihtig!) Zumal, 
wenn infolge diefer Politik nun aud) noch die Meijtbegünftigungs- 
verträge mit anderen Staaten gefündigt werden. Dann Tommen 
wir zu jenen elenden Berhältniffen, unter denen England vor 
1846 gejammert und geblutet hat, (Sehr rihtig!) wo die Hungers- 
not die ftändige Einrihtung der dortigen Bevölkerung, nicht bloß 
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der Landarbeiter, fondern aud) der nduftriearbeiter war. Das 
ilt die PVolitit, die fih den Schub des Mitteljtandes und der 
nationalen Arbeit als Aufgabe geitellt hat. 

Unjagbar traurig find diefe Zukunftsbilder. So hart aber, 
jo furdtbar es Llingt, wir können nichts anderes, wir müſſen 
es wünſchen, daß dieſes Elend raſch, aber von Turzer Dauer 
einmal über Deutſchland hereinbridt; (Lebhafter Beifall.) wir 
müljfen es wünſchen im Intereſſe einer gejunden Entwidelung 
unjeres Volkes, wir müſſen es wünſchen, damit jenem blinden 
Hödur — der großen Mafje derjenigen, die nod immer 
geglaubt Haben, dak Diele Politik wirklih eine Politik des 
Schutes der nationalen Arbeit, des Schußes des Volkes ift — 
die blöden Augen aufgehen, daß fie an ihrem eigenen Leibe erft 
einmal ſpüren — die Induſtrie, der Arbeiter erft einmal ſpürt —, 
was für fie diefe Politik des Schußes der nationalen Arbeit, die 
bloß Politik des Schußes der nationalen Rente ilt, in Wahrheit 
bedeutet! (Sehr ridtig!) 

Diefe Zeit wird Tommen mit dem Tage, an dem einmal 
die Getreidepreile infolge einer ſchlechten Melternte außer- 
ordentlich jteigen werden. Mir wilfen, dab, wie unjer Volk nun 
heute noch geartet ijt, bloß das Hungerjahr 1891 den Boden ge- 
Ihaffen hat, auf dem Caprivi feine Handelsverträge abſchließen 
fonnte. Da hatte man ſich überzeugt, wohin diefer gegenfeitige Ab— 
ſchluß in feiner ftändigen Steigerung geführt hatte; da ſah man 
ein, daß es notwendig war, die Ausfuhr wirflih zu ſichern in 
Verträgen, bei denen fie noch möglih war; da ſah man ein, daß 
man mit den Zollſätzen von 5 Mark dem Volke das Brot nicht 
dauernd belajten könne. Menn diefer Zeitpunkt eintritt, — wir 
fönnen bloß wünſchen, daß er recht bald eintritt, möglichſt vor 
den nächſten Wahlen! — dann wird die Möglichkeit für. uns 
aud einmal gefhaffen werden, dem Volke zu zeigen, wohin die 
bisherige Politik geführt hat, und wie reht wir gehabt haben mit 
unjeren Warnungen, mit unferem Beltreben, das Volk von diefer 
bisherige Politik abzuhalten. (Bravo!) 

Es ijt eine traurige Sade, daß ein Volk aus der Geſchichte 
nichts lernt und nicht lernen will, daß es immer erjt am eigenen 
Leibe die ſchmerzlichen Erfahrungen machen muß, wohin eine 
falſche Politik führt. 

Aber wir brauchen deshalb nicht troſtlos in die Zukunft 
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zu fehen. Wir Haben ja heute gehört, wie frifh und wie freudig 
es ji) regt in den verſchiedenen Teilen unſeres WVaterlandes, und 
je mehr wir uns bejtreben, dem Volke Har zu maden, wohin die 
jegige Politif führt, und wenn erjt der Boden geſchaffen ift: Bis- 
her ijt’s unjerem Volke zu gut gegangen, wir haben zu gute 
Sahre gehabt, die Induſtriellen Haben nit gewußt, was fie getan 
haben, als fie diefe Politif mit gefördert haben, — dann wird 
auch unjere Arbeit wieder bejjere Erfolge zeitigen als bisher. 
Darum auf zu neuer energilher Arbeit! Es gilt, den Boden zu 
bearbeiten zu bejjerer Saat und Ernte. 


Bon einer Bedeutung, die weit über die der heutigen 
Freilinnigen Vereinigung hinausragt, die die Gejamtauf- 
gaben des entichiedenen Liberalismus nicht nur, Jondern 
die gejamte innere Politif des allerneuelten Kurjes ergreift, 
it nun eine in weiteren Kreijen wenig befannt gewordene 
Nede des Ubg. Dr. Naumann, die er auf dem diesjährigen 
Delegiertentage der Kreilinnigen Bereinigung gehalten hat. 
Mir jehen uns veranlaft, auch diefe im Auszuge wieder- 
zugeben, da ſie vielleiht das Belte ilt, was vom Stand- 
punft des Liberalismus — jei es von Naumannſcher oder 
anderer Richtung — gejagt werden kann in bezug J ſeine 
Stellung zu den übrigen Parteien. 


Referent D. Naumann: 


Wenn ich über die Aufgaben des Liberalismus im Reichs— 
tage reden ſoll, ſo beginne ich mit einer ganz nüchternen ziffern— 
mäßigen Feſtſtellung: 

Die freiſinnige Vereinigung beſitzt 14 Abgeordnete. Das 
bedeutet im Reichstage prozentual ausgedrückt 31/, Y des ver— 
fügbaren Reichstagseinfluſſes. Selbſt wenn wir von der Güte 
unjerer Ideen jo überzeugt jind, daß wir jie prozentual ſehr viel 
höher einfhäßen als 31/, %, und jelbjt wenn wir die größte 
Hoffnung haben auf eine jpätere Verdoppelung oder Verdrei— 
fahung von Wählerziffern und Abgeordnetenmandaten, fo Tann 
dod ein Referat über die Aufgaben des Liberalismus im jebigen 
deutſchen Reihstage von nichts anderem ausgehen, als von dem 
gegenwärtigen Prozentverhältnis. Darin liegt zugleid) das Weitere, 
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dak wenn die freifinnige Vereinigung für fi) allein im Reichstage 
ezijtieren will, fajt niemals die Situation eintreten Tann, wo fie 
zur Majoritätsbeftimmung der abjolut notwendige letzte Faktor 
it. Wie ſich der Getreidepreis befanntlid bejtimmt nad) dem 
legten notwendigen Boden, der bearbeitet werden muß, um das 
Ernährungsquantum berbeizufhaffen, fo beftimmt ſich der poli- 
tiihe Einfluß nad) dem lebten notwendigen Parteijtüd, weldes 
herangezogen werden muß, um eine Majorität herzuftellen. Wenn 
aber nur jene 31/, % in Betracht kommen, jo ſind wir zur 
Majoritätsbildung notwendig nur in denjenigen ſchwierigen und 
fat nur theoretiih zu fonjtruierenden Yällen, wo die übrigen 
Gruppen einer Majorität ungefähr 48 % ohne uns find, und 
infolgedejjen bedeutet der Zuſammenſchluß der drei Tinfsliberalen 
Fraktionen Teineswegs bloß etwas Ideelles für uns, fondern er 
bedeutet die Vermehrung derjenigen Fälle, wo unjer Einfluß poli- 
tif überhaupt eingejegt werden Tann. Denn aus jenen 31/, % 
werden 14 % des verfügbaren Reihstagseinfluffes, wenn man die 
Linksliberalen als eine Disziplinierte Einheit betradtet. Auch 
14 % ijt immerhin nod) feine überwältigende Fülle von Madt. 
Unjere 14 % können nur ausjchlaggebend fein in der Voraus— 
ſetzung, daß diefe 14 % unter fi, wie id) Ihnen ſagte, hinreichend 
diszipliniert jind, um nicht bei einer erjten ſchweren Probe wieder 
in ihre Einzelteile zu zerfallen. Die Frage, welche Macht hat der 
Xintsliberalismus, hängt alſo abjolut damit zufammen, ob es uns 
gelingt, jenen kameradſchaftlichen Parteigeift in den vereinigten 
Iintsliberalen Parteien zu erzeugen, der es uns erlaubt, Ddiefe 
14 9% als einen fejt zulammengehörigen Zug auf den Rangier- 
bahnhofe des Reihstages zu betrachten. Auch diefe 14 % Tönnen 
aber nod) unter Umjtänden an politiiher Macht jo gut wie nihts 
bedeuten; fie bedeuten an politiiher Macht nidts, folange eine 
feititehende und zulammengewöhnte Majorität vorhanden ijt, die 
für ji allein mehr als 50% repräfentiert. Wenn aljo beijpiels- 
weile heute mit Tonjervativ-Herifaler Majorität regiert werden 
jollte, jo würde diefe Majorität für fi allein mit ihren Affi- 
liierten 56 % ausmaden. Das ſoll Heiken: Eine Regierungs- 
methode auf Grund von Konfervativen und Zentrum braudt fid) 
niemals um den Lintsliberalismus und um die Sozialdemofratie, 
ja nit einmal um den Nationalliberalismus zu kümmern, denn 
eine Regierung, die aufgebaut ift auf diefer Majorität, Tann, 
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jolange fie nur unter ſich zufammenhält, die übrigen „reden laſſen“. 
In diejem Falle bejteht die Aufgabe des Liberalismus im Reichs— 
tage darin, die Reden dazu zu benußen, in jpätere Reichstage mit 
bejjeren Notierungen einzutreten. Das war in diejer langen Zeit 
in Wirkliteit die Situation des Linisliberalismus. Es ijt mir 
unvergeßlich, was unfer verehrter VBorjigender Schrader vor Jahren 
bei der Gedädjtnisfeier zu Ehren Riderts im Künjtlerhauje aus- 
führte: Das Leben Riderts zerfiel in zwei Teile: in den Teil, 
wo er an der altuellen Politik teilnahm, bis zum Ende der jieb- 
iger Jahre, und in den Teil, wo er genötigt war, demonjtrativ 
Prinzipien zu vertreten, weil er nicht mehr in der Lage war, in 
die aktive Politif eingreifen zu Tönnen. Das war Die ganze 
Zeit, in der zur Majoritätsbildung an jid) der linfsliberale Ylügel 
nit notwendig war. In dieſer Zeit entwidelte ſich das, was 
der Gegner Doftrinarismus nennt; da entwidelte ſich naturnot- 
wendig jener Zujtand, daß man jagt, wir wollen, wenn wir an 
den Dingen nichts ändern Tönnen, wenigjtens unjere Gejinnung 
jo Häufig, jo gut, jo breit zu Gehör bringen als möglid iſt. 
Das ilt auch richtig, denn es bleibt nichts anderes übrig für feit- 
liegende Minoritäten. Aber auf die Dauer hat es, Jo gut die 
Reden aud) jein mögen, feine übermäßig belebenden Yolgen, weil 
nämlich die Politik, wie jedes andere Gejhäft auf Erden, davon 
lebt, daß irgend wann etwas erreiht wird, (Sehr ridtig.) dab 
irgend wann etwas in das Altiv-Konto eingetragen wird. Und 
wir erleben an der Sozialdemofratie troß der großen Ziffern ihrer 
Wähler und troß des Aktiv-Kontos ihrer gewerkſchaftlichen Arbeiter- 
Organijationen, daß das Bajliv-Konto der parlamentarijchen 
Zätigfeit, wenn es ſich durd) Jahrzehnte Hindurd) erjtredt, ſchließ— 
lid) einen Zuſtand herbeiführt, den man als politiſch-theoretiſche 
Deiperation bezeichnen kann, nämlid einen Zuftand, daß man ſich 
grundſätzlich hineingefunden hat, aktive Politif nicht machen zu 
fönnen, jondern dazu verurteilt zu jein, innerhalb der gegenwärtigen 
Gejellfhaftsordnung nur grundſätzlichen Protejt betreiben zu Tönnen. 


Dieje Lage aber bedeutet auf die Länge der Zeit eine innere 
Verarmung an pojlitiver politiiher Fähigkeit. Der Liberalismus 
jeinerjeits war durchaus in der Gefahr, den Yolgeerjcheinungen 
diefes Zuftandes zu unterliegen und zwar in um jo größerer Ge— 
fahr, da der gewerkſchaftliche Organijationserfolg der Gozial- 
demofratie ihm verjagt blieb. In der vergangenen Zeit des Libe- 
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ralismus gab es freilid) einen Moment, wo die Frage geftellt 
wurde, ob man in die aktive Politit wieder hineingelangen Tönne. 
Das war der oft in unjerem Kreije erörterte [hwierige Moment 
im Sahre 1893 bei der Capriviihen Militärvorlage. Sie willen, 
daß damals die frühere Einigung der freilinnigen Parteien wieder 
auseinander ging und zwar an der Frage, ob man in die aktive 
Politik bei Gelegenheit jener Militärvorlage wieder eintreten 
jollte oder nicht. Es liegt mir durchaus fern, einen alten und ver- 
gangenen Streit, dejjen hauptſächlichſte und perlönlide Führer 
niht mehr unter den Lebenden weilen, heute wie einen gegen- 
wärtigen Streit etwa vor uns wieder aufrollen zu wollen. Aber 
jo viel darf man als Unbeteiligter hiſtoriſch wohl Jagen: Die 
Folgen jenes Momentes von 1893 jind nod) größer gewejen, als 
die meilten damals Nädjitbeteiligten in jenem Moment überjehen 
haben. Denn in jenem Moment glaubte man jid vor einer taf- 
tiihen Einzelftage zu befinden, die man jo oder jo entjcheiden 
fonnte; in Wirklichkeit befand man jih vor falt einem halben 
Menjhenalter Politik entweder altueller oder theoretifher Natur. 
Und wenn damals — id) gebe zu, unter bejonders fomplizierten 
und ſchwierigen Umjtänden — die Entiheidung der Mehrzahl 
der Freiſinnigen dafür gefallen ift, nit in die aktive Bolitit 
einzutreten, jo folgte daraus, daß „die anderen“ weiter regiert 
haben. Und was wir jeßt erlebt haben im leßten Dezember, ijt 
dies, daß die Frage vom Jahre 1893 in etwas jehwierigerer 
Situation wieder gekommen ijt, ſchwieriger deshalb, weil mit Ca— 
privi der Liberalismus jehr viel leichter arbeiten Tonnte als 
heute mit Bülow. (Sehr ridtig.) Denn auf dem Grabjtein Ca— 
privis jteht: „Der Mann ohne Ar und Halm!“ und nidt 
„Der agrariide Reichskanzler!“ (Zujtimmung.) Damals war die 
Handelspolitif von Caprivi mit Hilfe der Linken eben gemadt 
worden und jene Periode des freiheitliheren Zwiſchenſpiels der 
deutſchen Politik nad) 1890 dagewejen, jo daß man leichter hätte 
eingreifen Tönnen; damals aber wurde jener Zeitpunkt nicht für 
geeignet erachtet, aus der theoretiſchen in die aktive Politik ein- 
zutreten. Sie wiljen, wie unjere näheren Yreunde insbejondere 
Schrader und Barth damals zur Sade gejtanden Haben. Die 
Auffaffung, die fie damals vergeblid) vertreten Haben, ijt jet, 
14 Jahre fpäter, ziemlih die allgemeine Auffajjung der Lints- 
liberalen geworden. 


Dem Liberalismus it es etwa gegangen wie in der alten 
Geſchichte von den ſibylliniſchen Bühern: das zweitemal Taufen 
ji) diefe Bücher ſchwerer wie das erjtemal. Aber troß der größeren 
Schwierigkeiten hat man jet begonnen, und wir haben anzuerfennen, 
daß der ganze Lintsliberalismus wie ein Mann diefe Sache ge- 
madt hat. 

Es paßt dann mehr auf die Lage des Lintsliberalismus das, 
was man früher oft fäljhlih mit dem Wort „Zünglein an der 
Wage“ bezeichnet Hat. Als joldes müſſen und können die Lints- 
liberalen ſich erfaljen. 

Die Kreuzzeitung hat nun letzthin auseinandergejegt: Wenn 
die Liberalen etwas für jid) forderten, jo würden die Konjervativen 
natürlid) noch viel mehr zu fordern haben. Das iſt ein Mittags- 
mahl, zu dem ſich zwei jegen, von denen der eine ganz voll gegejjen 
ilt, der andere ganz hungrig (Heiterkeit); der eine hat den Magen 
voll von einer Zollgejeggebung der umfaljenditen Art, hat Fahr: 
zehnte politijchen Einfluß Hinter jich, jeine VBettern find die Minijter 
und die Landräte — man verjhludt ſogar Kanäle, daß jie nicht 
wieder gejehen wurden! Man Hatte fajt alle politiſchen Dinge 
in der Hand — und nun fragen fie: Seht will ji) mit einem Male 
mit uns nod jemand Hinjegen und will auch etwas auf jeinen 
Zeller haben! — es ilt dod) eine Unbedachtſamkeit von den Leuten, 
daß jie das tun! (Heiterfeit.) In diefem Sinne werden wir jeßt 
von den Konjervativen aufgenommen in eine Einheit, die wir als 
Vornehmheit empfinden jollen, und über dieje gejättigt-äjthetifchen 
Empfindungen jollen wir vergejjen, warum und für welde Ziele 
wir überhaupt Politik getrieben haben bis heute. 

Ich erinnere Sie hier an eine andere Wahl, nidt an die 
‘vom Jahre 1893, jondern die vom Fahre 1887, und erinnere Gie, 
daß damals eine Majorität der „Ordnungsparteien“ gejhaffen 
wurde unter dem Klang der ſchönen Worte, daB nun liberal und 
fonjervativ im Grunde ja unter Brüdern ganz ein und dasjelbe 
bedeute! (Heiterfeit.) Und der Reichstag, der damals mit diejer 
Majorität Tonjtruiert wurde, der verlängerte die Wahlperiode von 
drei Jahren auf fünf Jahre und würde noch viel mehr Schlechtes 
getan haben, wenn nit dann das Jahr des Todes der zwei 
Kaijer zwiſchen die politiihe Arbeit gelommen wäre. 

Die Frage aljo ijt, jowohl die Frage der Regierung, wie 
die Frage der Tonjervativen Partei, wie vor allem unjere eigene 
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Frage: Dürfen und jollen wir bei der jegigen Situation den Weg 
gehen, den die Nationalliberalen vor uns gegangen find? Und 
man hört aus einer alten Yabel heraus die Worte: Ich ſehe viele 
Spuren, die Hineingingen, und id) jehe wenige Spuren, die wieder 
heraustommen! Wir jehen viele Spuren von Freihändlern, die 
hineingingen und wir jehen die Spuren von Schußzöllnern, die 
herausfamen; wir jehen die Spuren von liberalen parlamentarifd) 
gerichteten VBerfaljungsvertretern, die Hineingingen, und jahen die 
Spuren von Mitgliedern des Verbandes zur Belämpfung der 
Sozialdemokratie herausiommen. (Stürmiide Kundgebungen.) 
Das ilt die Warnung für uns, und daraus muß man die jeßige 
innere Bewegung unjerer eigenen Kreiſe verjtehen, daß wir auf 
der einen Seite die Situation: Der Liberalismus ijt jegt einmal 
in der Lage, bei der Majorität mitzuwirten — dab wir das in 
jeiner ganzen Bedeutung verjtehen, und doch zugleich die Zufunfts- 
gefahr empfinden, die darin für den Liberalismus im ganzen liegen 
kann. Das jheint mir das eigentlihe Thema zu jein, über das 
wir heute hier miteinander zu reden haben, wenn wir über Die 
nächſten Aufgaben des Liberalismus im Reihstage |preden. 


Die Vorteile der Situation, die für uns eingetreten ilt, liegen, 
abgejehen von dem, was ich jehr hoch einjhäße, wovon ich aber 
ſchon geredet habe, dab überhaupt der Linfsliberalismus wieder 
aktiv in die Politik eingetreten ijt, darin, daß es uns tatſächlich 
befriedigt, an der korrekten Löjung einer jchwierigen Tolonialen 
und nationalen Yrage mit haben helfen zu können. Denn nachdem 
nun einmal die ganze ſüdweſtafrikaniſche Kriegs- und Elends— 
geihichte durd) mehrere Jahre dahin gegangen war, diefe Sade 
\Hließiid auslaufen zu lajjen mit einem Zentrums-FZußtritt gegen- 
über der ganzen Tolonialen Mühe, das wäre etwas gewejen, über 
das die Zoloniale Gejinnung des deutſchen Volkes wahrſcheinlich 
nie ganz wieder hinweggekommen wäre. Es hat jid nicht bloß 
um die paar Millionen gehandelt; ob einmal 20 oder 29 Millionen 
bewilligt worden find — das Zentrum hat [don jo viele Millionen 
jonjt bewilligt, und die Regierung hat jid) jo viele Millionen Ab— 
ſtriche gelegentlich auch gefallen laſſen, daß es ji) hier nit um die 
reine Ziffernfrage gehandelt hat, jondern es handelt jih darum: 
Mie gejtaltet fi) der legte Abſchluß der erjten jchwierigen Kolonial- 
prüfung, der das deutihe Volk unterworfen worden it? Und dab 
in dieſer Sache es möglich gewejen ijt, daß die politiihen Söhne 
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Niderts, dejjen Flotten- und Handels-Enthujfiasmus allen feinen 
alten Freunden noch durchaus bekannt iſt, daß gerade die mithelfen 
Tonnten zu einer geordneten Erledigung und zu einer ſtatutariſchen 
Feſtſetzung deſſen, daß die foloniale Politik jet niht mehr nur 
Bolitif Kailer Wilhelms II. ijt, fondern daß fie nationale Politit 
it, das ſcheint mir der praftilhe Erfolg der Wahl für unfere 
deutſche Politit zu fein. Sp gut wie in früheren Wahlen hinter den 
Ylottengedanten das Ya der Majorität gejegt worden iſt, iſt jeßt 
und zwar zum erjten Male in einer bis an die Wähler gehenden 
Frage Hinter die Toloniale Politik das Ja des Volkes gejegt worden. 
Das ilt ein Aktiv-Faktor in der deutſchen Geſchichte, der wahr 
Iheinlih in einer ferneren Zukunft fehr viel höher eingefhäßt 
werden wird, als er von uns, den Mitlebenden, heute begriffen 
wird, und es wird von einem jpäteren Standpunkte aus klarer 
jein als heute, in welden Gefahren der Toloniale Gedanke in 
Deutjhland überhaupt gewejen wäre, wenn jet nicht dieſe Auf- 
raffung mit einem pojitiven Ja gegenüber der ganzen Tolonialen 
Politik gekommen wäre. Jetzt iſt die deutihe Kolonialpolitif in 
die Zukunft hinein geſichert. 

Wir müſſen aud) im übrigen jagen, es jind gewilje Vorteile 
ſchon heute troß der wenigen Wochen Jihtbar. U. a. gehört es 
in das Gebiet der Vorteile, daß uns Auslihten gemadt worden 
jind und zwar die Ausſichten, dag Fürſt Bülow, der Reichskanzler, 
an verjhiedene Dinge denkt, die zum Nuten des Liberalismus in 
die Praxis überführt werden fönnten, falls die übrigen Parteien 
der Majorität damit einverjtanden ſind; und zwar denkt er an 
eine Reform des Börjengejeges, an Bereinsgejeg und Koalitions- 
recht, an Erjparnijje im Heerwelen und an etliche andere Dinge. 
Ich finde, das ijt nit bloß ein Wort, jondern es ijt eine geänderte 
Sadlage, wenn der deutjche Neichsfanzler, weil es für ihn per- 
jönlid feinen Rüdweg mehr gibt, Hinter den 13. Dezember, amtlid) 
an diefe Dinge denkt. Denn er denkt an diefe Sachen nit nur, 
wie man anderen Mannes Angelegenheiten gelegentlich mit bedentt, 
londern wir können aus der politilhen Situation heraus überzeugt 
fein, daß er um feiner jelbjt willen nachdenkt über dieje Dinge. 
Er denkt nämlih nad) über die Erhaltung ſeiner Majorität, bei 
der die 14% nicht fehlen dürfen. 

Man wird aljo Herüber und hinüber Handeln, was denn 
eigentlid) an den Liberalismus gegeben werden Tann, das aud) die 
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Konfervativen mitbewilligen. Wenn nit immer diefer fatale 
Schlußjat dabei wäre: Was die Konjervativen mitbewilligen! 
Denn troß aller Melodie von Paarung, die uns im Reidjstage 
vorgejungen iſt, haben wir das tiefe Gefühl einer fehr großen 
und alten Abneigung gegen die andere Seite, die zu dieſer Majorität 
gehört. Wir vergejjen nicht, daß hinter den, als Einzelmenjchen 
oft jehr anerfennenswerten und netten Perſönlichkeiten der konſer— 
votiven Seite ein feſt gewurzeltes altes Prinzip jteht, über das 
auch Bülow nicht leiht Hinweglommen wird. Denn konſervativ ijt 
doch Tettlih) nicht das, was man in den kleinen Städten vor der 
Mittelitandsbevölferung als Tonjervatives Wahlprogramm aus- 
ſpricht; darüber ließe ji) mehr oder weniger reden — ſondern 
fonjervativ iſt Ießtlih der Gedanke, dab die Maſſe nicht berufen 
it, im Staate Subjekt zu fein. (Sehr richtig.) Konjervativ ijt 
der Gedanfengang: Autorität nicht Majorität! Konſervativ ijt 
die dee: Es müſſe herrſchende ariſtokratiſche Schichten geben, weil 
der Staat eine ariltofratiihe Einrichtung it, und durch alle Demo— 
fratilierung und Majoriſierung verderbe man diejen arijtofratijchen 
Charakter des Staates, der die Staatsgrundlage an ſich Jei. Die 
Konjervativen willen es gefühlsmäßig, wenn ſie es auch nicht immer 
theoretiſch ausſprechen, daß ſie auf den Tag warten, wo jie alles 
das abjdhütteln, was fie jelbjt als demokratiſche Heuchelei empfin- 
den, nämlid, daß fie jih mit einem Syſtem von Wahlen und 
Majoritäten und Berbeugungen vor Heinen Leuten und Hand- 
werfern und Unterbeamten uſw. abfinden müſſen; denn das ijt 
ſchon für fie eine Art babylonifher Gefangenfhaft des arijto- 
kratiſchen Prinzips. (Lebhafte Zuftimmung.) Und dieje arijto- 
fratiihe Grundftimmung, die der Uruntergrund der herrſchenden 
fonjervativen Bolitik ijt, die auch Fürſt Bülow ſehr gut Tennt, da 
er jeine Jugendjahre in ihr verlebt zu haben nit volljtändig 
vergejjen Hat — kurz alfo, diefer Grundgedanke der fonjervativen 
ariltofratiiden Shit ijt vorhanden. Was wird aljo an Kon— 
zejlionen Herausfommen können? Etlihe Dinge, von denen Die 
Konfervativen jagen: „Legt's zu den übrigen! Wir haben uns 
ſchon an fo viele liberale Sahen gewöhnen müſſen — ſchließlich 
etwas mehr oder etwas weniger!“ Aber anders als unter diejer 
innerjten Rejervation der Tonfervativen Gedanken kommt ſicher dur‘) 
Bülow nichts zujtande, was für die Liberalen Wert Hat. 


Auf der anderen Geite aber bejteht für uns die Gefahr, daß 
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der liberal-demofratifhe Zug, der in uns ijt, und von dem wir 
die Neubelebung des deutjhen Liberalismus erwarten, durch diejes 
Zujammengehen taktiſch gedämpft werden wird. (Sehr ridtig.) 
Denn jo gut auf der einen Seite man von den Konfervativen 
erwartet, daß ſie noch ein bißchen mehr von unarijtofratijcher 
Politik ſich gefallen Iafjen, jo erwartet man von uns, dab wir nidt 
übermäßig demokratiſch auftreten follen in diejfer Zeit. Und da 
fommt nun in erjter Linie in Frage die ganze grundjäßliche Stellung 
gegenüber der Arbeiterbewegung. Die Probe für liberal-demo- 
kratiſches Empfinden ijt nun einmal, wie die Dinge im heutigen 
Deutjhland Jind, die Stellung zu der in der GSozialdemofratie 
vorhandenen großen Arbeiterbewegung. Wir können theoretiſch die 
aller-demokratiſchſten Programme haben; jo lange wir Jie nicht um— 
jegen in die mühjame praftiihe Anerkennung derjenigen Strömung, 
die heute von unten heraufiommt im Wolfe, jo lange bleiben ſie 
Deflamation. 


Ich jehe die politiſche Situation, in die wir eingetreten jind, 
nit als eine Ewigleitsjituation an. Ich bin der Meinung, es 
fommt aud) wieder die 56% Majorität an die Oberfläde; dann 
fommt aud) für uns wieder die Situation des prinzipiellen und 
theoretilhen Protejtes. Dann Tommen wir nod einmal genau 
an diejelbe Stelle, denn das Zentrum rüdt erjt noch einmal in 
die Höhe, ehe die Herrihaft der Linken eintritt. Die Trage iſt 
aljo nicht, auf einen Gedanfengang, der verwadjen ijt mit unjer 
aller gemeinjamem politiiden Denken, auf alle Zeit zu verzichten; 
nein, der lette große Kampf des Liberalismus wird unter allen 
Umjtänden gegen redts gefochten werden, denn ein Liberalismus, 
dejjen letter großer Kampf gegen links gefodhten wird, das ijt 
gar feiner — ih weiß nicht, was er ijt! Sider wird und muß 
der Liberalismus, der einmal aufjteigt und jelber ſtark genug wird, 
jeine Mähne zu ſchütteln und jeine Tate zu brauden, jeine Kraft 
brauchen gegen redts. (Stürmiſcher Beifall.) Sp gut wir aber 
willen, — und darin jind wir alle ganz eines Herzens! — daß 
der Geſchichtsprozeß Liberalismus Tontra Konjervativismus ein 
Prozeß von Jahrhunderten ijt, in dem die Grundfrage immer 
wieder klar herausfommt, jo it doch nicht zu verfennen, daß wir 
uns eben jet in einer Zwilchenfituation befinden. Und Dieje 
Zwiſchenſituation wird uns — id) weiß nit, ob id) jagen joll 
erſchwert oder erleichtert — ſachlich erjhwert, praktiſch erleichtert 
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dadurd, daß es uns die Sozialdemofratie im abgelaufenen Wahl- 
fampfe nicht erleichtert hat, die taktiſchen Prinzipien weiter zu 
vertreten, die wir unter großen Schwierigkeiten und Opfern ver- 
treten haben (Sehr wahr!), und deren Hauptführer unter uns 
Dr. Barth gewejen ijt und iſt. Die taktiſche Frage des politiſchen Zu— 
Jammengehens mit der Sozialdemofratie aber ijt nun zunächſt aus der 
Erörterung ausgeſchaltet durch die Erfahrungen gerade in denjenigen 
Zandesteilen, in denen auf der liberalen Seite alle Borbedingungen 
für unjere Taktik dazu vorhanden waren. (Sehr wahr!) Scieben 
wir aljo diefe Sade in eine bejjere Zukunft hinaus. Ich bin über- 
zeugt, die Frageltellung Tommt genau jo wieder, wie jie gewejen 
it. Uber die Gefahr an ſich, abgejehen von diejer taktijchen Einzel- 
frage, die Gefahr an ji), daß der liberale Urgrund unjerer Be— 
wegung dur‘) die Berührung mit den Konjervativen ſchwächer 
wird, iſt tatjählid) vorhanden, und wir würden nit gut tun, 
wenn wir nicht offen von dieſer Gefahr reden wollten. 


Wir werden zu jagen haben: Wir fünnen nit in unabjeh- 
bare Friſten hinaus vergeblid) hoffen und warten, wohin das 
Nachdenken des Reichstanzlers führen wird, jondern der Linfs- 
liberalismus wird in nicht zu ferner Zeit bejtimmt wijjen müjjen, 
auf weldes pojitive Etwas er ſich einzurichten hat, damit er die 
Opfer und Schwierigkeiten, die in dieſer Bülowihen Kombination 
liegen, vor ji und feinen Wählern und, vor der Zukunft des 
deutſchen Liberalismus verantworten Tann. Und wenn da nun Die 
Trage jid) ergibt: was wird es jein? jo haben wir ja natürlid) 
nit die Möglichkeit, unjererjeits allein zu diltieren, dies oder jenes 
muß es fein, weder wir als freilinnige Bereinigung noch aud) Die 
vereinigten Linisliberalen im ganzen; jondern es wird immer eine 
Mehrheit von Möglichkeiten geben, über die verhandelt wird. 
Nur joll man uns nit damit Tommen, daß man eine Reform 
des Börjengejeges bereits als die große Gabe an den deutſchen 
Liberalismus anjieht! Börjenreform ijt etwas jehr Notwendiges; 
lein volkswirtſchaftlich gebildeter Mann wird unterſchätzen, was in 
diejer Frage auf dem Spiele jteht. Aber die Trage, mit der man 
dem Liberalismus die jegige Situation möglich madt, ijt Jicher 
dieſe Börjenreform nicht und aud nit die von Graf Pojadowsty 
in Ausſicht gejtellte Frage der AUrbeitsfamern. Man jhaffe uns 
einmal ein Gejet, das in aller Einfahheit einfadh liberal ijt! 
Dan Ihaffe uns nicht etwa glei eine ganze Epodhe und Ara 
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liberaler Gejeßgebung; wir wünfhen das ja alle, aber es gefchicht 
das ja doch nit — aber man jhaffe ein einziges Gejeß, von dem 
wir jagen fönnen: das ijt ein liberales Gefeß, in das fein Tonfer- 
vativer Gifttropfen Hineingeträufelt ift, ein einziges Gefet, Heike 
es Bereinsfreiheit, heiße es Arbeiterkoalitionsrecht; nur wenige 
Paragraphen, aber etwas Reelles, etwas Wirklihes! Eine Wahl- 
freiseinteilung!! Sonjt werden wir alle miteinander nit daran 
glauben, daß man dem Liberalismus etwas geben will, jonjt werden 
wir immer nur daran glauben, daß man unter der Form eines 
Iheinbaren Liberalismus die Konjervativen befriedigen will. Und 
jolange wir nur an ferne Verfprehungen glauben follen, nüßt das 
uns für die liberale Bewegung im ganzen abjolut noch gar nidts. 
Solange wir Bülow im Landtag Tonjervativ erbliden und im 
Reichsſtag liberal, werden wir beides für wechſelnde Uniformen 
halten und nit für Charaktermerkmale (Sehr ridtig!); uns aber 
liegt nit daran, gelegentlid eine liberale Uniform an oberiter 
Stelle der deutſchen Beamtenſchaft zu ſehen, Jondern uns liegt 
daran, eine Weile liberalen Charakter da oben zu empfinden. 
Deshalb werden wir darauf den Finger legen müſſen, dab in 
Preußen der Minijterpräjident amtlid alles das dedt, was von 
den Minijtern geſchieht. Es iſt ja wahr, die allergrößten Angriffe 
auf die deutſche Bildung madt Bülow nicht felber. Aber wer ijt 
denn ſchließlich verantwortlich für die ganzen Studtihen Geſchichten? 
Das iſt doch er, derjelbe Reichsfanzler, den wir dann wieder im 
Reichstag vor uns haben und dem wir glauben follen, daß es Jo 
etwas wie eine Tonjervativ-liberale Kultur in Deutjhland gibt! 
(Heiterkeit.) Die ihr befränzt die Gräber der Propheten, die ihr 
telegraphiert und ſchreibt, wenn bei Kant oder Schiller oder ſonſt 
- einem Geijteshelden etwas Hundertjähriges pafliert, die ihr für 
die große Kultur der Vergangenheit einen reihen Sinn und Auf— 
nahmefähigfeit behauptet: wieviel Sinn Habt ihr denn für Die 
Kultur von heute, die in den Bahnen von Kant, Fichte oder Schiller 
geht? Denn nicht wahr? Dieſe Kant, Fichte und Schiller auf der 
fonjervativen Seite ſich zu denken, das ijt ein jo hiſtoriſch er- 
heiternder Gedanke! (Heiterer Beifall!) Das Größte, was Die 
Deutfhen an Kultur gehabt haben, war eben liberale Geiltes- 
fultur. Die muß wieder herausgeholt werden, und wie und wo wir 
es Tönnen, jollen wir es tun — und darum jagen wir dringend: 
wir warten, auf ein liberales Gejeß im Reid) und wir warten auf 
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einen liberalen Quftzug in Preußen! Dann werden wir anfangen, 
die Bülowſche Regierung für dauerhafter anzujehen als wir es bis 
heute Tönnen. 


Nun bleibt aber immer noch übrig: Was gefhieht denn nun 
inzwiſchen mit den fozialpolitiihen Fragen? Wir wilfen ganz genau, 
dab von links her vorläufig feine Geſetzgebung gemacht wird, aber 
da wir jpäter unter allen Umjtänden dabei fein wollen, wenn ein- 
mal von lints her Gelege gemadht werden, jo müſſen wir aud) 
jeßt dabei fein bei diefen Kormulierungen und dürfen uns nicht 
Iheuen — tun es ja aud) nicht — mit Zentrum und Eozialdemofratie 
zulammen das ganze Programm einer gründlichen und ernithaften 
Spzialreform dieſer im weſentlichen Tonfervativen Regierung ent- 
gegenzuhalten. Nennen Sie diejen Zuſtand theoretiihe Sozial— 
reform! Gewiß, es hat das alles einen gewiljen theoretiihen 
Charalter, aber es iſt das doch eine dringende Notwendigfeit, wenn 
wir nit zurückſinken follen in den Zuſtand ſozialpolitiſcher Apathie 
und Zeilnahmloligfeit, aus dem wir durch Erfahrung und Mühen 
uns miteinander herausgearbeitet haben. Darum müſſen wir auf 
diefem Gebiete durchaus mit der Linken zujammenarbeiten, formu- 
Tieren und protejtieren. Wir mögen nod) Jo viel gegen das Zentrum 
haben — ih weiß nit, ob es mehr gegen mid) hat oder id) 
gegen dasjelbe, und bei vielen von Ihnen wird das ebenſo fein — 
wir mögen nod) jo viel gegen das Zentrum haben: ſozialpolitiſch 
müjjen wir bereit fein, mit ihm zujammen zu gehen in jeder pral- 
tiſchen und wirklich volfsfreundliden Angelegenheit (Sehr gut!); 
und dabei muß es uns aud) ganz gleidhgültig fein, ob das Zentrum 
im Augenblid mit dem führenden Staatsmanne gut oder nit gut 
ſteht. Dasjelbe gilt ſelbſtverſtändlich von der [ozialdemofratijchen 
Seite, doch brauchen wir das hier nicht noch bejonders zu betonen, 
denn wir haben uns niemals geniert, jozialpolitiihe Gedanlengänge, 
die wir für praktiſch ausführbar hielten, mitzumaden, aud) wenn 
lie ihre erjte Formulierung aus ſozialdemokratiſch-gewerkſchaftlichen 
Händen befommen haben. Wir gehören nicht zur Zentrumswelt- 
anjhauung, wir gehören aud) nicht zur ſozialdemokratiſch-marxiſtiſch— 
revolutionären Anſchauung, aber wir gehören als Liberale in den 
Mittelpunkt aller Reformbejtrebungen des Volkes, weldhes nad) oben 
Itrebt. (Lebhafter Beifall.) Wir gehören dorthin, wo aller Durft 
nad) Freiheit und aller Wunſch nad) Aufjteigen genährt wird. 
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Der Lejer mag ich vielleiht darüber wundern, daß 
wir im vorliegenden Bude kleinen parlamentarifchen Grup- 
pen, wie der Wirtſchaftlichen und der Yreilinnigen Ver— 
einigung einen verhältnismäßig breiten Raum einräumen. 
Cs folgt dies daraus, daß wir den Raum in unjerm Bud) 
nicht bemejjen nad; der Zahl der Abgeordneten, über die 
eine Partei verfügt, jondern nad) der Menge dejjen, was 
ihrem geiltigen Inhalt nad) über jie zu jagen it, und nad) 
dem, was jie jelbjt über ji) zu Jagen hat. Und da jind 
oft oder gar meiltens die kleinſten Parteien Die, deren 
geiltiger Inhalt der bedeutjamjte und interejjanteite iſt, 
weil jie ji) aus jtarfen Individualitäten zujammenjegen, 
die in feine der alten PBarteilhablonen pajjen. Das gilt 
aber vor allem von der Kreilinnigen Vereinigung, und 
innerhalb diejer vom Abg. Dr. Naumann — vielleicht 
dem geiltreihiten Denfer unter unjern PBarlamentariern. 
Ob er aud) einmal unter die erfolgreihen Politiker zu 
rechnen jein wird? Die bisherigen Tatſachen ſcheinen gegen 
ihn zu ſprechen — er jelber aber hat, wie ji) aus jeinen 
Schriften „Demokratie und Kaijertum‘“ und „Neudeutſche 
Mirtihaftspolitif“ ergibt, nocd) den ungebrodhenen Glauben 
an jeine Ideale und den Optimismus, die die erjte Vorbe- 
dingung für jeden jind, der jih zum Bolfsführer berufen 
- fühlt. Naumann will ji nit darauf beſchränken, mit der 
Nachlaßmaſſe des alten Liberalismus weiter zu wurjteln, er 
will auf einer neuen gejunden demokratiſchen Grundlage ein 
neues Gebäude errichten, in dem vor allem aud für die 
Arbeiter eine behaglihe Wohnung bereitet jein joll. Ob fie 
werden einziehen wollen ? 


3. Die Freiſinnige VBolfspartei. 


Sm Juni 1861 bildete jih im preußiſchen Abgeord— 
netenhauje die Fortſchrittspartei. In ihr fanden ſich Mit- 
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glieder der „Fraktion Binde‘, Demofraten und ſonſtige 
Liberale unter der Yührung von Männern zujammen, die 
aud) jpäter noch in der deutſchen Parlamentsgeſchichte rühm- 
lich hervortraten. Namen wie Kordenbed, Siemens, Schulte- 
Delitzſch, Dunder ujw. ujw. waren darunter. Yür die ganze 
\pätere Richtung der Fortſchrittspartei, oder wie ihre ſpä— 
teren Namen lauteten, der Deutſch-Freiſinnigen bezw. Frei— 
linnigen Bolfspartei, it die Erfahrung von größter Be— 
deutung geworden, die jie in der erjten Zeit ihrer politiſchen 
GSelbitändigfeit als Partei machen mußte, der Militärfon- 
fIift in Preußen. Es Tann hier nidt der Ort fein, ihn und 
leine Begleitumjtände näher zu ſchildern — nur das ſei 
gejagt, daß die Regierung den ganzen Konflikt hätte ver- 
meiden Tönnen, wenn ſie ſchon Damals die zweijährige Dienit- 
zeit bewilligt hätte. Sp wurde aber einige Jahre gegen 
den Landtag regiert — vielleicht weniger mit dem Willen 
Bismards als mit der Sympathie des jehr Tonjervativen 
Herrn v. Roon, des befannten und als Organijator hoch 
verdienten Kriegsminijters. In der Oppojition gegen das 
preußiſche Minijterium waren ich ziemlich alle Liberalen 
im preußiſchen Abgeordnetenhauje einig, jolange man nit 
wußte, wo Bismard hinaus wollte. Als aber der Krieg 
von 1866 für Preußen und damit für Deutſchland glüdlic) 
entihieden war, glaubte Bismard den Schritt wagen zu 
dürfen, der allein zur Wiederherſtellung der aud für Die 
Regierung unentbehrlihen geſetz- und verfajjungsmäßigen 
Situation führen konnte: er brachte feine berühmte Indem— 


nitätsporlage ein — einer der Schritte, in denen er ji) 
als großer Staatsmann aud in innerpolitiiher Beziehung 
zeigte. 


Set aber fpalteten fi, wie ſchon bei den National- 
liberalen ausgeführt, die Liberalen. Der Fortſchritt ver- 
weigerte zum großen Teil die Indemnität, die übrigen 
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Liberalen bewilligten fie. Aus den Bewilligern bildete ji 
bald darauf die nationalliberale Partei, die Verweigerer 
blieben als Fortſchrittspartei auch im Tonjtituierenden, ſowie 
im norddeutihen und deutihen Reicdhstage beieinander. Bis 
auf, den heutigen Tag ilt die ſtarre Unbeugjamleit ihrer 
Haltung gegen redits und links und das „unentwegte“ Teit- 
halten an einmal angenommenen Prinzipien ihr am meijten 
Harakteriltiiher Zug geblieben — ohne alle Rüdjiht auf 
politiide Vorteile oder Nachteile, ohne Rüdjiht auf Zweck— 
mäßigfeit oder Unzwedmäßigfeit im einzenen Falle. Daß 
dieje von der Partei jo zäh vertretenen Prinzipien im all- 
gemeinen dem deal entſprechen, das ſich die meilten Deut- 
Iden in den 60er Jahren — mit Einfluß der Ipäteren 
Nationalliberalen — vom Tünftigen Deutihen Reich ge- 
bildet hatten, und daß dieſe Prinzipien, vom rein ſtaats— 
rechtlich-theoretiſchen Standpunkt aus betrachtet, auch Heute 
noch vollite Beachtung verdienen, und jie auch in weiten 
Volkskreiſen finden, ilt aber ein Beweis, daß in der Partei 
weit mehr Intelligenz und politiſcher Wert jtedt, als bei 
ihr ihrer Einjeitigfeit wegen meijt gejudt wird. Eine Partei, 
die Männer wie Richter, Virchow, Fordenbed in ihren Reihen 
gehabt Hat, Tann ſich vielleicht dur) Doftrinarismus ſelbſt 
morden — aber troßdem Tann ihr Programm Grundjäße 
von dauernder Gültigkeit enthalten. 

Der größte parlamentariihe Vertreter der Bartei iſt 
Eugen Richter gewelen, zugleich einer der größten Parla- 
mentarier überhaupt, die Deutſchland bisher gehabt hat. 

Ihm fehlte das ſtaatsmänniſch-diplomatiſche Talent 
Bennigjens, wodurch ſich diejer vielleicht allzu ſehr, wenn 
auch nod) lange nit in dem Make, wie viele feiner Partei- 
genojjen, denen es in geringerem Maße zuteil geworden 
war, zu Kompromiſſen mit der Regierung treiben Tieß, bei 
denen er einem Bismard gegenüber doc meilt der ‚zweite 
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Sieger“ blieb. Was Eugen Richter dagegen vor allen 
anderen deutſchen Barlamentariern auszeichnete, das war 
jein kritiſches Talent und feine finanztechniſche Begabung, 
die ihn auf dem Gebiet des Etatwejens zum allergrößten 
Sachkenner machte. Deutſchland verdanft ihm zwar nicht 
de iure, aber de facto nicht weniger als einfad) alles, was 
dem Reichstag an budgetären Rechten heute zujteht. Die 
Art und Weije, mit der er die früher abjihtlich recht unflar 
abgefakten Etatentwürfe der Regierung zu zergliedern ver- 
Itand, wie er in die jchwierigiten rechneriſchen und technijchen 
Details auf dem Gebiete der Militärverwaltung eindrang, 
wird für einen jeden Parlamentarier, der ihm in dieſe ver- 
widelten Materien folgen will, vorbildlich) bleiben. Und 
bier hat er feine glänzendjten Erfolge erzielt. Wenn er die 
Regierung in jahrzehntelangem, heißem Kampf dazu ge- 
zwungen und erzogen hat, überjihtlihe und are Rechnung 
zu legen und vorjihtig in der Ausgabe nicht bewilligter 
Poiten zu fein, jo war das feine Kleinigkeit gegenüber 
einem Beamtenapparat, der zum großen Teil in altpreußiſch— 
polizeiltaatlihen Anjhauungen befangen war. Davon waren 
aud) jo verdiente Männer wie Graf Moltke, Roon und vor 
allem Fürſt Bismard Teineswegs frei. 

Diejer harte Kampf verbitterte Richter aber aud) und 
wirkte injofern hemmend auf die geiltige Entwidlung jeiner 
Partei, als dieje daran gewöhnt wurde, in ihm ihren ge- 
borenen VBorfämpfer zu fehen, dem fie bedingungslos folgte. 

Das an fih löbliche und für jeden pflichtbewuhten 
Bolfsvertreter jelbjtverjtändliche Beſtreben, neben einer ehr- 
lihen aud) eine ſparſame Verwaltung der Gelder der Steuer- 
zahler durchzuſetzen und garantiert zu erhalten, verführte 
Richter des weiteren zu einer Sparjamfeitspolitif, die er 
zulet falt gewohnheitsmähig aud) da in Anwendung bradte, 
wo jie nicht am Pla war. Diele Sparjamfeit um jeden 
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Preis ijt die Urſache gewejen, daß die Yreilinnige Volks— 
partei im Jahre 1893 den Anſchluß verfehlte, wo es darauf 
anfam, dem Grafen v. Caprivi den Agrariern gegenüber 
den Rüden zu jtärfen. Sie it die Schuld gewejen, da 
die Zreilinnige Bolfspartei in der Kolonial- und Ylotten- 
politif lange Zeit eine dur ſonſt nichts zu rechtfertigende 
feindfelige Haltung eingenommen hat, wodurd) die Negie- 
rung weit mehr zur Anlehnung nad) rehts gedrängt wurde, 
als es ſonſt der Yall gewejen wäre. 

Über ihre Entjtehung und ihre programmatifchen Kund— 
gebungen hat die Partei ſelbſt u. a. das — ver⸗ 
öffentlicht: 


Die Freiſinnige Volkspartei iſt am 7. Mai 1893 gebildet 
worden, nahdem am Tage vorher aus Anlaß der abweichenden 
Abltimmung über die Militärvorlage eine Trennung in der Yrei- 
linnigen Partei ſich vollzogen Hatte. 

Nah Vollzug der Neuwahlen zum Reidistag, welche nad) der 
Auflöfung des Reihstags aus Anlaß der Ablehnung der Militär- ' 
worlage erfolgten, fand am 15. und 16. Juli 1893 die weitere 
formelle Konjtituierung der Freiſinnigen Volfspartei auf einem 
dazu nad) Berlin berufenen Parteitag ſtatt. Der Parteitag erflärte 
durch Refolution jein vollites Einverjtändnis mit der Haltung der 
Traktion in der Angelegenheit der Militärvorlage und [prad) ins- 
bejondere über die gegenüber der Freiſinnigen Vereinigung voll- 
zogene Scheidung, welde nad) Lage der Sahe unumgänglid) war, 
feine Befriedigung aus. Der Parteitag ftellte ein Organijations- 
ſtatut der Partei auf. 

Der auf Grund des Drganijationsjtatuts vom 22./24. Sep⸗ 
tember 1894 in Eiſenach verfammelte Parteitag, welder von ca. 
350 Abgeordneten und Delegierten aus ca. 150 Wahlkreiſen beſucht 
war, nahm das hier unten folgende Parteiprogramm einjtimmig an. 

Ein dritter Parteitag tagte vom 12.—14. September 1897 
in Nürnberg, von 264 Delegierten und Abgeordneten aus 125 Wahl- 
kreiſen beſucht, jtellte ein Programm für die 1893 jtattfindenden 
Reihstagswahlen auf, genehmigte ein Programm betreffend För— 
derung der Landwirtihaft, faßte Beſchlüſſe in bezug auf Wahl- 
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tattit und Wahlagitation und genehmigte einzelne Abänderungen 
des Drganijationsitatuts. 

Ein weiterer Barteitag fand am 27.—29. September 1902 
in Hamburg Statt. Der Parteitag bejtätigte das Nürnberger Wahl- 
programm von 1898, ebenjo das Nürnberger landwirtſchaftliche 
Programm und fahkte die Hauptforderungen der Partei Hinfihtlicy 
der Agrargejeggebung, der Handwerkerfrage und der Arbeiterfrage 
in Rejolutionen zufammen. Siehe hiernad) den Wortlaut derjelben 
und der anderen dajelbit gefahten Rejolutionen. Anwejend waren 
242 Delegierte und Abgeordnete aus 115 Wahlkreiſen. 


Allgemeines Programm der Freiſinnigen Volks— 
partei nad) den Eiſenacher Beſchlüſſen. 

Die Freiſinnige Volkspartei erjirebt die Befeltigung der 
nationalen Einigung Deutſchlands, den Ausbau der politiihen Frei— 
heit und die Hebung der Wohlfahrt des gejamten Volkes und aller 
leiner Teile. Sie befämpft alle Sonderbejtrebungen, welde dem 
Intereſſe der Gejamtheit zumwiderlaufen. Die Bartei ſucht ihre 
Ziele zu erreichen auf gejeß- und verfajjungsmäßigem Wege durch 
Zuſammenwirken im Reid, in den Einzeljtaaten, politiſchen Ver— 
bänden und in freien Vereinigungen. 

Sn der Überzeugung, dab politiihe Freiheit, allgemeine 
Bildung und wirtichaftlihe Selbjtändigkeit ji) gegenfeitig bedingen, 
jtellt die Partei folgende Forderungen auf, unbejhadet einer Er- 
gänzung derjelben nad) Bejonderheiten der einzelnen Staaten und 
Gemeinwejen. 

I, Die freiheitlide Ausgejtaltung des Gemeinwejens als 
unerläßlihe Vorausſetzung der Volkswohlfahrt erheiſcht: 

a) Aufrechterhaltung der bundesſtaatlichen Grundlage des 
Deutihen Reis, Schonung beredtigter Eigenart, Gelbjtverwaltung 
in Kommunalverbänden und Gemeinden, Reform des Wahlredts 
in denjelben nad) den Bedürfnijfen der Einzelftaaten; feine Klajjen- 
. wahlen, feine öffentlide Abſtimmung; 

b) Entwidlung eines wahrhaft Tonftitutionellen Verfafjungs- 
lebens im Reid) und in allen Einzelltaaten: Sicherſtellung und 
Kräftigung der Rechte der Volksvertretung, Verwirklichung der 
Minijterverantwortlichkeit, Reichsminiſterien, einjährige Yinanz- 
perioden, jährlihe Steuerbewilligung, Erhaltung des geheimen, 
allgemeinen, gleihen und direkten Wahlrechts für den Reichstag, 
Ausdehnung desjelben auf die Landtagswahlen der Einzelltaaten, 
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Sicherung der Wahlfreiheit, Vollziehung der Wahlen am Sonntag, 
dreijährige Wahlperioden, Einteilung der Wahlkreiſe entſprechend 
veränderter Einwohnerzahl, Diäten für die Abgeordneten; 

c) Gleihheit vor dem Geſetz ohne Anjehen des Standes, der 
Partei und des Glaubens: Teine Bevorzugung des Adels im öffent- 
lihen Dienjt, feine Zurüdjegungen wegen religiöjer oder politiſcher 
Überzeugungen, volle Gewiljense und NReligionsfreiheit, gleiches 
Recht für alle Beienntnijje, feine Bevorrehtung von Religions 
gejellihaften durd) den Gtaat; 

d) Schuß der freien Meinungsäußerung in Wort und Schrift: 
Prehfreiheit, reihsgejeglihe Regelung des Vereins: und Ber- 
ſammlungsrechts auf freiheitlider Grundlage; 

e) volkstümliche Rechtspflege: Schwurgeridte für alle poli= 
tiigen und Prebvergehen, Sicherung einer gleihmähigen und uns 
parteiiihen Strafverfolgung, Rechtſprechung und Strafverfolgung ; 
Einführung der Berufung gegen die Urteile der Straflammern, 
Durdführung der Berwaltungsgeridhtsbarkeit, Bejeitigung der Ein- 
griffe der DVerwaltungsbehörden in die ordentlide Rechtspflege 
dur Erhebung des Konflilts, Haftpfliht des Fiskus für rechts— 
widrige Handhabung der Amtsgewalt, Entihädigung unjchuldig 
Berurteilter und Verfolgter, erleihterte Rechtsverfolgung durch 
Herabjegung der Prozeßkoſten, freie Advokatur. 


II. Die Bolfsbildung erheilht Förderung und gejeßlidhe 
Regelung des obligatorijchen, unentgeltlihen Volksſchulunterrichts, 
Unabhängigfeit der Schule von der Kirche, unbeſchadet der Ord- 
nung des WReligionsunterrichts, Umgejtaltung des höheren Schul— 
wejens entjprehend den Anforderungen der Zeit, fachmänniſche Be- 
aufligtigung der Lehrtätigkeit. Die Partei widmet ihre Für— 
ſorge insbejondere allen Zweigen des Unterridhtswejens, welche 
geeignet jind, die bejjere Ausrüjtung der Jugend für das heutige 
wirtfhaftlide und foziale Ringen zu ftärfen. 


Ill. Die Wohlfahrt der Yamilie ijt die Vorausjegung des 
Gedeihens eines jeden Gemeinwejens. Die öffentlihe Gejundheits- 
pflege ijt zu fördern und insbejondere die Bejeitigung der Miß— 
ftände in den Mohnungsverhältnilfen anzujtreben. Das Erwerbs- 
gebiet für das weibliche Geſchlecht Voll erweitert werden, jedoch ohne 
Beeinträhtigung des wichtigſten Berufs der Yrau als Gattin und 
Mutter. 


— 214 — 


IV. Die wirtfhaftliden Verhältniſſe der Gejamtheit und 
der Einzelnen find auf den Grundlagen der bejtehenden Gefellihaft 
unter Ablehnung der falſchen Lehre von der Allmadt des Staates 
zu heben, und zwar jowohl durch Gelbithilfe der Beteiligten, 
durd) freies Zuſammenwirken der Gejellidaftstlaffen, als aud) durch 
Einwirlung der Gemeinden und des Staats. Staatliche Eingriffe 
in das wirtjhaftlihe Leben dürfen immer nur da erfolgen, wo 
es das allgemeine Wohl erfordert und die Abhilfe auf anderem 
Mege nicht erreichbar ift. Die Partei erjtrebt deshalb in bezug auf: 

a) alle Arbeitgeber und Arbeitnehmer: Yörderung aller auf 
friedlihe Berjtändigung zielenden Einrichtungen, geſetzliche Aner- 
fennung der freien Berufsvereine zugleich als berechtigter Intereſſen— 
vertretung, Sicherung und Derallgemeinerung der Koalitions— 
freiheit, Freizügigkeit. Ausbau der Arbeiterfhußgefeßgebung, ins— 
bejondere zum Schuß der Arbeitnehmer gegen mikbräudlide An— 
forderungen an ihre Wrbeitstraft, Geltaltung der öffentliden Be— 
triebe zu ſozialen Mujteranjtalten, zeitgemäße Regelung der Rechts— 
verhältnijje der in Haus und Landwirtjhaft beihäftigten Per— 
Ionen, Bereinfahung und Verbeſſerung der Arbeiterverjierung, 
namentlih aud durch Yörderung der auf GSelbithilfe und Selbſt— 
verwaltung beruhenden freien Hilfstajfen der Arbeitnehmer; 

b) Handwerk und Gewerbe: Aufreterhaltung der Gewerbe- 
freiheit, Yörderung der gewerblichen Yortbildungs- und Fachſchulen, 
jowie der Lehrwerfitätten, Yortentwidlung des Genoſſenſchafts— 
wejens, aber feine jtaatliche Bevorzung von Beamten- und Offiziers- 
vereinen, Innungsfreiheit ohne Snnungsprivilegien, Pflege der 
Handwerker, Gewerbe- und Gewerfvereine, Belämpfung der Borg— 
wirtſchaft, zwedmäßige Gejtaltung des öffentliden Submiſſions— 
wejens, Einſchränkung der Militärwerkftätten, Beleitigung der durch 
die Gefängnisarbeit dem freien Gewerbe entjtehenden Schäden; 

c) Landwirtihaft: Berehtigung zur freien Veräußerung, 
Dererbung, Teilung und Zujammenlegung des Grundeigentums; 
Beleitigung der Hindernilfe, welde einer Mehrung des bäuer= 
lihen Belites und der Anſäſſigmachung von Xrbeitern entgegen» 
itehen, daher Veräußerung von Domänen, Einfhränfung des Be— 
lies der toten Hand, Aufhebung der Fideikommiſſe, Höferollen und 
Anerbenrechte jowie Förderung der inneren Kolonijation — Melio— 
rationen, Regelung der Wafjerläufe; wirffamen Schuß gegen 
Wildſchaden, namentlih durch Einhegung des Hochwildes; Er— 
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weiterung des landwirtfhaftlihen Fachunterrichts; Pflege des 
landwirtijhaftlihen Genojjenihaftswejens; Schaffung leiſtungs— 
fähiger Gemeinde» und Kommunalverbände unter Bejeitigung der 
fommunalen und ftaatlihen Privilegien des Großgrundbeſitzes 
und jeder unberehtigten Sonderitellung von Gutsbegirten ; 


d) Handel und Verkehr. Handel- und Berfehrsfreiheit im 
Innern, Handels: und Tarifverträge mit dem Ausland; Ent- 
laftung des Reis in der Kolonialpolitit, aber Schuß der Reid)s- 
angehörigen im Auslande, Mehrung der Verkehrsmittel, ins- 
befondere auch Zulaffung konkurrierender Privateilenbahnen, durd)- 
greifende Reform und Berbilligung der Tarife im Transport- 
und Verkehrsweſen, Aufredhterhaltung der Goldwährung; Reidjs- 
verjiherungsgejeggebung auf freiheitliher Grundlage. 


V. Die öffentliden Laften find, ſoweit es die Zwecke des 
Gemeinwejens irgendwie gejtatten, |parjam zu bemefjen und unter 
Schonung der minderleijtungsfähigen Schultern gerecht zu ver— 
teilen. Die Partei erjtrebt daher: 


a) im Steuerſyſtem: Entlaftung der notwendigen Lebens- 
mittel und unentbehrlihen VBerbraudsgegenftände von Steuern 
und Zöllen, feine Zoll- und Steuerpolitif im Dienſte von Sonder- 
interejjen, feine Steuerprivilegien, Teine Monopole; progreſſive Be- 
fteuerung von Einlommen und Erbidaften. 


- b) im Militärwefen: Erhaltung der vollen Wehrkraft des 
Volkes, allgemeine Dienftpfliht bei möglichſter Abkürzung der: 
Dienitzeit, Reform des Einjährig-Freiwillig-Inftituts, Teine ge— 
fonderte Knabenerziehung zu Berufsjoldaten, Beförderung nad: 
Maßgabe der Tüchtigfeit, Teine Verabſchiedung wegen unter-- 
lajjener Beförderung, feine Duelle, Beſchränkung der Militär-- 
gerichtsbarkeit auf militäriſche Verbrechen und Vergehen, Öffent=- 
lichkeit und Mündlichkeit des Strafverfahrens, jährlihe Feſt— 
ſtellung der Friedenspräſenzſtärke durch das Etatsgeſetz. 


VI. Unterſtützung der internationalen Friedensbeſtrebungen, 
Berallgemeinerung des jhiedstichterlihen Verfahrens bei inter: 
nationalen Redtsitreitigfeiten. 


Dies alles zum Wohl des Volkes und zum Heile des Vater— 
landes mit felbftlofer Hingabe in einmütigem Zuſammenwirken. 
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Landwirtjhaftlides Programm der Kreifinnigen 


Bollspartei nad den Nürnberger Beſchlüſſen. 
Der Parteitag der Yreilinnigen Volkspartei, durchdrungen 


von der Bedeutung der deutfhen LandwirtfHaft für Produftion 
und Konjumtion des Volles und in Anerkennung der Schwierig- 
feiten bei den durch veränderte Verhältniſſe mehrfady gebotenen 
Umgeftaltungen der Betriebsweije, erjtrebt die energiſche Förderung 
der Landwirtigaft duch Zujammenwirien der Gejehgebung und 
Berwaltung im Reid) und in den Einzeljtaaten und aller übrigen 
Kräfte des öffentlihen Lebens. Insbeſondere wird ſich die Frei- 
finnige Bolfspartei angelegen fein laſſen: 


I. 


Dermehrung des mittleren und Tleineren bäuerlihen Beſitzes, 
Anjiedelung von möglidjt viel Arbeitskräften, Abſchaffung der 
Fideikommiſſe, Überlajjung von Domänen zur inneren Ko- 
Ionijation; 


. Berehtigung zur freien Beräußerung, Vererbung, Teilung und 


Zujammenlegung des Grundeigentums, Teine Anerbenrechte 
Höferollen zum Nachteile nahgeborener Gejhwilter; 


. Hörderung von Landesmelivrationen durch die Gejehgebung 


und durch Beihilfe aus öffentlichen Mitteln, insbejondere 
aud für eine rationelle Wafferwirtfgaft, Schuß gegen Hod- 
waſſer, Regulierung der öffentlihen Ströme und der Gebirgs- 
flüſſe; 


.Pflege, Schuß und Erhaltung des Waldes; Aufforſtung der 


geeigneten im Staatsbeſitz befindlihen Parzellen; möglichſte 
Berüdjigtigung der Intereſſen der Landwirtihaft bei Streu— 
abgabe unter Mitwirlung der beteiligten landwirtſchaftlichen 
Organe; 


. Öeitaltung des Jagdrechts und der Wildihadengejehgebung 


im Intereſſe des Schußes der landwirtſchaftlichen Kulturen, 
insbejondere durch Einhegung des Hodhwildes und ein ein- 
faches Schadenerjfaßverfahren vor unparteiiſchen Behörden. 
Die Jagdbezirke find nicht größer als notwendig zu bemejjen 
und die Jagdſcheingebühren möglichſt niedrig zu jegen; 


. Pflege des landwirtfhaftlihen Genoſſenſchaftsweſens auf der 


Grundlage der GSelbjthilfe, insbejondere zum Bezuge der land- 
wirtihaftlihen Betriebsjtoffe, Jowie zur Verarbeitung und Ver— 
wertung der landwirtfHaftlihen Erzeugniſſe; 
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12. 


13. 


3 a 


. Hebung der Viehzucht und Biehhaltung, weitere Ausbildung 


ber Seuchengeſetzgebung und des Verjiherungsweiens gegen 
Seuchengefahr; Freibanien bei Kommunen mit Schladthaus- 
betrieb; 


. Vermehrung der landwirtſchaftlichen Fachſchulen und Fort» 


bildungsijhulen, Prämiterung des Verſuchweſens; 


. Hörderung des Wegebaues, Eniwidelung des Nebenbahn- 


und Sleinbahnwejens, aber ohne Bevorzugung von Einzel— 
interejjen, Herjtellung neuer, aud) der Landwirtihaft nußbar 
zu madender Waſſerſtraßen, billige Tarife für die Zufuhr 
von Dung- und Yuttermitteln und für den Abjat Tandwirt- 
ſchaftlicher Erzeugnifje, in der Perjonenbeförderung Ermäßi- 
gung der Yahrpreije dritter Klaſſe auf die Süße der bis— 
berigen, Tünftig in Fortfall zu dringenden, vierten Klaſſe; 
Förderung und Erleichterung des Berlehrs auf öffentliden 
Märkten und Börjen in Erzeugnijjen der Landwirijhaft behufs 
größtmöglicher Benutzung dieſer Anjtalten und einer ſach— 
gemäßen Breisbildung im Handel, zur Unterſtützung der leß- 
teren raſche und zuverläffige Aufnahme und Veröffentlichung 
der Gtatijtii über den Umfang von Produltion und Umſatz; 
Zeitgemäße Regelung der NRedtsverhältnijfe der in Haus- 
und Landwirtigaft beihäftigten Perſonen; 

Bejeitigung der Tommunalen und ftaatliden Privilegien des 
Großgrundbeliges, Zujammenlegung von Gutsbezirten und 
Landgemeinden und, wo Jolde nicht ausführbar, Bejeitigung 
jeder unberedtigienn Gonderjtellung der Gutsbezirte, ins— 
bejondere in der Berteilung der Schul, Armen: und Wege- 
baulaſten; 

Selbſtverwaltung der Landgemeinden nach dem Recht der 


Städte, insbeſondere auch Wahrnehmung der Polizeiverwal— 


14. 


15. 


16. 


tung dur) die Gemeindevorſteher; 

Einführung des direkten und geheimen Wahlrechts bei den 
Wahlen zu den Landwirtihaftstammern; 

Beſchränkung der Nealjteuern auf die Schadloshaltung des 
Gemeinwejens für die öffentlihen Einrihiungen zum bejon- 
deren Borteil des Grund» und Hausbeſitzes; angemejjene 
Entihädigung für Einquartierung und Borjpannleijtungen; 
Beleitigung der Liebesgaben für die Brennereien und der 
Ausfuhrprämien für Zucker und damit Kortfall der Er— 
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Ihwerungen aus der Steuergejeßgebung für die Anlage neuer 
Brennereien und für die Ausdehnung der Rübenfultur, Ver— 
wendung der bisherigen Aufwendungen für Liebesgaben und 
Prämien zur Aufhebung der Mailhraumfteuer und zur Er- 
mäßigung der AZuderjteuer; 

17. Bei der Neugeltaltung der Handelsverträge und Zolltarife 
möglichſte Berüdjihtigung auch der landwirtſchaftlichen Aus— 
fuhrartikel und im Falle der Herabſetzung von Einfuhrzöllen 
auch gleichzeitig Entlaſtung der Verbrauchsgegenſtände der 
Landwirtſchaft von Zöllen und Steuern. 


Hamburger Reſolution über Handwerkerfragen. 

Die neuen Zwangsinnungen für Handwerker erweiſen ſich, 
wie vorauszuſehen war, als ein ſolcher Fehlſchlag für die Förde— 
rung des Kleingewerbes wie die übrigen durch das Geſetz von 
1897 zur Organiſation des Handwerks und auch ſchon vorher ge— 
machten Experimente der Geſetzgebung in zünftleriſcher Richtung. 
Der Parteitag bedauert, daß gleichwohl eine erhebliche Zahl von 
Handwerkern auf weitere Beſchränkungen der Gewerbefreiheit hin— 
drängt, welche nur geeignet ſind, den Betrieb des Handwerks und 
insbeſondere die Konkurrenz desſelben mit dem Großkapital nach 
den verſchiedenſten Richtungen zu erſchweren. Nur zu ſehr ſind ſchon 
zum Schaden des Handwerks durch ſolche falſchen Beſtrebungen die 
Intereſſen abgelenkt von poſitiven Einrichtungen, die ohne Be— 
nachteiligung der Allgemeinheit geeignet ſind, das Kleingewerbe 
durch Zuſammenwirken der Handwerker mit anderen Klaſſen der 
Bevölkerung zu fördern. 

Die Freiſinnige Volkspartei erſtrebt in dieſer Richtung: 1. Die 
Förderung der Lehrlingsausbildung durch Hebung des Volks— 
unterrichts, Errichtung und Ausgeſtaltung von obligatoriſchen Fort— 
bildungsſchulen und Fachſchulen, Veranſtaltung von Sammelaus— 
ſtellungen prämiierter Lehrlingsarbeiten, Belohnung von um die 
Lehrlingsausbildung beſonders verdienten Meiſtern, Errichtung von 
Lehrlingsheimen und Lehrwerkſtätten, Ausbildung von Handwerks— 
meiſtern zu praktiſchen Lehrern für Fortbildungs- und Fachſchulen. 
2. Fortbildung der Meiſter und Geſellen durch Veranſtaltung von 
Ausſtellungen kleingewerblicher Motoren, Maſchinen und Werk— 
zeuge, durch Vorführung bewährter Arbeitsmethoden und tech— 
niſcher Fortſchritte des Kleingewerbes in Lehrkurſen, Vermehrung 
und weiteren Ausbau der Meiſterkurſe, Erleichterung des Be— 
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ſuches diefer Kurfe durd) Gewährung von Stipendien. 3. Bildung 
von Handwerker- und Gewerbevereinen, auch freier nit mit 
Zwangsrechten verfnüpfter Innungen. 4. Herabjegung bezw. Auf- 
hebung der Zölle auf notwendige Materialien und Halbfabrifate, 
Werkzeuge, Maſchinen, wie fie das Handwerk gebraudt. 5. Er- 
leihterung der Vorausſetzungen zum einjährig-freiwilligen Dienft 
für Handwerker mit fachmänniſcher Schulbildung, aud) wenn dies 
jelben nicht auf fremde Spraden ſich verjtehen. 6. Einführung 
von Reidhstagsdiäten zur Ermöglidung der Wahl von Hand» 
werfern. 


Ihren eriten Parteitag Hatte die damalige Deutſche 
Fortſchrittspartei am 24.—26. November 1878 zu Berlin 
gehalten und im Anflug daran ein Brogramm veröffent- 
licht, das dem vorjtehend abgedrudten in den Grundzügen 
gleihartig it. Schon damals forderte die Partei, wie 
aud) früher ſchon in Preußen, die Verkürzung der Dienitzeit 
bei Entwidlung der vollen Wehrfraft des Volkes und wirk— 
liher Durhführung der allgemeinen Wehrpflidt. Auf ähn- 
lichem Boden jtanden aud die „Einigungspunfte‘ vom 
5. März 1884, auf Grund deren die Verſchmelzung mit den 
Sezellionijten zur Deutſchen Freijinnigen Partei zujtande 
fam. Der Bolljtändigfeit wegen ijt zu erwähnen, daß aud) 
im Sahre 1874 wegen Differenzen über militäriide und 
wirtihaftlie Yragen jih von der Yortigrittspartei ihr 
rechter Ylügel, die Gruppe Löwe-Berger, abgelöjt Hatte. 
Durh Ausfall bei den nächſten Wahlen erlitt die Gruppe 
Ihwere Einbußen und ſchloß ſich dann den Nationalliberalen 
an. Diejer Yall und die ſchwierige Stellung der heutigen 
Treilinnigen Bereinigung zeigen, daß eine zwilhen den 
Nationalliberalen und dem Fortſchritt jtehende Gruppe, 
ebenjo wie ſolche zwiſchen den Nationalliberalen und der 
Reihspartei, nicht genügende Unterjchiede gegenüber den 
benachbarten großen Parteien in ihr Programm bringen 
fann, um daraufhin große Wählermajjen, die für feine 
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politiide Nuancierungen wenig Verſtändnis haben, an ihre 
Fahnen zu fejjeln. 

Das allgemeine Programm der Yreijinnigen Bolfs- 
partei ilt nın feinem Charakter nad) ein recht demofratijches, 
und enthält ſämtliche Yorderungen, Die zur Demofratijierung 
unjeres öffentlihen Lebens beitragen Tünnen. Die Partei 
iſt dabei zuverläjlig Taijertreu — hat dod Richter einmal 
einen Hamburger Abgeordneten, der aud) für das Reid) eine 
republifaniihe Verfaſſung, wenn nicht als zu erjtreben, 
jo doc; als ideal bezeicynet Hatte, ohne weiteres aus der 
VPartei ausgeſchloſſen. 

Daß die Förderung der Volksbildung in den Be— 
ſtrebungen der Freiſinnigen Volkspartei von jeher einen 
breiten Raum eingenommen, darf für ſie als eine liberal— 
demokratiſche Partei als ſelbſtverſtändlich gelten. 

In ſozialer Beziehung erhoffte die Partei früher alles 
und auch heute noch mehr als andere Parteien von der 
Selbſthilfe. Sie iſt der Meinung, daß der Arbeiter, wenn 
man ihn nur in jeder Beziehung, namentlich auch durch 
ſeine Bildung, von allen. Feſſeln frei machte, doch immer 
nod) das Beite zur Sicherung ſeiner Exijtenz und jeiner 
Zukunft jelbjt beizutragen in der Lage jein würde. Die 
Partei unterſchätzt dabei freilih die Übermadht des Kapi- 
talismus, wie jie auf der andern Geite eine gar zu große 
Angſt vor der Staatseinmilhung hat. Die leßtere liegt 
wohl in ihrer Hiltoriihen Vergangenheit begründet. Gie 
fann jih einen andern Staat, als den alten Polizeiltaat, 
den fie gewiß ruhmvoll befämpft hat, kaum voritellen, und 
trägt, von dem Standpunft aus, mit Recht Bedenken, einem 
ſolchen Staat mehr Macht einzuräumen, als ihm zur Durd)- 
führung feiner allerunumgängligjften Aufgaben nötig it. Sit 
es doch eine der charakteriſtiſchſten Tendenzen der Frei- 
‚imigen Bollspartei und des älteren Liberalismus über- 
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haupt, daB man die Wirkſamkeit des Staats gern auf 
möglidjt wenige Gebiete einſchränken mödte. Heute it 
die Entwidlung über dieſen Punkt wohl hinaus. 

Die frühere unglüdlide Haltung der Bartei in 
Kolonialfragen, die 1894 zur Aufnahme der Yorderung 
nach einer „Entlaſtung des Reis in der Kolonialpolitit‘ 
ins Programm führte, ſcheint mit dem Antrag Ablaß, 
der im Dezember 1906 die Partei ins NRegierungslager 
führte, endgültig verlajjen zu fein, wie ja auch das bet 
der Freilinnigen Bereinigung erwähnte Yranffurter Eini- 
gungprogramm ein erfreulides Zeichen iſt, daß die größte 
Partei des entjhiedenen Liberalismus ſich anjdidt, in höhe— 
rem Maße pojitive Politik zu treiben, als das bislang der 
Yall war. 

Ihr Milittärprogramm verjpridt feinem Wortlaut 
nad) mehr, als die Reichstagsfraktion meiltens in praxi 
zu bemwilligen bereit gewejen il. Zum großen Teil aber 
lag die Schuld aud) an der Starrjinnigfeit der verbündeten 
Regierungen, wenn es bislang immer jo [wer gehalten hat, 
mit der Partei Eugen Richters jih in Militärfragen zu 
einigen. Vermutlich würde man wegen ein paar taujend 
Dann nit viel Gerede mahen, wenn die Regierungen in 
militärjuriltiihen und derartigen Dingen einen moderneren 
Standpunft einzunehmen ji) bequemen würden. 

Sntereflant jind aud die Forderungen des Iandwirt- 
\Haftlihen Programms der Freilinnigen Volkspartei. Sie 
deden ji nicht ganz mit dem, was man auf jeiten anderer 
liberaler Richtungen zugejtehen würde, namentlih nehmen 
lie feine Stellung zu dem u. a. auch von Naumann gebilligten 
ſtaatlichen Realfredit. 

Die in der Hamburger Rejolution enthaltenen Yorde- 
rungen zur Handwerkerfrage ſchließlich erſcheinen ſehr plau- 
ſibel. Was vom Handwerk heute noch zu retten iſt, würde 
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Dadurd) eher Vorteil gewinnen, als durch Jämtliche Rezepte 
der mehr oder weniger berühmten Mitteljtandstetter. 

Die Freilinnige Bollspartei Hat 1893 2/,, 1898 und 
1903 etwas über !/, Millionen Stimmen aufgebradt. 1907 
ftellte fie mit faft 3/, Millionen einen Rekord auf. Sie war 
1903 mit 21 Abgeordneten vertreten, 1907 jind es 28 ge- 
worden. | 


4. Die Deutſche Bolfspartei. 


Als ein Überbleibjel aus der Zeit der bürgerliden 
Revolutionen, die, mögen jie im einzelnen erfolgreid) ge- 
wejen jein oder nicht, Doch den Grund zu unjerm heutigen 
politilden Leben gelegt haben, ragt in unjere Tage die 
Deutihe Volkspartei hinein, in mandhen Beziehungen Die 
radikalſte unjerer entjhieden liberalen Gruppen, mit denen 
lie ji) neuerdings auf dem Boden des Frankfurter Mindelt- 
programms geeinigt hat. Ihre Vorfahren waren jene bür- 
gerlich-radifalen Politiker, die den deutſchen Nationaljtaat 
um die Mitte des 19. Jahrhunderts zu verwirklichen dachten 
in der Form eines Bundes von relativ jelbjtändigen demo— 
kratiſch, möglichſt republifanijh regierten Einzeljtaaten, etwa 
nad Analogie der Schweiz. 

Ihre Anhänger fand dieje politiihe Richtung bejon- 
ders im ſüdweſtlichen Deutſchland, namentlih in Württem— 
berg, doch gab es aud eine Sächſiſche Volkspartei, Die 
Tpäter in jozialdemofratijhes Fahrwaſſer geriet. Vor dieſem 
Shidjal wurde die Deutjhe Volkspartei vor allem durd) 
ipren Yührer Sonnemann, den Herausgeber der Frankfurter 
Zeitung, bewahrt, der dafür von den Sozialdemokraten 
weidlic) angefeindet wurde. 

Der Norddeutjhe Reichstag Tonnte der Partei natur- 
gemäß feinen Boden für ihre Betätigung bieten, aber aud) 
in den Reichsſtagen von 1871 an iſt fie niemals zahlreich 


— 23 — 


vertreten gewejen. Ihre Stimmenzahlen haben jich meijt 
unter 100000 gehalten. Am beiten ſchnitt fie ab in den 
Sahren 1890 mit 147570 Wahlftimmen und 10 Abgeord- 
neten, jowie bejonders 1893 mit 166757 Stimmen und 
11 Abgeordneten. Im Kartellreihstage von 1887 war die 
Partei gar nicht vertreten. Die Wahlen hatten ihr 
83818 Stimmen, aber fein Mandat gebradt. Ihre rich— 
tige Taktik gegenüber den Kolonialfragen im Dezember 
1906 und ihre freundihaftlihde Haltung gegenüber den 
andern liberalen Fraktionen haben ihr neuerdings wieder 
mehr Sympathien erworben. Sie vermodte daher 1907 
ſtatt 91217 Stimmen und 6 Abgeordneten im Jahre 1903 
138607 Stimmen auf ſich zu vereinigen und 7 Vertreter 
durchzubringen. 

Ihr erſtes Programm datiert von 1868. Wie ſehr 
häufig die Kundgebungen Kleiner Parteien, die ſcharf ihre 
Stellung pointieren müjjen, it es redt lang. Wir ver- 
zihten daher auf jeine wörtlihe Wiedergabe, und bemerfen 
nur, daß fein Artikel 2 in nationaler Beziehung den alten 
Bartilularismus und „Kantönli“Geiſt nod) jehr wenig ver- 
leugnete. Er erſchien darin mit einer jtarfen VBerbrämung ins 
Snternational-Humanitäre. Der Artikel Tautete: 


„sn nationaler wie in internationaler Beziehung anerkennt 
fie den jedem einzelnen Volksſtamme zujtehenden gleihen Anſpruch 
auf Selbſtbeſtimmung. Sie erjtrebt einen auf Freiheit gegründeten 
Bundesjtaat jämtliher deutſchen Stämme, einen Friedens- und 
Freiheitsbund der Völker.“ 


Das neue Programm der Partei, das wir untenjtehend 
folgen lajjen, zeigt, daß der nationale Gedanke inzwijchen 
auch bei der Deutihen Volkspartei jtärfer gezündet hat, 
jo daß jie heute wirklich ihrem Programm nad) eine, Deutſche 
Volkspartei“ it, während das 1868er Programm ſie mehr 
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als die beretigte Trägerin ihres anderen Namens: „ſüd— 
deutſche Demokraten“ hervortreten läßt. 

Rühmend anerkannt ſei aber, daß die Partei ſchon 
1868 die Bedeutung der ſozialen Fragen voll erkannt hatte 
— gründlider wohl als irgendeine andere bürgerlihe Bartei. 
Schon damals forderte jie eine wirkſame Fabrikgeſetzgebung 
und eine Invaliditäts- und Altersverſicherung. 

Das jest geltende „Programm der Deutſchen Bolfs- 
partei“ wurde genehmigt am 21. September 1895. Es 
lautet: 


I. Die Deutſche Volkspartei ijt eine Partei des politifchen 
Fortſchritts; fie befennt ji) zu den demokratiſchen Grundfäßen der 
Sreiheit und Gleichheit und verlangt die gleihartige Mitwirkung 
aller Staatsbürger bei Gejehgebung, Berwaltung und Recht— 

prechung, die Durchführung der GSelbftregierung des Volkes im 
Staate. 


II. Die Volkspartei ijt eine Partei der nationalen Gemein- 
haft und der bundesjtaatliden GSelbitverwaltung. Sie tritt ein 
für die unverbrühlihe Einheit des deutſchen Vaterlandes, wie für 
die Erhaltung der Gelbjtändigfeit und die Gleichberechtigung der 
deutihen Volksſtämme. 


III. Die Volkspartei ijt eine Partei der fozialen und wirt- 
IHaftliden Reformen. Sie anerkennt, da} die jtaatliden und gejell- 
Ihaftlihen Fragen untrennbar find, und daß die wirtſchaftliche und 
foziale Hebung der arbeitenden Klajfen und die Verwirklihung der 
politiihen Freiheit fi) gegenfeitig bedingen. Sie erjtrebt den fried- 
lien Ausgleid) der jozialen Gegenjäße in einer die Freiheit des 
einzelnen verbürgenden Geſellſchaftsordnung. 

IV. Die Volkspartei it eine Partei des Friedens. Gie 
erfennt im Krieg und im Militarismus die ſchwerſte Schädigung 
des Volkswohlſtandes, wie der Aultur- und Yreiheitsinterefjen. 
Sie erjtrebt einen Friedens- und Freiheitsbund der Völker. Kraft 
dieſer Grundſätze verlangt die Deutſche Volkspartei zur Verwirk— 
lichung des demokratiſchen Staates das Eintreten ihrer Mitglieder 
bei Wahlen, in Volfsvertretung, Preffe, Berfammlungen und Ver— 
einen vor allem für folgende Forderung: Beitimmung der ſtaat— 
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lichen Politik durch den Mehrheitswillen der parlamentarijch ver— 
tretenen Nation. 

Bolle Vereins-, Berfammlungs- und Preffreiheit. 

Allgemeines, gleiches, direktes und geheimes Wahlrecht für 
alle Vertretungen im Reich, Staat und Gemeinde unter Berüd- 
ſichtigung der Minderheiten, Siherung der Wahlfreiheit, Turze 
Zegislaturperioden, gerehte Wahlkreiseinteilung, Diäten für die 
Abgeordneten. 

Gejete zur Verwirklichung der Verantwortlichkeit der Minifter 
gegenüber der Bolisvertretung für ihre geſamte amtlihe Tätigfeit 
im Reid), Einzeljtaat und Bundesjtaat, OÖffentlichkeit der Sitzungen 
des Bundestats bei Beratungen und Abjtimmung über neuer 
entwürfe. 

Ausbau unjeres Berfaflungslebens durh Einführung — 
Volksabſtimmung über grundlegende Geſetze. 

Verſtärkte Mitwirkung des Volkes bei der Rechtſprechung, 
Gewährleiſtung für unparteiiſche Berufung der Schöffen und Ge— 
ſchworenen, Schwurgerichte für politiſche und Preßvergehen, Ent— 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs- und Strafhaft, 
Einführung der bedingten Verurteilung und der Berufung gegen 
Strafkammerurteile, Abſchaffung der Todesſtrafe, Beſeitigung des 
Anwaltszwangs und des Anklagemonopols der Staatsanwaltſchaft. 

Freiheit des Glaubens, der Wiſſenſchaft und des Unterrichts, 
Trennung der beiden nach Weſen und Aufgaben verſchiedenen Ge— 
biete von Staat und Kirche, Selbſtändigkeit und Hebung der 
Schule unter fachmänniſcher Aufſicht, einheitliche Volksſchule, geſetz— 
liche Regelung des Schulweſens, Unentgeltlichkeit des Unterrichts 
und der Lehrmittel. 

Umgeſtaltung des Heerweſens in volkstümlichem Geiſt, kurze 
Präſenzzeit unter Abſchaffung des Vorrechts für Einjährig-Frei— 
willige, Reform des Offizierpenſionsweſens, Offentlichkeit und 
Mündlichkeit, ſowie Ständigkeit der Militärgerichte, Beſchränkung 
der Militärgerichtsbarkeit auf militäriſche Vergehen, Milderung 
der militäriſchen Strafen und Strafarten, Sicherung des Be— 
ſchwerderechts. 

Durchführung des bundesſtaatlichen Prinzips auf das ganze 
Reich, freiheitlihen Ausbau der jtaatlihen Einrichtungen in den 
einzelnen Bundesjtaaten auf Grund der Gelbitverwaltung. Ver— 
werfung jeder Ausnahme- oder Klajjengejeggebung. Hebung des 
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Vollswohlitandes und Schuß der wirtſchaftlich Schwahen, Förde— 
rung der Berfehrsfreiheit, Teinerlei ftaatlihe Bevorzugung von 
Ringen und Kartellen des Groffapitals, Erweiterung des Kreijes 
der nicht pfändbaren VBermögensjtüde. 

Freiheit für den Privatbetrieb und des Erwerbslebens des 
einzelnen, Betrieb der für die Zwede der Allgemeinheit bejtimmten 
Einrihtungen durd) Staat oder Gemeinden, wo der Privatbetrieb 
zu einer das Gemeinwohl jhädigenden Monopolwirtihaft führt. 
Förderung des Genojjenihaftswejens, insbejondere der ſtädtiſchen 
und ländliden Genojjenjhaften für Perjonal- und Grundfredit, 
fowie der Verbände für gemeinfame Bejhaffung von Wohnungen, 
Arbeitswerkzeugen, Kohlen für Gewerbe und Landwirtjhaft und 
für gemeinjame SHerjtellung und Verwertung von Wrbeitserzeug- 
niljen, ferner der SHandwerkervereinigungen, Berufsvereine und 
Gewerkſchaften, joweit durch diejelben die gewerbliche Freiheit nicht 
beſchränkt wird. 

Erhaltung und Kräftigung des bäuerlihen und gewerblidhen 
Mitteljtandes, Steigerung der Produftivität des Bodens und der 
Leiltungsfähigfeit der mittleren und Tleineren Betriebe, planmäßige 
Nutzbarmachung der tehniihen Fortſchritte und Hilfsmittel für 
diejelben, Schaffung felbjtändiger Organe für die Landwirtihaft 
und für das Handwerk zu unabhängiger Lenkung der Regierung 
und ſachkundiger Ratserteilung an die Berufsgenofjen, Ausbreitung 
landwirtijhaftliher und gewerblider Unterridhtsanjtalten, allge= 
meine Einrihtung von Verſuchsſtationen, Bejtellung von Meliora- 
tionstechnifern und gewerbliden Wanderlehrern; 


daneben für die Landwirtihaft: Hebung der Vieh- und Pferde- 
zucht, jowie der landwirtichaftlihen Nebenbetriebe, Vermehrung 
der kleineren und mittleren Betriebe durd) innere Kolonijation, 
Neform des Jagdrechts und des Wildſchadengeſetzes, Auf- 
bebung der Fideikommiſſe, Beſchränkung der Vermögens» 
anfammlung in der toten Hand; für das Gewerbe: gerechte 
Yusgeftaltung des Submiljionswejens, Belämpfung des un— 
ehrliden Wettbewerbs, Pflege des Kunftgewerbes, Bejeitigung 
der Schäden der Gefängnisarbeit. 

Unbeſchränkte Koalitionsfreiheit, Erlaß ausreihender Geſetze 
zum Schutze der Arbeiter und der Bedienſteten in ſittlicher und 
geſundheitlicher Beziehung, insbeſondere in den geſundheitsgefähr— 
lichen Gewerbszweigen und in der Hausinduſtrie, gänzliche Auf— 
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Hebung der Kinderarbeit, weitere Einſchränkung der Nadıtarbeit, 
der Frauenarbeit und der Beihäftigung jugendlicher Arbeiter, 
gejeglihe Einführung eines Arbeitstages von höchſtens 10 Stunden, 
in Bergwerfen und gejundheitsgefährliden Betrieben von 8 Stun- 
den, Vermehrung der Gewerbeinjpeftoren unter Zuziehung von 
Hilfsträften aus dem Kreije der Arbeiter und Arbeiterinnen, Aus 
bildung der Staatswerfjtätten zu Mufteranitalten, internationale 
Bereinbarungen zur Regelung der Arbeiterverhältniife. 

Einjegung von Einigungsämtern zur friedliden Erledigung 
der Lohnfragen auf Grund der Gleihberehtigung von Xrbeit- 
gebern und Wrbeitern unter Leitung oder Aufjiht der Gemeinde- 
behörden, Schaffung von Anjtalten für unentgeltliden Arbeits- 
nadhweis und Auskunfterteilung auf gleidher Grundlage, Errichtung 
ltaatliher Arbeitsämter. 

Bereinigung, Vereinfahung und Berbilligung der Verſiche— 
rungen gegen Krankheit, Unfall, Alter und Invalidität auf Grund 
des Umlegeverfahrens, Förderung der Verſicherung gegen unver 
Ihuldete Arbeitslofigfeit auf Tommunaler Grundlage und in Ber- 
bindung mit den Anjtalten für Arbeitsnachweis. 

Sparjamfeit im Staatshaushalt, Erjegung der indirelten 
Steuern durch ein einheitlihes Syjtem direkter Einkommens-, Ver— 
mögens- und Erbjdaftsiteuern mit Progrefjivfäßen. Berbilligung 
der Eijenbahntarife für Güter» und Perjonenverfehr, Mitwirkung 
der Volfsvertretung bei Feſtſetzung der Poſt- und Eifenbahntarife. 
Unterjtügung aller Bejtrebungen, welche der Annäherung der Völker, 
dem friedlihen Ausgleich der zwiſchen ihnen entitehenden Streitig- 
feiten und der gegenjeitigen Verminderung der SKriegsrüjtungen 
dienen, Einjegung ftändiger internationaler Schiedsgerihte. Mit- 
wirfung des NReichstages bei der Entiheidung über Krieg und 
Frieden. 


Die ſtarke Seite dieſes Programms liegt, wie man ſich 


leicht überzeugt, in der Sozialpolitik und in dem offenen, 
rückſichtsloſen, aber agitatorijh zugfräftigen Radilalismus 
auf verfafjungsrehtlihem Gebiet. Die Deutjhe Volks— 
partei ijt die einzige deutjche bürgerliche Partei, die neben 
der Sozialdemokratie für die Volksabſtimmung über wid)- 
tige Geſetze eintritt. Wir jtehen nicht an, diejen Gedanken 
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an jih für jehr glüdli” zu Halten, glauben jedod), daß 
der Grund, weshalb ihn andere liberale Parteien nit 
aufgegriffen haben, weniger in prinzipiellen Bedenken, als 
in jeiner völligen Ausjichtslojigfeit zu Juden it. Die 
\hHwädjte Seite des Programms der Partei ijt jeine aus- 
wärtige Politik. Die darauf bezügliden Worte, jo wie 
lie im Programm jtehen, dürften indes nur aus Pietät 
noch theoretiih aufrecht erhalten werden. Was troß der 
Sriedensbewegung und der Haager Konferenz von einem 
„Friedens- und Yreiheitsbund der Völker‘ zu Halten jein 
wird, darüber jind ſich jo erfahrene Politiker wie der würt- 
tembergilhe Landtagsprälident Herr Payer und jeine enge- 
ren Freunde wohl genügend Har, angejihts der engliſch— 
franzöſiſchen Entente und anderer erfreuliher Ereignijje. 


5. Die Nationaljozialen. 

Bon unſerm ſonſt befolgten Brinzip, nur ſolche Par— 
teten in diefem Buch in jelbitändigen Abjchnitten zu be= 
ſprechen, die noch bejtehen, bezw. im Reichstag vertreten 
ind, glauben wir zugunjten der „Nationalſozialen“ eine 
Ausnahme maden zu jollen. Der Anſchluß, den dieje Leine, 
aber rührige Gruppe an die Yreilinnige Vereinigung im 
Sahre 1903 vollzogen hat, ijt nicht derart, daß jie da- 
durch ihre Exiſtenz ausgelöſcht hätte. Die nationaljozialen 
Ideen leben vielmehr, wie wir ſchon zeigten, innerhalb jener 
Partei fort und haben dort an Einfluß und Vertiefung um 
jo mehr gewonnen, als es den Nationaljozialen durch den 
Anſchluß möglid geworden ijt, ihrem Yührer, Dr. Nau— 
mann, einen Reichstagsſitz zu verjchaffen, wo diejer bisher 
nur agitatoriſch und jchriftitelleriich tätig gewejene Politiker 
Gelegenheit findet, jeine Anjichten im Yeuer der parlamen- 
tariihen Nede und Gegenrede zu vertreten. Die ganze 
nationaljoziale Bewegung iſt recht eigentlid) das Werk dieſes 
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Mannes, womit die Arbeit jeiner Yreunde nicht gering ge- 
ſchätzt ſein ſoll. 

Urſprünglich war Naumann (geboren 1860 zu Störm— 
thal, von Beruf Pfarrer) Anhänger Stöckers und der 
Hriltlih-jozialen Partei, wie ihn denn auch chriſtlich— 
religiöje Teilnahme für die Leiden der bejiglojen Klaſſen auf 
den politii den Weg geführt hat, nachdem er jie durch Tätig- 
feit in der inneren Miſſion Tennen gelernt hatte. Die Tren- 
nung Naumanns von Stöder erfolgte um die Mitte der 
90er Fahre aus dem Grunde, weil Stöder dod) durchweg 
bei aller Wrbeiterfreundlichkeit, die er proflamierte, im 
Innern Tonjervativ fühlte, während Naumann alles andere 
eher tat als das. Es fanden ji) damals in der Kriltlic- 
Iozialen Partei, wie das ja aud) ſonſt vorkommt, ‚Alte‘ 
und „Junge“, weld)’ letztere aus den Prinzipien der Bartei 
weitergehende Konjequenzen zogen. Natürli mußten jie 
erfennen, dab jede einigermaßen energiihe Sozialpolitik 
unvereinbar iſt mit der fonjervativen Grundidee des gott- 
gewollten Stlafjenjtaats. Sie galten daher bald bei ihren 
eigenen Parteigenoſſen als Revolutionäre. Auch von einigen 
liberalen Richtungen wurden jie [darf angefeindet, weil man 
lie, die freilich von der Mancheſtertheorie in manchen Punkten 
jehr weit abwidhen, 3.8. in der Bodenreform, für halbe 
oder dreiviertel Sozialdemofraten hielt, andererjeits ihr 
ſtrammes Eintreten für nationale Fragen (Heeres-, Ylotten- 
und Kolonialpolitif) nicht billigte. 

Die jelbjtändige Drganijation der Naumannſchen Rich— 
tung kam zujtande am 23. November 1896 zu Erfurt, wo 
man jid) über den Namen ‚Nationaljozialer Berein‘ und 
folgende „Grundlinien“ einigte: 

8 1. Mir ftehen auf nationalem Boden, indem wir Die 


wirtihaftlihe und politiihe Mactentfaltung der deutſchen Nation 
nad) außen für die Vorausjegung aller größeren jozialen Reformen 
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im Inneren halten, zugleid) aber der Überzeugung ſind, dab die 
äußere Macht auf die Dauer ohne Nationaljinn einer politiſch 
interejjierten Volksmaſſe nicht erhalten werden Tann. Wir wünjhen 
darum eine Politit der Macht nad) augen und der Reform nad) 
innen. 

8 2. Wir wünfchen eine feite und jtetige auswärtige Bolitif, 
die der Ausdehnung deutſcher Wirtjhaftstraft und deutſchen Geijtes 
dient. Um fie zu ermöglidhen, treten wir für die ungejchmälerte 
Durdführung der allgemeinen Wehrpflidt, für eine angemejjene 
Vermehrung der deutjhen SKriegsflotte, jowie für Erhaltung und 
Ausbau unjerer Kolonien ein. Im Intereſſe der vaterländiſchen 
Maht und Ehre werden wir Mibjtände in unjeren militärischen 
und folonialen Einrihtung jtets offen befämpfen. 

83 Mir jtehen feit auf dem Boden der deutſchen Reichs— 
verfaljung und wünſchen ein fräftiges Zuſammenwirken der Mon- 
arhie und der Bolfsvertretung Wir jind für Unantaftbarkeit 
des allgemeinen Wahlrehts zum Reihstage und für Ausdehnung 
desjelben auf Landtage und Kommunalvertretungen. Wir fordern 
Derwirklidung der politiihen und wirtſchaftlichen Vereinsfrei— 
heit und ungejchmälerte Erhaltung der ftaatsbürgerlihen Rechte 
aller Staatsbürger. 

8 4. Mir wollen eine Vergrößerung des Anteils, den Die 
Arbeit in ihren verjhiedenen Arten und Formen in Stadt und 
Land unter Männern und Frauen an dem Gejamtertrag der deut- 
ſchen Bolfswirtihaft hat, und erwarten diejelbe nit von den 
Utopien und Dogmen eines revolutionären marxiſtiſchen Kom— 
munismus, jondern von fortgejegter politischer, gewerkſchaftlicher 
und genojjenjchaftliher Arbeit auf Grund der vorhandenen Ver— 
hältnijje, deren geſchichtliche Umgeſtaltung wir zugunſten der Arbeit 
beeinflujjen wollen. 

8 5. Mir erwarten, daß die Vertreter deutſcher Bildung 
im Dienjt des Gemeinwohls den politiiden Kampf der deutſchen 
Arbeit gegen die Übermaht vorhandener Beligrehte unterjtügen 
werden, wie wir andererjeits erwarten, daß die Vertreter der deut— 
Ihen Arbeit ji zur Förderung vaterländiiher Erziehung, Bildung 
und Kunſt bereit finden werden. 

86. Wir find für Regelung der Yrauenfrage im Ginne 
einer größeren Sicherung der perjönliden und wirtſchaftlichen 
Stellung der Frau und ihre Zulafjung zu folden Berufen und 
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öffentlih-rehtlihen Stellung, in denen fie die fürforgende und 

erziehende Tätigkeit für ihr eigenes Geſchlecht wirkſam entfalten 

fann. Ba RR 

8 7. Im Mittelpuntt des geijtigen und fittlihen Lebens 
unjeres Volkes jteht uns das Chrijtentum, das nit zur Partei- 
jahe gemacht werden darf, ſich aber auch im öffentlidien Leben 
als Macht des Friedens und der Gemeinſchaftlichkeit bewähren fol. 

Erklärung zu $S 7. Der Bertretertag erflärt ausdrüdlid, 
daß der $ 7 der Grundlinien nit ein Gewiljenszwang für die 
einzelnen Mitglieder fein foll. Jeder, der ehrlih an der Er- 
reihung unjerer nationalen und fozialen Ziele mitarbeiten will, 
it zur Mitarbeit willlommen.“ 

Die dem Nationaljozialismus zugrunde liegende dee, 
die Vereinigung des jozialen mit dem nationalen Gedanten, 
muß an ji) als jehr glücklich bezeichnet werden, aber Zug— 
Traft Hat jie doch nur für gebildete Kreiſe, nicht für Die 
Maſſe der Arbeiterjchaft beſeſſen. Die kleine Partei hatte 
unter ihren Yührern mehr Univerjitätsprofejloren und 
lonjtige Akademiker als wohl irgendeine andere. Bon hervor= 
ragenden Gelehrten, die zu ihr hielten, jeien hier nur genannt, 
Geh. Rat Sohm=Leipzig, Prof. Dr. Gregory- Leipzig, 
- Meber- Heidelberg, Rein-Jena uſw. ujw. Von ferneren 
Anhängern der Nationalfozialen, die als Politiker oder 
ſonſt im öffentliden Leben hervorgetreten ind, ſeien ge= 
nannt: der frühere Parteiſekretär Pfarrer a. D. und jetige 
Redakteur Wend, der frühere Neichstagsabgeordnete für 
Marburg Hellmuth v. Gerlad), der frühere Lithograph 
und jetige Spzialpolitifer Tilchendörfer, der Bodenreformer 
Damaſchke, ferner Göhre und Maurenbreder. 

Die Auflöfung der Partei (worüber näheres bei Wend, 
Geſchichte der Nationalſozialen, Berlin 1905) erfolgte auf 
Antrag Naumanns, als im Jahre 1903 nur ein einziger 
Kandidat der Partei (v. Gerlad in Marburg) bei den 
Reihstagswahlen gefiegt hatte, gegen erheblihen Wider- 
ſpruch vieler feiner Yreunde, darunter Wend und Damaſchke, 
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die den Übergang zur Freifinnigen Vereinigung nicht mit- 
machten, jondern parteilos blieben. Andere, wie Dr. 
Maurenbreder, gingen zur Spzialdemofratie über, ver 
Göhre ſich [on früher zugewandt hatte. In den Wahlen 
von 1898 und 1903 Hatte die Partei nur 27208 bezw. 
30323 Stimmen erhalten — Grund genug für einen Poli— 
tifer vom Schlage Naumanns, der pojitive Arbeit leiten, 
aber feine erfolgloje Agitation treiben will, ji mit einer 
nahe jtehenden Richtung zu vereinigen, um nußloje Kraft- 
vergeudung zu vermeiden. 

Intereſſant [ind die verſchiedenen Wege, auf denen die 
Freiſinnige Vereinigung und die Nationaljozialen jid) zu 
einer ſolchen Übereinjtimmung der Anſichten entwidelt Haben, 
daß ihre Zujion möglih war. Man wird zugeben, daß 
zwiſchen Eugen Richter und Dr. Stöder recht erhebliche poli- 
tiihe Meinungsverjhiedenheiten vorhanden find. Und doch 
jind NRidert, Barth ujw. früher ebenjogut Barteigenojjen 
Richters gewejen, als Naumann ein Freund Stöders war. 
In beiden Yällen war es der ſoziale Gedanke, der auf 
der einen Geite die Mancheſtertheorie beeinflußte und ver- 
edelte, während er auf der andern Geite eine mehr Tonjer- 
vative Staatsauffallung in ihr Gegenteil verfehrte. In— 
zwiſchen ijt er aud) in den anderen liberalen Gruppen jieg- 
reich gewejen. Wird er jich jtarf genug erweilen, uns das 
zu verjhaffen, was unjerm politiihen Leben fehlt: eine 
ltarfe, einheitliche, joziale, aber nationale Volkspartei, Die 
das bejtehende, berechtigte und notwendige Streben der 
bejiglojen Volksklaſſen nad) Verbejjerung ihrer Lage ehrlich 
und erfolgreih zu unterjtügen und ſchließlich zum Siege zu 
führen verjteht, ohne in den Fehler der Sozialdemofratie zu 
verfallen, die nur zu leiht die Begriffe „Vaterland“ und 
„Klaſſenſtaat“ verwedjelt? 


3. Kapitel. 





Die Sozialdemokratie, 


Mie der Liberalismus, jo iſt aud) der Sozialismus, der 
jeine politiide Drganijation in der jozialdemofratijchen 
Partei bejitt, hervorgegangen aus theoretilhen Erwägungen 
darüber, wie der bejtehende, jeiner Meinung nad recht 
ſchlechte, Zujtand der Gejellihaft und des Staates gebejjert 
werden Tönnte. Der Liberalismus ging jedod aus von 
dem Menden als Einzelwejen. Er ſagte grundſätzlich, daß 
der Menjd aus eigener Kraft imjtande fein müjje, zu der 
überhaupt möglihen größten Summe von Beftiedigungen 
jeiner Bedürfnijje zu gelangen, wenn man ihm nur die 
Freiheit gäbe, feine wirtjchaftlihen und perjönlihen Yähig- 
teiten nad) allen Richtungen entfalten zu können. Er it aljo 
grundſätzlich individualiſtiſch. 

Der Liberalismus der alten Schule machte hierbei den 
inzwiſchen als ſolchen erkannten fundamentalen Fehler, daß er 
überſah, in welch' rettungsloſe Unterjochung der Kapitalismus 
den Beſitzloſen zwingen würde, ſobald die kapitaliſtiſche Ent— 
wicklung einmal einen gewiſſen Punkt erreicht haben würde. 
Erſt ſpät hat der neuere Liberalismus eingeſehen, daß durch 
eine energiſche und zielbewußte Sozialpolitik der Arbeiter, 
der Beſitzloſe überhaupt, gegen die ſchrankenloſe Ausbeutung 
geſchützt werden muß, die als jedem Produktionsſyſtem eigen— 
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tümlid) erjcheint, bei dem der Arbeiter gehindert ijt, über 
die Arbeitsbedingungen ein entſcheidendes Wort mitzureden. 
Das war der all bei der antiken Sklavenwirtſchaft, das 
war ebenſo oder noch mehr der Yall bei der mittelalterlichen 
Fron und nicht befjer, aber vielleicht ſchlimmer ijt es heute. 
Nur für die Urbeitergruppen, die über mädtige Drganija- 
tionen verfügen, beginnt jih die Lage gegenüber ihren 
Arbeitgebern allmähli zu bejjern. 

Gegenüber den jogenannten „bürgerlihen‘ Bolititern 
nun, die glauben, auf dem Boden des heutigen Staates, 
wenn aud mit gewiljen Änderungen der Gejellihaftsord- 
nung, das 2os der Arbeiter bejjern zu Tönnen, jteht jett 
als eine gewaltige, gefürdtete und gehaßte Macht jene 
Partei der Sozialdemokratie, die da behauptet, die gejamten 
Snititutionen, unter denen wir heute leben, jeien jo von 
Grund aus verfault, daß ſie je eher je bejler abgeſchafft 
und durch neue erjegt werden mühten, die nicht, wie jene, 
balierten auf dem Prinzip des Kampfes aller gegen alle, 
jondern auf dem des reinjten Altruismus, der Harmonie aller 
zu einträhtigem Schaffen verbundenen Menſchen, wie ja 
der Spzialismus den Menſchen überhaupt weniger als In— 
Dividuum, denn als Gejellidaftsmitglied erfaßt. Wie der 
Liberalismus und aud der Ultramontanismus, aber im 
Gegenſatz zur Tonfervativen Weltanſchauung, geht der Sozia— 
lismus aus von der grundſätzlichen Gleichheit aller Menſchen. 
Während der Liberalismus aber bis zu gewiljem Grade und 
der Konjervatismus abjolut die durch Vererbung von Eigen 
tum und jozialer Stellung geſchaffene Bevorzugung von 
einzelnen Teilen der menſchlichen Gejellihaft anerkennt, pro— 
Hamiert der Sozialismus grundjäßlid die vollitändige 
Gleichberechtigung aller Menſchen allen Gütern gegenüber, 
feien fie materieller oder immaterieller Art. 

Auh in gewiljen bürgerlien politiiden Richtungen 
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bejtreitet man nicht die theoretiſche Nichtigkeit dieſes Gates, 
man zieht aber jeine praftiihe Unausführbarfeit, die ſich 
wenigitens für abjehbare Zeit aus einer großen Zahl von 
Gründen ergibt, in ausjchlaggebende Erwägung, und be- 
ſchränkt ji deshalb darauf, durch geſetzgeberiſche Mittel, 
zu deren intenjiver Durchführung aber bisher die Macht 
fehlte, eine allmählide Befjerjtellung der Beſitzloſen an- 
zubahnen. Es jind aud) Anjäte innerhalb des Liberalismus 
und gewiljer andern Barteigruppen heute ſchon vorhanden, 
die eine allmählihe Beeinflujjung der Eigentumsverteilung 
dur) die Gejeßgebung anjtreben. Einjtweilen jind ſie frei- 
lich noch ſehr ſchüchtern — von ihrer jtärferen Entwidlung 
dürfte es in der Zukunft abhängen, ob es möglich fein 
wird, unjere heutigen wirtjchaftlihen und ſozialen Zuſtände 
ohne ſchwere Erjchütterungen des Staates zu höheren Yor- 
men zu erheben, zu VBerhältnilien des ökonomiſchen Lebens, 
die es ermöglichen, daß der Menih in erjter Linie als 
Perjönlichkeit nad) jenen moralilden Qualitäten und jeiner 
Zeiltungsfähigfeit, nicht aber nur als vermögenstedtlidhes 
Rechtsſubjekt bewertet wird und ſich ſelbſt bewertet, wie 
leteres ja heute wegen der wirtihaftliden Abhängigkeit 
des größten Teils des Volkes der Yall ilt. 

Wenn man nun die Sozialdemokratie, ihre Entwidlung 
und ihre Ziele richtig begreifen will, jo muß man ſich zu— 
nächſt unabhängig machen von dem äſthetiſchen Widerwillen, 
den die von gewiſſen ſozialdemokratiſchen Parteiorganen 
und Rednern häufig beliebte Tonart in jedem gebildeten 
Menſchen zu erregen pflegt. 

Man wird wohl aud) ihre fo übelberufene „Vaterlands— 
Iojigfeit“ als eine Kinderfranfheit anjehen dürfen, an deren 
Auftreten in bislang chroniſcher Form falſche Kurbehandlung 
wohl nit ganz unihuldig it. Auch die befannte „Rauh— 
beinigfeit“ der Genoſſen ijt zum großen Teil nur die Yolge 
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mangelhafter Bildung, die zu verbejjern Sache des heutigen 
Staates ilt. 

Mas bleibt dann übrig? Eine Partei, die — ob 
mit Ausjiht auf Erfolg, ijt hier nicht zu unterſuchen — 
das Ziel Hat, die Ungleihheit der Berteilung der Güter 
zu bejeitigen. Man wirft ihr deshalb vor, jie mißachte die 
Heiligkeit des Eigentums. Wenn man aber einer gewaltigen 
Hiltoriihen Bewegung, wie die des Sozialismus unter allen 
Umſtänden iſt, gereht werden will, muß man vor allem 
imjtande fein, die Unbejtändigfeit aller wirtſchaftlichen und 
damit aud) der von diejen zum großen Teil abhängigen 
juriftiihen Begriffe einzujehen. Auch das Eigentum it 
old) ein Begriff, den ökonomiſche Notwendigkeiten gebildet 
haben und auch wieder ganz oder zum Teil bejeitigen 
werden, jobald die Entwidlung es fordert. Die Forſchung 
hat über jeden Zweifel erhaben feltgeitellt, da& im Urzujtand 
des Menſchengeſchlechts und aud) in viel jpäteren Zeiten der 
Kommunismus bejtand, zum mindeiten an Grund und Boden. 
Reſte davon haben ſich als „Gemeineigen“ bis in unjere 
Zage erhalten. Da aber in Urzeiten der Yamilienverband, 
die Sippe, die üblihe Gejellihaftseinheit bildete, lange 
bevor es zur Staatenbildung gefommen war, jo ilt es klar, 
daß der Kommunismus an der Yamilie Haftete. Nur aus 
dem Begriffe des Yamilienfommunismus heraus wird das 
römiſche Erbrecht, ja überhaupt das altrömiſche Recht mit 
feiner patria potestas und der Unmöglichkeit des Eigen- 
tumserwerbs für die Hausfinder verjtändlid. Mit dem 
Entjtehen von Staatsverbänden, dem Zerfall der Sippen- 
gemeinſchaften ging der Kommunismus allmählid) unter. 
Es blieb aber bejtehen bis auf die Gegenwart, zunädjt 
aud) als produktive, ſpäter wenigjtens nod als Tonfumtive 
MWirtihaftsgemeinihaft die Yamilie, die, bei der Zunahme 
der Bevölkerung und dem Seltenerwerden der Lebensmittel, 
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nun darauf ſinnen mußte, ji) die Ländereien und die beweg- 
lihe Habe, die einmal in ihren Beji gelangt waren, aud) 
als Eigentum zu erhalten. Die überall in der Welt in 
diejem Stadium der wirtihaftlihen Entwidlung einjegende 
SHavenhaltung begünjtigte wahrjheinli jehr die Aus- 
bildung des Trajjen Eigentumsbegriffs, wie er in römijchen 
Recht zum Ausdrud Tommt, wie er ji) in ähnlicher Schärfe 
aber aud) in anderen Rechten findet, die auf dem Boden 
agrariſcher Wirtſchaftsverhältniſſe entſtanden jind. Es ijt 
nun befannt, daß die Sklaverei von den Kulturſtaaten 
abgeſchafft worden iſt — zu jehr verſchiedenen Zeiten und 
unter jehr verſchiedenen Umjtänden. Am bemerfenswerteiten 
und, weil in unjere Tage fallend, am interejjantejten war 
jedenfalls die Aufhebung der SHaverei in den Südjtaaten 
der Union. Das war gewiß ein jehr Iharjer Eingriff in 
wohlerworbene Eigentumsrechte, denn die Pflanzer hatten 
ihre Neger durchaus nicht etwa geraubt, ſelbſt nit einmal 
von Stlavenräubern gefauft, jondern die Schwarzen waren 
zum allergrößten Teil in Kentudy und Ohio zum Zweck 
des Verlaufs nah dem Süden auf Sklavenfarmen „ge— 
züchtet“ worden. 

Die Aufhebung der SHaverei in den Südftaaten ift 
demnad nichts anderes als ein Beilpiel in der neueren 
Geſchichte für die Zerſtörung von Eigentumstredten an 
Produftionsmitten. Man mag nun zugejtehen, dab die 
Yanfees der Nordjtaaten bei ihrem Befreiungsakt wohl 
night nur von den jelbitlojeiten Motiven geleitet worden 
waren, daß jie auch viele Mikgriffe dabei begangen haben 
— eine große Kulturtat bleibt die Sklavenbefreiung troß 
alledem. Was folgt aber daraus für die Beurteilung der 
Beltrebungen der Sozialdemofratie nad) der Verjtaatlihung 
bzw. Bergejellihaftung der Produktivmittel des Kapitalis- 
mus? Go gut wie der im juriltiihden Sinne zweifellos 
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vorliegende Bruch des Eigentumstehts der Sklavenhalter 
gerechtfertigt erjcheint unter dem Gejihtspunfte der Huma- 
nität, jo gut Tann aud) die Aufhebung der Eigentumsredhte 
an anderen „Produktionsmitteln“ gerechtfertigt werden, 
wenn fie wirklich dazu führen kann, Millionen unjerer Volks— 
genojjen und Millionen von Angehörigen anderer Kultur- 
ſtaaten — hier handelt es ſich nicht um tieferjtehende Men- 
Ichenrajjen wie in Amerika — einer Sklaverei zu ent- 
reißen, die, wenn man die verjhiedene Kulturhöhe in Be- 
tracht zieht, oft weit härter empfunden werden mag, als 
die amerikaniſchen Neger die nicht immer graujam gewejene 
Knehtihaft auf den Baumwoll- und Yuderplantagen des 
Südens ertrugen. Wir jagen hiermit nicht, dab wir Diefe 
Forderung der Sozialdemokratie nad) Berjtaatlihung der 
Produftionsmittel zu unjerer eigenen maden. Aber wir 
möchten zeigen, daß es unredt ijt, wenn man ihr aus 
diejem an ſich ganz edlen Motiven entjpringenden Verlangen 
einen bejonderen Borwurf madt. Gibt man im Prinzip 
die Zuläjjigfeit eines jtaatsjeitigen Eingriffs in das Ver— 
mögen der Bürger zu — und das wird heute nicht mehr 
bejtritten — jo ilt die Feſtſtellung der Grenze, bis zu der 
der Staat bzw. die Gejellihaft gehen darf, überdies für 
die Gejeßgebung feine grundjäßlide Yrage mehr, jondern 
nur nod) eine ſolche der Zweckmäßigkeit. Die feſteſte Stüße 
des Eigentumsbegriffs war jedenfalls die jogenannte Man- 
hejtertheorie. Geit der Beleitigung ihres Einflufjes auf 
die deutſche Wirtſchaftspolitik ijt es Brauch geworden, über- 
all die Staatshilfe herbeizurufen, wo ji) ein Mangel zeigt. 
Der Landwirt ruft den Staat, damit er ihm Tohnende 
Preije für feine Produkte ſchafft, der Induſtrielle tut des— 
gleihen. Warum ſoll nit aud) der Arbeiter jeine Stimme 
erheben und nad) jolden Mabregeln rufen, wie fie ihm 
für feine Zwede praftiih erjheinen? Was Tümmert es 
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ihn, ob er damit anderen unbequem wird! Hat man auf 
den Arbeiter Rüdjiht genommen, als man im landwitt- 
IHaftlihen Intereſſe Brot und Fleiſch mit Hohen Zöllen 
belegte? Nun, was ſoll denn den Proletarier hindern, in 
erjter Linie jeine Klajjeninterefjen zu vertreten? 

Auch der vorurteilsfreiejte unabhängige Beurteiler der 
Sozialdemokratie aber wird zu einer Mißbilligung ent- 
Ihiedenjter Art Tommen, wenn er die Haltung der Partei 
in „nationalen“ Dingen betrachtet — nicht wegen ihres Pro- 
gramms, worin derartiges gar nicht jteht, aber wegen der 
tatjählihen Haltung der Reihstagsfraltion gegenüber den 
Militär- und Ylottenfragen. Der grundjäglih negierende 
Standpunkt der Parteiführer wird nur dadurd) verjtändlid, 
daß dieſe ji jagen: „Was bewilligt werden muß, wird ja 
aud) ohne uns bewilligt. Wenn wir an der Spibe jtänden, 
würden wir ganz ähnliche Vorlagen einbringen, aber da wir 
feine VBerantwortlichteit Haben, können wir es uns ja leilten, 
nein zu jagen!“ 

Damit iſt natürlih auf die Dauer feine ernjthafte 
Politik zu mahen. Das hat man nad) dem Ausfall der 
Reihstagswahlen von 1907 aud innerhalb der Gojial- 
demofratie einjehen gelernt. Die NReichstagsreden der 
Abgg. Noske und Bebel geben dafür einen deutlichen Be— 
weis. Auch der Verlauf des Dejjauer Parteitags (Sep- 
tember 1907) zeigt, daß die radifalsantimilitarijtiichen Ge— 
Jinnungen des Dr. Liebknecht, der feinen franzöſiſchen Ge— 
nojjen Herne kopieren möchte, innerhalb der deutſchen 
Spzialdemofratie nur einen ganz beſchränkten Widerhall 
finden. Noch einige Reichsſstagswahlen wie 1907 würden 
denklich auch die jett nod) dem Dr. Liebknecht — 
Kreiſe in ein anderes Fahrwaſſer bringen. 

Auch der Arbeiter liebt ſein Vaterland von Natur 
aus. Wenn nun aber jeine VBaterlandsliebe zuweilen wirk— 
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li) zurüdtritt, jo frage man ji), ob es denn nicht eigent- 
lich zum großen Teil eine Schuld der herrſchenden Klaſſen 
it, wenn er jih in ſeinem Baterlande nit wohl fühlt, 
weil er ji) als Bürger zweiter oder dritter Klajje behandelt 
lieht (preußiſches und ſächſiſches Landtagswahlregt!!!) und 
man ihm nod) immer nit grundjäßlid, und ehrlich völlige 
Gleichheit vorm Gejeg (Koalitionsreht!) zueriennt. 

Menn man der Spztaldemofratie nun weiter vorwirft, 
fie untergrübe das monarchiſche Gefühl, die Yamilie, Die 
Religion und ſchließlich Zucht und Sitte auf allen Gebieten 
falt, jo ilt erjteres gewiß richtig. Man Tann von einer 
republifaniihen Partei auch nit gut verlangen, daß jie 
das monarchiſche Gefühl ſtärken ſoll. Wohl jeder Nicht- 
\ozialdemofrat und aud) ein guter Teil der Sozialdemofraten 
jelbjt hält heute das Kaijertum für die einzig mögliche 
NRegierungsform Deutihlands. Mean wolle aber nicht ver- 
gejjen, dab vor 60 Fahren der Gedanke an den deutſchen 
Kaijer als gerade ſo revolutionär galt, wie der an 
die Republit. Solange der Republifanismus ji nit in 
gejekwidrigen Handlungen äußert, jolange it er an jid 
nichts Böjes — denn die Regierungsform eines Staates 
it doc) gewiß nichts ewig Unveränderlidhes, und ein modernes 
Volk wird ſich jelbjt feine eigenen Anſichten darüber bilden, 
unter welcher Yorm es regiert werden will. Die Zer— 
rüttung der Yamilie, die man der Sozialdemokratie vor— 
wirst, erſcheint dem Angehörigen der bejjerjituierten Stände 
nun allerdings aud dann als etwas recht Arges, wenn 
er ich ſelbſt auf wirtſchaftlichem und politiihem Gebiete 
größter Objektivität befleikigen möchte. Was aber ijt 
it in MWirkflichfeit daran? Der einigermaßen gutgejtellte 
Arbeiter iſt größtenteils ein ebenſo guter, wenn nit ein 
bejjerer Yamilienvater, wie der „Bourgeois“. Der eigent- 
lihe Proletarier aber, hat er heute das, was man eine 
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Yamilie nennt? Als halbverwildertes Kind aufgewadjen, 
als junger Menſch von einer Schlafjtelle in die andere 
ziehend, verheiratet er ſich ſchließlich, um jeine Frau tags- 
über in der Fabrik zu willen, jeine Kinder unter der Aufſicht 
Yremder, oder aud) ganz ohne joldhe, feine Wohnung ge- 
teilt mit Schlafburſchen, weil er ſonſt die Miete nicht er- 
Ihwingen kann — wo ſoll bei ſolchen Zuſtänden Achtung 
vor Familienverhältniſſen herkommen, die der Mann aus 
eigener Erfahrung gar nicht kennt? Daß die Entfremdung 
des Volkes von der Religion an ſich bedauerlich iſt, und 
daß die Agitation der Sozialdemokratie ſie ein gut Stück 
fördert, iſt zuzugeben. Ob man aber die „Religion“ dadurch 
ſchütztt daß man dem Volke „Konfeſſion“ einpaukt, 
iſt uns unwahrſcheinlich. Falſch it es auch, wenn man 
der Sozialdemokratie als ſolcher die Schuld daran in Die 
Schuhe ſchieben will, daß Zucht und Sitte zu ſchwinden 
Iheinen. Erjtlih it es mehr als fraglid, ob unjere jitt- 
lihen Zujtände heute wirklich ſchlechter ind als früher, oder 
ob viele von uns nit nur deswegen zu einem ungünitigeren 
Urteil über unjere Volfsjittlichteit gelangt jind, weil Juſtiz 
und Polizei heute bejjer als früher in die Verbrecdherneiter 
hineinleuchten, und weil wir uns heute über manche Dinge 
jittli) entrüjten, an die früher fein Menſch date? 

Eins iſt aber jiher: Die Hebung der moraliſchen 
Qualitäten it mit allen geeigneten Mitteln anzujtreben. 
Solde Mittel find aber nit die Verheißung von Höllen- 
trafen ufw., fondern die Bejjerung der jozialen Lage und 
vor allen Dingen eine gründlihe Reform des großſtädtiſchen 
Mohnwejens — nit nur durch) Bau von einigen Hundert 
Arbeiterwohnungen — das iſt nur ein Tropfen auf einen 
heißen Stein, fondern durch planmäßige, großzügige Dezen- 
tralifation. Dieje koſtet Höchitens zu Anfang dem Staat 
Geld, jpäter wird jie ſich ganz vortrefflid rentieren und 
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durch Verwertung für die Landwirtihaft wenig nutz— 
barer Flächen auch dieſer Borteil bringen. Wir denken 
hierbei an Projekte ähnlid den vielbejprodenen Garten- 
tädten. Die Unzufriedenheit einiger großſtädtiſcher Haus— 
bejißervereine würde die Neichsregierung denklich ohne Er- 
Ihütterung in den Kauf nehmen Tünnen. 

Mir glaubten diefe Ausführung unjerer eigentligen 
Daritellung der Sozialdemofratie in ihrer hiſtoriſchen Ent- 
widlung vorausihiden zu jollen, um unjeren Lejern unjere 
eigene Stellung gegenüber diejer Partei zu zeigen. Wir be— 
Tämpfen jie, ſoweit ihre Betätigung und ihre Ziele uns dem 
Reichsinterejje zuwider zu laufen jcheinen. Das Reichs— 
interejje it uns aber nicht identiſch mit dem der bejigenden 
Klaſſen, jondern mit dem der Mehrheit des deutſchen Volkes. 
Mir Tönnen nit an eine befriedigende Zukunft unferes 
Baterlandes glauben, Jolange Millionen feiner Söhne ſich 
als Enterbte fühlen, und jolange fie dies mit einer gewiljen 
Berechtigung Tönnen. Das wird aber jo lange der Fall fein, 
als nit verjudt it, allmählid) eine gerechte und gleid)- 
mäßige Verteilung der Güter innerhalb des Volkes herbei- 
zuführen. Kein Menſch wird aber behaupten, daß wir mit 
ſolchen Verſuchen ſchon über das allererite Anfangsjtadium 
hinaus wären. Nicht darauf Tommt es heute an, das Be— 
jtehende zu erhalten, die gegenwärtige Gliederung der Ge- 
jellidaft in Schichten und Klaſſen, unterfhieden durch Beſitz 
und Bildung, zu fördern, jondern im Öegenteil die vor- 
handenen Unterſchiede mit Bewußtjein abzufhleifen. Ge— 
lingt uns dies mehr und mehr, unter Vermeidung ſchwerer 
Erſchütterungen des Gtaatslörpers, jo haben wir Teinen 
Grund, an der Zukunft unjeres deutſchen Volkes zu ver- 
zweifeln. Gelingt es nicht, jo wird einjt der Tag Tommen, 
wo die herrjchenden Klaſſen beim Gericht der Weltgejhichte 
ihren Konkurs anzumelden haben. 
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Wohl Teine Bartei Hat ſo viel Sorgfalt auf die Daritel- 
lung ihrer Geſchichte verwandt wie die Sozialdemofratie. Mit 
großem Fleiß ift in diden Büchern alles zufammengetragen, 
was ji) unter den Geſchehniſſen und Geijteserzeugniffen 
früherer Jahrhunderte als Vorläufer des Sozialismus zeigt 
oder zu zeigen ſcheint. Tatiähli hat es ja aud) an welt- 
verbejjeriiyen Beltrebungen fommunijtiiher Tendenz im 
Zaufe der Geſchichte nicht gefehlt — wir erinnern an Plato. 
Auh das Urdriltentum war eine Art von SKonjumtions- 
fommunismus. Die Grachen in Rom waren Gozial- 
reformer, aber feine Kommunilten. Dagegen häufen ſich 
kommuniſtiſche Verſuche in der Reformationszeit — wie 
3.2. die Wiedertäuferbewegung und vorher die Waldenjer, 
ſowie 100 Jahre jpäter die Levellers, die zu Cromwells 
Zeit in England eine bedeutende Macht bejaben. 

Sm 16. Jahrhundert erhielt der Sozialismus aud 
literariih eine gewaltige Befrudtung durch das Erſcheinen 
eines geiltvollen Werkes: Thomas Mores ‚Utopia‘, worin 
mit großem Scharfſinn und unjtreitiger dichteriiher Be— 
gabung ein Tommuniltiides Staatswejen eingehend be— 
\örieben und das Privateigentum als Quelle alles Übels 
bezeichnet wurde. Der das Bud Ichrieb war jeinem 
Beruf nad: Lordfanzler von England, oder wurde es 
doch ſpäter. 

Auch das 17. Jahrhundert brachte eine intereſſante 
ſozialiſtiſche Veröffentlichung, den „Sonnenſtaat“ (civitas 
solis), von einem gelehrten Dominikanermönch aus Calabrien, 
Thomas Campanella, verfaßt. Beide Bücher ſind bis in 
unſere Tage hinein nicht nur viel geleſen geblieben, ſondern 
ſie haben auch zahlreiche Nachahmungen gefunden, die das 
ſozialiſtiſche Problem pro et contra erörtern entweder in 
der Form des Zukunftsromans oder, nad) dem Beilpiel der 
Utopia Mores in einer auf einer entlegenen Inſel, oder gar 
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auf einem anderen Gejtirn jpielenden Erzählung, nad) dem 
Borgang Campanellas. Bon antitommuniftiihen Zufunfts- 
geihichten feien genannt die Schriften von Eugen Richter. 
Unter den Arbeiten, die eine anderweitige Verteilung des 
Belites als heute für möglich halten, hat vor einigen Jahren 
ein ganz bejonderes Aufjehen erregt die Schrift des Ame- 
rifaners Bellamy „Looking backward“ (Rüdblid aus dem 
Sahre 2000). Auch in Deutfchland find eine Reihe derartiger 
Bücher erjhienen, zum Beijpiel die Broſchüre: „Ein Blid 
nad) vorn“ von U. Venir (Leipzig 1906), die niht vom 
reinjozialijtiihen, jondern vom ſtaatsſozialiſtiſchen Stand- 
punkte ausgeht. Alle derartigen Publikationen faht man 
zujammen unter dem von Thomas Mores merlwürdigem 
Bud entlehnten Namen Utopien (Utopia vom griedijchen 
ov =niht und 70r0s=Drt, alfo etwa Nirgendland). Unter 
dem Namen der Htopijten verjteht man aber jpeziell eine 
Reihe von franzöſiſchen und engliihen Nationalöfonomen, 
die im Anfang des 19. Jahrhunderts mit 3. T. ganz jonder- 
baren ſozialiſtiſchen Weltverbejjerungsplänen hervortraten. 
Man hat in Amerika verjucht, nad) einigen von dieſen Rezep- 
ten Kolonien anzulegen, die zum großen Teil dem baldigen 
Banferott, zum Heinen Teil einer weniger ungünjtigen Ent- 
widlung entgegengegangen ind. An ähnlihen Anregungen 
hatte es aud) früher ſchon nicht gefehlt, es iſt an dieſer Stelle 
aber nicht möglich), näher darauf einzugehen. Wir nennen 
nur die im Jahre 1695 erjchienene Schrift des Quäfers 
Sohn Bellers mit dem Titel: Proposals for Raising a College 
of Industry of all usefull Trades and Husbandry with 
Profit for the Rich, a plentiful living for the Poor and a 
good education for Youth., und aus der jehr zahlreichen 
utopiihen franzöjiihen Literatur des 17. und 18. Jahr— 
hunderts das berühmte Bud von Bairajje: Histoire des 
Sevarambes und La decouverte Australe von Reſtif, mit 
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jeinem Jatiriijhen Anhang Lettre d’un singe. Auch Yene- 
Ions ‚„Telemach“, ferner „Les Voyages de Cyrus“, jowie 
„Telephe“ von Pehmeja gehören hierher. 

Wichtiger für die Yrage, ob der Kommunismus praktiſch 
tealilierbar ijt oder nicht, die doc immer die Hauptjadhe 
bleibt, und nicht durch noch jo geiltreihe Phantajien und 
Spefulationen, jondern nur durd) die Praxis gelöjt werden 
kann, Tönnten aber die praftilhen Verſuche jein, die mit 
ſozialiſtiſchen Gemeinwejen angeltellt worden jind. Die be- 
deutendite der hierher gehörigen gejhichtlihen Tatſachen 
it jedenfalls die fommunijtiihe Organijation des Reiches 
der alten Inkas in Peru. Leider haben die Spanier diejen 
Staat jo ſchnell und jo gründlich ruiniert, daß wir nicht 
allzu viel über jeine njtitutionen erfahren haben. Soviel 
aber wijjen wir, daß dort ein Privateigentum an Grund 
und Boden nicht bejtanden hat, daB die Produktion von 
Staats wegen geregelt worden ilt, und dab in materieller 
Beziehung dort die Verhältniſſe nicht ſchlecht gewejen zu 
ſein ſcheinen, jedenfalls bejjer als jie es heute in jenem 
Lande find. Allerdings werden die Arbeitsreglements, wie 
ie von den Inkas erlajjen wurden, für ein modernes Bolt 
mit jeinem lebhaften Gefühl für perjönlide Freiheit Taum 
erträglich gewejen Jein. 

Auf Jüdamerifanifshem Boden hat ji aber auch unter 
ſpaniſchem Regiment ein kommuniſtiſches Experiment größe- 
ren Stils abgejpielt — der Jejuitenjtaat in Baraguay. Bon 
Iozialiltiihen Schriftitellern wird behauptet — und wohl 
auch nicht mit Unrecht, — daß es jid) dabei weniger um 
die Berwirllihung eines utopiltiihen Menſchenbeglückungs— 
traumes, als um ein raffiniertes Syitem der Eingeborenen- 
ausbeutung gehandelt habe. Die geihichtlichen Überliefe- 
rungen über jenes eigenartige Unternehmen, das immerhin 
länger als 150 Jahre (1610—1768) hat bejtehen Tönnen, 
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ind dürftig und widerſpruchsvoll. Wir können die Sade 
bier übrigens auf fi beruhen Iajjen, denn für die ſpätere 
Entwidlung des Sozialismus ijt die Kolonijation Baraguays 
ohne Einfluß geblieben. 

Die franzöſiſche Revolution von 1789 war, wie all- 
gemein befannt, eine Erhebung des Bürgerltandes, ins- 
bejondere der Kleinbürger. Ein Broletariat im heutigen 
Sinne gab es damals noh Taum — es begann ſich 
erit zu bilden. Jene Revolution war das natürlide not- 
wendige Nelultat der Mikregierung der Bourbonen und 
ihres Abjolutismus, den ſich jelbjt unter der bejjeren Re— 
gierung Ludwigs XVI. das franzöſiſche Volk nicht mehr 
gefallen laſſen fonnte und wollte, dasjelbe Volk, das aus 
leiner Mitte die Männer der Aufflärung hervorgebradt 
Hatte. Allein die Revolution war und blieb zwar anti- 
monarchiſch und demofratiid — bis Napoleon aud) dem 
ein Ende machte — kommuniſtiſch bezw. ſozialiſtiſch iſt ſie, 
abgejehen von der gegen fie gerichteten Baboeufigen Ver— 
ſchwörung, nit gewejen. Inzwiſchen Hatte ſich aber in 
England die Induſtrie weiter zu modernen Yormen, zum 
Grohbetrieb mit Maſchinen entwidelt; Adam Smith und 
Ipäter Ricardo erfannten wohl am tiefjten und richtigſten 
das wirtihajtlihe Leben der neuen Epoche. Ihre wiljen- 
IHaftliden Arbeiten bilden die Grundlage der ganzen heuti- 
gen Nationalökonomie. Durch jie wurde die Kenntnis der 
Gejege, denen die Wirtſchaft in ihrer Entwidlung und 
Sormenbildung unterliegt, erheblih erweitert und vertiejt. 
Auf dem Kontinent mußte jedoch erjt der napoleoniſche 
Wirbeljturm vorüber braufen, ehe ſich auch Hier die Volks— 
wirtihaft analog der engliiden entwideln fonnte. In 
Deutijhland war man aber im erjten Drittel des 19. Jahr— 
hunderts noch in den Begriffen des Polizei- ja, des Keudal- 
ſtaats befangen. Man muhte erjt allmählich dahin gelangen, 


— 247 — 


wo die Sranzojen ſchon ſeit 1789 waren. Yerner mußte jid) 
erjt ein politiſch reifes und wirtſchaftlich mächtiges, vor allem 
jelbjtbewuhtes Bürgertum aus dem Chaos herausfrijtalli- 
lieren, das die Wiener Konferenz im gelamten Leben Deutſch— 
lands angeridhtet hatte. Daß die heilige Allianz und die 
Metternihiche Politik jpäter jede politiſche Regſamkeit ge- 
meinjam zu unterdrüden ſuchten, hat aber vielleiht mehr als 
alles andere dazu beigetragen, das deutjche Bürgertum aus 
jeinem jahrhundertelangen Schlaf aufzurütteln und jenes 
Gelbjtbewußtjein früher wach zu rufen, als es ſich jonit 
in den Hirnen der deutſchen Philiſter aus der Biedermeier- 
zeit entwidelt hätte. Die Vorgeſchichte der Geiltesjtrömung, 
die uns hier beihäftigt, des Sozialismus und Kommunis- 
mus, aber hat, ganz entjprechend der oben gejgilderten 
Situation, ihren Schauplag nit in Deutſchland, ſondern 
in England und Frankreich, wo die Entwidlung Derzeit 
don jo weit vorgejgritten war, daß links vom Liberalis- 
mus neue politiihe Gebilde entjtehen Tonnten, während 
diejer in Deutſchland noch ſelbſt um feine politiihe Exijtenz 
zu Tämpjen hatte. 

Sn unjerer Anwendung der Begriffe „Sozialismus“ 
und „Kommunismus“ im folgenden werden wir meiltens 
Mehring folgen, ohne uns jedod) jtrifte daran zu binden. 
Dr. Mehring und andere Autoren jeiner Richtung ver- 
ſtehen unter „Sozialismus“ Beltrebungen, die, von den 
gebildeten und bejienden Klaſſen ausgehend, unter Ver- 
wendung der Mittel des Staates und möglichſt unter opfer- 
williger Beihilfe der Reihen die Lage der Urmen durch 
gerechtere Verteilung der Güter verbejjern wollen, während 
nad dieſer Auffajjung das Wort „Kommunismus“ Be- 
Itrebungen bezeichnet, die als Selbſthilfsakte des Proleta- 
tiats zu gelten haben. Dieje Art der Begriffstrennung ilt 
vielleiht nicht ſtreng wiljenihaftlid, aber fie erſcheint uns 
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praltiih, wenn aud das Wort „Sozialdemokratie“ jelbit 
zu dieſem Wortgebrauch, den wir von ihren Anhängern 
entlehnen, recht ſchlecht paßt. Sonit pflegt man unter Sozia— 
lismus ja die Beitrebungen zulammen zu fajjen, die nur die 
gejellihaftlide Organijation der Produktion in ihr Pro— 
gramm aufnehmen, während jie die individuellen Rechte 
an Gütern, die niht Produftionsmittel find und Die per- 
lönlihe Freiheit der Konjumtion aud) Fünftig dulden wollen. 
Unter Kommunismus verjteht man dann die weitergehende 
Richtung, die aud in das individuelle Leben eingreifen, 
jeglihes Privateigentum bejeitigen und tunlichſt aud) Die 
Konjumtion regeln will. Praktiſch ſcheint uns bei der Ver— 
Ihwommenheit der Grenzen zwijchen beiden bei dieſer Tren— 
nung nicht viel herauszufommen. 

In den erjten Jahrzehnten des 19. Sahrhunderts trat 
ein Kommunismus im vorjtehenden Sinne nicht hervor, 
wohl aber ein Sozialismus, dejjen glänzendite Vertreter 
die Sranzojen Saint-Simon und Yourier und bejonders der 
Engländer Robert Dwen gewejen find, die man mit einer 
Anzahl ihrer Anhänger zufammen unter dem Namen der 
„Utopiſten“ zulammenfaht, weil fie — nad) Art Thomas 
Mores und Campanellas — ji) theoretiſch Staatsgebilde 
fonjtruierten, die jie allerdings auch praktiſch verwirklichen 
wollten. Dies trifft am wenigjten zu für Saint-Simon, 
der aber geiltig vielleiht das dauernd Wertvollite von 
all dieſen Männern geleiltet Hat. Yourier war ein Phantaſt, 
der freilich als Gejelligaftskritifer bedeutend war, aber zum 
Schöpfer neuer Weltordnungen ganz ſicher nit das nötige 
realpolitiihe Talent beſaß. Das Gegenteil gilt in gewiljem 
Sinne von dem praftiijhen Engländer Owen. Was er in 
jeiner Induſtriekolonie New-Lanark geleijtet hat, ijt wirk— 
lid) großartig gewejen; aud als Bahnbreder der engliſchen 
Wrbeiterfhußgejeßgebung verdient er mit Ehren genannt 
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zu werden. m einzelnen können wir hier auf die Lehren 
der. genannten Männer nidht eingehen, ebenjowenig wie 
auf die Sismondis und auf die Gedichte der Chartijten 
in England. Wir führen diefe Namen hier nur an, um zu 
zeigen, wie jih auf der einen Seite die Willenihaft und 
wohlwollende Arbeitgeber, wie Owen, mit jozialen Pro- 
blemen in jteigendem Maße zu befaljen begannen. Auf der 
anderen Geite begannen ebenfalls die arbeitenden Majjen, 
zunädjt in England durch die Trade-Unions jeit Mitte 
der 20er Jahre und dann aud durch die Chartilten- 
bewegung (1835) ihre erjten Verſuche zu maden, durch 
eignes zielbewuhtes Streben ihre Lage zu verbejjern. Die 
Arbeiterbewegung der früheren Jahre unter der Herrihaft 
des Koalitionsverbotes in England hatte an Stelle deſſen 
nur in wüſten Tumulten und Exzejjen ſich ausgetobt. Be— 
fannt it ja, daß in England jpäter der Sozialismus bezw. 
Kommunismus feinen Boden unter den Arbeitern mehr hat 
gewinnen können, wie ja aud) heute eine jozialdemofratijche 
Partei von Belang in England noch nicht beiteht. Zwar 
it nicht zu verfennen, daß in allerneueiter Zeit die jozial- 
demokratiſchen Lehren auch jenjeits des Kanals an Einfluß 
gewinnen. Die größere politiihe Yreiheit und günjtigere 
Lage, die ji) Die Urbeiter dort ſchon früh erfämpften, haben 
die Tendenzen der Majjen in ganz andere Bahnen geleitet, 
als bei uns, wo man die Proletarier allmählid in eine 
immerhin recht traurige Staatsfeindjhaft Hinein zu chika— 
nieren für politiih richtig gehalten hat. Die geiltigen 
Ahnen der deutſchen Spzialdemofratie find denn auch weni- 
ger in England, als in Frankreich zu ſuchen, wo jih unter 
der Julimonarchie gewaltige ſoziale Kämpfe abjpielten. 
England iſt dagegen, wie |hon angedeutet, die Wiege der 
Gewerfihaftsbewegung geworden, der Bewegung, von der 
einlichtige Sozialpolitifer erhoffen, dak fie auch dem deut- 
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Ihen Bolfsleben feine Gejundung wieder bringen wird, die 
ihm jo lange fehlt, als Millionen deutjher Bürger ſich in 
mehr oder weniger bewubten Gegenfaß zum deutſchen Staats- 
gedanken jtellen. Über die zwedmäßigjte Verteilung des Be- 
lies, über die Verltaatlihung der PBroduftionsmittel und 
dergleichen juriltiihe und wirtihaftlihe ragen mag man 
gern verſchiedener Meinung jein — über ihre Stellung zum 
deutihen Staatsgedanfen jollien unter deutjhen Männern 
feine Meinungsverjhiedenheiten bejtehen, ebenjowenig wie 
lie, abgejehen von einigen wenigen Exiremen, bei den Fran— 
zoſen vorhanden ſind. 

Doch kehren wir zurück zur Entwicklung der Sozial— 
demokratie in Frankreich. Im Jahre 1839 erſchien dort 
unter dem Titel „Die Organiſation der Arbeit“ ein kleines 
Buch, das ein gewiſſer Louis Blanc verfaßt hatte. In 
ihm verquicken ſich dem Großbetrieb feindliche Gedanken, 
ähnlich denen unſerer Mittelſtandsbewegung, mit der Forde— 
rung des Rechts auf Arbeit für den geſunden und der Für— 
ſorge für den alten und ſchwachen Arbeiter. Um dieſe Ziele 
zu erreichen, iſt es aber notwendig, ſagt Blanc, daß der Staat 
die Produktion in die Hand nähme. Das will er auf ganz 
friedlidem Wege erlangen, durch Gründung von Staats- 
unternehmungen (Ateliers sociaux), die durch übermädhtige 
Konkurrenz die Privatunternehmer allmählid) an die Wand 
vrüden follen. 

Louis Blanc hatte feinerzeit gewaltigen Erfolg. Seine 
Borihläge wurden das Programm der franzöfilhen Spzial- 
demofraten der 40er Jahre. Nach der 1848er Revolution 
wollte man aud) einen Verſuch zur Verwirklichung jeiner 
Produftivafjoziationen maden. Es gab aber »erjönlide 
Differenzen unter den Mitgliedern, und die Gelder, Die von 
der Regierung dazu hergegeben waren (3 Millionen Francs) 
gingen verloren. 
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Louis Blanc war Sozialiſt, aber fein Kommunijt, eben- 
jowenig wie jein Freund Ledru-Rollin. Er wird daher 
heute von den Nichts-als-Marzijten verleugnet. Nicht viel 
bejjer ergeht es Proudhon, dejjen äußerſt ſcharfe Gefell- 
Ihaftskritit mehr als fein wirtihaftlides Syſtem zu feiner 
Zeit ihm eine große Anhängerſchaft verjhaffte. In gewiſſem 
Sinn mag er als Vorläufer der heutigen Anardijten auf- 
gefaßt werden. 

Bis 1848 Haite es in Frankreich nod) immer einzelne 
Anhänger des fogenannten Babounismus (nad) Babceuf) 
gegeben, wie Barb&s und Blanqui, die im Juni 1848 
einen Aufitand erregten, der jo gründlih niedergeſchlagen 
wurde, da der franzöliide Kommunismus für die nädjjte 
Zeit überhaupt gebrochen war. 

In diefe Epoche fällt auf das Auftreten von abet, 
dem Urheber des jogenannten „ikariſchen“ Kommunismus 
(nad) einer von ihm verfaßten Utopie [Voyage en Icarie]). 
Er Hat, ebenjo wie die Anhänger von Kourier und Dwen, 
in Amerifa Berjuhe gemadt, feine Ideen koloniſatoriſch zu 
verwirklichen, doch Icheiterten feine Pläne an allem erdenk— 
lichen Ungemach — in eriter Linie an einer jehr unſchönen 
Beihwindlung duch) amerikaniſche Landjpelulanten und 
dann an Uneinigfeit in den eignen Reihen. Immerhin hat 
die letzte ifariihe Siedelung ihr Daſein bis 1895 gefriltet. 
Die agitatoriihe Wirkſamkeit des hochgebildeten und jorifi- 
ſtelleriſch gewandten Cabet (gejtorben 1857 in St. Louis) 
auf die franzöſiſche Arbeiterſchaft darf aber nicht unter- 
IHäßt werden. Mit der heutigen Sozialdemokratie Hat 
er wenig zu tun, Doc) erfennt ſie ihm das Verdienjt zu, „Das 
Klaſſenbewußtſein des franzöſiſchen Broletariats‘ zum Aus- 
drud gebradt zu Haben. 

Soweit ungefähr war der Boden geiltig vorbereitet, als 
auch in Deutſchland die wirtſchaftliche Entwidlung in ein 
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Stadium trat, wo ſich eine proletariijhe Arbeiterbewegung 
bilden konnte. Bei uns find früher die jozialen wie Die 
politiſchen Zuſtände bekanntlich außerordentlich traurig ge- 
weſen. Die unter harten Bedingungen durchgeführte Ab— 
löſung der Feudallaſten Hatte in Preußen den Bauern, denen 
jie nüßen follte, fehr jhwere Opfer auferlegt. Gar mander 
vermochte dieſe nicht zu tragen und ward zum Proletarier, 
der ih in der Stadt Arbeit ſuchte. Der Übergang zur 
Großindujtrie aus dem Zuſtand der handwerksmäßigen Pro— 
duktion vollzog ſich gleihfalls zum Teil unter Herabdrüf- 
fung der ehemaligen Handwerker zu traurig jituierten Haus— 
arbeitern. Die in Form von oft blutigen Tumulten auf- 
tretenden Wehen, unter denen ſich in England und Frank— 
rei) die Geburt der neuen jozialen Schicht, der indultriellen 
Arbeiterihaft, vollzogen hatte, blieben nun aud) Dem deut— 
hen Bolfisleben nicht erjpart, obſchon jie bei dem lang- 
jameren Berlauf der Entwidlung bier nit jo jenjationell 
auftraten. Immerhin waren aud in Deutſchland die Zu— 
ſtände in den Yabrifen Hinjichtlic) der Kinderarbeit und der 
Ausnutzung und ſchlechten Entlöhnung der Urbeiter jo jTan- 
dalös, daß Unruhen nicht gänzlich ausbleiben Tonnten. Der 
preußiſche Kultusminijter v. AUltenjtein Hat das Verdienſt, 
trotz heftiger Widerjtände, auf die er ſtieß, ſchauerliche Zu— 
ſtände in rheinisch-weitfäliichen Fabriken aufgededt zu Haben. 
Vom 4. Jahre ab wurden die armen Kinder in 1O—14jtün- 
digen Tages und Nachtſchichten, gegen einen Schichtlohn 
von 2—3 Gilbergrojhen in den Yabrifen ausgenußt. Ihre 
phyſiſche, moraliide und geiltige Degeneration war eine 
unausbleiblide Folge davon, und erjt als man im Jahre 
1826 herausfand, daß die Degeneration jo weit ging, da 
die Induſtriebezirke ihre Nefruten nicht mehr jtellen Tonnten, 
jann man ernitlider auf Abhilfe, die indejjen noch gar 
lange auf jih warten ließ. Die Lohnverhältnijje der. er- 
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wachſenen Arbeiter waren auch nicht gerade glänzend — 
10 Silbergroſchen pro Tag für Ungelernte. Diefer Hunger: 
lohn wurde durch ein raffiniertes Truckſyſtem (Entlohnung 
mittellt Waren jtatt baren Geldes) nod) herabgeſetzt. Erit 
nad) 1848 wurde das Truckſyſtem verboten. Kein Wunder, 
dab revolutionäre Bewegungen, wie zu Anfang der 
30er Jahre, überall in Deutihland den geeigneten Boden 
Tanden. 

Der tiefen Naht am politiihen und jozialen Himmel 
der vormärzlihen Zeit entſprach troß vieler dunkler Schat- 
ten doch nicht ganz das Bild des geiltigen Lebens in 
Deutihland. Es war die Zeit Hegels und der Herrihaft 
der Philoſophie. Wenn wir nun aud Heute von jener 
übertriebenen Bewertung der Philofophie zurüdgefommen 
ind, jo dürfen wir doch ihren Einfluß, den jie damals 
hatte, nidht gering anſchlagen. Die Philoſophie hat ſchließ— 
lid) dazu geholfen, aus dem Nebel der Romantik wieder 
herauszufommen, der ſich nicht nur um die Köpfe einzelner 
legte, jondern namentlich jeit dem Regierungsantritti Fried— 
rih Wilhelms IV. ſich aud) auf die Politik der preußiſchen 
Regierung in unbheilvoller Weile ausbreitete.. Vor allem 
aber haben die Bertreter der Philoſophie und die zwiſchen 
ihnen ausgefochtenen Meinungsverihhiedenheiten das deutſche 
Geijtesleben vor einer Berjumpfung bewahrt, in die es 
unter dem Einfluß der Romantik nur zu leicht Hätte ver- 
linfen fünnen. Das Gefährlide an der Romantik war ja 
weniger das politiih NRüdjchrittlihe, das die Yolge ihrer 
Ideengänge war, als die Abneigung gegen Tlare |dharf- 
umriſſene Begriffsabgrenzungen auf allen von ihr beein- 
Tlußten Lebensgebieten. Der alte preußiſche Bolizeijtaat 
war gewiß Tein Ideal geweſen — doch müſſen ihm feine 
Feinde lajjen: man wuhte in ihm, was man wollte. Das 
aber wurde unter der Herrihaft der Romantik anders. 
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Es ſchwebte ihrem gekrönten Vertreter zwar allerlei Schönes 
vor, aber es blieb beim Vorſchweben. Bekannt und charak— 
teriſtiſch für ſeine ganze Auffaſſung iſt ja ſein Wort über 
die preußiſche Verfaſſung: „Zwiſchen unſern Herrgott im 
Himmel und dieſes Volk ſoll ſich kein beſchriebenes Blatt 
gleichſam als eine zweite Vorſehung eindrängen.“ Die ganzen, 
hier nicht näher zu beſchreibenden Zuſtände in Deutſchland, 
die man ja in jeder einigermaßen guten Weltgeſchichte nach— 
leſen Tann, jchrien fürmli nad einer Löjung. Das Jahr 
1848 jollte jie bringen, als von Yranfreid), wo der Brand 
der Revolution hell emporloderte, die Funken in das mitiler- 
weile reht voll gewordene deutſche Pulverfaß überjprangen. 
Die revolutionäre Bewegung in Deutihland war nun be- 
Tanntlih nichts weniger als einheitlid). 

Ihre Hauptitrömungen waren wohl die folgenden: 

1. Eine radikal-bürgerlich-republikaniſche in Baden und 
der Pfalz; 

2. eine Tonjtitutionell-emonardildhe in den meilten übri- 
gen deutſchen Staaten, die nihts weiter wollte, als Die 
Einführung Tiberaler Verfaſſungen und freiheitlicher Ge— 
jege; 

3. mit den vorjtehenden eng liierte Beitrebungen zur 
Wiederherſtellung des deutſchen Einheitsitaates und 

4. eine proletariſche Unterjtrömung, die namentlid in 
Berlin ziemlich) jtark hervortrat und den bürgerlien Mlärz- 
revolutionären die Bejorgnis einflößte, daß die Yührung 
ihnen verloren gehen könnte. 

„Zweifellos it ein Körnchen Wahrheit daran, wenn 
ſozialdemokratiſche Geſchichtſchreiber, wie z. B. Dr. Mehring, 
das Haltmachen der Berliner Märzrevolution auf halbem 
Wege, d. h. bevor die Möglichkeiten einer ſpäteren Reaktion 
gründlich beſeitigt waren, auf dieſe Angſt der bürgerlichen 
Demokraten vorm Proletariat zurückführen. Bekanntlich 
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bat ji) diefe Halbheit der Märzrevolution jpäter ſchwer 
genug gerät, als die Reaktion Tarı. 

Bor der Hand ſah aber alles, vom Standpunite des 
Volks betrachtet, ganz günfjtig aus. Am 8. April votierte 
der preußiſche Landtag (noch der alte „Vereinigte“) das 
allgemeine MWahlreht für die Nationalverjammlung, Die 
eine dejinitive Berfaljung beraten jollte. In dieſer National— 
verjammlung gab es 4 Parteien, die auch ſpäter in Preußen 
weiter beitanden: Die Rechte, aus der jpäter Konſervative 
und Zentrum ſich gebildet haben, war eine numeriſch jehr 
ltarfe Bartei, deren Haltung meilt rein gouvernemental 
war; dann das rechte Zentrum, das eine gemäßigt liberale 
Zendenz bejaß, viele feiner Mitglieder jind jpäter national- 
liberal geworden. Aus der 3. Gruppe, dem linfen Zentrum, 
wandte ji) |päter ebenfalls ein Teil der nationalliberalen 
Partei zu, andere wurden Fortſchrittler, wie z. B. Schulze- 
Delitzſch. Unter den Yührern des linken Zentrums feien 
noch genannt: Bucher, und namentlid) Nodbertus. Diejer 
legtere war der Vertreter einer Art von Sozialismus, der 
den Ausgleih der Gegenſätze zwiſchen den verjhiedenen 
Klaſſen auf friedlidem Wege herbeiführen wollte. Hätte 
man damals jeinen Ideen mehr Verſtändnis enigegen- 
gebradt, ſo wäre es in Deutjhland zur Bildung einer ſo 
allem Bejtehenden feindlichen Bartei wie der heutigen Sozial— 
demofratie ſchwerlich gekommen. Weil dann die beitehenden 
Zultände auch für den Broletarier annehmbarer gewejen 
jein würden, hätten wir vielleiht eine Entwidlung Der 
Arbeiterpartei wie in England erlebt. Statt dejjen kam 
jehr bald in Preußen das Minijterium Brandenburg und 
die gewaltjame Auflöjung des Parlaments. 

Die Linke, als die 4. Partei des Hauſes, endlich Hatte 
aus Leuten bejtanden, die, wie z. B. Walded, jpäteres Mit- 
glied der Yortihrittspartei, oder Johann Jacoby, päterer 
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Spozialdemofrat, jehr voneinander abweidhende Anjichten ver- 
traten, aber jih in einem energiſchen, freilich praftiih un— 
fruchtbar gebliebenen Radifalismus einig waren. 

Unter diejer Gruppe der Linien finden wir aljo, 3.8. 
in dem erwähnten Dr. Jacoby, die erjten deutſchen Parla— 
mentarier, die man als Borläufer der Sozialdemofratie 
bezeichnen Tann. Auch im ſächſiſchen Landtag gab es eine 
Gruppe, die ji) ſogar Sozialdemokraten nannte, ohne Dies 
jedod) im heutigen Sinn zu jein. Der deutſche Barlamen- 
tarismus war aber nod) Jehr jung. Daß er ſchon von Anfang 
an, ehe ſich jeine bürgerliden Parteien recht konſtituiert 
Hatten, mit einer Richtung im Volke rechnen mußte, der an 
friedliher BVerjtändigung mit den herrſchenden Gewalten 
aud dann nichts lag, wo jie möglich war, hat jeiner Ent- 
faltung in mehr als einer Hinjiht von vornherein in einer 
Meile geſchadet, Die ſich auch den Sozialdemokraten jelbit 
höchſt unangenehm bemerkbar gemadt hat. Die begeijterte 
Anhängerihaft der deutſchen Arbeiter hat Teine deutſche 
bürgerlihe Partei jemals jo recht beſeſſen — wohl ihre 
Unterjtüßung; aber Unterjtügung ijt nicht begeijlterte An- 
hängerſchaft. Daher fonnte der preußiſche Parlamentaris- 
mus nit die Kraft gewinnen, die einer Volfsvertretung 
nur dann innewohnt, wenn Hinter ihr das gejamte Bolf, 
in allem wejentlih einig, marjhiert. Eine jolde Situation 
it in Preußen aud) bis heute noch nicht eingetreten, weil 
dort die unter der Reaktion oftroyierte Verfaſſung über- 
haupt nur ein recht fragwürdiges Yragment von Volks— 
vertretung in Yorm des auf Grund des Dreiklaſſenſyſtems 
gewählten Wbgeordnetenhaujes übriggelajjen hat. m 
Reiche, wo das allgemeine Wahlrecht für eine bejjere Füh— 
lung zwiſchen Reihstag und Volk jorgt, iſt das etwas anders. 
Dort hat es wenigftens zu Anfang der jiebziger Jahre eine 
itarfe Iiberale Majorität gegeben, mit gewaltigem Anhang 
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im Boll. Heute iſt aud) das anders geworden, und es ilt 
durd) das gewaltige Anwachſen der Sozialdemokratie jene 
Lage geihaffen, die uns weiter unten bejhäftigen wird. 

Die politiiden VBerhältnijje in der vormärzlichen Zeit 
hatten, wie befannt, eine große Zahl von Flüchtlingen 
aus Deutſchland in die benahbarten Staaten geführt, jo 
bejonders nad) Frankreich, der Schweiz, England und Bel- 
gien. Namentlid) durch wandernde Handwerksburſchen unter- 
hielten dieje Flüchtlinge Beziehungen zur Heimat, und es 
it nur natürlich), dak die Organijationen der Flüchtlinge im 
Auslande gewiſſermaßen zu geiltigen Hauptquartieren aller 
extrem fortihrittlihen oder revolutionären Bewegungen in 
Deutihland wurden. Sp führen uns aud) die Fäden, Die 
ven deutſchen Kommunismus mit feinen franzöſiſchen Vor— 
läufern verfnüpfen, in jolde Flüchtlingsorganiſationen, die 
allerdings, wie dem Geilt der vormärzliden Zeit entjpre- 
hend, zunächſt noch nidht rein kommuniſtiſch waren, jondern 
allen extrem oppoJjitionellen Beltrebungen eine Stätte boten. 
Zunädjt verdient Erwähnung der „Bund der Geädhteten“ 
in Paris, den zwei deutſche Gelehrte, Schulter aus Göt— 
fingen und Venedey aus Heidelberg, leiteten. Seine Ziele 
waren ähnlich denen der ſüddeutſchen Republifaner. 

Sn der Schweiz hatte der italieniihe Patriot Maszini 
aus Flüchtlingen von aller Herren Ländern eine Organi- 
lation „Jung Europa‘ gebildet, der auch eine Abteilung 
„Jung-Deutſchland“ angehörte. Dieje Organijation ſuchte 
ih mit Naddrud alle Kommunijten vom SHalje zu Halten 
— anders der Bund der Geädhteten, der ſich jehr gründlid) 
mit Diskuſſionen über joziale und ökonomiſche Probleme 
befaßte und darüber ſich jpaltete. Der ehemalige Privat— 
Dozent Schulter gründete dann im Jahre 1836 den „Bund 
der Gerechten“, der durch flüchtende Mitglieder jpäter nad) 
London übertragen wurde. Im Bund der Geredhten wurde 
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bereits ein jehr ausgeprägier Kommunismus propagiert, 
der jeinen überzeugteſten und vielleicht begabtejten Vertreter 
in dem Schneidergejellen Wilhelm Weitling aus Magde- 
burg fand. Als unehelihes Kind geboren, nad) allem, 
was man über ihn weiß, jozujagen ohne Erziehung unter 
ärgitem Mangel aufgewadjen, hat diejer Mann es fertig 
gebracht, geiſtvolle Bücher zu ſchreiben, die ſelbſt Gelehrten 
wie Ludwig Feuerbach lebhafte Anerkennung abnötigten. 

Die an ſich jehr interejjante Geſchichte der deutſchen 
Prejje können wir hier leider nicht eingehender berühren, 
da uns dies zu weit von unjerm Thema abführen würde, 
nur haben wir, als eines widhtigen Ereignijjes für die da— 
malige Bublizijtif, der Gründung der „Rheiniſchen Zeitung 
für Politif, Handel und Gewerbe‘ zu gedenften, die am 
1. Januar 1842 in Köln zuerjt erſchien. An ihr war inter- 
ejliert das liberale rheiniishe Bürgertum, unter anderen 
Männer wie Haujemann und Camphaujen. Eine große 
Reihe von jungen Gelehrten fand Zugang zu ihren Spalten, 
die jedem freien Wort geöffnet waren. Unter ihren Mit- 
arbeitern nun war einer, der jich hier feine Titerarijchen 
Sporen holte — es war der junge Karl Marz, der im 
Herbit 1842 ihre Redaktion übernahm. Nach einem halben 
Jahr jeiner Gejhäftsführung wurde das Blatt aber ſchon 
von der Zenſur verboten. Marx hatte zwar eine jehr 
Iharfe Sprache geführt, jedoch jo gejhidt zu ſchreiben ver- 
tanden, daß ihm perjönlid die Zenſur nit allzu viel 
anhaben konnte und die Aufhebung des Blattes als ein 
ungeredhtjertigter Akt erjcheinen mußte. Zum Kommunis- 
mus befannte Marz ji) damals nody nicht, aber er Hatte 
ih dadurd) mißliebig gemacht, da er die Sache der gerade 
zu jener Zeit in wirtſchaftlicher Notlage befindlichen Moſel— 
bauern in jo ſcharfer und nachdrücklicher Weile verfocht, 
daß dies für jtaatsgefährlid) gehalten wurde. 
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Marx war 1818 in Trier als Sohn eines jüdiſchen 
Rechtsanwalts geboren, der jpäter mit der ganzen Yamilie 
zum Chriltentum übertrat. Mit 16 Jahren ſchon bezog der. 
junge Marx die Univerjität, um Rechtswiſſenſchaft und 
Philoſophie zu jtudieren, verlobte ſich |hon mit 18 Jahren 
mit Jenny v. Weitphalen, der Tochter eines preußiſchen 
Kegierungsrats, und promovierte im Jahre 1841 zum 
Doktor der Philojophie. — 

Das Schidjal der Rheiniſchen Zeitung hatte aud) ein 
anderes Blatt geteilt, die Deutjhen Jahrbüder von Ruge, 
zu dem Marz in perjönlider Beziehung jtand. Beide 
Männer fahten nun den Entihluß, von Paris aus die 
deutſch-franzöſiſchen Jahrbücher herauszugeben, die aller- 
dings jehr bald infolge perjönlider Zwiſtigkeiten und aus 
finanziellen Gründen wieder eingingen. Immerhin it die 
Zeitſchrift inſofern nit ohne Hiltoriide Bedeutung ge— 
blieben, als in ihr Marz, der in Frankreich den Sozialismus 
tudiert und ſich ihm mit Entſchiedenheit zugewandt hatte, 
eine Kritik der Hegelihen Rechtsphiloſophie veröffentlichte, 
worin er den Nachweis zu führen verjudte, daß auf Grund 
der ganzen Berhältnijle in Deutſchland dort eine erfolg- 
reihe bürgerlide Revolution unmöglich) jei, daß Dort viel- 
mehr „pie allgemein menſchliche Emanzipation‘ die ‚nur 
politiſche Revolution“ erjegen müſſe, weld) leßtere für Deutſch— 
land ein utopiſcher Traum ſei und bleibe. 

Zu den Mitarbeitern der Deutſch-franzöſiſchen Jahr— 
bücher zählte aud) Engels. Er war 1820 in Barmen als 
Sohn eines Fabrikanten geboren und hatte die herkömm— 
lihe Laufbahn eines jungen Großkaufmanns durchgemacht, 
dog ein reges wiſſenſchaftliches Intereſſe hatte ihn zur Be— 
IHäftigung mit philojophilgen, naturwijjenihaftliden und 
ökonomiſchen Fragen angeregt. Er hatte ſich aud) Hin und 
wieder journalijtiih verjudt, und war dadurd mit Marz 
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befannt geworden, als diejer die Rheiniſche Zeitung redi- 
gierte. Dann war er aus gejhäftlihen Gründen nad) Man— 
heiter gezogen, hatte dort die große engliide Induſtrie 
fennen gelernt und war zum Bunde der Geredten, zu den 
Chartilten und Oweniten in Beziehung getreten. 

Im allgemeinen wird man des Richtige treffen, wenn 
man jagt, daß Marx zu feinen jpäter für die Sozialdemo- 
fratie maßgeblich gewordenen Grundjäßen durch die Philo— 
\ophie, Engels zu jeinen Anſichten durch die Nationalöfo- 
nomie und die Beobachtung des Lebens fam. Man braudt 
in die jozialdemofratiihe VBerhimmelung diejer beiden Män- 
ner, deren Wirken jo verhängnisvoll für das öffentliche 
Leben ihres Baterlandes geworden iſt, nicht mit einzujtimmen 
— die größte Achtung vor ihren Leiltungen wird ihnen 
auch der Gegner nit verjagen dürfen, wenn auch an 
ihren Perjönlichfeiten ihm mandes mikfallen wird. Sym- 
pathiih, wenn rein menſchlich betradjtet, wird aber aud) 
der: Gegner von der 40jährigen Freundſchaft berührt, die 
beide miteinander verband, und die ſich befonders in der 
rüdhaltlojen gegenjeitigen Anerfennung äußert, der Engels 
auf nad) dem Tode von Marz noch beredten Ausdrud 
verlieh. 

Inzwiſchen hatte Marz durch ſeine ſcharfe Feder ſich 
in Deutſchland unmöglich gemacht, war auf Betreiben der 
preußiſchen Diplomatie auch in Paris ausgewieſen, und 
hatte ſich ſchließlich nach Brüſſel gewandt, wo Engels ihn 
aufſuchte, nachdem er ſein berühmtes Werk über die Lage 
der engliſchen Arbeiter vollendet hatte. 

Es wäre nun ganz verkehrt, wenn man, wie es oft 
genug geſchieht, annehmen wollte, daß die gebildeten Kreiſe 
Deutſchlands damals ſich nur mit philoſophiſchen und ver— 
faſſungsrechtlichen Streitfragen beſchäftigt, aber für die Ar— 
beiterverhältniſſe wenig Intereſſe übrig gehabt hätten. Das 
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it im allgemeinen nicht der Fall gewejen — es hat an 
lozialpolitiihen Reformvorſchlägen von den verjdhiedenjten 
Seiten her nicht gefehlt, nur it nichts Wirkſames dabei 
herausgefommen. Die pojitivjten Leiltungen jind nod) immer 
die der entjchiedenen Liberalen geblieben, die wenigjtens das 
erreichten, dab zwar bei dem zähen Widerſtand der Reaf- 
tionäre nur langjam, allmählid und im einzelnen unvoll- 
fommen, aber ſchließlich doch im großen und ganzen er- 
folgreid der mittelalterlihe Yeudalismus und Zunftkram 
bejeitigt wurde, der den Arbeiter in Feſſeln ſchlug. Wir 
erwähnten bereits, daß man ſich hieran, an der liberalen 
und demofratiichen Forderung von Freiheit und Gleichheit 
aller Staatsbürger nit genügen ließ, dab vielmehr auch 
Leute wie NRodberius weitgehende Anregungen im Ginne 
eines nationalen Staatsiozialismus gaben. Sogar die 
Poejie, unter Bortritt Heines und Freiligraths, begann 
ih mit jozialen Stoffen zu beihäftigen, in ſchroffem Gegen— 
ja zur romantiſchen Poeſie, die ſich auf mittelalterliches 
Nitterwejen beſchränkte. 

Sn Brüfjel jammelte jih bald um Marz und Engels 
eine größere Schar fommunijtiiher Flüchtlinge. U. a. kam 
MWeitling zu ihnen, mit dem Marx allerdings in theoretiiche 
Meinungsverihiedenheiten geriet, die Weitling veranlaßten, 
nad; Amerifa auszuwandern. Der alte Bund der Geredhten, 
der jeinem Charakter nad) eine Art von Verſchwörung war, 
wurde in diejer Zeit (1847 in London) unter dem Einfluß 
von Marz und Engels gründlich reorganijiert und als Bund 
der Kommuniſten zu einer internationalen Organijation der 
Proletarier ausgebaut. In jeinem Programm finden ich 
bereits ganz ähnliche Sätze wie im heutigen der Spzial- 
demofratie: Sturz der Bourgeoijie, die Herrſchaft des Pro— 
letariats, die Aufhebung der alten, auf Klajjengegenjäßen 
beruhenden bürgerlihen Gejellihaft, und die Gründung 
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einer neuen Gejellihaft ohne Klajjen und ohne Privateigen- 
tum.*) Man jieht: die Entwidlung war inzwilden jo weit 
vorgejgritten, daß, wenigjtens innerhalb des führenden 
Kreiles der fommuniltiihen Bewegung, jedes Zuſammen— 
gehen mit der Bourgenilie zurüdgewiejen, und die Allein- 
berrfhaft des Wroletariats gegen die Bourgenijie pro- 
Hamiert wurde. In Frankreich, wo Marz eine ſcharfe 
Polemif gegen Proudhon führte und wo Leblanc auf der 
Höhe ſeines Einflujfes jtand, in Deutjchland, wo Die ganze 
Entwidlung der politiichen und jozialen Zuſtände noch lange 
nicht fo weit gediehen war, daß eine eigentlich „proletariſche“ 
Partei größeren Einfluß hätte gewinnen fönnen, blieb dem 
Bund der Kommunijten zwar zunädjt greifbarer politilcher 
Erfolg verjagt. Seine größte Tat war, da Marz und 
Engels mit der Redaktion des ſogenannten „Kommuniſtiſchen 
Manifeltes‘‘ beauftragt wurden. Diejes erihien im Fe— 
bruar 1848. Es geht, wie die marziltiihe Weltanihauung 
überhaupt, von dem Gedanfen aus, daß die ganze Welt— 
geihichte das Nejultat ökonomiſcher Erſcheinungen jei, daß 
die ganze Gejhichte ausgefüllt würde von Klaſſenkämpfen. 
Cs zerfällt in vier Abſchnitte. Der erſte davon behandelt 
die Bourgevijie und ihr Verhältnis zum Proletariat. Neben 
vielen beachtenswerten Fritiihen Bemerfungen enthält der 
Abſchnitt aud die inzwilhen unhaltbar gewordene Ber- 
elendungstheorie. Es wird Dort prophezeit, daB die bürger- 
liche Gejellidaft daran jcheitern müſſe, daß der Arbeiter 
immer weiter in jeiner Qage herabjinfe, bis zu einem Niveau, 
wo er nicht nur nit die Geſellſchaft, jondern auch ſich 
jelbjt nicht mehr ernähren könne. 

Der zweite Abſchnitt des Manifeſtes befakt ſich mit 
den Beziehungen der Kommuniſten zu den anderen Arbeiter- 
parteien, und Tommt dabei zu dem NRejultat, daß der Kom— 

*) Mehring, Geſchichte der deutſchen Sozialdemofratie I, 352. 
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munijtenbund gewijjermaßen die internationale Quintejfenz 
aus den verſchiedenen nationalen Gruppen jei. Es wird dann 
beitritten, daß die Abihaffung des Privateigentums dem 
Kommunismus eigentümlid) ſei — jo habe die franzöſiſche 
Revolution das Yeudalreht aufgehoben. Weshalb folle 
nit der Kommunismus das bürgerlihe Eigentumsrecht 
aufheben? Ohnehin bejtehe ja ein ſolches Recht für ?/,, der 
Gejellihaft überhaupt nicht. (Dieje letztere Behauptung iſt 
ja nun allerdings nicht theoretiſch, aber doch praktiſch nicht ſo 
ganz unrichtig und Tonnte auf ſtarken Erfolg rechnen.) Der 
wejentlihite Teil des Inhalts des zweiten Abſchnitts bejaht 
ih) überhaupt mit einer gewiljen Upologie des Kommunis- 
mus gegenüber Angriffen von bürgerlidder Seite. So wird 
verjudt, die belannten Vorwürfe gegen Sozialdemofratie 
b3w. Kommunismus, daß Yamilie und Vaterland abgelhafft 
werden Jolle, zu widerlegen. Im einleitenden Teil des Ka— 
pitels über die Sozialdemofratie Hat aud) der Verfaſſer 
diejes jhon feiner Meinung Ausdrud gegeben, daß der Vor— 
wurf der UnfittlichTeit wegen der geforderten Neuorganijation 
der Yamilien ihm unberedhtigt erjcheine. Tatſächlich jind die 
Yamilienverhältnijje bei vielen, vielen Proletariern unend— 
lid traurig, und bei vielen Angehörigen der bejienden 
Klaſſen beruht die Monogamie qauch nur auf gegenjeitiger 
Duldung, nit einmal mehr auf Filtion. Gerade die joge- 
nannten ‚‚guten‘ Ehen würden aber aud) bei einer ver- 
änderten Ehegeſetzgebung völlig in ihrer gegenwärtigen Form 
erhalten bleiben. Anders liegt die Sade ja mit der Vater- 
landslofigfeit. Das kommuniſtiſche Manifeſt überjieht hier, 
daß es neben wirtihaftliher Nivalität auch nod) andere 
Trennungspunkte zwijchen den Nationen gibt, und daB, Jelbit 
wenn es in der auswärtigen Politik nur wirtſchaftliche 
Reibungsflächen gäbe, aud die Beleitigung des Privat- 
eigentums dieſe nicht vernichten würde. 
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Die Mittel, die das Manifeit zur Verwirklichung des 
Kommunismus vorjhlägt, jind neben der Eroberung der 
politiiden Macht und Einrihtung der Demokratie: Ex- 
propriation des Grundeigentums, Aufhebung des Erbredits, 
ſtarke Progreſſivſteuern, allmählihe Verſtaatlichung der in- 
dustriellen Broduftion uw. uw. — aljo ein gegenüber den 
blutdürjtigen Tiraden anderer Kundgebungen des vierten 
Standes aus jener Zeit ein reht gemäßigt Elingendes Pro— 
gramm, wie der theoretiſch veranlagte Marz ja durchweg 
von revolutionärer Betätigung nit viel willen mochte. 

Im dritten Abſchnitt wendet ih das Meanifelt zu 
einer Kritil der übrigen Yormen des Sozialismus — des 
„feudalen“ Sozialismus, der „ven proletariigen Bettel- 
lad als Yahne ſchwenkt“, um die Proletarier für die Arijto- 
Tratie gegen die Bourgenijie mobil zu maden. Dann fommt 
der Heinbürgerliche Sozialismus an die Neihe, der gleidh- 
falls heruntergemadt wird, und ſchließlich der wiſſenſchaft— 
lide — utopijtiide — Sozialismus, den das Manifelt nur 
injofern gelten lajjen will, als die Kommunijten ihm mandes 
geiltige Rüſtzeug verdanten. 

Der vierte Abſchnitt behandelt das Verhältnis des 
Kommunismus zur bürgerlid-radifalen Oppofition in den 
verjhiedenen Ländern. Wenn dort verlangt wird, die Kom— 
munijten jollten überall an der Verbindung und Berjtän- 
digung der verjhiedenen demokratiſchen Parteien arbeiten, 
jo iſt das freilid) ganz etwas anderes, als was die heutige 
deutſche Sozialdemokratie tut. 

Das Manifeſt ſchließt mit den bekannten Worten: 
„Mögen die herrſchenden Klaſſen vor einer kommuniſtiſchen 
Revolution zittern! Die Proletarier haben nichts in ihr 
zu verlieren als ihre Ketten. Sie haben eine Welt zu 
gewinnen. Proletarier aller Länder, vereinigt euch!“ Vor— 
her hat es noch die allerdings nicht eingetroffene Prophe— 
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zeiung zum Ausdrud gebradt, daß die deutſche Revolution, 
die damals unmittelbar bevorjtand, das Vorſpiel einer 
proletariihen Revolution jein würde. Nun, 60 Fahre jind 
jeitvem verfloſſen, und die Prophezeiung iſt nicht einge- 
troffen. Warten wir weitere 60 Jahre ab! Heute glaubt 
man ja überhaupt, aud in jozialdemokratiihen Streifen, 
nit mehr an eine Revolution in dem Sinne, als ob die 
gewünſchte und gehoffte Umwälzung in einem Turzen Zeit- 
raum erfolgen könnte. Man erjegt mehr und mehr Die 
Revolutionstheorie durch die Evolutionstheorie, wie man 
ja aud) die Verelendungstheorie und das eherne Lohngeſetz 
hat fallen lajjen. 

Die Kommuniſten von 1848 waren realpolitiſch genug, 
um nidt mit allen Korderungen des Manifejtes in Die 
Bewegung einzutreten. Cinzelne ihrer Forderungen, wie 
die Herjtellung der deutſchen Einheit unter einer großen, 
ungeteilten Republit, dedten jih mit denen der radilalen 
bürgerlihen Demofratie.. Andere Yorderungen, wie Be— 
Ihränfung des Erbredts, Verſtaatlichung des fürſtlichen 
und feudalen Grundbelites, des Verkehrs und Bergbaues 
waren zwar radikal, aber doch nicht auf die Expropriation 
alles Eigentums gerichtet. Andere ihrer Wünſche, wie Die 
Berltaatlihung des Hypothelenwejens, werden heute aud) 
von ganz anderen PBarteien vertreten. 

Sm Fahre 1848 begab jih Marz mit feinem Freunde 
Engels nah Köln, wo er mit einigen andern (Werth, 
Dronke, Bürgers, Yerdinand und Wilhelm Wolff) die Re- 
daktion der Neuen Rheiniſchen Zeitung übernahm, die einen 
extrem demokratiſchen, republifaniihen Standpunft vertrat, 
ohne do den Kommunismus Marz’ in den Vordergrund 
zu drängen. 

Das Organ wurde, neben einigen andern, bald ein 
führendes Blatt der rheiniihen Demofratie. 
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Sm November 1848 beſchloß bekanntlich die preußiſche 
Nationalverfammlung im Augenblid ihrer gewaltjamen Auf- 
löfung die Steuerverweigerung. Die rheiniſchen Demo— 
fraten, unter ihnen Marz, erlieen daraufhin einen Aufruf, 
um dieſe Steuerverweigerung praltiih in die Wege zu 
leiten. Die Unterzeihner dieſes Aufrufs wurden vor 
das Schwurgeriht geitellt, aber nah einer glänzenden 
Berteidigungsrede des Mitangellagten Marx freige- 
Iproden. 

In dieje Jahre fällt aud) das erjte Auftreten Lajalles. 
Sm Sabre 1825 war er als Sohn eines Breslauer Handels- 
juden geboren und zunädjt jelbit für den Handel bejtimmt. 
Er wuhte indejjen jeinen Vater zu bewegen, ihm das Stu— 
dium der Geſchichte und Bhilojophie zu gejtatten. Von 
Marz und Engels unterfhied ihn mandes. Die gejellidaft- 
lihe Stellung, die Marx und Engels durch ihre Yamilie 
hatten, mußte Lafalle ji erſt mühſam ſchaffen, und ein 
großer Teil feiner perjönliden Eigenjhaften, die er im 
Leben |päter betätigte, ilt auf das Milieu, dem er entjproß, 
und auf ſeinen Entwidlungsgang zurüdzuführen. 

Ein ungebändigter Idealismus, gepaart mit der Zähig- 
feit und Schlauheit feines Stammes, führte ihn in den 
Streit für die Intereſſen der Gräfin Habfeldt gegen deren 
Öatten, den er mit einer VBerbijjenheit jondergleichen durch— 
führte. Diejes Unternehmen nahm das beſte Jahrzehnt 
leines Lebens faſt völlig in Anſpruch. Die ſcharfe Oppoſition 
gegen die Regierung, in die er durch unzweifelhafte Rechts— 
verlegungen im Hatzfeldtſchen Prozejje gedrängt wurde, und 
die ihn im November 1848 veranlaßte, eine Aufforderung 
an die Berliner Nationalverfammlung zu unterzeichnen, fie 
möge das Boll zu den Waffen rufen, bradte ihn chnell 
in Konflilt mit den Geridten. Das Schwurgericht ſprach 
ihn zwar frei, aber die Staatsanwaltihaft ließ ihn dann 
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vor das Zudhtpolizeigericht jtellen, das ihn zu 6 Monaten 
Gefängnis verurteilte. 

Das Jahr 1849 ſah in Deutjchland neue revolutionäre 
Kämpfe, jetzt erſt floß Blut in größerem Maße. Indeſſen 
vermochte nirgends die Revolution dauernde Erfolge zu 
erringen. Der Haß der Regierung gegen die linksſtehende 
Preſſe aber flammte ſchärfer auf als je. Schon im Mai 
wurde Die Neue Rheiniſche Zeitung verboten, ihr Redak— 
tionsjtab wurde vertrieben. Unter dem Drud der jieg- 
reihen Reaktion verliefen in diefem und den folgenden 
Sahren wieder viele Taufende von deutſchen Männern ihr 
Vaterland — die deutjhe Emigration — um aud) im Aus- 
lande von einem Drt nad) dem anderen gehe&t zu werden. 
Mander wadere Mann, wie Karl Schurz, ilt dadurd) Dem 
deutihen Volk überhaupt verloren gegangen, andere wurden 
von wilden Haß ergriffen gegen ein Land, das Zuſtände 
dulden Tonnte, wie das Deutihland unter der Neaition, 
das faſt nod) unerträgliher war als das vormärzlide. In 
gewiljem Make mag durd) die Flüchtlingserfahrungen, Die 
viele der jpäteren jozialdemofratiiden Führer in Deutſch— 
land machen mußten, die unerfreulihe Haltung der Sozial— 
demofratie in nationalen Fragen mit veranlaßt jein. Be— 
ſonders in der Schweiz hatten jic) viele geflüchtete deutſche 
Arbeiter zu Arbeitervereinen zujammengetan, die Wilhelm 
Liebknecht, der in der NRevolutionszeit zuerjt hervortrat, ſich 
bemühte, einheitlid) zu organilieren. 

Auch Liebknecht war nad) jeiner Herkunft aus einer 
angejehenen Gelehrtenfamilie in Heſſen nichts weniger als 
ein geborener PBroletarier. Durch) die Leltüre Saint Simons 
joll er aber ſchon als Gymnaſiaſt dem Sozialismus ge— 
wonenn worden jein. — Wenn man nun die Geidichte 
jener Jahre von 1820—1860 an ji) vorbeiziehen läßt, 
jo empfindet man weit weniger VBerwunderung darüber, 


— 268 — 


da ji) damals jo viele Männer auf die Geite einer leiden- 
Ihaftliden Gegnerſchaft der bejtehenden Zuſtände jtellten, 
als daß ſich jemand dazu hergab, dieſe zu verteidigen. 
AT das, was wir heute am Deutſchen Reiche lieben und wert- 
halten, war doch damals verboten und verfolgt. Es ge= 
hörte gewiß eine außergewöhnlide Vaterlandsliebe dazu, 
damals über denen, die in ihm herrſchten, nicht die Freude 
am Baterland jelbjt zu verlieren! 


Marz war übrigens viel zu Hug, um nicht die Ausjichts- 
lojigfeit weiterer NRevolutionsverjuhe zu erfennen. Bon 
Köln Hatte er ji nad) Paris gewandt; aud) Dort aus— 
gewiejen, ging er nad) London. Hier fanden jid) eine Anzahl 
von Kommunijtenführern wieder zujammen. Engels, Ecca- 
rius, Yreiligrath, die alten Nevolutionsoffiziere Willi) und 
Zehow, die in Baden gefämpft hatten, ferner Liebinedt, 
Schramm, Wolff u. a. m., alles Männer, die an den revo— 
lutionären Bewegungen irgendwie beteiligt gewejen waren. 
Marz dee, den Kommunijtenbund wieder ins Leben zu 
rufen, ſcheiterte an der Uneinigfeit, die über die Möglichkeit 
oder Unmöglichkeit einer Erneuerung der Revolution be- 
tand. Der Bund zerfiel in zwei Parteien: die von Marx 
und Engels und eine revolutionäre. In Köln beitand eine 
Zeitlang eine YJweigjtelle des Bundes, deren Mitgliedern 
im Sahre 1851 ein Prozeß gemaht wurde, bei dem an 
polizeiliher Lodjpitelei allerlei unglaublide Dinge geleiltet 
lein jollen. 

Der Kommunijtenbund war damit tot und laut Be— 
\Hluß des Bundestags vom 13. Juli 1854 mußten aud 
Jämtlihe übrigen Arbeitervereine in Deutſchland aufgelöft 
werden. ' 


Unter der Reaktion wurde es der Arbeiterbewegung 
— auch der nit kommuniſtiſchen — unmöglich), irgendwelde 
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öffentli) erfennbaren Fortſchritte zu machen. Zwar bejjerte 
ſich Die wirtihaftlihe Lage Deutjhlands, der Minijter 
v.d. Heydt bradte in Preußen ein ziemlid) gutes Kinder- 
ſchutzgeſetz durch, Schulze-Delitzſch ſuchte mit Erfolg durch 
Genoſſenſchaftsgründung namentlich dem kleinen Bürger zu 
helfen, aber das politiſche Leben war und blieb recht lang— 
weilig. Dann kam die Regentſchaftsübernahme und bald 
darauf die Thronbeſteigung König Wilhelms, die Neue 
Ara und darauf der Militärkonflikt im preußiſchen Ab— 
geordnetenhauſe. 1859 erſchien Marx’ Schrift über Ware 
und Geld, als Vorläufer jeines großen Hauptwerkes über 
das Kapital, deſſen erjter Band 1867 herauskam. 1858 war 
Laſſalles „Philoſophie Heralleitos von Epheſos“ erſchienen 
— die Frucht einer enorm fleißigen, jahrelangen Arbeit, 
ſcharfſinnig und gelehrt, wenn auch nicht unwiderſprochen. 
Noch im ſelben Jahre erſchien ein Trauerſpiel von ihm 
„Franz v. Sickingen“, das als ſolches nicht gerade eine 
Glanzleiſtung, aber inhaltlich doch hochintereſſant und voll 
packender Gedanken iſt. Ihm folgte eine große rechtsphilo— 
ſophiſche Arbeit: Das Syſtem der erworbenen Rechte (1860). 
Darin ſucht Laſſalle nachzuweiſen, daß für ein neues Geſetz 
rückwirkende Kraft nur zuläſſig ſei, wo ſie das Individuum 
nicht mittelſt ſeines eigenen Willens träfe, den es früher 
betätigt habe, da man keinen Menſchen zwingen kann, etwas 
anderes gewollt zu haben, als er tatſächlich gewollt hat. 
Rückwirkende Kraft dürfe dagegen jedes Geſetz haben, daß 
den Menſchen trifft in denjenigen Rechtsbeziehungen, die es 
ohne freiwillige Aktion des Menſchen erreichen Tann, z. B. 
in der geſellſchaftlichen Organiſation. Bekanntlich können 
ferner durch private Rechtsgeſchäfte keine Verpflichtungen 
zuſtande kommen, die den geltenden Geſetzen oder den guten 
Sitten zuwiderlaufen. Laſſalle will dieſen allgemein aner— 
kannten Rechtsſatz dahin ausgedehnt wiſſen, daß auch be— 
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Itehende dauernde Rechte nur jo lange ihre Kraft behalten 
follen, als jie mit dem Bolfswillen, mit der allgemeinen 
Anſicht über das, was regt und billig ijt, vereinbar bleiben. 

Heute, wo wir willen, daß alles, aud) das Recht, der 
Evolution unterliegt, erjcheint uns dieſe Schlußfolgerung 
Zajalles inhaltli als jelbjtverjtändlid. Geinerzeit blieb 
Laſſalles Werk, und namentlid) jeine Motivierung, nit un- 
widerſprochen, auch erfreut es ji) nicht der bedingungslojen 
Billigung der Marzilten, die Lajalle nicht verzeihen, daß 
er ji) ihrer Art zu denken nit bedingungslos unterwirft. 

Sm Fahre 1862 begann er, anfnüpfend an den preu— 
Bilden Militärkonflikt, jeine politiihe Kampagne, zuerjt 
in Berlin. Hier entwidelte er, nachdem er vorher einen 
Bortrag über die Verfaſſung gehalten hatte, am 12. April 
1862 jein „Arbeiterprogramm“ in einer meilt aus Maſchinen— 
bauern bejtehenden Berjammlung. Groben Erfolg hatte er 
zunächſt nit damit. Trotzdem ließ die Regierung den 
Bortrag bei jeiner Drudlegung beſchlagnahmen. Laſſalle 
ging dann auf Turze Zeit zu Marz nad) London, um ji 
mit ihm über eine gemeinſame Aktion zu verjtändigen, doch 
gelang ihm dies nit. Laſſalle war ein Tatenmenſch von 
leidenſchaftlichem Temperament, der praftiihe Erfolge jehen 
mußte, Marz ein geijtig vielleicht bedeutenderer, aber mehr 
theoretild) veranlagter Kopf. Lajjalle wollte urſprünglich 
mit der Fortſchrittspartei gehen, joweit er jeinen Weg mit ihr 
gemeinjam erfannte — nämlich bis zur Demofratijierung 
der Verfaſſung. Doch mußten fi) ihre Bahnen ſchon bald 
trennen. Bekanntlich ijt die preußiſche Verfaljung vom Mai 
1849 nit auf gejeglihem Wege zujtande gefommen, jie 
war oltroyiert. Gejeglich gültig waren in Preußen, und find 
es eigentlicd) aud) Heute nod), nur die Gejege vom April 1848. 
Zajjalle wollte nun, daß die Fortſchrittspartei ſich auf den 
Standpunft ftellen jolle, die ganze Verfaſſung, das ganze 


— 271 — 


Abgeordnetenhaus ſei überhaupt ungejeglich, und man müſſe 
darauf verzichten, in ſolchem Hauje zu arbeiten. Man jolle 
deshalb die parlamentariihe Majchine überhaupt zum Still— 
ſtand bringen, und urbi et orbi die preußiſche Regierung 
als Verleger der Verfaſſung bloßitellen. Hierauf ließ ich 
die Fortſchrittspartei nit ein — vielleicht nicht mit Unrecht, 
wenn man die Sade rein opportuniſtiſch betrachtet. Von 
ihrem Standpunft aus it die ſozialdemokratiſche Gejhicht- 
Igreibung aber aud im Recht, wenn jie die frühe Gegner- 
Haft zwiſchen Liberalismus und Proletariat in Deutſch— 
land, die ſelbſt Mehring für frühzeitiger eingetreten Hält, 
als es der ökonomiſchen Entwidlung entiprad), darauf zurüd- 
führt, daB eine gewilje Furcht vor den Arbeitern und ihren 
Klafjeninterejjen die Fortſchrittspartei an energiſcherem Han- 
deln gehindert Hätte. Es it ja ein ſozialdemokratiſches 
Axiom, daß bei einer gewijjen Entwidlungsitufe ji) links 
vom bürgerlihen Liberalismus die auf Umgejtaltung der 
Gejellihaftsordnung dDrängende Arbeiterpartei bilden müſſe. 
Ob Dies „müſſe“ gerade rihtig ilt, ob es nit durch eine 
zwedmäßige Wrbeiterpolitif des Liberalismus aufgehoben 
werden Tann, möchten wir dieſem Axiom als offene Frage 
gegenüberjtellen. Tatſache ijt freilich, da der Liberalismus 
in Deutihland den entſcheidenden Augenblick verpaßt hat, 
und ſich nun vor die ſchwierige Aufgabe gejtellt ſieht, ſich mit 
einer Dreimillionen-Partei auseinander zu jegen, ohne in 
jeinen eigenen Reihen geeinigt zu jein. Im Beginn der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts verſuchten nun freilich 
die bürgerlichen Streije durch Bereinsbildung auf die Arbeiter 
Einfluß zu gewinnen bzw. ihren alten Einfluß zu ſtärken. 
Diejes Bereinswejen hat ih zum Teil bis in unjere Tage 
erhalten — ſo die Jünglingsvereine von rijtlich-Tonjer- 
vativer Färbung und die Tatholiihen Gejellenvereine, die 
von Hlerifaler Seite geleitet wurden. Der Nationalverein 
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und die Fortſchrittspartei ſuchten durch Arbeiterbildungs- 
vereine zu wirfen. 

Dieje Bereine haben gewiß viel Gutes geleijtet, und 
hätten vielleiht aud Heute nod) Gelegenheit dazu, went 
nicht ihr Wirken durch Die ſozialdemokratiſche Agitation 
er hwert oder unmöglich gemadht würde. Es ſpricht für 
ihren Wert, wenn man die jharfen Angriffe lieſt, die Jeitens 
der Sozialdemokratie dagegen gerichtet jind. So ſcharf 
befämpft man nur Feinde, die man fürdhtet — nicht aber 
SInititutionen, die man für unwidtig Hält. — Unter der 
Arbeiterflajje madte aber inzwilhen der Gedanke Yort- 
IHritte, eine bejondere Partei bilden zu jollen. 

In Leipzig, wo damals auch Bebel im „Gewerblichen 
Bildungsverein“ zuerjt hervortrat, bildete jid) ein „Zentral— 
Tomitee‘ (1862), das einen deutſchen Arbeiterfongreß für 
1863 einberufen jollte. Es wandte jih, als es Damit auf 
Schwierigkeiten ſtieß, an Laſſalle um Rat und Direftiven. 
Laſſalle gab lettere in jeinem ‚Offenen Antwortichreiben‘‘, 
worin er die Konltituierung einer Arbeiterpartei mit dem 
Ziel der Erfämpfung des allgemeinen, gleihen und direkten 
Mahlrehts vorihlug. Er jet dann den Arbeitern jeine 
Anſichten über die Schulze - Deligihichen Genoſſenſchafts— 
beitrebungen auseinander, die im allgemeinen die Shwädhen 
und Stärken diejes Syitems richtig erkennen. 

Dann kommt er auf jein berühmtes, aber längjt wider- 
legtes ‚‚ehernes ökonomiſches (Lohn-) Geſetz“, zu dem Lajjalle 
allerdings nur den Beinamen des ‚„ehernen‘ geliefert Hat, 
nachdem ſchon Nicardo ähnlihe Gedanken ausſprach und 
auch Marz und Engels in ihren älteren Schriften analoge 
Anſchauungen vertreten Haben. Das eherne Lohngeſetz läßt 
ih etwa in dem Sat ausdrüden, daß der Kohn der Arbeiter 
nit dauernd unter das abjolute Exiſtenzminimum ſinken, 
ih) aber au nicht dauernd darüber erheben könne. Laſ— 
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alle nahm als Regulator des Lohnes die bei niedrigen 
Löhnen geringere Eheſchließungs- und Fortpflanzungsmög- 
lichteit der Proletarier und deren günjligeres Gegenjtüd 
in Berioden höherer Löhne. Die dadurd) ſich vermindernde 
oder vergrößernde Konkurrenz unter den ſich anbietenden 
Arbeitern würde dann auf die Löhne entſprechend einwirken. 
Er überjah dabei, dab die Lohnſchwankungen viel jchneller 
erfolgen, als die Bevölkterungsihwanfungen folgen fönnen, 
und dab die Arbeiter in ihren Organijationen geeignete 
Mittel bejizen, ji höhern Anteil am Produftionsertrag 
zu erlämpfen. Das eherne Lohngejeh it nun iroß feiner 
Unrichtigkeit Tange Jahre hindurch eins der wichtigſten Agi— 
tationsmittel der Sozialdemokratie gewejen. Wäre es 
rihtig, Jo würde es allerdings die Unmöglichkeit eines Aus— 
gleihs der Arbeiterinterejjen mit denen aller übrigen Kreiſe 
der Gejellihaft beweijen, bevor dieſe nit von Grund aus 
zerjtört ill. Seine erwiejene Unridhtigfeit läßt eine Ver— 
mittlung viel weiter in den Bereid) der Möglichkeiten ein- 
rüden. Solde Vermittlung Tann natürlid) nur das Ergebnis 
einer längeren Entwidlung jein, in deren Verlauf ſowohl 
die bejigenden Klaſſen als auch die Sozialdemokraten ihre 
Anſichten erheblich zu ändern Hätten. 

Weiter entwidelt Lajjalle dann im Offenen Antwott- 
Ihreiben jein Projekt der Arbeiterajjoziationen, die im 
großen und ganzen den von Louis Blanc vorgeichlagenen 
Snitituten ähneln. Um den Arbeitern den ihrer Arbeits- 
leiltung entſprechenden Anteil an der Broduftion zu jihern, 
jollten mit Staatsmitteln indujtrielle Betriebe eingerichtet 
werden, in denen die Arbeiter am Gewinn beteiligt wären. 
(Ähnliches iſt durd) private Stiftung in den Zei- Werfen zu 
Jena neuerdings verwirklicht.) Yür eine in weiter Yerne 
liegende Zukunft erhoffte dann Lafjalle von diejen Aſſo— 
ziationen die allmählihe Aufſaugung der gefamten Pro— 
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duftion. Laſſalle unterſchied ſich in ſeiner Auffaljung der 
Iozialen Fragen, namentlid) aber in jeiner Stellung zum 
Staat nun ganz gewaltig von Marz, dem internationalen 
Kommunijten. Lafjalle war ein warmer Anhänger der 
deutihen Einheit, des deutihen Nationaljtaats überhaupt. 
Wahrſcheinlich Hat Bismard einmal die Abjicht gehabt, mit 
Laſſalle zufammenzugehen — vielleiht wäre das möglich 
gewejen, wenn le&terem einige Millionen für feine Aſſo— 
ziationen zur Verfügung gejtellt worden wären. Anderer- 
feits find aud die MWiderjtände, auf die derartige Ten- 
denzen Bismards gejtoßen fein würden, nicht zu unter- 
Ihäßen. Ein Verſuch mit gänzlid) unzureihenden Mitteln, 
den Bismard mit ein paar ſchleſiſchen Webern tatjächlich 
gemadt, war ein Yehlichlag. 

Der nächſte Erfolg des Offenen Antwortſchreibens war 
die Errihtung des Allgemeinen deutjchen Wrbeitervereins 
(Leipzig, 23. Mai 1863), der als Embryo der ſozialdemo— 
kratiſchen Partei Deutjchlands bezeichnet werden Tann. 

Cs gab vor= und nachher Heike Kämpfe mit der Fort— 
Iorittspartei, die jich ihre AUrbeitergefolgichaft, die Wurzeln 
ihrer Straft, begreiflicherweije nicht entreißen laſſen wollte. 
Nur wenige aus ihrer Mitte, jo Hirſch und Dunder, er- 
fannten, worauf es anlam. Wir jtehen nicht an, den ſo— 
genannten Hirſch-Dunckerſchen Gewerfvereinen denn auch 
einen großen Teil des Verdienjtes daran zuzuerfennen, daß 
im weiteren Verlauf der Entwidlung nit noch mehr Brüden 
zwilhen der bürgerlihen Linfen und den Arbeitern ein- 
türzten, als es tatſächlich — leider — der Fall gewejen ilt. 

In dem Frankfurter Advokaten v. Schweißer gewann 
Laſſalle ſpäter einen jehr tüchtigen, wenn aud) nicht ganz 
einwandfreien Mitarbeiter. Laſſalle war perjönlicd) tadellos 
ehrenhaft, freilih ein arger Don Juan. Dieſe Eigenſchaft 
hat ihm denn aud) das Leben gefojtet, da er befanntlid in 
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einen Duell wegen einer Liebesaffäre erſchoſſen wurde. 
Schweißer hatte dagegen eine perverje Neigung, die ihn 
einmal ins Gefängnis geführt und gejellihaftlih unmög- 
lich gemadt Hatte. Es hat dann Lajjalle viel Mühe ge- 
koſtet, ihn bei den glüdlicherweije jexuell jehr gejund empfin- 
denden deutjchen Arbeitern einzuführen. Als Agitator und 
Organiſator it Schweißer indefjen, wie feine Erfolge zeigen, 
zu brauden gewejen. 1864 veröffentlihte Laljalle Die 
Kampfſchrift Baltiat-Schulze, worin er fi) in maßloſer, 
aber geijtreicher, wenn auch wiſſenſchaftlich nicht immer halt- 
barer Weile mit Schulze-Delitzſch und der Yreihandelstheorie 
auseinanderjegte, bejonders unter Bezug auf ihren franzöji- 
hen Bertreter Baſtiat. Nocd im jelben Fahre endete die 
Kugel jeines Duellgegners das auch durch Krankheit, ner— 
vöje Erregung und geiftige Überanftrengung [on geſchwächte 
Leben Lajjalles. 

Nah jeinem Tode begann eine Zeit der Zerfahren- 
heit für den Wrbeiterverein. Die Gräfin Habfeldt, Die 
ih als die Liquidatorin von Laſſalles geiltigem Nach— 
laß anjah, und Schweißer gerieten zuerjt in Differenzen, 
die immer weitere Kreije zogen. Einjtweilen gründete Schwei- 
Ber in Berlin ein VBereinsorgan, in dejjen Redaktion Lieb- 
knecht eintrat. Es erhielt den Titel: „Der Sozialdemofrat“. 
Als jeine Mitarbeiter waren Engels, Marz, Herwegh und 
andere in Ausjiht genommen, doch gab es jofort aud) hier 
Meinungsverjhiedenheiten, als Schweißer Bismard und die 
gejamte preußiſche Geſchichte nicht ohne weiteres nad) 
berühmten Rezepten abtat und bejhimpfte, jondern einer 
mehr objektiven Kritif in feinem Blatt Raum gab. Schon 
jehr bald fiel der Redaktionsitab auseinander. Die Gruppe 
um die Gräfin Habfeldt ſchuf ji) etwas |päter im „Nord— 
jtern ebenfalls ein publizijtiihes Organ. Der „Sozial— 
demofrat“ verfiel im Fahre 1865 alle Augenblide der Be- 

18* 


— 276 — 


ſchlagnahme, fojtete aber im übrigen jeinem Beliger (Hof— 
itetter) ein jedenfalls nit unbeträgtlihes Geld, denn an 
Abonnentenüberfluß krankte das Blatt Teineswegs. 

Bon Einheitlichfeit innerhalb der Arbeiterbewegung 
fonnte aber, auch abgejehen von dem oben erwähnten Zwilt, 
feine Rede fein. In Sadjen gab es eine Jähjiihe Volks— 
partei, wie in Württemberg eine „Deutſche“. Beide waren 
radikal und partifularijtiih, hatten aber jonjt erhebliche 
Verſchiedenheiten. Die ſächſiſche Gruppe beitand zum Teil 
aus Leuten, die aud) im Allgemeinen deutſchen XArbeiter- 
verein waren, auch Liebfneht und Bebel gehörten dazu. 
Obwohl die jähjiihe Arbeiterſchaft im allgemeinen auf 
Laſſalles Brogramm ſtand, Jo fand dieſe Partei doch ſtarken 
Anhang unter ihnen wegen ihres bürgerlich-demokratiſchen 
Radikalismus und ihres Preußenhaſſes. 

Für die Entwicklung des internationalen Charakters 
der Sozialdemokratie war von Bedeutung die Abhaltung 
des erſten Kongreſſes der Internationalen Arbeiteraſſozia— 
tion, die Marx in London gegründet hatte, zu Genf (1866). 
Hier wurden u.a. recht vernünftige Forderungen über den 
Arbeiterfhuß aufgeltellt, von denen eine Reihe nur jofort 
hätte eingeführt werden jollen, wie 3.8. Verbot der Nacht— 
arbeit für Frauen u.a.m. Dann wurde bejälojjen, die 
Gewerfvereine als notwendig anzueriennen und ihre Aus- 
Dehnung zu fördern. Schon diefer „Beſchluß“ an ſich zeigt, 
daß vorher darüber feine Einigkeit geherrſcht hatte. Übrigens 
hatte Fritzſche ſchon 1865 den Deutſchen QTabafarbeiter- 
verein gegründet. 

Die Wahlen zum Eonjtituierenden Reichsſtag des Nord- 
deutihen Bundes gaben der jungen Arbeiterpartei zum 
erjtenmal Gelegenheit, ſich auf Grund des allgemeinen Wahl- 
rehts in den politiſchen Kampf zu wagen. 

Sie jtellte dazu in Erfurt folgendes Wahlprogramm 
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auf, von dem man nur wünjden könnte, dab ſie es noch 
heute hätte: 


1. Gänzliche Bejeitigung jeder Föderation, jedes Staaten- 
bundes, unter welcher Form es auch jei. Vereinigung aller deutjchen 
Stämme zu einer innerlid) und organiſch durchaus verſchmolzenen 
Staatseinheit, durch welche allein das deutſche Volk einer glor- 
reihen nationalen Zukunft fähig werden Tann: 

Durch Einheit zur Freiheit! 

2. Einführung des allgemeinen gleihen und direkten Wahl- 
rehts mit geheimer Abjtimmung im ganzen deutjhen Vaterland. 

Allgemeine Bollsbewaffnung. 

3. Anerkennung, daß dem jet zufammenberufenen deutſchen 
Bollsparlament das Recht der beſchließenden und nit bloß der 
beratenden Stimmen in allen Angelegenheiten zujtehe. 

4. Löſung der ſozialen Frage durd) freie Arbeiter, Afjozia- 
tionen mit Staatshilfe nad) den Prinzipien Lajjales. 


Der Ausfall der Wahlen zum Tonjtituierenden Reichs— 
tage zeigte immerhin jhon eine gewiſſe Macht: zirka 
40000 Stimmen waren für Kandidaten des WU. D. Arbeiter- 
vereins abgegeben, wenn auch feiner von ihnen gewählt 
wurde. Nur zwei ſächſiſche Volfsparteiler, Bebel in Glau- 
Hau-Meerane und Schraps in Zwickau-Crimmitſchau kamen 
durch. 

Schweitzer war über dies Ergebnis und beſonders über 
ſeine eigene Niederlage in Elberfeld-Barmen zwar ſehr 
niedergeihlagen, aber ging energiſch an die Reorganijation 
des Allgemeinen deutſchen WUrbeitervereins, die vornehmlich 
darin beitand, daß er die Gräfin Habfeldt mit ihrem An- 
bang hinaustat. Dieje gründete nunmehr eine eigene Orga— 
nijation unter dem Namen „Laſſalleſcher Allgemeiner Deut- 
\her Arbeiterverein“. 

Für die Wahlen zum Norddeutſchen Reichstage 
wurden vom U. D. Urbeiterverein eine große Zahl Kandi- 
daturen aufgejtellt, allerdings mit minimalen Erfolgen, 
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Immerhin brachten fie in den Stihwahlen zwei Kandidaten 
duch: Schweißer in Elberfeld-Barmen mit Tonjervativer 
Hilfe gegen den Fortſchrittler Löwe und Reineke in Lennep- 
Mettmann mit fortjhrittlicher Unterjtügung! Eine geradezu 
famoje Wahltaftit, die Die Sozialdemokratie auch [päter 
nod) öfters ausgeübt hat. Die ſächſiſche Volkspartei ver- 
teidigte ihre früheren Site (mit Bebel und Schraps) und 
liegte ferner in Stollberg. Schneeberg mit Liebineht und 
Leipzig-Land mit Dr. Göß, der jeine politiihen Anjichten 
\päter erheblih revidiert hat, wie dies auch Schraps 
tat. In Chemnit ſiegte der Lajjalleaner Yöriterling. 
Da Reineke von jeinen Genojjen bald abgejägt wurde, 
weil er die für jene allerdings geradezu verbrecheriſch er- 
ſcheinende Äußerung tat, er erblide die Aufgabe des Sozia— 
lismus darin, Bourgenijie und Proletariat nicht aufeinander 
zu beten, jondern zu verjöhnen, und Bebel ſich noch nit 
rihtig entwidelt hatte, jo lag die Yührung bei Schweißer 
und Liebfneht. Dieje begannen ſie damit, daß Jie ſich in 
die Haare gerieten. Der vernünftige und politijd) weit 
blidende Schweißer jtellte ji, auf den Boden der gegebenen 
Derhältnijje, und erklärte, daß er und die hinter ihm jtehen- 
den Arbeiter dem Auslande gegenüber zur Sache Preußens 
halten würden. Liebknecht dagegen ſchimpfte in feiner jpäter 
noch befannter gewordenen Weile auf den Norddeutihen 
Bund, der im Auslande „noch veraditeter ſei“ als der alte 
Bundestag. 

Schweißer wollte dann einen Antrag auf Einjegung 
von Yabrikinjpeftoren und Arbeiterſchutzmaßregeln einbrin- 
gen, Tam aber nicht dazu, weil es ihm nicht gelang, die nöti- 
gen 15 Unterſchriften für jeinen Antrag zu erhalten. Lieb- 
inet lehnte mit der bezeichnenden Motivierung ab: er 
Tönne feinen Antrag unterjchreiben, der den Norddeutichen 
Bund durch wichtige Einrihtungen ſtützen wolle. Bei all 
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jeiner Deutjchfeindlichkeit war Liebineht damals aud) nod) 
ein verbijjener Partikulariſt. 

Die ſächſiſche Volkspartei, die, ſoweit jie nicht bürgerlich- 
radikal war, Liebfnehts Ideen naheltand, beſaß ein Organ 
im „Demokratiſchen Wochenblatt‘, das die Fehde Schweißer: 
Liebknecht auf journaliltiihdem Wege gegen den „Sozial— 
demofrat“ fortſetzte. Schweißer befannte ſich übrigens aud) 
dadurch als ein vernünftiger Mann, der den realen Inter— 
eſſen der Arbeiter nüßen wollte, daß er troß lebhafter Wider: 
ſtände im Jahre 1868 einen Kongreß von Arbeitervertretern 
einberief, um die gewerfjchaftlihe Bewegung zu organijieren 
(im XUrbeiterjhaftsverband). Inzwiſchen waren nun aud) 
die Hirſch-Dunckerſchen Gewerfvereine gegründet. Bebel 
und Liebknecht hielten aber für nötig, noch eine dritte Ge— 
werlihaftsbewegung zu injzenieren. (Hierüber näheres in 
Wenck, Geſchichte und Ziele der Sozialpolitik.) 

Sm September 1868 tagte in Nürnberg der fünfte 
Vereinstag des „Deutſchen Wrbeitervereins‘‘, derjenigen 
Organijation, der Bebel und Liebineht angehörten. Man 
beihloß dort den Anſchluß dieſer Vereine an die „Inter— 
nationale“, den Schweitzer zu vollziehen ſich nicht hatte 
entihliegen Tönnen. Damit ging übrigens der Zuſammen— 
bang, der zwilchen diejen Vereinen und der Deutjchen Volks— 
partei bejtanden hatte, in die Brühe. Der ‚Allgemeine 
Deutſche Arbeiterverein‘ Schweitzers aber verfiel in Leipzig 
der polizeilihen Auflöjung, freili nur, um in Berlin jofort 
wieder eröfjnet zu werden, unter Anpaſſung der Statuten 
an das preußiſche Vereinsrecht. Schweißer jelbit, der Ver— 
treter der relativ nationaljiten Richtung unter den Arbeiter- 
parteien, wurde im Dezember 1868 3 Monate eingeltedt 
— eins der beliebten Mittel, wodurd die Regierungen 
damals und |päter das Nativnalgefühl mihliebiger Volks— 
tribunen zu jtärfen fuchten. 
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Die perlönliden Zwijtigfeiten gingen inzwijchen munter 
fort. Liebfneht und Bebel verdädtigten Schweißer jogar 
einer unredlihen Geſchäftsführung, und es kam auf der 
8. Generalverfammlung des Allgemeinen Deutjchen Arbeiter- 
vereins in Eiſenach (1869) zu recht ſcharfen Auseinander- 
legungen, die namentli Schweißers diktatoriſches Auftreten 
zum Gegenjtand hatten. Um die zerfahrenen Verhältniſſe 
zwiſchen den einzelnen Gruppen der deutſchen Sozialdemo— 
raten zu beendigen, entſchloß man ji, zum 7. Augujt 1869 
einen Kongreß nad Eiſenach zujammenzurufen. Natürlich) 
wurde dort das Gegenteil von einer Einigung erreicht. Die 
„Laſſalleaner“ jchieden jih ſchaff von den „Eiſenachern“, 
unter welden Namen die Richtungen nebeneinander weiter 
beitanden, die ji) bisher unter den Namen des Allgemeinen 
Deutſchen Urbeitervereins und des Verbandes der Arbeiter- 
vereine befämpft hatten. Die leßteren gaben fid) den Namen: 
„Spzialdemokratiihe Arbeiterpartei“, und veröffentlichten 
nachſtehendes Programm: 

Eiſenacher Programm. 

J. Die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei erſtrebt die Er— 
richtung des freien Volksſtaates. 

II. Jedes Mitglied der ſozialdemokratiſchen Arbeiterpartei 
verpflichtet ſich mit ganzer Kraft einzutreten für folgende Grund— 
aBe: 

5; 1. Die heutigen politiiden und ſozialen Zuftände ſind im 
höchſten Grade ungeredt und daher mit der größten Energie zu 
befämpfen. 

2. Der Kampf für die Befreiung der arbeitenden Klafjen 
it nidt ein Kampf für Klajfenprivilegien und Vorrechte, ſondern 
für gleihe Rechte und gleiche Pflihten und für die Abſchaffung 
aller Klaſſenherrſchaft. 

3. Die ökonomiſche Abhängigkeit des Wrbeiters von dem 
Kapitalijten bildet die Grundlage der Knechtſchaft in jeder Yorm, 
und es erjtrebt deshalb die ſozialdemokratiſche Partei unter Ab— 
Ihaffung der jetzigen Produltionsweile (Lohnſyſtem) durch ge— 
noſſenſchaftliche Arbeit den vollen Arbeitsertrag für jeden Arbeiter. 
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4. Die politiihe Freiheit iſt die unentbehrlichſte Vorbedingung 
zur ökonomiſchen Befreiung der arbeitenden Klaſſen. 

Die ſoziale Frage iſt mithin untrennbar von der politiſchen; 
ihre Löſung durch dieſe bedingt und nur möglich im demokratiſchen 
Staate. 

5. In Erwägung, daß die politiſche und ökonomiſche Be— 
freiung der Arbeiterklaſſe nur möglich iſt, wenn dieſe gemeinſam 
und einheitlich den Kampf führt, gibt ſich die ſozialdemokratiſche 
Arbeiterpartei eine einheitliche Organiſation, welche es aber auch 
jedem einzelnen ermöglicht, ſeinen Einfluß für das Wohl der Ge— 
ſamtheit geltend zu machen. 

In Erwägung, daß die Befreiung der Arbeit weder eine 
lokale noch nationale, ſondern eine ſoziale Aufgabe iſt, welche alle 
Länder, in denen es eine moderne Geſellſchaft gibt, umfaßt, betrachtet 
ſich die ſozialdemokratiſche Arbeiterpartei, ſoweit es die Vereins— 
geſetze geſtatten, als Zweig der Internationalen Arbeiteraſſoziation, 
ſich deren Beſtrebungen anſchließend. 

III. Als die nächſten Forderungen in der Wgitation ber 
jozialdemofratifhen Arbeiterpartei find geltend zu maden: 

1. Erteilung des allgemeinen gleichen direften und geheimen 
Wahlrechts an alle Männer vom 20. Lebensjahr an, zur Wahl 
für das Parlament, die Landtage der Einzeljtaaten, die Provinzial- 
und Gemeindevertretung, wie alle übrigen Vertretungskörper. Den 
gewählten Bertretern jind genügende Diäten zu gewähren. 

2. Einführung der direkten Gejeßgebung (d. h. Vorſchlags— 
und Verwerfungsteät) durch das Bolt. 

3. Aufhebung aller Vorrechte des Standes, des Belibes, der 
Geburt und Konfeſſion. 

4. Erridtung der Volkswehr an Stelle der jtehenden — 

5. Trennung der Kirche vom Staat und Trennung der Schule 
von der Kirche. 

6. Obligatoriſcher Unterricht in Vollksſchulen und unentgelt— 
licher Unterricht in allen öffentlichen Bildungsanſtalten. 

7. Unabhängigkeit der Gerichte, Einführung der Geſchworenen— 
und Fachgewerbegerichte, Einführung des öffentlichen und münd— 
lichen Gerichtsverfahrens und unentgeltliche Rechtspflege. 

8. Abſchaffung aller Preß-, Vereins- und Koalitionsgeſetze; 
Einführung des Normalarbeitstages; Einſchränkung der Frauen— 
und Verbot der Kinderarbeit. 
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9. Abſchaffung aller indireiten Steuern und Einführung einer 
einzigen direkten progrejjiven Einfommenjteuer und Erbſchafts— 
teuer. 

10. Staatlihe Förderung des Genofjenfhaftswejens und 

Staatstredit für freie Produftivgenojfenfhaften unter demofra- 

tiihen Garantien. 

Diefes Programm weilt, wie man leidht erkennt, höchſt 
bemerfenswerte Unterjhiede auf gegen das jet geltende 
(Erfurter). Es ilt im großen und ganzen der reine LZajjalle, 
der daraus ſpricht. Auch das Frauenſtimmrecht findet jich 
nod) nicht darin. 

Der 1867 veröffentlichte I. Band des ‚Rapitals“ von 
Marz hatte damals feine Wirkung noch nicht getan. Die 
ganzen TIrennungspunfte zwiſchen den Lafjalleanern und 
Eiſenachern müjjen heute als perjönlide Quisquilien er- 
Iheinen, wenn man nur nad. den Programmen urteilen 
will. Tatſächlich waren aber, wie wir gejehen haben, aud) 
lahlide Momente vorhanden — bejonders der Gegenjaß 
zwilhen Liebfnehts und Schweiters Anlichten auf natio- 
nalem Gebiet. Lebterer wurde „beſchuldigt“, den Nord- 
deutſchen Bund anerfannt und die Sache der Arbeiter an 
den preußiſchen Militarismus verraten zu haben. In den 
Reihen der Lajjalleaner jelbjt war aud) keineswegs Einig- 
teit. Die Gräfin Habfeld leijtete ſich eine Sonderpolitit 
und aud) die Bayern hatten ji vom Allgemeinen Deutſchen 
Arbeiterverein Iosgejagt, jo daß es zu einer Zeit nicht weni- 
ger als vier ſozialdemokratiſche Fraktiönchen in Deutſchland 
gab. Die „Eiſenacher“ Hatten als Barteiblatt den „Volks— 
ſtaat“ und als Organifationstörperjhaften einen „Aus— 
ſchuß“ in Wolfenbüttel und eine „Kontrollkommiſſion“ zuerft 
in Wien, jpäter in Hamburg. 

Zu der großen Frage des Jahres 1870 nahmen 
Schweitzer und die Lafjalleaner anfangs eine durchaus wür- 
dige Haltung ein, während Liebknecht und Bebel ſich dur 
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ihr pajlives Verhalten bei der Abjtimmung über die Kriegs- 
anleihe jelbjt mit dem Braunſchweiger Ausſchuß in Wider- 
ſpruch ſetzten und der „Volksſtaat“ ſich durd) feine ſchwan— 
kende und widerſpruchsvolle Haltung unſterblich blamierte. 

In der Frage der Annexion Elſaß-Lothringens fielen 
aber auch die Laſſalleaner um, wenn ſie ſich auch nicht 
ſo weit vergaßen, wie die Eiſenacher, deren Braunſchweiger 
Ausſchuß mit aktiver Agitation gegen die Annexion vor— 
ging. Der General v. Falckenſtein ließ darauf den Ausſchuß 
verhaften und in der Feſtung Löten nahe der rujjiihen 
Grenze internieren. Yormell war er dazu wohl nidt be= 
rechtigt, vergriff ih auch darin, daß er den Buchdrucker 
Sievers, in dejjen Druderei ein Aufruf des Braunjchweiger 
Ausſchuſſes ohne des Beſitzers Vorwiljen gedrudt war, mit 
einjteden ließ. Bier der Ausihukmitglieder wurden [päter 
in dieſer Sade zu geringfügigen Strafen wegen Teilnahme 
an einem Verein mit gejegwidrigem Zweck verurteilt. 

Die erite Wahl zum Reichstage des neuen Deutjchen 
Reiches brachte der Sozialdemofratie die Schlappe, die ſie red— 
lich verdient hatte mit ihrer Haltung während des Krieges. 
Sie erhielt zwar etwa 102000 Stimmen (63000 für die 
Laſſalleaner, 39000 für die Eiſenacher), befam aber nur 
2 Site (Bebel in Glauhau-Meerane und Schraps in 
Zwickau⸗Crimmitſchau). Der nicht gewählte Schweißer legte 
noch im März ſein Präjivium des Allgemeinen Deutjchen 
Arbeitervereins nieder — Halenclever ward jein Nachfolger. 

Bebel und Liebfneht wurden übrigens 1872 wegen 
Borbereitung des Hochverrats zu je 2 Jahren Teitung 
verurteilt. Die juriltiide Haltbarkeit dieſes Urteils ilt, 
wollen wir jagen, |päter nicht unbeanjtandet geblieben. Es 
it nun überhaupt das Pech, dem jehr viele Regierungen bei 
der Demagogenverfolgung nicht entgehen, daß Urteile, die 
Ihon nicht immer leicht herbeizuführen jind, ſchließlich durch 
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Reklame für die verurteilten Sünder der befämpften Partei 
mehr nüßen, als die Tätigkeit der Verurteilten vermodt 
hätte, wenn man fie auf freiem Fuß gelajjen hätte. 

Einen womöglid) nod) größeren Fehler als mit der immer 
verfehrten Schaffung von Märtyrern begingen die deutſchen 
Berwaltungs- und Jujtizbehörden in den Jiebziger Jahren 
damit, daß fie die Gewerkſchaftsbewegung durch polizeiliche 
Schikanen und Gtrafverfolgung drangjalierten, aud) bei 
Streits nicht immer neutral blieben. Innerhalb der Sozial— 
demokratie war man über die Gewerfihaftsbewegung ſich 
feineswegs einig. Es gab Führer, die gar nit wünſchten, 
daß Die Arbeiter ihre Lage auf Dem Boden der Gegenwart 
durch eigene Kraft verbefjerten, weil dadurch ihr nterejje 
an dem berühmten Klajjeniampf erlahmen Tönnte. Allein 
die Bedeutung der Gewerfihaften wurde und wird nod) 
jest nur zu oft verfannt. Selbſt heute ift man noch nit 
überall in bürgerliden Kreifen jo weit vorgejhritten, daß 
man begreift, dab Staatsinterejje und Kapitalinterejje nicht 
immer Dasjelbe zu fein braucht! 

Der Gedanke der Internationalität des Proletariats 
wurde in dieſer Zeit hübſch illujtriert durch) das Auffliegen 
der „Internationalen“, an deren Londoner Generalrat ſich 
aus Paris geflüdhtete Kommunards und Anarchiſten & la 
Bakunin herangedrängt und Differenzen hervorgerufen hat- 
ten. Die englilden Trade-Unions, die der Internationalen 
bis dahin freundlid, wenn auch ziemlich gleihgültig gegen- 
über gejtanden hatten, wandten fih nun entjhieden von 
ihr ab. 

Man juhte die Internationale dur) Verlegung des 
Generalrats nad) Newyork zu reiten, aber ihre Ferjegung 
war nit mehr aufzuhalten. Marz hatte jich feinerzeit zwar 
für die Kommune ausgejproden, hat aber doch ihr gegen- 
über die Gelbjtändigfeit jeiner Kritif gewahrt und den 
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revolutionslujtigen Blanquilten im Generalrat der Inter— 
nationalen jtets die Stange gehalten. Über die Barijer 
Kommune hat die Gejhichte inzwiſchen injofern etwas an- 
ders urteilen gelehrt, als die ſchlimmſten Scheußlichkeiten, 
die in Baris begangen wurden, mehr als das Werl von 
gewillen Elementen erfannt jind, die der eigentlihen Kom- 
mune fernitanden. Im übrigen jind aud die Berjailier 
Truppen nicht gerade Engel gewejen. 

Die Kämpfe zwiſchen den Lajjalleanern und Eiſenachern 
dauerten derweilen recht munter an, die perjönlichen Angriffe 
auf Schweißer flammten wieder empor, bis dieſer Mann, 
der jo viel für die Sozialdemofratie getan hatte, ſchließlich 
angejeindet und verleumdet in der Schweiz jtarb, nad)- 
dem er zulegt nod) dringend die Einigung der verjhiedenen 
Richtungen empfohlen hatte. Kurz vor feinem Tode, am 
22. Mai 1875, trat denn aud der Gothaer Kongreß zu— 
Jammen, der den definitiven Ausgleid) zwiſchen beiden Rich— 
tungen bringen jollte, nahdem man ſchon Ende 1874 ſich 
einander genähert hatte. Inzwiſchen hatten beide Rich— 
tungen in den Wahlen von 1874 ganz erheblihe Erfolge 
erzielt — zujammen 351670 Stimmen, woran fie mit un— 
gefähr gleih hohen Stimmenzahlen beteiligt waren. 

Die Lafjalleaner Hatten ihre jtärfiten Stellungen im 
Norden und Weiten des Reiches, die Eiſenacher im König- 
reih Sadjen. In Leipzig-Land hatte Johann Jacoby 
geliegt, als Kandidat der Eiſenacher. Er lehnte aber die 
Annahme der Wahl ab, weil er die Rechtsgrundlage des 
Deutjhen Reiches nicht anerkennen könne! Anjtatt nun 
dur) eine energiihe Sozialgeſetzgebung der Arbeiter- 
bewegung das Waller abzugraben, wobei durd) eine einiger- 
maßen gejhidte Politik aud) die Spaltung zwiſchen Eife- 
nachern und Lajjalleanern hätte vergrößert werden Tönnen, 
ließen ji) weder die Reichstagsparteien auf die Förderung 
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einer derartigen Spaialpolitit ein, obwohl jie [don damals 
von einer ganzen Reihe von bürgerlichen Gelehrten, den joge- 
nannten Kathederjozialijten, empfohlen wurde, nod) tat dies 
die Regierung. Dieje führte vielmehr durch ganz verkehrte 
Maßregelungen die Lajjalleaner und Eijenader einander in 
die Arme. In den Monaten Januar bis Juli 1874 wurden 
nad) Mehring nicht weniger als 87 Lajjalleaner in 104 Pro— 
zellen zu insgejamt 211 Monaten und 3 Wochen Gefäng- 
nis verurteilt. Den Eilenadern erging es womöglich nod) 
ſchlechter. Selbſtverſtändlich ijt nun jeder, der einmal bejtraft 
ilt, auf die Sade, für die er hat leiden müjjen, erjt recht 
eingejhworen, und, wenn er ein einigermaßen rüdgratfelter 
Kerl ilt, jo wird er zum Fanatiker, wo er vorher vielleicht 
nur Mitläufer war. Das hat aber jelbjt der große Bis- 
mard nie begriffen, jondern mit jeinem Gosialijtengejeß 
ſpäter mehr zur Züchtung als zur Zühtigung der Sozial— 
demofraten beigetragen. 

Bevor man ji) in Gotha zu den Einigungsverhand- 
lungen niederjegte, hatte eine Kommiſſion den Programm 
entwurf ausgearbeitet und ihn dem Parteiorakel Marz 
unterbreitet, der wütend darauf |himpfte, allerdings ohne 
daß er damit viel Glüd hatte. Die unbejtrittene Unfehl- 
barkeit, die er jpäter genoß, war ihm damals no) nicht 
zuerfannt. 

Das „Gothaer Programm‘ der „Sozialiſtiſchen Ar— 
beiterpartei Deutſchlands“ hatte nadjjtehenden Wortlaut: 

Programm der Partei. 
I. Die Arbeit ift die Quelle alles Reihtums und aller 

Kultur und da allgemein nußbringende Arbeit nur durd) die Ge- 

ſellſchaft möglich ift, jo gehört der Gefellfhaft, das heißt allen 

ihren Gliedern, das gelamte Arbeitsproduft, bei allgemeiner Ar— 
beitspfliht, nad) gleihdem Recht, jedem nad) feinen vernunftge- 
mäßen Bedürfniſſen. 

In der heutigen Geſellſchaft ſind die Arbeitsmittel Monopol 
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der NKapitalijtentlajje; die hierdurd) bedingte Abhängigkeit der 
Arbeiterflajfe ijt die Urjahe des Elends und der Knechtſchaft in 
allen Yormen. 

Die Befreiung der Urbeiterfordertdie Verwandlung der Ar— 
beitsmittel in Gemeingut der Gejellihaft und die genoſſenſchaftliche 
Regelung der Gejamtarbeit mit gemeinnüßiger Verwendung und 
gerechter Verteilung des Arbeitsertrages. 

Die Befreiung der Arbeit muß das Werk der Arbeiterflaffe 
jein, der gegenüber alle andern Klaſſen nur eine reaftionäre 
Maſſe find. 

II. Bon dieſen Grundſätzen ausgehend, erjtrebt die ſozia— 
liſtiſche Arbeiterpartei Deutſchlands mit allen Mitteln den freien 
Staat und die ſozialiſtiſche Gejellihaft, die Zerbrechung des ehernen 
Rohngejeges durch Abſchaffung des Syitems der Lohnarbeit, Die 
Aufhebung der Ausbeutung in jeder Geftalt, die Bejeitigung aller 
jozialen und politiſchen Ungleichheit. 

Die ſozialiſtiſche Arbeiterpartei Deutſchlands, obgleich zu— 
nächſt im nationalen Rahmen wirkend, iſt ſich des internationalen 
Charakters der Arbeiterbewegung bewußt und entſchloſſen, alle 
Pflichten welche derſelbe den Arbeitern auferlegt, zu erfüllen, um 
die Verbrüderung aller Menſchen zur Wahrheit zu machen. 

Die ſozialiſtiſche Arbeiterpartei fordert, um die Löſung der 
ſozialen Frage anzubahnen, die Errichtung von ſozialiſtiſchen Pro— 
duktivgenoſſenſchaften mit Staatshilfe unter der demokratiſchen 
Kontrolle des arbeitenden Volkes. Die Produktiogenoſſenſchaften 
find für Induſtrie und Aderbau in foldem Umfange ins Leben 
zu rufen, daß aus ihnen die jozialiltiihde Organijation der Ge— 
jamtarbeit entiteht. 

Die fozialijtiihe Arbeiterpartei fordert als Grundlage des 
Staates: 

1. Allgemeines, gleiches, direktes Wahl- und Stimmredt, 
mit geheimer und obligatorijher Stimmenabgabe aller Staats— 
angehörigen vom 20. Lebensjahre an für alle Wahlen und Ab— 
ftimmungen in Staat und Gemeinde. Der Wahl- und Abjtim- 
mungstag muß ein Zeiertag ein. 

2. Direfte Gejeßgebung durd) das Voll. Entiheidung über 
Krieg und Frieden durd) das Bolt, 

3. Allgemeine Wehrhaftigkeit. Bollswehr an Stelle der 
ſtehenden SHeere. 
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4. Abſchaffung aller Ausnahmegeſetze, namentlich der Preß-, 
Bereins-, Berfammlungsgejege, überhaupt aller Gejege, welde 
die freie Meinungsäußerung, das freie Denken und Forſchen be- 
ſchränken. 

5. Rechtſprechung durch das Volk. Unentgeltliche Rechts— 
pflege. 

6. Allgemeine und gleiche Volkserziehung durch den Staat. 
Allgemeine Schulpflicht. Unentgeltlicher Unterricht in allen Bil— 
dungsanſtalten. Erklärung der Religion zur Privatſache. 

Die ſozialiſtiſche Arbeiterpartei Deutſchlands fordert innerhalb 
der Geſellſchaft: 

1. Möglichſte Ausdehnung der politiſchen Rechte und Frei— 
heiten im Sinne der obigen Forderungen. 

2. Eine einzige progreſſive Einkommenſteuer für Staat und 
Gemeinden, anſtatt aller beſtehenden, insbeſondere der das Volk 
belaſtenden indirekten Steuern. 

3. Unbeſchränktes Koalitionsrecht. 

4. Ein den Geſellſchaftsbedürfniſſen entſprechender Normal— 
arbeitstag. Verbot der Sonntagsarbeit. 

5. Verbot der Kinderarbeit und aller die Geſundheit und 
Sittlichkeit ſchädigenden Frauenarbeit. 

6. Schutzgeſetze für Leben und Geſundheit der Arbeiter. 
Sanitätlihe Kontrolle der Arbeiterwohnungen. Überwadung der 
Bergwerfe, der Fabril-, Werkitatt- und Hausindurjtie durch von 
den Arbeitern gewählte Beamte. Ein wirffames Haftpflidtgefet. 

7. Regelung der Gefängnisarbeit. 

8. Volle GSelbjtverwaltung für alle Wrbeiterhilfs- und 
Unterftüßungstafjen. 


Im großen Ganzen dominiert auch nod in Diejem 
Programm Laſſalle. Im übrigen gilt von nichts mehr 
als von jedem PBarteiprogramm, namentlid) aber von den 
\ozialiltiihen, das ſchöne Wort: C’est le ton, qui fait la 
musique. Ziemlich zahm ſieht vorjtehendes Programm 
immerhin aus — aber Tein Menſch wird der Sozialdemokratie 
der jiebziger Jahre den Vorwurf mahen wollen, daß jie 
„zahm“ gewejen fei. Die alte jharfe Tonart, die das 
ganze „Parlamenteln“ für einer faulen Vertrag mit der 
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Bourgevilie erklärte, fand noch genug Verteidiger und aud) 
Leute wie Johann Moſt, der jpätere Anarchiſt, gehörten 
der Partei noch an. 

Der Agitation gereihhte es zu großem Vorteil, daB die 
Gründerepodhe ihr allerdings nur zuviel Material in die 
Hände lieferte. Die Blüten, die der junge Kapitalismus 
damals in Deutihland trieb, waren wirklich nidht alles 
Rojen, und der große Krach, der nachfolgte und zahl- 
reihe Proletarier brotlos machte, lieferte der Sozialdemo— 
kratie erjt recht eine reihe Ernte. Schon damals verjudte 
Bismard, ein Ausnahmegejet gegen die Sozialdemokratie 
durchzudrücken, hatte aber beim Reichstage nod) Tein Glüd. 
Ende März 1876 wurde übrigens die „Sozialiſtiſche Ar— 
beiterpartei Deutſchlands“ durd einen Beihluß des Ber— 
lIiner Gerichts aufgelöjt — welche Maßregel praktiſch natür- 
lih ohne jede Wirkung blieb, denn der Partei war bei den 
Reihstagswahlen 1877 ihr erjter wirflih großer Erfolg 
beſchieden. 

Es entfielen auf fie nicht weniger als 493447 Stimmen. 
Sn 175 Wahlkreiſen hatte fie Kandidaten aufgejtellt, brachte 
aber troßdem nur 12 Abgeordnete durd. 

Zu bemerfen iſt hier, daß jih im September 1877 
auf einem Kongreß in Genf die Sozialdemokraten mit den 
Anarchiſten definitiv auseinanderjegten. Im übrigen geben 
ihre Gejhhichtihreiber jelbjt zu, daß damals in ihren Reihen 
auf theoretiihem Gebiet eine ziemlihe Konfufion herrſchte. 
Nicht einmal über die Stellung der Reihstagsfraftion zu den 
neu geplanten Schußzöllen war innerhalb der paar Leute 
Einigfeit vorhanden. Die offiziellen Kreiſe waren aber 
nad) wie vor von einer geradezu phänomenalen Ungeldjid- 
lichkeit. Da war 3.8. ein Privatdozent Dühring auf- 
getreten, der durch ſeine einigermaßen konfuſen Anjichten 
in der Sozialdemokratie Zwiltigfeiten erregte. Statt ihn 

Grotewold, Die Parteien des Deutfchen Reichdtages. 19 
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reden zu lajjen und die Verwirrung auszunußen, hat man 
ihn ſchleunigſt vom Katheder entfernt — gerade ſo, wie in 
unjeren Tagen Dr. Arons, den man damit vom Bbaliter 
zum Politiker madte. 

Indeſſen juhte und fand man noch wirfjamere Mittel, 
um die Partei feit aneinander zu ſchmieden, und an Gtelle 
eines ziemlich ungeordneten Haufens jid) eine geordnete und 
mujterhaft organijierte Armee gegenüberzujtellen, gegen die 
mit den alten Mitteln ſchlechterdings nichts mehr aus— 
zurichten iſt. 

Im Mai 1878 hatte in Berlin der wahrſcheinlich idi— 
otiſche, jedenfalls ganz verlotterte und nachweislich von den 
Sozialdemokraten aus ihrer Gemeinſchaft ausgeſtoßene 
Strolch Hödel ein erfolgloſes Attentat auf den alten Kaiſer 
gemacht. Er wurde dann hingerichtet. Virchow, der den 
Schädel des Verbrechers auf etwaige organiſche Defekte 
anatomiſch unterſuchen wollte, wurde abſchlägig beſchieden, 
gewiß eine ſtarke Unterſtützung für die ſozialdemokratiſcher— 
ſeits aufgeſtellte Behauptung, die Regierung wollte den 
Wahnſinn Hödels nicht feſtgeſtellt haben. Bismarck wollte 
ſich eben die Gelegenheit nicht entgehen laſſen, ein Ausnahme— 
geſetz gegen die Sozialdemokratie vielleicht unter dem Ein— 
druck der abſcheulichen Tat durchzudrücken. Der Reichs— 
tag ließ ſich aber dazu nicht bereit finden. Bennigſen, der 
für die Nationalliberalen ſprach, hielt bei der Gelegenheit 
eine ſeiner glänzendſten Reden. Er hatte die eigentlichen 
Abſichten Bismarcks, der mehr die Liberalen als die Sozial— 
demokratie bekämpfen wollte, völlig durchſchaut. Die Nieder— 
lage der Regierung war ſehr empfindlich: Nur 57 Stimmen 
waren für den Geſetzentwurf abgegeben. 

Jetzt ereignete ſich ein Unerhörtes: Am 2. Juni — 
dem neunten Tage nad) jener Abjtimmung und erjt 3 Wochen 
nah dem Hödelihen Attentat, gab ein gewilfer Dr. Nobiling 
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einen Schrotihuß auf den alten Kaijer ab, der ihn leider 
erheblich verwundete. 

Bismard löſte daraufhin den zurzeit nicht verfammelten 
Reihstag auf (11. Juni) und beraumte für den 30. Juli 
Neuwahlen an, mit dem von ihm erhofften Ergebnis einer 
genügenden Stärfung der reaftionären Parteien, um das 
Spzialiltengejeg und den ſchutzzöllneriſchen Zolltarif durd)- 
jegen zu können. Nobiling hatte ſich gleid) nad) dem Attentat 
jelbjt in dein Kopf geſchoſſen. Auf dem Kranfenlager ver- 
nommen, joll er ausgelagt haben, daß er zu den Sozial— 
demofraten in Beziehungen jtehe. Dieje troß der jpäteren 
Unterfuhung unerwiejen gebliebene Ausſage war von der 
Regierung zur Grundlage ihres Plans für den Wahlfeld- 
zug gemadht worden — mit dem für die Belämpfung der 
Spzialdemofratie recht unbedeutenden Erfolge, daß dieje nur 
etwa 55000 Stimmen und 3 Mandate verlor. Die politiiche 
Bedeutung dieſes MWahlfampfes Tag aber auf anderem 
Gebiet. 

Mit einer uns heute nit mehr verjtändlichen, wahren 
Berjerferwut jtürzten ſich in jenen Tagen die offiziellen 
Organe auf alles, was nad) Majejtätsbeleidigung und der- 
gleihen nur einigermaßen ausſah. Belannt in weiten Kreijen 
it der Fall einer Yrau in Brandenburg geworden, Die 
anderthalb Jahre Gefängnis befam, weil ſie gejagt hatte: 
„Der Kaiſer ijt wenigjtens nit arm, er Tann ſich pflegen 
lajjen.“ In einem Monat wurden über ein halbes Jahr— 
taujend an Gefängnisitrafen verhängt, und zwar allein für 
Meajeltätsbeleidigungen, obwohl man doch wohl annehmen 
darf, daß unter jolden Umſtänden aud die vorlauteiten 
Spzialdemofraten ji mit ihren Redensarten etwas vor— 
gejehen haben werden. 

Dem Sozialiſtengeſetz, das Bismard in etwas ver- 
änderter Form ſofort wieder einbragte, ſtimmten nad) einigen 
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feinen Abſchwächungen diefes Mal aud) die Nationallibe- 
ralen zu — mit 221 gegen 149 Stimmen (außer den Sozial— 
demokraten, Zentrum und Fortſchritt) ging es am 19. Of: 
tober 1878 durd). 

Allerdings trauten die Nationallliberalen Bismard aud) 


jet noch nicht redit. 

Sm Sommer 1907 veröffentlidte Onden in der „Deut— 
Ihen Revue‘ die Korrejpondenzen Bennigjens, darunter 
einen Brief an ſeine Gattin, der ſehr charakteriſtiſch ijt für 
die damalige Stimmung bei den Nationalliberalen. 


Berlin, 15. September 1878. 

Bismard wird heute zurüderwartet, die Verhandlungen über 
das GSosialiltengejeg beginnen morgen, und id) mödte doch auf 
alle Fälle in diefen Tagen hier bleiben, da man, wenn Bismard 
an der Debatte teilnehmen follte, auf jede Art von Zwildhen- 
fällen gefaßt fein muß. Der Schwerpunft der Verhandlungen wird 
diesmal in die Kommillion fallen und in die zweite und dritte 
Beratung auf Grund des Kommillionsberihtes. Die erſte Be- 
ratung hat mehr den Charakter eines allgemeinen Redeturniers. 
Die nationalliberale Fraktion wird ſich bei derjelben möglidjft 
tejerviert halten, da ihr die Entjheidung ſchließlich zufallen wird 
und wir nod gar nicht willen, was Bismard eigentlih will, d. h. 
ob es ihm darum zu tun it, ein Sogialijtengejeß zuftande zu bringen 
oder „uns an die Wand zu drüden“, wie fein beliebter Ausdrud 
ſein ſoll. Bei der erjten Beratung beabſichtige ic) zu reden. 

Eine charakteriſtiſche Anekdote in diefer Rihtung wird über 
ihn erzählt. Als er in Friedrichsruh die Nadhridt von dem 
Nobilingſchen Attentat erhielt, joll er in Gegenwart eines zum 
Beſuch anwejenden höheren Beamten ausgerufen haben: „Seht 
habe ic) die Kerle“ und zur Erläuterung für den etwas verwundert 
ausfhauenden Beamten Hinzugefügt haben: „Ich meine die 
Nationalliberalen“. 


Leider hat diefe Vorjicht, die er hierin zum Ausdrud 
bringt, den Herrn v. Bennigjen aber |päter im Reichstag 
im Stich gelajjen. 

Mit einer Geltungsdauer für 21/, Jahre beitimmte das 
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Spzialijtengeje in der Hauptſache, daß die Landespolizei- 
behörden befugt jein jollten, alle möglichen Arten von Ver— 
einigungen und Drudigriften zu verbieten, die ſozialiſtiſchen 
oder ähnlichen Zweden ‚in einer den öffentlichen Frieden, 
insbejondere die Eintracht der Bevölkerungsklaſſen gefähr- 
denden Weiſe“ dienlic) wären. 

Ale Zuwiderhandlungen waren mit harten Strafen 
belegt; auf Grund des Geſetzes konnte Berurteilten oder be- 
rufsmäßigen Agitatoren der Aufenthalt in Bezirken oder 
Orten, die nicht ihr Wohnort waren, verboten werden ujw. 
Nichts ſpricht jo für die Nichtigkeit unjerer weiter oben 
ausgejprodhenen Behauptung, daß man eine Bewegung, wie 
die Sozialdemokratie, nit mit dem Polizeiknüppel be- 
fämpfen Tann, als der Erfolg des Sozialiſtengeſetzes. Faſt 
die gejamte Prejje der Partei wurde aufgehoben — von 
ihren 47 politiihen Blätttern fonnten ji) nur 2 durd) 
Änderung ihrer Titel und ihrer Haltung retten! Und was 
iit die Sozialdemofratie heute im Vergleich zu damals! 

Schlimmer als dies, und zwar, wie ji) herausitellte, 
weniger für die Sozialdemofratie, als für ihre einzelnen 
Mitglieder, die es traf, war die Ausweilungsbefugnis der 
Regierung auf Grund des $ 28 des Geſetzes. 

Eine maßloſe Erbitterung ilt die Folge davon ge- 
wejen, während auf der anderen Geite gar nichts erzielt 
wurde, was einem Erfolge hätte ähnlich) jehen fünnen. Höch— 
itens könnte man es als jolden anjehen, daB es der preu- 
Bilden Regierung gelang, eine Reihe von Yamilien un: 
glüdlih” zu machen, deren Ernährer auf Grund des $ 28 
ausgewiejen wurden. 

Sogar zu einer Prejje brachten die Sozialdemofraten es 
wieder, indem ſie in Zürich den „‚Sozialdemofraten“ drudten, 
den dann der „rote Poſtmeiſter“ Motteler nah) Deutſch— 
land ein hmuggelte — mit nicht zu unterſchätzender Schlauheit. 
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Der Berfaffer ilt gewiß fein Sozialdemokrat, aber er 
achtet jede ehrliche Überzeugung, aud) eine gegnerilche, wenn 
lie dur) aufrechte Männer vertreten wird, und er Tann jid) 
daher einer achtungsvollen Sympathie für Die um ihrer 
Überzeugung willen von der preußiſchen Polizei Verfolgten 
nicht entziehen. Haben doch auch bürgerliche Politiker von 
Ruf, wie Lasker, Löwe u.a. durch PVeranftaltung von 
Sammlungen für die Ausgewiejenen jeinerzeit ſich bemüht, 
den einzigen Erfolg der Kekerrigterei Bismards etwas ein- 
zulhränfen. — Den unter dem Schreden vor den Sozial— 
demofraten gewählten Reichstag hat Bismard dann ja be- 
fanntlid) dazu benußt, ji) den Zolltarif von 1879 votieren 
zu laſſen. 

Innerhalb der deutihen Sozialdemokratie ſchieden um 
dieje Zeit die ganz radilalen Elemente (Hajjelmann und 
Moſt), die zu den Anardijten neigten, aus. 

Bedauerliherweije fand ſich 1880 wieder die Reichs— 
tagsmehrheit bereit, die Verlängerung des Sozialijtengejeßes 
bis 1884 zu bewilligen, allerdings in etwas gemilderter 
Form. Troß der freilich hier milder gehandhabten Beſchrän— 
fung ihrer Bewegungsfteiheit war es den Sozialdemofraten 
im April 1880 gelungen, in Hamburg ein Mandat (bei einer 
Nahwahl) zu erobern. Die Antwort der Regierung darauf 
war die Berhängung des Heinen Belagerungszujtandes über 
Hamburg, der bislang nur in Berlin bejtanden hatte, troß 
anfänglihem Sträuben des Senats. 

Im Fahre 1881 begann Bismard mit der jozialpoli- 
tiihen Gejeßgebung, auf die hier nicht näher einzugehen 
iſt.) Im felben Fahre wurde aber der Belagerungs- 
zujtand aud über Leipzig verhängt. Mas die Regierung 
auf der einen Seite an Arbeiterſympathie hätte gewinnen 

*) Wir beziehen uns auf Wend, „Geihichte und Ziele der 
Sozialpolitif‘, Band 2 der Politik d. d. R. 
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fönnen, verlor jie auf der anderen wieder doppelt. Es mu 
zur Ehre der deutſchen Arbeiterfhaft gejagt werden, daß 
fie auch damals ſchon zu weit vorgejhritten war, um für die 
befannte Politik mit Zuderbrot und Peitſche noch emp- 
fänglich zu fein. 

Bei den Wahlen von 1881 bradte es die Sozialdemo— 
Tratie doch noch auf 312000 Stimmen und kam 22 mal in die 
Stihwahl. Daß aud die Bürgerliden ihre Anjiht über 
die Sozialiften etwas revidierten, zeigte jid) dann beim 
Ausfall diejer Stihwahlen, die den Sozialdemokraten 
12 Site einbradten. 

Die um diefe Zeit in Deutihland ſich bemerkbar 
madende anardiltiihe Propaganda kam der Sozialdemo— 
fratie zweifellos recht ungelegen. Sie hat es bei aller 
prinzipiell bejtehenden Trennung aber dod ſchwerlich ver- 
Itanden, ji) jene Elemente immer mit der nötigen Energie 
vom Leibe zu halten. Jedenfalls Hat der Reichstag, Dies- 
mal mit pajjiver Unterjtügung eines Teils der Freilinnigen 
aus Angſt vor den Anardiiten, das Sozialiſtengeſetz aber- 
mals um 2 Fahre verlängert. 

1883 war Marx geltorben. Nach jeinem Tode gab 
Engels die beiden legten Bände vom ‚Kapital‘ heraus. 
Auch ſonſt madte ſich in der Partei ein jtärferer Einfluß 
der Sntelligenz bemerkbar — Bernitein, Schönlant, Kautsty 
begannen aufzutreten, und man bemühte ji), die Theorie 
dDurchzuarbeiten und zu vertiefen. 

Die Wahlen von 1834 brachten wieder einen größeren 
Erfolg, der mit 550000 Stimmen und 24 Mandaten einen 
Rekord bedeutete. Da die Sozialdemokratie aud) in Bayern, 
in noch wenig indujtralilierten Bezirken erheblihe Erfolge 
erzielt hatte, jo ſah fie fi in höherem Make als früher 
vor die Aufgabe geitellt, jih mit dem Ultramontanismus 
auseinanderzujfegen. Auch it mit dem ganz orthodoxen 
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Marxismus bei den Bayern nur [hledt ein politiiches 
Geihäft zu machen. Die Genojjen bejigen in Herrn 
v. Bollmar nun aber gerade für Ddieje Aufgaben eine 
ganz vorzüglide Kraft. Man Tnüpfte damals in bürger- 
lihen Kreiſen an jenen ſozialdemokratiſchen Führer die Hoff- 
nung, daß er innerhalb der Partei entweder eine Schwen- 
fung oder doch eine Spaltung herbeiführen würde — etwa 
in dem Sinne, wie man jie im Jahre 1903 zwilchen Revi- 
lioniften und Marxiſten jtrilter Objervanz erwartete. Gie 
trat das eine Mal jo wenig ein wie das andere. Daneben 
gab es 1885 einen Krach innerhalb der Partei wegen der 
geteilten Anſichten ihrer NReichstagsvertreter über die Poſt— 
dampferanlage. Die Reihstagsfraftion hat zwar geſchloſſen 
dagegen geitimmt, aber einige Genojjen hatten doc ein- 
gejehen, daß gute Poſtverbindungen eins der beiten Mittel 
zur Herbeiführung einer Annäherung der Völker aneinander 
ind, und dab von der Hebung des Schiffbaus durch die 
Neubauten der Subventionsdampfer aud) die Arbeiter ihren 
Vorteil haben würden. Zu diefer Höhe Tonnten ſich andere 
nit aufſchwingen, und jo gab es wieder eine der von jeher 
in der Partei beliebt gewejenen Auseinanderjegungen, in 
die auch das Parteiorgan verwidelt wurde. 

Die Sache blieb aber ohne äußerlich wahrnehmbare 
Folgen, eben)o wie theoretiihe Auseinanderjegungen zwiſchen 
den wiſſenſchaftlichen Parteiblättern ‚Die Neue Zeit‘, dem 
„Sozialdemofrat‘“ und dem „Recht auf Arbeit‘. Die hier 
vorausgeſetzte größere Freiheit der publizijtiihen Meinungs 
Äußerung war eine Yolge der allgemad) bei der Polizei 
beliebten milderen Handhabung des Sozialiſtengeſetzes, das 
1886 wieder verlängert wurde, und zwar abermals auf 
2 Sahre. Gleichzeitig trat ein neuer Wandel in feiner Hand- 
habung ein, als der Miniſter v. Puttfamer, der aud) in 
liberalen Kreiſen nit gerade in ehrenvoller Erinnerung 
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jteht, am 11. April 1886 feinen berüchtigten Streiferlaß Ios- 
ließ, und dann im Reichstage die geniale Redensart madte, 
daß „hinter jedem Gtreife die Hydra der Revolution 
laure‘“. Die Regierung richtete ihr Augenmerk jetzt bejonders 
auf die Gewerfvereine — ein Verfahren, das wir ſchon ge- 
nügend gefennzeichnet haben. Die Parteileitung der Sozial— 
demofratie als ſolche wurde jet ebenfalls zum Gegenjtand 
verjhärfter gerichtliher Verfolgung gemacht — es war die 
Ära der jogenannten Geheimbundsprogejje, von denen un- 
fähr 80 unter dem Sozialijtengejeß geführt wurden, davon 
?/; in den Jahren 86/89. Charafterijtiih an dieſen Pro- 
zejlen war, daß nicht viel weniger als die Hälfte durch Ein- 
ltellung des Verfahrens oder Freiſprechung beendet wurden, 
weil jie auf unwahren Anzeigen von geradezu gemein- 
jährlichen Polizeifpigeln (3.8. Ihring-Mahlow) hin unter- 
nommen waren. Das war das Syitem Puttfamer. Nachher 
wundert man ſich über die Vaterlandsloſigkeit der Sozial— 
demofratie. Die Wahlen von 1837, die unter dem Ein- 
drud der Möglichkeit eines Krieges mit Frankreich jtatt- 
fanden, brachten gleihwohl der Spzialdemofratie einen er- 
heblichen Zuwachs an Stimmen (auf über ?/, Millionen), 
aber einen jhweren Mandatsverluft — die Zahl ihrer 
Site fiel von 25 (24 in 1884 und 1 fiegreihe Nachwahl) 
auf 11. 

Befanntlih hat Bismard den Kartellreihstag dazu 
benutzt, ſich die agrariſchen Hochſchutzzölle bewilligen zu 
laſſen, die Caprivi ſpäter wieder abbauen mußte, und die 
Legislaturperioden von 3 auf 5 Jahre zu verlängern. Das 
Spzialiltengefeg Tief nun 1888 wieder einmal ab — genüßt 
hatte es recht wenig. Statt nun die fehlerhafte Politik 
endlih einzufehen, wurde von Puttkamer ein neuer Ent- 
wurf eingebradt, das ſog. „Achtungsgeſetz“, das neben einer 
Reihe von Straferhöhungen aud) den Gerichten Die Befugnis 
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erteilen Jollte, auf Verluſt der Staatsangehörigfeit zu er- 
tennen. Der Reichstag — auber Konjervativen und Reid)s- 
partei — hat hierbei nit mitgemadt. Die Debatten waren 
auch für nihtiozialdemofratiihe Politiker injofern höchſt 
lehrreih, als fie geradezu unerhörte Dinge über die Putt— 
kamerſche Spitelwirtichaft zutage fürderten. Es waren näm- 
li einzelne diefer Chrenmänner in der Schweiz von den 
Behörden gefaßt und entlarvt worden, jo daß Bebel und 
Singer jih auf amtlihes Material ſtützen konnten, * 
ſie ihre Anklagen im Reichstage erhoben. 

Das Jahr 1888 brachte der deutſchen Nation leider 
die traurigen Verluſte ihrer beiden erſten Kaiſer. Kaiſer 
Friedrich aber ſetzte noch eine Woche vor ſeinem Tode den 
berüchtigten Puttkamer ab. Das Sozialiſtengeſetz iſt dann 
unter der Regierung unſeres jetzigen Kaiſers bekanntlich 
nicht wieder erneuert worden. Bismarck hat zwar verſucht, 
es als dauernde Inſtitution zu verewigen, doch gelang es 
ihm nicht. Die Nationalliberalen wollten nur einer ge— 
milderten Form zu ewigem Beſtande verhelfen, die Konſer— 
vativen nur einer ſcharfen, und daher ſtimmten ſie ſchließlich 
dagegen. (Ausführlicher behandelt in Wenck, Geſchichte und 
Ziele der Sozialpolitik, namentlich hinſichtlich des Rück— 
trittes vom Fürſten Bismarck.) 

Die Neuwahlen von 1890 verliefen für die Sozial— 
vemofraten über alle Erwartung günjtig, obwohl aud) jie 
noch unter dem Sozialiltengeje erfolgten: 1427298 Stim- 
men und 35 Mandate! 

Diejer impojanten Macht nad) außen entjprad) aber 
zunädjt feine innere Einheit. Vollmar hatte mal wieder 
gegenüber Bebel und Liebknecht feine eigene Meinung, wie 
er jie au) heute noch hat, und auf der anderen Seite gab es 
Elemente wie Wildberger, Werner und Genojjen, die mehr 
Anarchiſten waren als fonjt etwas. Der Erfurter Parteitag 
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bradte injoweit eine Einigung, als die Führer der anar— 
chiſtiſch angehauchten „Jungen“ flogen und Bollmar 
„laudabiliter se subjeeit“. 

Geihichtlih unendlich wichtiger als dieje bislang doch 
immer wieder überfleilterten Meinungsverjhiedenheiten ijt 
die Tatſache, daß Jich die Partei in Erfurt im Dftober 1891 
auf das jogenannte Erfurter Programm einigte, das den 
vollen Sieg des Marxismus bedeutet. Es ijt heute nod) in 
Kraft, freilid) 3.T. mehr auf dem Papier, als in Wirk— 
lichkeit, denn an die Krijentheorie wird als an eine Not— 
wendigfeit wohl nur nod) von den ganz Drihodoxen ge- 
glaubt. Im übrigen enthält das Programm eine aus- 
führlide öfonomilhe Begründung des Parteiltandpunfts 
und eine große Zahl von Einzelforderungen, unter Denen 
ji} viele befinden, die auch ſchon jet von anderen Parteien 
erhoben werden, und eine weitere Reihe von joldhen, Denen 
man gleidfalls wünjhen mödte, dab ſie allgemein auf- 
genommen werden. 

Dazu rechnen wir u. a. den Normalarbeitstag, wenn 
auch heute noch nicht Jofort in der Yorm des obligatorischen 
Adtitundentags, jo doch als Maximalarbeitstag für die ein- 
zelnen Gewerbe, um zunädjt einmal einen wirfjamen Anfang 
zu maden. 

Programm der Sozialdemokratiſchen Partei Deutſch— 

lands, beſchloſſen auf dem Parteitag zu Erfurt 1891: 

Die ökonomiſche Entwidlung der bürgerliden Geſellſchaft 
führt mit Naturnotwendigfeit zum Untergang des Kleinbetriebes, 
dejlen Grundlage das Brivateigentum des Arbeiters an jeinen 

Produftionsmitteln bildet. Sie trennt den Arbeiter von Jeinen 

Produftionsmitteln und verwandelt ihn in einen bejitlojen Pro- 

letarier, indes die Produftionsmittel das Menopol einer verhältnis 

mäßig feinen Zahl von SKapitalilten und Großgrundbelißern 
werden. 

' Hand in Hand mit diefer Monopolifierung der Produftions- 
mittel geht die Verdrängung der zeriplitterten Kleinbetriebe 
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dur) koloſſale Großbetriebe, geht die Entwidlung des Werf- 
zeugs zur Mafchine, geht ein riefenhaftes Wachstum der 
Produktivität der menſchlichen Wrbeit. Uber alle Vorteile 
diefer Umwandlung werden 'von den Kapitaliten”; und Groß— 
grundbelifern monopolifiert. Yür das Proletariat und die ver- 
fintenden MittelfHihten — Kleinbürger, Bauern — bedeutet fie 
wahjende Zunahme der Unficherheit der Exijtenz, des Elends, 
des Drudes, der Knehtung, der Erniedrigung, der Ausbeutung. 


Immer größer wird die Zahl der Proletarier, immer 
majjenhafter die Armee der überfhüffigen Arbeiter, immer ſchroffer 
der Gegenſatz zwilhen Ausbeutern und Ausgebeuteten, immer er- 
bitterter der Klaſſenkampf zwiſchen Bourgenilie und Proletariat, 
der die moderne Geſellſchaft in zwei feindliche Heerlager trennt und 
das gemeinfame Merkmal aller Induftrieländer it. Der Abgrund 
zwilchen Beſitzenden und Belitlofen wird nod erweitert durch die 
im Weſen der kapitaliſtiſchen Produftionsweije begründeten Krifen, 
die immer umfangreiher und verheerender werden, die allgemeine 
Unjicherheit zum Normalzujtand der Gefellfhaft erheben und den 
Beweis liefern, dab die Produftivfräfte der heutigen Geſellſchaft 
über den Kopf gewadjen find, daß das Privateigentum an Pro— 
dultionsmitteln unvereinbar geworden iſt mit deren zwedent- 
Iprehender Anwendung und vollen Entwidlung. 


Das Privateigentum an Produftionsmitieln, weldes ehedem 
das Mittel war, dem Produzenten das Eigentum an feinem Pro- 
dukt zu Jihern, ijt heute zum Mittel geworden, Bauern, Hand- 
werfer und Kleinhändler zu expropriieren und die Nichtarbeiter — 
Kapitalijten, Großgrundbeliger — in den Beſitz des Produftes 
der Arbeiter zu ſetzen. Nur die Verwandlung des Tapitaliftiichen 
Privateigentums an Produftionsmitteln — Grund und Boden, 
Gruben und Bergwerfe, Rohitoffe, Werkzeuge, Maſchinen, Verfehrs- 
mittel — in gejellidaftlihes Eigentum, und die Umwandlung der 
MWarenproduftion in fozialiftiihe, für und durd) die Gejellidaft 
betriebene Produktion, Tann es bewirken, daß der Großbetrieb und 
die ftets wachſende Ertragsfähigkeit der gejellihaftlihen Arbeit 
für die bisher ausgebeuteten Klaffen aus einer Quelle des Elends 
und der Unterdrüdung, zu einer Quelle der höchſten Wohlfahrt 
und alljeitiger harmoniſcher Vervolllommnung werde. 

Diefe gejelfhaftlihe Umwandlung bedeutet die Befreiung 
nit blok des Proletariats, fondern des gefamten Menſchen— 
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geſchlechtes, das unter den heutigen Zuftänden leidet. Aber fie 
fann nur das Werl der Wrbeiterflajfe fein, weil alle anderen 
Klaſſen, troß der Interefjenftreitigfeiten unter ſich auf dem Boden 
des Privateigentums an Produftionsmitteln jtehen und die Er- 
haltung der Grundlagen der heutigen Gejellfhaft zum gemeinfamen 
Ziel haben. 

Der Kampf der Urbeiterflajje gegen die Tapitalijtiihe Aus— 
beutung iſt notwendigerweile ein politiiher Kampf. Die Arbeiter- 
Hajfe Tann ihre ökonomiſchen Kämpfe nicht führen und ihre öko— 
nomiſche Organilation nit entwideln ohne politiihe Rechte. 
Sie Tann den Übergang der Produftionsmittel in den Beſitz der 
Gejamtheit nicht bewirken, ohne in den Belit der politiihden Macht 
gefommen zu Jein. Diefen Kampf der XWrbeiterflaffe zu einem 
bewußten und einheitlihen zu gejtalten und ihm fein naturnot- 
wendiges Ziel zu weilen — das ilt die Aufgabe der Gojial- 
demokratiſchen Partei. 

Die Intereſſen der Arbeiterflaffe jind in allen Ländern mit 
Tapitalijtiiher Produftionsweile die gleihen. Mit der Ausdeh- 
nung des MWeltverfehrs und der Produktion für den Weltmarit 
wird die Lage der Arbeiter eines jeden Landes immer abhängiger 
von der Lage der Arbeiter in den andern Ländern. 

Die Befreiung der Arbeiterklaſſe ift aljo ein Merk, an dem 
die Arbeiter aller Kulturländer gleihmäßig beteiligt find. In 
diefer Erkenntnis fühlt und erflärt die Spzialdemofratiihe Partei 
Deutjhlands jih eins mit den Tlafjenbewuhten Arbeitern aller 
Länder. 

Die Sozialdemofratiide Partei Deutihlands kämpft allo 
niht für neue Klajjenprivilegien und Vorrechte, jondern für die 
Abſchaffung der Klaffenherrihaft und der Klafjen ſelbſt und für 
gleihe Rechte und gleihe Pflichten aller, ohne Unterſchied des 
Geihlehts und der Abſtammung. Von diefen Anſchauungen aus- 
gehend, befämpft fie in der heutigen Gejellfhaft nit nur die 
Ausbeutung und Unterdrüdung der Lohnarbeiter, jondern jede Art 
der Ausbeutung und Unterdrüdung, richte fie ſich gegen eine Klaſſe, 
eine Partei, ein Gejhleht oder eine Raſſe. 

Ausgehend von diefen Grundjäßen fordert die ſozialdemo— 
tratiihe Partei Deutihlands zunächſt: 

1. Allgemeines gleiches direltes Wahl. und Stimmredt mit 
geheimer Stimmabgabe aller über 20 Jahre alten Reichs— 
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angehörigen ohne Unterjhied des Geſchlechtes für alle Wahlen und 
Abltimmungen, Proportional-Mahliyitem; und bis zu deſſen Ein- 
führung gejetliche Neueinteilung der Wahlkreiſe nad) jeder Volks— 
zählung. Zweijährige Gejeßgebungsperioden. Vornahme der 

Mahlen und Abjtimmungen an einem gejeglihen Ruhetage. Ent- 
Ihädigung für die gewählten PVertreter. Aufhebung jeder Be- 
Ihränfung politifher Rechte außer im Falle der Entmündigung. 

2. Direfte Gefeßgebung durch das Volk vermitteljt des Vor- 
Ihlags- und Perwerfungsredtes. Selbſtbeſtimmung und Gelbit- 
verwaltung des Volkes in Neid), Staat, Provinz und Gemeinde. 
Mahl der Behörden durch das Volk, Verantwortlichkeit und Haft- 
barfeit derjelben. Jährliche Steuerbemwilligung. 

3. Erziehung zur allgemeinen Wehrhaftigkeit. Volkswehr 
an Stelle der ftehenden Heere. Entiheidung über Krieg und Frieden 
dur) die Volfsvertretung. Schlihtung aller internationalen Strei— 
tigfeiten auf ſchiedsgerichtlichem Wege. 

4. Abſchaffung aller Gefete, weldhe die freie Meinungs- 
äuberung und das Recht der Vereinigung und Verſammlung ein- 
Ichränfen oder unterdrüden. 

5. Abſchaffung aller Geſetze, welche die Frau in öffentlich— 
und privatrehtliher Beziehung gegenüber dem Manne benad)- 
teiligen. 
6. Erklärung der Religion zur Privatjahe. Abihaffun g aller 
Aufwendungen aus öffentlihen Mitteln zu kirchlichen und religiöfen 
Zweden. 

Die kirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften jind als private Ver— 
einigungen zu betrachten, welche ihre Angelegenheiten vollflommen 
ſelbſtändig ordnen. 

7. Weltlichleit der Schule. Obligatoriiher Beſuch der öffent- 
lihen Volksſchulen. Unentgeltlihteit des Unterrihts, der Lehr- 
mittel und der Verpflegung in den öffentlihen Volksſchulen, ſowie 
in den höheren Bildungsanftalten für diejenigen Schüler und 
Schülerinnen. die Fraft ihrer Fähigkeiten zur weiteren Ausbildung 
geeignet erachtet werden. 

8. Unentaeltlihteit der Rechtspflege und des Redhtsbeiltandes. 
Rechtſprechung durh vom Volk gewählte Richter. Berufung in 
Straffahen. Entfhädigung unfhuldia Angeklagter, Berhafteter 
und Berurteilter. Abſchaffung der Todesitrafe. 

9. Umentgeltlichleit der ärztlichen SHilfeleiftung einſchließlich 
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der Geburtshilfe und der Heilmittel. Unentgeltlichfeit der Toten— 
beitattung. 

10. Stufenweis jteigende Einfommen- und VBermögensiteuer 
zur Bejtreitung aller öffentlihen Ausgaben, foweit diefe durch 
Steuern zu deden find. Selbſteinſchätzungspflicht. Erbihaftsiteuer, 
Itufenweife fteigend nach Umfang des Erbgutes und nad) dem Grade 
der VBerwandtihaft. Abſchaffung aller indirekten Steuern, Zölle 
und ſonſtigen wirtſchaftlichen Maßnahmen, welde die Intereſſen 
der Allgemeinheit den nterejjen einer bevorzugten Minderheit 
opfern. 

Zum Schuße der Urbeiterflajjen fordert die ſozialdemokratiſche 
Partei Deutjhlands zunächſt: 

1. Eine wirffame nationale und internationale Arbeiterfhuß- 
gefeßgebung auf folgender Grundlage: 

a) Feſtſetzung eines höchſtens aht Stunden betragenden Nor: 
mal-Wrbeitstages. 

b) Berbot der Erwerbsarbeit für Kinder unter 14 Fahren. 

c) Berbot der Nadtarbeit, außer für ſolche Induſtriezweige, 
die ihrer Natur nad), aus tehniihen Gründen oder aus Gründen 
der öffentlihen Wohlfahrt Nachtarbeit erheildhen. 

da) Eine ununterbrodene Ruhepaufe von mindeitens 36 Stun- 
den in jeder Woche für jeden Arbeiter. 

e) Berbot des Trudiyitems. 

2. Überwadung aller gewerbliden Betriebe, Erforfhung und 
Regelung der Arbeiterverhältnijfe in Stadt und Land durd) ein 
Reihsarbeitsamt, Bezirks- Arbeitsämter und Arbeitsfammern. 
Durdgreifende gewerblide Hygiene. 

3. Redtlihe Gleichſtellung der landwirtſchaftlichen Arbeiter 
und der Dienjtboten mit den gewerblihen Arbeitern; Beleitigung 
der Gelindeordnung. 

4. Sicherſtellung des Koalitionsredtes. 

5. Übernahme der gelamten Wrbeiterverjiherung durch das 
Reich mit mahgebender Mitwirkung der Wrbeiter an der Ber- 

- waltung. | — DE LI nn 


Leider hindert der Raum, hier auf die einzelnen Punfte 
des äußerſt inhaltreihen, die verjchiedeniten Lebensgebiete 
berührenden Erfurter Programm einzugehen. Unter feiner 
Herrichaft hat ſich die ſozialdemokratiſche Partei zur ſtärkſten 
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Deutihlands entwidelt, troß jeiner vielen Schwäden und 
troß einer Taktik, die felbit bei den Genoſſen nicht unwider- 
ſprochen bleibt. 

„Alles oder nichts“ ijt bislang noch immer der Wahl- 
ſpruch der Parteileitung geweien. Es ijt einigermahen be- 
greiflih, daB letztere wünſcht, ihre Taktik nad) den jteigen- 
den Ziffern ihrer Wählermaſſen beurteilt zu jehen, und jeden 
Verſuch von bürgerliher Seite zurüdweilt, den Wert der 
bisherigen ſozialdemokratiſchen Taktik an ihren Iegislato- 
riſchen Erfolgen zu mejjen, die befanntlid, faſt gleich null 
ind. Es it nit des Verfaſſers Abſicht, an dieſer Stelle 
einen Beitrag zu liefern zu dem Vielen und Allzuvielen, 
was in der „bürgerlihen‘‘ Preſſe zu dem Streit zwilchen 
„Marzilten“ und „Reviſioniſten“ gejchrieben it. Das eine 
eriheint aber jedenfalls jiher, daß die ſozialdemokratiſche 
Partei durch verjtändnispollere Mitarbeit an der Geſetz— 
gebung, wie jie etwa von den franzöſiſchen Spzialdemofraten 
geleitet wird, no gar manden Vorteil für die Arbeiter 
hätte erfämpfen können, auf den dieje jet vergebens warten. 
Solange ſich aber bei den Sozialdemokraten die Verhält- 
nilje nicht ganz gewaltig den Anforderungen der Gegenwart 
angepaht haben werden — und die gejunde Vernunft wird 
ihre Taftif doch noch einmal ändern, wenn aud) das Erfurter 
Programm ruhig in Kraft gelaffen wird — folange hat 
es im übrigen feinen ZJwed, die Naumann-Barthihe dee 
einer großen demofratiihen Linfen im Reichstag mit Ein- 
\Hluß der Sozialdemokraten weiter auszuführen. 

Zum Schluß führen wir die Zahlen der Stimmen und 
der Abgeordneten an, die die Spzialdemofratie in den 
Wahlen jeit 1893 erhalten hat. 

1893 1898 1903 1907 
Millionen Wahlftimmen 1,8 2,1 3,— 3,26 
Abgeordnete im Reichstag 44 56 8l 43 
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Bon 1903 auf 1907 ift der Stimmenzuwadjs der Spzial- 
demofratie in Vergleich zu den früheren Legislaturperioden 
lehrt gering — der Mandatsverlujt aber gewaltig. Das 
Zujammentreffen eines immerhin nod) vorhandenen Zu— 
wachſes an Wahlitimmen, aber einer Beihränfung der Ab- 
geordnetenzahl auf faſt die Hälfte zeigt aber deutlich, daß 
diefer Sieg der bürgerliden Parteien zum großen Teil auf 
eine regere Wahlbeteiligung in ihren eigenen Reihen zurüd- 
zuführen it. Die ganz unglaublide Haltung der ſozial— 
demofratiihen Reichsſtagsfraktion in den Kolonialdebatten 
vom Dezember 1906 Hat viel dazu beigetragen, eine ganze 
Reihe von bürgerliden Wählern hinter dem Ofen hervor- 
zuloden, die fi) jonjt nie um Neichstagswahlen befümmert 
haben. Ferner aber hat das Verhalten der Sozialdemofratie 
gegenüber dem Zentrum ihm viele Wähler abjpenjtig ge- 
macht — jo in Sachſen — für die anderswo nicht genügend 
Erjat zu ſchaffen war. Es iſt ja aud) ein taftiiher Yehler 
\ondergleihen, daß eine Partei wie die Sozialdemofratie, 
die allein dur) ihren zwar gewaltjamen, aber doch ganz 
heilfamen Kampf gegen alles, was entfernt nad) SHinter- 
treppenpolitit und fonjtigen Ungeſetzlichkeiten roch, ſich das 
erworben hat, was fie an Achtung bei ihren Gegnern be— 
litt, daß dieſe Partei ji mit dem Zentrum verbündete in 
einem Augenblid, wo dies auf jehr dunklen Pfaden ertappt 
wurde. 

Wenn irgend etwas, dann werden die Erfahrungen von 
1907 geeignet fein, eine Änderung der Taktik der Sozial— 
demofratie herbeizuführen. — Wenn nun dieje Anderung 
auch nur darin bejtände, daß die Partei ſyſtematiſch und 
zielbewußt daran ginge, an der Verwirklichung der Sätze 
ihres eigenen Programms zu arbeiten, die aud) von andern 
Parteien als eine Verbejjerung unjerer heutigen Zuſtände 
unterjtüßt werden würden, dann wäre für die Gejundung 

Grotemwold, Die Parteien des Deutfchen Reichstages. 20 
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unjeres öffentlihen Lebens ſchon viel gewonnen. So ilt 
zum Beilpiel die von der Sozialdemokratie in den 887 
und 10 ihres Programms verlangte Schul- und Finanz 
reform etwas ſo Wichtiges und Notwendiges, wie nur 
irgend etwas im Deutihen Reihe. Mit der berühmten 
„les oder Nichts“-Taktik ift aber nun einmal bei uns 
nichts zu erreihen, fondern nur auf dem Wege [chrittweijen 
Vorgehens. Die fozialdemofratiihen Autoren müſſen ſelbſt 
zugeben, daß es für das Proletariat notwendig ilt, zunächſt 
die Bourgenilie gegen das Junkertum zu unterjtügen. Das 
kann aber nur dadurch geihehen, daß die Spzialdemofratie 
mit der „Bourgoiſie“ ſich bereit erflärt, den heutigen Staat 
auch gegen oder ohne das Junkertum über Waſſer zu halten. 
Solange fie das nicht tut, wird die Negierung das Junker— 
tum nicht ganz entbehren Tönnen, und das Proletariat wird 
dabei den Türzeren ziehen. Daß die ganze Entwidlung 
dahin Führt, da einmal — wann? muß dabingeltellt 
bleiben — die menſchliche Gefellfhaft andere Grundlagen 
erhalten wird, als fie heute hat, bezweifelt Tein Menſch 
mehr, der über feine Brillengläfer hinausbliden Tann. Da 
diefe Entwidlung aber möglichſt ohne Erihütterungen für 
das gejamte Volks- und Wirtſchaftsleben vor ſich gehe, 
daran hat doch das PVroletariat eigentlih wohl das größte 
Intereſſe, weil die beſitzloſen Maſſen folde Erfhütterungen 
an ſich jelbjt immer am ſchwerſten fühlen. Derartige An- 
lihten greifen ja auch) bei den Arbeitern immer mehr Plat 
— erinnert jei nur an die Abfuhr, die die Generalltreifidee 
erlitten hat! Auch der Verlauf des Ejjener Parteitags 
1907 zeigt eine ganz erfreuliche Stärfung des realpolitiſchen 
Sinnes innerhalb der Sozialdemofratie. 


5. Kapitel, 


Das Zentrum. 


Das Zentrum it die jtärkite Partei des deutſchen 
Reichsſtags. Gleichzeitig ijt es in feinem Weſen von allen 
Parteien am ſchwerſten zu begreifen. Mit einer Gejhichte, 
die in der Hauptjadhe erjt nah der Gründung des Deut- 
\hen Reichs beginnt, als Vertreterin einer Geiſtesrichtung, 
die man längjt für tot gehalten Hatte, als ſie mit unge- 
ahnter Kraft wieder aufflammte, gejtügt auf 100 Abge- 
ordnete in falt unangreifbaren Pojitionen, jo jteht Die 
Zentrumspartei da inmitten der anderen Parteien als etwas 
völlig anderes, als ein politiihes Gebilde, das von allen 
Barteien Züge entlehnt Hat und doc) feiner gleicht. 

Den Konjervativen folgt das Zentrum in feiner Auf: 
faſſung der Konfejjionen als vom Staate — 3. B. durd) die 
Schule — zu Ihüßender und zu fürdernder Inſtitutionen, 
von den Liberalen hat es gewijje Demofratiihe Tendenzen 
entlehnt, und mit der Sozialdemokratie ilt ihm gemeinjam 
jeine Neigung zum Snternationalismus, die hier in der 
Snternationalität der Tatholilden Kirche, wie dort in der 
Snterejjenjolidarität der „Proletarier aller Länder‘ ihre 
an ji) ganz verjtändlihe Urſache Hat. 

Das Zentrum jtügt ſich auf die allerverichiedeniten 
Gejellihaftstreife. Neben dem ſchleſiſchen Magnaten, dem 
bayriihen Bauern und dem rheiniihen Bürger und Arbeiter 
it es natürlich) vor allem die katholiſche Geiſtlichkeit, Die 
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ihm das bejte Material für Abgeordnete und Agitatoren 
ftellt. Dabei hält ſich ihm aud die Fatholiihe jogenannte 
„Intelligenz“ feineswegs fern. Unter den ZJentrumsabgeord- 
neten find immer recht zahlreid die Juriſten vertreten ge= 
wejen, zum Teil jolde in hervorragenden Stellungen, wie 
Spahn, Burlage, Roeren. Indeſſen will, wie Windthorit 
leinerzeit jagte und alle andern Yentrumspolitifer getreu- 
lih wiederholen, das Zentrum eine politilhe Partei jein, 
wie andere aud, und nicht eine Tonfellionelle, als welde 
es für gewöhnlich gilt. 

TZatjähli hat es ja aud) auf allen Gebieten der Ge- 
ſetzgebung eine äußerſt rege Tätigkeit entfaltet. Es ilt 
daher vielleiht ein etwas mühiger Streit, wenn man dem 
Zentrum vorhält, es jei feine politiihe, Jondern eine Ton- 
fejlionelle Bartei, und zwar müßig aus dem Grunde, weil 
man jelbjt mit dem erfolgreich geführten Beweile, daß das 
Zentrum eine Tonfejlionelle Bartei ijt, nicht viel anfangen 
fann. Sicher ilt, daß das Zentrum Tonfellionelle, bezw. 
firhenpolitiihe Ziele in erjter Linie durch alle Mittel feiner 
Politik verfolgt, und dag aus diefem Grunde gejeßgeberijche 
Stellungnahmen des Zentrums felten aus in der Sadıe Tiegen- 
den Rückſichten erfolgen, ſondern meiſt den Charakter poli- 
tiſcher Dispojitionen zur Erreihung irgend welder außer- 
halb der vorliegenden Materie zu ſuchender Zwede tragen. 
Hier haben wir den Schlüjjel zu der oft Jonderbar erſcheinen— 
den Betätigung der Neichs- und Landtagsabgeordneten Des 
Zentrums. Verſchoben und beeinflußt wird dieje Politik 
„des indireften Feuers“, wie man jagen Tönnte, durch die 
NRüdjichten, die das Zentrum auf die in jeinen Wählerfreijen 
vereinten weit auseinanderjtrebenden wirtjchaftlihen und 
\ozialen nterejjen nehmen muß. Der rheiniihe Berg- 
mann hat andere Lebensinterejfen als der ſchleſiſche Groß— 
grundbejiger! 
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Dies erflärt völlig, weshalb ji) die programmatiſchen 
Kundgebungen der Zentrumspartei |tets durch große Yarb- 
lojigfeit auszeichnen, und weshalb das Zentrum im Reichs- 
tage meijtens vorzieht, eine Einigung auf einer mittleren 
Linie herbeizuführen, anjtatt ein Geſetz ſcheitern zu laſſen. 
Diefe Taktik Hat in unferer Gejeßgebung oft recht un- 
genügende Nejultate zultande gebradt. Man Tann viele 
Dinge entweder auf die eine Weile ordnen, oder auf eine 
andere, gerade entgegengejegte. Wenn man aber beides 
miteinander vereinen will, jo wird nichts Brauchbares 
Daraus. 

Das klaſſiſchſte Beilpiel dafür iſt die Reichsfinanz— 
geſetzgebung in ihren verjchiedenen Phaſen. 1879 Tam es 
darauf an, dem Reiche eigene Einnahmen zu Ihaffen. Das 
Zentrum bewilligte nın zwar die neuen Steuern dazu, aber 
brachte gleichzeitig die Franckenſteinſche Klaufel in die Ge- 
jege hinein. Dadurd) wurde bis 1906, wo man Jie endlid) 
in der Hauptſache wieder Dbejeitigte, der höchſt jonderbare 
Zuſtand gejhaffen, daB das Reid) zwar Hunderte von Mil- 
lionen aus Zöllen und Steuern einnahm, aber Diefe Summen 
itets den Einzeljtaaten überweilen mußte. Die Einzelitaaten 
hatten dann Summen in annähernd gleiher Höhe dem Neid 
zur Dedung feiner Bedürfnijje in Yorm der Matrikular— 
beiträge zurüdzuzahlen. Dadurch erreihte das Zentrum, 
daß der föderaliſtiſche Charalter des Reichs zunächſt in außer— 
ordentlid) deutlicher Weile zum Ausdrud fam. Später zeigte 
lid) freilid, dab die Sache gerade für den Partikulariſten 
ihren Halen hatte. Die Reichsüberweiſungen waren näm- 
li in jpäteren Jahren meilt erheblid) niedriger als die 
Matrikularbeiträge, und dadurd kamen die Yinanzminijter 
der Einzeljtaaten in arge VBerlegenheiten. 

Dieje Berhältnijje Haben dann zu den Yinanzreformen 
von 1904 und 1906 geführt, bei denen wiederum halbe 
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Arbeit gemadht wurde, weil die Rechte des Reichstags, 
zu ausihlaggebender Macht verjtärkt durch das Zentrum, 
die Einführung direkter Reichsſteuern ablehnte. 

Ein ähnliches Beilpiel ijt die Lex Trimborn, durd) Die 
feltgefegt wird, dak die Mehrerträge an Lebensmittelzöllen 
auf Grund des Zolltarifs von 1902 nicht der Reichskaſſe 
zufließen dürfen, jondern zur Bildung eines Yonds für eine 
Arbeiterrelittenverjiherung dienen müſſen. Hier liegt Die 
Salbheit nod) Tlarer zutage: Dan. erfennt die Notwendig- 
feit der Reliktenverſicherung an, aber heut ji, die Mittel 
zu ihrer Durdführung zu bewilligen, Auf der anderen 
Seite: Man jieht die arbeiterfeindlihe Tendenz der agrati- 
ſchen Tarifgeſetzgebung völlig ein, aber um ſich den Tatho- 
liihen Arbeitern gegenüber, deren Wahljtimmen man nidt 
verlieren möchte, entihuldigen zu können, trifft man eine 
Cinrihtung, die ungefähr jo ausjieht, als habe man eine 
große Iozialpolitiide Tat zwar noch nicht getan, aber doch 
zu tun die Abſicht. So löſt man im Zentrum die ſchwierige 
Aufgabe, Arbeiter und Agrarier unter einen Hut zu bringen. 

Ähnlich iſt aud die Stellung des Zentrums zu den 
Milttärporlagen gewesen, jeitdem es fi mit der Negie- 
rung ausgelöhnt hatte. 

Begreiflicherweiſe rechnet das Zentrum es ſich zum größ- 
ten Verdienſt an, daB mit feiner Hilfe falt alle großen Ge— 
ſetze der lebten een auf jener „mittleren“ 
Linie zujtande gekommen find, die unſerer Anſicht nad) frei- 
li) zur politiihen VBerjumpfung führt. Wir wollen eine 
Regierung mit Tlaren, fcharf umrijjenen Zielen, die man 
entweder begeijtert unterjtügen, oder ſcharf, aber offen, be- 
kämpfen kann mit der Nitterlichteit, die man dem ehrlichen 
politiihen Gegner ſchuldig iſt, aber wir wollen feine Lauheit, 
die weder Fiſch noch Fleiſch ift. 

Leute vom Schlage der Oldenburg-Januſchau, Kröder 
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und Dr. Hahn find gewiß unjere politijhen Gegner, weil 
wir ihre Tendenzen für unvereinbar halten mit den Lebens- 
interejjen der großen, weit überwiegenden Mehrheit unjerer 
Bollsgenojjen, aber wir wijjen, wen wir in ihnen vor uns 
haben, und fie jind uns deshalb taujendmal lieber als Die 
Herren Roeren und Genojjen, bei denen wir das weniger 
bejtimmt wijjen. 

Wir beablihtigen nun nit, in dieſem Bud) die Zen— 
trumspartei jo ausführlich zu behandeln, wie es ihrer Be- 
deutung, die fie in unjerm öffentlichen Leben nun einmal 
hat, entſpricht. Es jpielen in die Geſchichte der Zentrums— 
partei jo viel Momente Firdenpolitiicher, kirchenrechtlicher 
und Tirhenhiltorisher Art Hinein, dab eine einigermaßen 
ausreichende Behandlung des Stoffs den Rahmen dieſes 
Buchs auch äußerlich weit überjchreiten würde. Dieje ijt 
daher einem bejonderen Bändchen vorbehalten. Wir be- 
Ihränfen uns an diejer Stelle darauf, nur das zur Charal- 
terijtil des Zentrums unumgänglid Nötige zu geben, unter 
Beifügung einiger der programmatilden Kundgebungen der 
Partei. 

Es iſt natürlich, daß in einem proteſtantiſchen Staat, 
wie Preußen, dem es aus Rückſicht auf die proteſtantiſche 
Orthodoxie an der Entſchloſſenheit gefehlt Hatte, die Tren- 
nung von Staat und Kirde rüdjihtslos durchzuführen, zu 
Konflikten zwilgen der Staatsgewalt und der katholiſchen 
Kirche kommen mußte, da dieje die Ordnung der Beziehun- 
gen zwilhen Staat und. Kirche ausſchließlich dem Papſt 
zuerfennt. Schon unter Friedrich Wilhelm II. Hatte es 
Streit gegeben zwiſchen der Staatsgewalt und den kirch— 
lihen Behörden, als dieje ji der Reſpektierung der Staats- 
gejege über die gemijhten Chen widerjegen wollten. Der 
König hatte im Verlauf diejer Streitigkeiten die Erzbiſchöfe 
Drojte-Bijgering (Köln) und Dunin (Poſen-Gneſen) in 
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preußiſche Feltungen ſetzen laſſen; allein mit dem bemerfens- 
werten Ungeſchick, das die preußiſche Regierung in ihrer 
Kirchenpolitik ftets befundet hat, ließ jein Nachfolger Fried— 
rih Wilhelm IV. alle Vorteile, die jein Bater erlangt Hatte, 
wieder fahren. Man hat in Preußen bis auf den heutigen 
Zag nicht begriffen, daß nur eine jtetige, unnötige Härten 
ebenjo wie falſche Nachgiebigfeit vermeidende Politik der 
römilhen Kirche gegenüber zum Ziele führen Tann. Yerner 
hat man ſich jtets gejcheut, die Kirche da zu befämpfen, 
wo ſie verwundbar it — auf dem Gebiet der Schule. 
Solange man jih nit zur Entfonfejjionalijlierung der 
Schule entſchließt, jolange muß jede Maßnahme des Staates 
gegen Übergriffe des Klerus ein Talter Schlag bleiben, 
denn jolange nit das Volk zu einer freien Auffallung 
über die Kirche erzogen jein wird, jolange werden ihre 
Diener aud) ihren Einfluß auf das Volk ſich nicht entwinden 
lajjen, und mehr oder weniger über den plumpen Polizei— 
ſtaat lächeln. Daher mußte auch der Kulturfampf Bis- 
mards erfolglos bleiben. 

Die erjten Anſätze zur Bildung einer klerikalen Partei 
gehen in Preußen auf die Fahre 1848 und 1860/61 zurüd, 
in welch' Teßteren die Gebrüder Reichenſperger im preußi- 
hen Landtag eine Tatholiihe Zentrumspartei zu bilden 
verſuchten. Da aber damals außerkirchliche Angelegenheiten 
in der Politik vorherrſchten, erlangte diefe Bewegung vor— 
erſt noch feine Schlagkraft. 

Im konſtituierenden und Norddeutſchen Reichstage bil— 
dete ſich dann die einige 20 Köpfe ſtarke „Bundesſtaatlich— 
konſtitutionelle Vereinigung“, der u. a. der frühere hanno— 
verſche Miniſter Windthorſt und die Reichenſperger an— 
gehörten. Ihre Tendenz war nicht kirchenpolitiſcher, ſondern 
partikulariſtiſcher Art, es gehörten ihr auch eine Anzahl 
von protejtantijchen Abgeordneten an, 3. B. Schleswig-Hol- 
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jteiner, Hannoveraner, Heilen ujw., furz alles, was an 
der id) vollziehenden Einigung des Neihs unter einer 
Itraffen SZentralgewalt etwas auszujeßen hatte. 

Das vatikaniſche Konzil und der Untergang des Kirchen- 
Itaats im Jahre 1870 Hatte nun eine gewaltige Belebung 
des ultramontanen Geiltes zur Folge. Die ſcharfen Kämpfe, 
die innerhalb der katholiſchen Kirche der Unfehlbarfeits- 
erflärung voraufgegangen, waren mit ihrer VBerfündigung 
ſo gut wie vergeſſen — die Ecclesia militans jtand in voller 
Kraft wieder da. In Deutihland aber rüjteten ſich ihre 
Anhänger, ihr eine Burg zu gründen, den „Zentrumsturm“, 
wie jie noch feine gehabt Hatte. Zuerſt ſuchte ji das 
Zentrum nad innen zu Träftigen, und vermied Deshalb 
alles, was Reibungsfläden ſchaffen konnte. Sein erjtes 
Brogramm war fo farblos und inhaltsleer wie möglid). 

Programm der Zentrumspartei vom 7. März 1871. 

„Die Fraktion ftellt ih) zur bejonderen Aufgabe, für Auf- 
tehterhaltung und organiſche Fortbildung verfaljungsmäßigen 

Rechtes im allgemeinen und insbejondere für die Freiheit und 

Selbſtändigkeit der Kirche und ihrer Inftitutionen einzutreten. Die 

Mitglieder derjelben Juden diefer Aufgabe auf dem Wege freier 

Verftändigung zu entjprehen und foll die Freiheit des Einzelnen 

in bezug auf jeine Abjtimmungen Teine Beeinträhtigungen er- 

leiden.“ 
Die Seele und der Führer der Jentrumspartei wurde jehr 
bald Windthorft. Als Sohn eines Bauern (1812) in der 
Nähe von Osnabrüd geboren, hatte er erjt die Abjicht, 
Priejter zu werden, jattelte aber dann um und jtudierte Jus. 
Seine jurijtiihe Karriere ijt überaus erfolgreid) gewejen. 
Obwohl erſt Rechtsanwalt und dann Syndifus, it er ſchon 
1836 Oberappellationsgerihtsrat. Dann tritt er in die 
Politik ein, als Bartifularijt und Feind des Fortſchritts, 
der er all fein Leben geblieben iſt. 1849 wird er in die han- 
növerſche Zweite Kammer gewählt, 1851 wird er ihr Präji- 
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dent, und nod) im jelben Jahr Jujtizminijter. Sad) zwei Jah- 
ren legte er dies Amt nieder, um es 1862 wieder zu übernehmen. 
1865 Kronoberanwalt in Celle, |died er bei der Annexion 
- Hannovers durch Preußen aus dem Staatsdienit, und lieh 
ji in den Norddeutihen NReidhstag wählen, wo er zunädjt 
wenig hervortrat. Im deutſchen Reichstag aber wuhte er es 
ſo einzuridten, daß die grundjäglid; oppojitionellen Ele— 
mente, wie Bolen und Welfen, ji der jungen Zentrums— 
partei als eine immer dann zuverläjlige Hilfstruppe zur 
Verfügung jtellten, wenn es Kampf mit der Regierung gab. 
Und daran war in der Jugendzeit des Reichs Tein Mangel. 
Klerilal war übrigens Windthorjt früher nicht gejinnt ge— 
wejen. Cr hatte jogar am 1869er Laienkonzil teilgenommen, 
das gegen die Infallibilität Einſpruch erhob. 

Die Ultramontanen ſtrebten nun danad), Die jiegreichen 
Heere Deutijhlands gegen Rom marjdieren zu lajjen, um 
den Kirchenſtaat wieder herzuitellen. Als Bismard, der 
große Meijter der auswärtigen Bolitil, aber darauf nicht 
einging, vielmehr mit dem Königreich Stalien die freund 
\hajtlihen Beziehungen von 1866 fortzujegen bemüht war, 
trotz Garibaldis abenteuerlihem Zug nah Frankreich, da 
trat das Zentrum in ſchärfſte Oppoſition, wobei es 
Windthorſt wohl nur um Macht und Einfluß zu tun war. 
Die Regierung nahm den Kampf zunächſt mit allen ihren 
Machtmitteln auf, namentlich durch die preußiſchen Mai— 
geſetze, das Jeſuitengeſetz, das Zivilſtandsgeſetz, Die 
preußiſche Politik vergriff ſich aber in der Wahl ihrer Mittel. 
Will eine Regierung den Kampf gegen einen Gegner wie 
die römiſche Regierung führen, ſo muß ſie vor allem die 
Formen des Rechts in der peinlichſten Weiſe beobachten. 
Daran fehlte es aber, als z. B. der Abgeordnete Majunke, 
Redakteur der „Germania“, während einer Sitzungsperiode 
des Reihstags ohne dejjen Genehmigung verhaftet wurde. 
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Der, Reichstag verbat jid) jelbjtverjtändlich dieſen Übergriff 
(Antrag des Fortſchrittlers Hoverbed), worüber Bismard 
jo ergrimmte, daß er um jeine Entlajjung bat. Windthorſt 
wollte ihn nun definitiv jtürzen durd Einbringung eines 
Antrags auf Streihung des Dispojitionsfonds des Aus— 
wärtigen Amts, erlitt aber bei diejem Vorſtoß jelbjt eine 
völlige Niederlage. — 

Obgleid) |päter, nad) dem Tode des jtreitbaren Papſtes 
Pius IX., die Beziehungen zwiſchen der Tatholiihen Kirche 
und der preußiſchen bezw. deutſchen Regierung ſich wejentlid) 
bejjerten, da dieje mit dem Abbau der Maigejete jener 
weiter entgegen kam, als jie dem evangelijhen Teil Deutſch— 
lands gegenüber verantworten Tonnte, blieb, ſolange Windt- 
horſt lebte, das Zentrum, wenn nit im Kriegs-, ſo doch im 
Waffenitillitandszujtande. Smmerhin mußte 1878 ein neues 
Brogramm aufgejitellt werden, worin, um den Patriotis— 
mus der deutjhen Katholiten nicht zu verlegen, recht kaiſer— 
treue Töne angejchlagen wurden. 

Programm der Zentrumsfrafltion des deutjden 

Reidystags. (Juni 1878.) 

Der deutſche Neidhstag it nad) zwei Gejjionen aufgelöit; 
die Neuwahlen jind auf den 30. Juli d. J. ausgejdhrieben. 

Die fluhwürdigen Attentate auf das Leben Seiner Majeftät 
des Staijers, welche den Anlaß zu dieſer Auflöjung gaben, erfüllen 
die Herzen aller redlich Denienden mit Abſcheu. Der Biid in den 
Abgrund jittliyen und religiöjen Verfalls, aus weldem ſolche 
VBerbreden auflteigen, ilt erjchütternd und beſchämend. 

Sn dem Wahlaufruf vom Dezember 1876, wie in ihren 
Reden hat die Zentrumsfraktion auf dieſen Berfall und deſſen 
Urſachen Hingewiejen und dort wie jeit Jahren ſchon anderen 
Ortes verlangt, daß die Grundjäße und Agitationen, welde das 
Eigentum und Die joziale Drdnung bedrohen, befämpjt werden. 

Sie hat ebenjo umummwunden eine Hauptquelle Ddiejer auf- 
löjenden Bejtrebungen in den weithin herrſchenden und vielfad) 
durch Regierungsmaßregeln geförderten Grundjäßen des modernen 
„Liberalismus“ aufgezeigt. Eine Beljerung und Heilung Tann 
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vor allem nur dadurd) erzielt werden, daß dem Volke die Religion 
erhalten bleibt, daß Krijtlich gläubige Gejinnung gewedt, gefördert, 
in Unterriht, Erziehung, Bildung und Wiſſenſchaft, wie in der 
Geſetzgebung und im öffentlihen Leben die Richtſchnur wird. 


Um jo mehr müjjen wir aufs neue freie Bewegung für die 
Kirche und Beleitigung derjenigen Reichsgeſetze verlangen, weldje 
Gelbjtändigfeit und Rechte der Kirche beeinträchtigen, die fegens- 
reihe Wirkſamkeit ihrer Genojjenfhaften und das in der Ver— 
fafjung garantierte Heimatsreht der NReihsbürger verleßen. So— 
weit dann die bejtehenden Gelege Hinreihenden Schuß für das 
Leben des Reichsoberhauptes und gegen die Verbreitung gott- 
Iofer, fittenverderbender Lehren nit gewahren, wird unter Wah— 
rung der unveräußerliden, insbefonderen der in den Verfaſſungen 
der Bundesjtaaten gewährleijteten Grundrechte des deutichen Volkes, 
die Frage einer Abänderung jeiner Geſetze ernitlic) zu prüfen jein. 


Für die Sicherung der ſtaatlichen und gefellfhaftlihen Ord— 
nung, it die Achtung und Handhabung der verfaljungsmäßigen 
Rechte und Freiheiten unerläßlid. Hiermit iſt auch unſre Forde— 
rung auf die Bewahrung des verfaljungsmähigen Grunddarafters 
des Deutjhen Reiches als eines Bundesjtaates, ſowie unjer Ein- 
ſpruch gegen die Erwerbung der Eilenbahnen durch das Reid) wieder- 
holt zum Ausdrud gebradt. 


Die Umkehr zu einer gefunden Wirtihaftspolitit, auf daß 
Handel, Gewerbe und Induſtrie wieder frei erblühen, das Hand- 
wert in jelbjtändiger, organiſcher Entwidelung fi erheben, dem 
Mitteljtande die Bedingung feiner Exiſtenz zurüdgegeben werden 
fann, muß Hand in Hand gehen mit einer Yinanzwirtjdhaft, 
welche vor allem eine Beſchränkung der Reichsausgaben und zwar 
an erjter Stelle beim Heerwejen ins Auge hat. 


Wir wollen nit die Vermehrung der Steuern und Lalten, 
vielmehr nah Möglichkeit deren DBerminderung. 

Die Hebung des allgemeinen Wohlſtandes in Landwirtſchaft 
wie Gewerbe, durch weile Fürjorge für deren Intereſſen ijt zu er- 
itreben, den berechtigten Anſprüchen des Arbeiterjtandes im Ein- 
fange mit dem allgemeinen Wohle durch entſprechende Reformen 
und Gejege Rechnung zu tragen. 

Zür dieſe auf unjerm alten Wahljprud, „Gerechtigkeit ijt 
die Grundlage der Reiche‘ geftüßten, in unferm Aufrufe vom De- 
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zember 1876 ausgejprochenen Grundjäße hat das Zentrum bisher 
gefämpft, und wird es weiter fämpfen, wenn, wie wir erwarten 
dürfen, die Wähler mit uns an denjelben fejthalten und zum 
Schluß dürfen wir, in Anbetradt der tiefgreifenden Bedeutung 
diejer Neuwahlen, und im Hinblide namentlid darauf, daß ihr 
Ausfall auf Jahre hinaus die Entwidelung des Redts- und Ver— 
faljungslebens in Deutſchland entjheidend bejtimmend wird, daß 
aud in dieſer Legislaturperiode, mit Ablauf des von von uns 
befämpften, für jieben Jahre geltenden, Militärgejees, neue Be- 
fimmungen betreffs des Reihsheeres und des Aufwandes für das- 
jelbe zu treffen find, die Erwartungen auszufpreden, daß die 
Wähler der Zentrumspartei alle und allerorts wie bisher ihre 
Schuldigkeit ganz und voll tun werden. 

MWohlan denn, möge fein zur Wahl Beredtigter am 30. Juli 
an der Wahlurne fehlen und jeder feine Pfliht gegen Gott und 
Vaterland treu erfüllen. 

Mit Gott für Wahrheit, Recht und Freiheit ! 

Sm Suni 1878, 


Als 1837 die Septennatsfrage zur Entiheidung ſtand, 
tat Bismard, der einſt das Wort geſprochen Hatte, „nach 
Canoſſa gehen wir nicht“, den bedauerlihen Schritt, den 
Papjt Leo XIII. einen milden und verjöhnlid, gejinnten, 
Hugen alten Herrn, zu bitten, das Zentrum zur Aufgabe 
jeiner Oppoſition zu veranlaſſen. Leo entſprach der Bitte, 
aber Windhorjt und jeine Gefolgsmannen benußten Die 
glüdlihe Gelegenheit, nunmehr den alten Borwurf zu ent- 
fräften, daß jie Weilungen aus Rom befolgten — und 
jtimmten gegen das Geſetz. Mit Windthorits Tode trat 
eine andere Richtung im Zentrum fein Erbe an. 

Der Abgeordnete Lieber, der jogenannte „Reichsregent“, 
veritand es, den oben geſchilderten Kurs der Vermittlung 
zwiſchen Gegenſätzen einzujchlagen, und dadurd) das Zentrum 
zur maßgebenden Partei zu machen, auf deren Wohl- oder 
Übelwollen die Regierung ängſtlich achtete. Dabei foll nicht 
vergellen werden, daß auf Jozialpolitiihem Gebiet das Zen— 
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trum mandes Gute geleiltet Hat — die Berdienite des 
Abgeordneten Hite ganz bejonders ind recht groß. 

Aber das Zentrum entging nicht der Gefahr, die den 
Mächtigen droht — es wurde übermütig. Geit lange war 
es jeine Sorge und fein Kummer, daß nicht ganz ſo viele 
Katholiken in höheren Neichs= und preußiſchen Staatsitellun- 
gen ſitzen, als es dem Prozentſatz der Bevölkerung entſpricht. 

Dabei vergikt es, oder überjieht es richtiger gejagt, 
abiihtlih, dab für die Belegung eines Amts nicht Die 
Konfellion, fondern nur die Qualifikation eines Bewerbers 
in Trage Tommen darf. Nun wählen aber im Berhältnis 
der Bevölkerung erheblih weniger Katholifen als Prote- 
Itanten Studienlaufbahnen, die zum höheren Staatsdienjt 
berechtigen. Trotzdem iſt die Regierung ſo weit den „Vari— 
tätswünjdhen‘ des Zentrums entgegengelommen, daß, wenn 
man nur die Zahl der Bewerber in Betracht zieht, Die 
Katholiken den Protejtanten gegenüber bevorzugt erſcheinen. 
Damit aber nit genug, verjudten einzelne Zentrums— 
abgeordnete, wie Erzberger und Roeren, auf illegitime Art 
Einfluß auf Details in den Beamtenverhältnijjen, nament- 
lih des Kolonialamts, zu gewinnen. 

Dieje Zujtände, die ja noch in friiher Erinnerung find, 
hatten ſchon längere Zeit angedauert, als der Erbprinz 
v. Hohenlohe die Leitung der Kolonialgeihäfte übernahm. 
Diejer war ſehr wenig beliebt beim Zentrum, und traf daher 
auf eine jo ſcharfe Oppofition, daß ihm die Luft zu weiterem 
Dienjt in der Kolonialabteilung veroing. Sein Nadhfolger 
iſt bekanntlich Exzellenz Dernburg, der im Dezember 1906, 
als au ihm das Zentrum Oppofition madte, ‚die Eiter- 
beule“ aufſtach, d. h. die geifamten Machenſchaften Roerens 
und jeines Anhangs in öffentliher Reichstagsſitzung dar- 
leate. Für einen hohen Juſtizbeamten wie Roeren mußte 
es natürlich höchſt peinlich fein, dak Verſuche, Einfluß auf 
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Ihwebende Prozeſſe auszuüben, dem Zentrum genehme Be— 
amte in höhere Stellen zu ſchieben uſw., jo vor aller Offent- 
lihfeit mit feiner Perſon in Beziehung gebradt wurden. 
Das Zentrum war wütend. Zwar braditen bejonnene Ab- 
geordnete (Graf Hompeſch) VBermittlungsanträge vom be- 
kannten Charakter ein, allein die Regierung erflärte mit 
anerfennenswerter Entſchiedenheit, ſolche zurüdzumweijen. Die 
Folge war die Ablehnung der Negierungsanträge und Die 
Auflöfung des Reichstags. An ji) waren die Unterfchiede 
zwilchen dem, was das Zentrum bewilligen wollte und dem, 
was die Regierung forderte, nicht jo erheblih, daß eine 
Verjtändigung völlig ausgeihloffen gewejen wäre. Jede 
Verltändigung mit dem Zentrum würde aber die Neuprien- 
tierung der Regierungspolitif, die Fürſt Bülow anjcheinend 
\hon längſt geplant hatte, unmöglih gemadt Haben. In 
logiſcher Konſequenz dieſer Ereignijje hat auch der zentrums- 
freundliche preußiſche Kultusminijter Studt feinen Abſchied 
nehmen müjjen. Der Gerechtigkeit wegen muß aber gejagt 
werden, daß es auch anders denfende Männer im Zentrum 
gibt, die nicht mit Roeren ufw. identifiziert werden dürfen ; 
3.2. die Abgg. Savigny und Graf Balleitrem haben im 
Dezember 1906 eine abweihende Haltung eingenommen, 
und man hat (durd) Fraktionsbeſchluß ?) im neuen Reichs— 
tag die Herren Roeren und Erzberger zu etwas weniger 
auffälliger Gebarung veranlaßt. 
Der Wahlruf des Zentrums für 1907 iſt ſo farblos, 
wie faſt alle Kundgebungen der Partei. 
Wahlaufruf. 
Der Reichstag iſt aufgelöſt, weil die Reichstagsmehrheit eine 
Mehrforderung der Verbündeten Regierungen für die militärifche 


Expedition im füdweltafrifaniihen Schutzgebiete im Betrage von 
8900000 ME. abgelehnt Hat. 


Die Zentrumsfraltion hat ih zu dieſer Ablehnung ent- 
Ihlofjen, weil fie nad) eingehender Prüfung der Sadlage zu der 
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Überzeugung gelangt war, dab die Niederfämpfung des lebten 
Reites des Eingeborenenaufitandes mit einem wefentlich geringeren 
Aufwand möglid wäre, wenn ih die Kolonialverwaltung ent- 
Ihließen wollte, die überaus foftjpielige, einen Aufwand von 
10000 Marf pro Kopf jährlid erfordernde Schußtruppe von allen 
Aufgaben polizeiliher und Zultureller Art zu entlaften und dem- 
gemäß ihre Zahl und Kojten dauernd zu vermindern. Ein dahin- 
zielender Antrag der Fraktion iſt von den Vertretern der Kolonial- 
verwaltung einer Prüfung nicht gewürdigt worden. 

Unfere Fraktion tritt für eine jparfame und maßpvolle, den 
finanziellen Kräften des deutſchen Volkes entjprehende Kolonial- 
politif ein. Bereits hat der Aufitand in Südweltafrifa außer- 
ordentlihe Aufwendungen von nahezu 400 Millionen ME. erfordert. 

Nod am Bormittag des Auflöjungstages haben die Mit- 
glieder der Fraktion in der Budgetlommijjion die Forderung für 
die Yortjegung der Eilenbahn Aus—Keetmannshoop bewilligt; 
das beweilt ſchlagend, daß wir die Mittel zur wirtſchaftlichen 
Entwidlung und zur Sicherung des Schußgebiets zu gewähren 
bereit waren. Übrigens ſchützt uns die ganze bisherige Haltung 
der Fraktion in den Fragen der Heeres- und Ylottengejeße, der 
Zolltarife und der Finanzreform vor der VBerdädtigung, dag wir 
nit immer bereit feien, für des VBaterlandes Ehre und Wohl 
einzutreten. 

Die Entjheidung über die Bewilligung der Ausgabe des 
Reihs jteht dem Reichstag in eigener Verantwortung zu, wie es 
die Verfaſſung gewährleijtet. Die Außerung des Reichskanzlers, 
die Parteien des Reichstages trügen keine Verantwortung, ſie 
könnten Forderungen annehmen oder ablehnen, bekundet eine Auf— 
faſſung, die dem fürſtlichen Abſolutismus vergangener Jahr— 
hunderte angehörend, von dem Beamten eines modernen konſtitutio— 
nellen Staatsweſens nicht vertreten werden ſollte. 

Die Auflöſung des Reichstages iſt nad) unſerer Überzeugung 
ein Angriff auf deſſen Stellung als ſelbſtändigen, in eigener Ver— 
antwortung handelnden gleichberechtigten Faktors der Geſetzgebung. 

Nicht die Kommandogewalt des Kaiſers, ſondern das Budget— 
recht des Reichstages bildet den Gegenſtand des Streites. Jeder 
von uns hat die Pflicht, für die verfaſſungsmäßigen Rechte der 
Bolfsvertretung einzuftehen; feien wir dejfen am Tage der Wahl 
eingedenf! 
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Seien wir uns auch bewußt, daß bei einer anders gebildeten 
Mehrheit des Reichstages die Garantie entfällt, daß bei der Be— 
willigung der bereits angelündigten neuen Steuern, die von uns 
immer fejtgehaltene Schonung der minderbemittelten Klajfen auf- 
rechterhalten wird. 

Nah wie vor jtehen wir auf dem Boden unſeres Wahl- 
programmes vom Jahre 1903. Das verfafjungsmäßige Wahlrecht 
werden wir unentwegt hochhalten. Mögen unjere Wähler alle 
Kraft daran feten, dab das Zentrum ungefhwädt in den Reichs» 
tag zurüdtehrt. 

Mit Gott für Wahrheit, Freiheit und Nedt! 

Berlin, den 15. Dezember 1906. 

Der Borftand der Zentrumsfraltion im Deutſchen Reichstag: 
Graf Hompeld. Dr. Shädler. Dr. Spahn. Gröber. Aichbichler. 
Dr. Bachem. Frigen (Düjjeldorf). Glowatzki. Herold. 
Dr. Freiherr von Hertling. Dr. Hitze. Horn (Neiffe). Dr. Jäger. 
Marbe. Müller (Zulda). Dr. Pichler. Dr. Rintelen. 


Wenn man diejen Aufruf lieſt, jo erſcheint er jo harm— 
los wie ein Lamm, und er wird nur verjtändlidh, wenn 
man die vorhergegangenen Neichstagsdebatten im Geilte 
dagegen Hält. Trotz der gewaltigen Wogitation, die im 
legten Wahlkampf gegen das Zentrum gerichtet war, iſt 
es nicht möglich gemejen, die Zahl jeiner Abgeordneten 
(100), die es für gewöhnlid in den Reichstag zu entjenden 
pflegt, auf nur um einen Si zu vermindern. Die Wahl- 
jtimmen, die 1907 für das Zentrum abgegeben wurden, be= 
laufen ſich auf 2179743 (1903 waren es 1875273). 1907, 
waren es 19,4%, 1903 19,7% aller abgegebenen Stimmen, 
aljo ein verzweifelt Heiner Erfolg, wenn überhaupt einer! 
Das Zentrum, wie MWindthorjt richtig erlannt hat, als er 
jeinerzeit den Kampf um die Schule proflamierte, Tann 
nur durch die Schule befämpft werden, und wenn die Re— 
gierung diejen Meg nit gehen will, dann wird der Kampf 
mit Rom nod) lang und ſchwer Jein. 

Die große Frage, von der die nächſte Zukunft unſerer 

Grotewold, Die Parteien des Deutfchen Reichstages. 21 
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inneren Politik abhängt, ijt nun die, wie jih in Zufunft 
die Beziehungen zwilhen dem Zentrum und den Konferva- 
tiven gejtalten werden. Der Verfaſſer diefes Hat feine 
Anfihten darüber in einem längern Aufſatz im Leipziger 
Tageblatt (Nr. 179, Sahrg. 1907) niedergelegt. Wir ent- 
nehmen diefem das Nachſtehende: 

In der politiihen Geſchichte Hat man fih im allgemeinen 
daran gewöhnt, die Tonjervativen Elemente in den modernen 
Staaten und die orthodoxe Geijtlihfeit der in den betreffenden 
Ländern vorherrijhenden Religionsgemeinihaften als Verbündete 
zu betrachten. Daß dies gejhieht, joweit die politiich-Tonfervativen 
Parteien und Die religiös-orthodoxen Kreiſe ſich zur gleichen 
Religion bezw. Konfejjion befennen, mag natürlid) erſcheinen — 
z. 3. iſt das gute Verhältnis der deutſchen Konjervativen zur 
evangelilh-lutheriihen orthodoxen Geijtlichleit ohne weiteres ver- 
tändlih, ebenjo das der ruſſiſchen Orthodoxie zu den dortigen 
Freunden der Autofratie. Intereſſant und ſchwieriger zu verjtehen 
wird die erwähnte Erſcheinung erjt da, wo fie als eine Allianz auf- 
tritt, zwilhden Angehörigen verjhiedener Konfejlionen. Als Beijpiel 
nennen wir dafür die angjährigen guten Beziehungen zwildhen den 
preußiſchen Konjervativen, die Doch gewiß fehr zuverläjlige Anhänger 
der proteſtantiſchen preußiſchen Landeskirche find, und dem Zentrum, 
das die politiihe Organilation bezw. Vertretung des Ultramon- 
tanismus in einer nichts weniger als zur Ausgleichung Tonfejjioneller 
Gegenjäße geneigten Spielart daritellt. 

Trotzdem haben im Reichstag jowohl wie im preußijdhen 
Landtag Konjervative und Zentrum lange Jahre hindurd) als treue 
Bundesgenofjen zueinander gehalten, bis ſchließlich doch einmal bei 
einer anjcheinend unbedeutenden Gelegenheit das Band zerriß. Die 
Trage nun, ob es wahrſcheinlich ift, daß dieſes Band zwiſchen 
Konjervatismus und Ultramontanismus einjt wieder jo feſt zu— 
jammengefnüpft werden Tann, daß ein dauerndes Zujammengehen 
beider Richtungen die Folge fein würde, ijt von eminenter Be- 
deutung für unjer gejamtes Staatsleben. 

Diefe Bedeutung liegt aber nur nad) ihrer, man möchte jagen, 
äußerlihen Geite Hin auf dem politiihen Gebiet, während ihr 
Schwerpunft auf Zulturellem Boden ruht. Die Frage jelbjt it 
auch eigentlih weit mehr eine pſychologiſche, als eine politilche. 
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Sie it noch nit gelöjt, wenn eines ſchönen Tages in einer 
Braftionsjigung der Konjervativen oder Zentrumspartei beſchloſſen 
wird, nachdem man ſich eine Weile befämpft hat, wolle man nun 
einmal wieder die Gtreitaxt begraben und ji) gegenjeitig bei 
einigen Gelegenheiten unterjtüßen. Das würde nicht mehr bejagen, 
als daß beide Parteien Sinn für Realpolitif haben, und fih nit 
die Sympathien ihrer Wähler verjcherzen mödten, die auf wirt- 
Ihaftlihem Gebiet gejeßgeberiihe Taten jehen wollen, von denen 
lie Nuten erwarten, aber denen nichts an der Diskuſſion theoretifcher 
Meinungsverjhiedenheiten gelegen iſt, wodurd der Preis land- 
wirtſchaftlicher Produkte nicht gejteigert wird. 


Erblidt nun die Tonjervative Auffaljung, wie wir (im Ka— 
pitel I) jahen, im Staat, bejonders aber in der legitimen, erblichen 
Monardie, eine göttlihe Jnititution, Jo trifft für die ultramontane 
Staatsidee das gerade Gegenteil zu. Belannt iſt die Äußerung 
Gregors VII., wonad) die Könige und Herzöge ihre Macht durd) 
alle möglihen Schandtaten, unter Anjtiftung des Teufels, an ſich ge- 
bracht hätten, um „in blinder Gier“ über die gleichgeichaffenen 
Menihen zu herrihen. Andere Päpſte haben ſich zwar nicht mit 
older Schärfe ausgejproden, durchweg aber haben ſie doch die 
bedingungsloje Herrſchaft über die Kirche für ſich und die der 
Kirche über den Staat prätendiert. Diejes jogenannte Papal- 
Iyitem erhielt bekanntlich ſeine Krönung durch die Aufitellung 
des Unfehlbarfeitspogmas (Batilaniihes Konzil 1870). Aber nit 
nur der Papſt allein erhebt jich ſolchergeſtalt zu göttliher Stellung, 
aud die Prieſter wollen als Götter angejehen fein. (Quare merito 
non solum angeli sed Dii etiam, quod Dei immortalis 
vim et numen apud nos teneant, appellantur. Oatech. 
Rom. P. II de ord. sacr. 2 — Sit. in Friedberg, Kirchenrecht.) 
Danad) ijt es nit mehr als jelbjtverjtändlih, daB die fo über 
die Laien emporgehobene Prieſterſchaft aud nicht der weltlichen 
Surisdiltion unterjtellt ſein ſoll. Wohl aber maßt jih der Papft 
die Jurisdiltion an, nit nur in jolden Dingen, die zum Glauben 
und den Sitten in Beziehung jtehen, jondern auch in Jolden, 
die jih auf die Disziplin und das Regiment der Kirche auf der 
ganzen Erde‘ erjireden. (Vatikaniſches Konzil, Kap. 3). — Dies 
Iheinbar auf die Kirche beſchränkte Herrjhaftsgebiet erjtredt ſich, 
wie man leicht erjieht, aber au) auf die Abgrenzung der Madt- 
Iphären zwiſchen Staat und Kirche, und Tann duch Snterpretation 
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ausgedehnt werden immer fo weiter ad infinitum! Außerdem 
wird an vielen anderen Stellen in kirchengeſchichtlichen Dofumenten 
die bedingungslofe Vorherrſchaft der Kirche über den Staat zu 
einem Grundjat erhoben, deſſen praktiſche Durhführung befannt- 
lid) immer und immer wieder verſucht worden iſt. Natürlih Tann 
fein Staat, fei die Mehrzahl jeiner Bürger katholiſch oder nicht, 
jih auf die Dauer diefe Firhlihe Benormundung gefallen laſſen, 
wenn er nicht rettungslos dem Verfall entgegengehen will. Diefer 
it nod in Teinem Fall in der Geſchichte ausgeblieben, wo der 
geiftlihe Einfluß auf den Staat nicht energiſch zurüdgewiejen wurde 
— am [älimmjten war es jeinerzeit im Kirchenſtaat jelbit. So 
ergibt jih dann in Träftigeren Staatsweſen ein zuweilen latenter, 
aber immer vorhandener Kampfzujtand zwilhen Ultramontanismus 
und GStaatsverwaltung, der gelegentlich, wie in Preußen im Kultur- 
fampf und wie jeßt in Frankreich, akute Formen annimmt. 

Abgejehen von der Tirhlihen Vorherrſchaft, ijt die römiſch— 
Tatholiihe Staatsidee, wie aus dem Gejagten hervorgeht, im 
übrigen reht demofratiih. Die Menſchen find nad) ihr einander 
gleih. Die kirchliche Anjiht über die Entitehung der Macht der 
Fürſten iſt für letztere ſehr wenig ſchmeichelhaft. 

Andere Auffaſſungen über den Urſprung der Fürſtengewalt, 
die in der bürgerlichen Demokratie verbreitet ſind, wie z. B. die, 
wonach der Fürſt ſeine Stellung zuerſt durch Wahl oder durch 
Vertrag oder durch Weiterentwicklung aus patriarchaliſchen Zu— 
ſtänden erhalten haben ſoll, wobei in Einzelfällen natürlich die 
Möglichkeit des Erwerbes der Macht durch verbrecheriſche Hand— 
lungen nicht beſtritten wird, ſind lange nicht ſo kraß, wie die ultra— 
montane Auffaſſung nach der Lehre Gregors VII. 

Es iſt logiſch, daß der Konſervatismus ſich parlamen— 
tariſchen Regierungsformen gegenüber lange ablehnend verhalten 
konnte, denn nach ſeiner Auffaſſung bedarf das Walten des 
Herrſchers von Gottes Gnaden keiner Beaufſichtigung durch die 
Vertreter des Volkes. 

Der Ultramontanismus dagegen hat prinzipiell gegen par— 
lamentariſche Einrichtungen nichts einzuwenden. Ihm ſind ſie 
immer dann willkommen, wenn er hoffen kann dadurch Einfluß 
zu gewinnen, und er iſt ihr Gegner, wenn er ſie zu fürchten hat. 
Letzteres iſt aber heute nur ſelten der Fall. 

Man ſieht aus alledem, daß zwiſchen der konſervativen und 


der ultramontanen Anfhauung über den Staat eine [hier unüber- 
brüdbare Kluft ſich auftut. Und doch beruhen beide auf derjelben 
veriehrten Borausjegung, nämlid), daß tranizendentale Momente, die 
an jih mit dem Staate nichts zu ſchaffen haben, für diejen, der 
dod auf recht natürlihe Weile entjtanden it, relevant fein follen. 
Beide vergquiden daher fortgejegt Religion und Politit, Staat und 
Kirche miteinander, jo lange, bis die Grenzen zwiſchen dieſen ſich 
für fie völlig verwilht Haben. Die Trennung zwiſchen Staat und 
Kirche, die beiden Inſtitutionen alle Freiheit der Entwidlung 
IHaffen würde, it den beiden Richtungen daher gleihmäßig ver- 
habt. Neben der Schulpolitif, die wir eingangs jtreiften, it es aljo 
auch die Kirhenpolitif, die die beiden theoretijch jo verjchiedenen 
PBarteien auf gemeinfamem Standpunkt vereinigt — auf dem des 
gegenjeitigen Schußes des Dogmatismus gegenüber Beltrebungen 
auf Umformung der Tirdliden Lehren und Einrichtungen. 


Es bedarf nun feiner weiteren Ausführungen, daß für den 
Ausbau unjerer Kultur ein wirklich dauerhaftes Bündnis zwiſchen 
der ultramontanen und Tonjervativen Geijtesrihtung, wenn auch 
nicht gefährlid, Jo doch erſchwerend und ſchädlich fein Tönnte. 
Belteht aber die Möglichkeit — und damit Tommen wir auf die 
grundlegende Frage zurüd —, daß ein joldes Bündnis Dauer 
gewinnen Tönnte? Wir glauben nicht daran. Die prinzipiellen 
Differenzen zwiſchen den beiden find doch gar zu groß. Der heutige 
Konjervatismus ijt überdies ein anderer als der jener Gegzejlio- 
nilten, die zur Zeit des Kulturiampfes dem Fürſten Bismard zu— 
gunjten der Ultramontanen in den Rüden fielen. Er hat ji) ganz 
erheblich modernijiert, und Huldigt, wie ſchon gejagt, heute wirt- 
IHaftlihen Yorderungen, was ſich für feine Wähler weit bejjer 
rentiert. Hierfür wird er ſich zwar die Unterjtügung der Klerikalen 
immer gern gefallen laſſen. jedoch) die Dezembertage 1906 
haben gezeigt, wo es mit der Freundſchaft aus ilt. Das Ende des 
Meges, den Konjervatismus und Ulttamontanismus miteinander 
gehen Zönnen, liegt da, wo der lettere beginnen muß, jeine wahren 
Ziele zu zeigen, wenn er nicht aufhören will, er ſelber zu fein. 

Die Staatsidee der Konjervativen madt es ihnen unter allen 
Umftänden zur Pflidt, die Macht des Staates zu ſtärken. Die 
Staatsidee der Ultramontanen dagegen läßt es unter gewiſſen 
Verhältniſſen wünjhenswert erjcheinen, die Staatsmaht zu 
ſchwächen, um die Vorherrfhaft der Kirche proflamieren zu Tönnen. 
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Sm Dezember 1906 handelte es ji darum, ob in den Kolonien 
die Regierung oder die Miſſionare herrjchen follten. Der Fall iſt 
typiſch und hiſtoriſch hochintereſſant. Er verlief injofern programme 
mäßig im Sinne des Vorjtehenden, als er jofort zum Bruch führte 
zwilhen den bisher Alliierten. Ähnliche Gelegenheiten werden aud) 
in Zufunft jtets wieder das font vielleicht vorhandene Einvernehmen 
zwiſchen den Vertretern der Tonjervativen und ultramontanen Welt- 
anſchauungen jtören, bis dieſe jelbjt endgültig höheren Auffaſſungen 
vom Weſen des Staates und vom Wert unjerer modernen Geijtes- 
fultur Pla gemacht haben werden, deren Fortſchritt, wie Die 
Gedichte ehrt, nit dauernd durch noch jo mächtige Gegner— 
Ihaften aufgehalten werden Tann. 


Neuerdings, jo auch auf dem Würzburger Katholifen- 
tag, tritt in den Zentrumskreiſen das Beltreben hervor, ſich 
bei der Regierung wieder als eine national zuverläjjige und 
im übrigen höchſt Harmloje Bartei in empfehlende Erinne- 
rung zu bringen. Die Brotagonilten Erzberger, Noeren ujw. 
haben den folideren Elementen, wie Spahn ujw. wieder 
den Vortritt einräumen müjjen. Nun hat inzwilhen Pius X. 
jeine neue Enzyklika erlajjen, die aufs neue allem modernen 
Geilt den Fehdehandſchuh Hinwirftt. In den Herzen jolder 
aufrihtigen Katholiten, die jich einen freieren Sinn bewahrt 
haben, werden dadurch ohne Zweifel ſchwere Gewiſſens— 
kämpfe verurjadt. Mander von ihnen wird nun wohl 
jeinen Bruch mit dem Papismus vollziehen. Wie wird 
all dies auf das Zentrum, die bisherige treue Leibgarde 
Sr. Heiligkeit, wirfen? Wird die neue Bewegung des 
nationalen Katholizismus Erfolg und Beitand haben? Wir 
vermögen Heute noch feine Antwort auf dieſe Fragen 
zu geben. 


3. Kapitel. 





regionale Gruppen. 


Mie in allen Staatsweien, zu deren Aufbau die Zer- 
trümmerung oder Annexion von anderen Staatsgebilden 
bzw. Landjtrihen hat beitragen müljen, finden jih auch im 
Deutjhen Reich in verhältnismäßig nicht unbedeutender 
Menge regionaliltiihe Wählergruppen, die glauben, ihre 
bejonderen Wünſche — feien dieſe ſtaatsrechtlicher, wirt- 
ſchaftlicher oder kultureller Art — bei keiner der großen 
politiſchen Parteien richtig gewahrt zu ſehen. Da ihre Ab— 
geordneten in den meiſten Fällen aber allein doch zu ſchwach 
an Zahl ſind, um im Reichstag ſich zur Geltung bringen 
zu können, jo ſchließen jie jid) meilt dem Zentrum ent- 
weder als Hojpitanten ar, oder treten zum mindejlten 
zu ihm in freundlihe Beziehungen. Die Unterftüßung oder 
. Duldung, die dieſe zum Teil reihsfeindliden Elemente bei 
ihm regelmäßig gefunden Haben, iſt einer der ſchwerſten 
Borwürfe, die gegen das Zentrum immer wieder erhoben 
werden. Die regionalen Gruppen kann man einteilen in 
Proteſtler und Partikulariſten. Die bedeutendite der pro- 
teſtleriſchen Gruppen ilt die polniihe Fraktion, die be- 
kanntlich die Teilung Bolens nicht als definitiv anerkennt. 


I. Die Brotelitler. 
a) Die Polen. 
Man wird als guter Deutjher das Vorhandenjein 
einer polniihen Partei im deutſchen Neichstage zwar unter 
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allen Umständen beflagen müjjen, aber es wird doch zuzu- 
geitehen jein, dab es für ein fremdes: Boll, das mit den 
Deutſchen weder Sprade nod) Abjtammung gemeinjam hat, 
und auf eine eigene, in früherer Zeit glänzende Geſchichte 
zurüdblidt, nur natürlid) und aud) ehrenhaft ilt, wenn es 
jeine Nationalität zu erhalten ſucht. Wir maden ja jelbit 
unjern deutſchen Landsleuten im Auslande mit Recht Vor— 
wäürfe daraus, daß jie in der Bewahrung ihres Volkstums 
allzu nadläjlig jind. Sp werden wir denn, ohne irgendwie 
der PBolenihwärmerei früherer Jahrzehnte auch nur ent- 
fernt nahe zu Tommen, anzueriennen haben, daß es etwas 
ganz Natürlies ijt, wenn ih das polnische Voliselement, 
joweit es zum Deutſchen Neid gehört, Abgeordnete feiner 
Junge und jeines Stammes erwählt. Da nun auf der 
anderen Geite aber die Intereſſen des Deutjhtums und 
feine jentimentalen Erwägungen für die Mahnahmen der 
Regierung bejtimmend jein müfjen, jo ergibt jid) eine Oppo— 
litionsjtellung der polnischen Abgeordneten von ſelbſt. Durch 
ihre Religion und die partilulariltiihen Neigungen des 
Zentrums, das aus Tirhliden Gründen das Polentum ſtets 
unterjtüßt hat, wird den Polen ihre Bundesgenojjenihaft 
mit den Ultramontanen bejonders leicht. Neuerdings [einen 
die Beziehungen ſich freilich etwas zu trüben, weil die Polen 
in alte Zentrumswahliteije einzubrechen beginnen. 

Ihren Beziehungen zum deutſchen Reichstag ent- 
Iprehend werden wir die Polenfrage jelbjt hier übrigens 
nicht berühren, jondern nur die Fraktion als jolde, jozu- 
lagen techniſch, Turz behandeln. 

Innerhalb der polniſchen Fraktion bejtehen zwei Rich— 
tungen — eine mehr ariltofratiiche, die Hofpartei, und eine 
demofratiihe, die Volkspartei. DVielleiht bildet jih auch 
noch einmal eine jozialdemokratiih-polniihe Gruppe. An— 
läge dazu ſind vorhanden. 
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Die Mahlerfolge der Polen jind in den letzten Legis- 
laturperioden koloſſal gewachſen, einesteils infolge der natür- 
lihen Vermehrung des polniihen Bolfes, andrerjeits aber 
auch als das Ergebnis der äußerſt energiſchen polniſchen 
Agitation. Bis 1898 bradten es die Polen niemals auf 
über 1/, Million Stimmen, während die Zahl ihrer Ab— 
geordneten zwiſchen 11 und 19 ſchwankte. 1903 wurden 
347784 polniſche Stimmen abgegeben und 16 Kandidaten 
durchgebracht. 1907 aber brachten es die Polen auf 453858 
Stimmen, womit fie 20 Mandate erbeuteten. 

Die ſtärkſten Kontingente zu dieſem tatſächlich bedrohlich 
erſcheinenden Ergebnis ſtellen die preußiſchen Provinzen: 
Poſen mit 193629 Stimmen und 11 Abgeordneten, 
Schleſien mit 115428 — 
Weſtpreußen mit 102390 — 504 

ferner 
Weſtfalen mit 19647 — —0 
Rheinprovinz mit 8767 ALLE, 

Bejonders auffällig erſcheint der polniſche Erfolg in 
Schleſien, wo 1903 nur 44175 polniſche Stimmen abgegeben 
wurden, die 2 Abgeordneten zum Siege verhalfen! — 

Ein einheitlihdes Programm hat die polniſche Fraktion 
nit aufgeltellt. Ihre Abjtimmungen erfolgen jtets ge— 
ſchloſſen, nachdem die Abgeordneten ſich erjt in einer Frak— 
tionsjigung geeinigt haben. Gegen den Fraktionsbeſchluß 
darf im Plenum fein polniſcher Abgeordneter jtimmen, 
höchſtens darf er ji) der Abjtimmung enthalten. 

Im großen und ganzen folgt die Neihstagsfraftion 
der Bolitif des Zentrums, ijt aljo agrariſch, Tonfejjionell, 
und fteht Ausnahmegejeßen aller Art grundſätzlich gegneriſch 
gegenüber. Was man Gutes und Schlehtes vom Zentrum 
jagen Tann, gilt aljo aud) von den Polen, allerdings mit 
dem für dieſe günftigen Unterjchiede, daß es fi) bei den 
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oft nicht über jeden Zweifel erhabenen Zentrumsabjtimmun- 
gen um Boten deutijher Männer handelt, während die 
Polen doch zum Deutſchtum in einem zeitweije recht ſcharfen 
Gegenjaß jtehen. | 

Die Einzelfragen der polniſchen Politik jind als preu— 
Bilde Angelegenheiten in diefem Zujammenhang, wie ge- 
ſagt, nicht zu erörtern. 

b) Die Dänen. 

Die Dänen, oder richtiger gejagt, der Däne, weil jeit 
1884 immer nur einer gewählt worden ilt (3. Zt. Redakteur 
Hanfjen aus Apenrade an Stelle des verjtorbenen Seljen), 
fönnen ji) nit ausjöhnen mit der Trennung Nord— 
\hleswigs von Dänemarf, und nehmen in diejer Frage einen 
oft noch extremeren Standpunkt ein als die Dänen in Däne- 
mark. Praktiſch juht der Reihstagsabgeordnete der däni— 
hen Bartei begreiflicherweije die Iofalen Intereſſen feines 
Wahlkreiſes zu fördern. Die Dänen bringen es auf etwa 
15000 Stimmen. 

c) Die Eljaß-Lothringer. 

Als es im Jahre 1871 jiher geworden war, daß die 
beiden dem Deutihen Reich vor 200 Jahren entrijjenen 
Provinzen ihm wieder zurüdgegeben würden, da war Die 
Bevölkerung mit dieſem Schritt Teineswegs einverjianden. 

Es iſt begreiflih, Da in zwei Jahrhunderten eine große 
Zahl Franzojen jih in den ſchönen Grenzlanden niederge- 
lafjen Hatte, daß ſich auch zahlreihe private Beziehungen 
zu Frankreich und jeinem Volke angejponnen hatten, dejjen 
perjönlihe Eigenſchaften — Liebenswürdigfeit und Höflid)- 
feit im Verkehr, Gewandtheit und Sntelligenz — ja jeden- 
falls geeignet jind, ſchnell Sympathien zu erweden. 

Nun datierte die erjte Befanntihaft mit den Deutſchen 
für die Eljaß-Lothringer aus der Kriegszeit. Bei aller 
Mannszuht und bei dem anerfannt muftergültigen Betragen 
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der deutſchen Soldaten iſt es doch immerhin für ein Land 
ein ſchweres Leid, wenn es gezwungen ijt, monatelang die 
Laſt von Einquartierungen und Durchmärſchen zu ertragen 
und wenigjtens mehrere Wochen lang der Schauplaf der ge— 
waltigjten Kämpfe zu fein, die bis dahin die Geſchichte kannte. 
Man Tann daher verjtehen, dak die Deutichen nicht gleich 
über alles geliebt wurden. Indeſſen war jic) die Bevölkerung 
darüber nicht einig, was fie nun eigentlid) pojitiv wollte. 
Franzöſiſch zu bleiben, war nur der Wunſch eines Teils, 
namentlid) der Lothringer. Bedingungslos deutſch werden 
pabte nod) weit wenigern. Der Hauptteil des Volkes hätte 
wohl am liebiten die Wiederheritellung der früheren jtaat- 
lien Selbjtändigfeit gejehen, wenn aud) allenfalls als mög- 
lichſt loſe mit dem Deutſchen Neid) vereintes Bundesglied. 
Das war natürlid) ſofort nad) der Annexion ganz unmöglid), 
rüdte aber mit zunehmender Berdeutihung der beiden Länder 
immer mehr in den Bereid) der Möglichkeit. Auch) in Deutſch— 
land hat es an ganz abjtrujen Ideen einer Selbjtändig- 
madung Eljaß-Lothringens nicht gefehlt, jo 3. B. unter einer 
Dynajtie Bismard! Eher wäre eine hohenzollernſche Se— 
fundogenitur denfbar. Dem Recht und der Billigleit würde 
es freilich entjprehen, wenn man u. a. der alten freien 
Reichsſtadt Straßburg, die ji) in den 36 Jahren doch ſchon 
recht gut wieder als deutſche Stadt eingelebt hat, ihre Reichs— 
unmittelbarfeit wiedergäbe. 

Die autonomiſtiſche Partei, zu der ſich die Abgeord— 
neten Eljaß-Lothringens in der erſten Legislaturperiode ver- 
einigten, war nur eine ziemlich Ioje Verbindung. Als ihr 
Hauptziel, die Aufhebung des Dikltaturparagraphen 1902 
erreiht wurde, löſte jie jih auf. An ihre Stelle trat: 
a)die Liberale Eljak-Lothringiihe Landespartei, 
die im allgemeinen auf dem Boden der heutigen Berhält- 
nilje jteht, eine im großen und ganzen liberale Politik ver- 
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folgen und dabei in gewiß berechtigter Weiſe, die wirtſchaft— 
lichen Sonderinterefjen ihrer Wahlfreije zu vertreten ſuchen 
wird. 


Programm vom 17. Mai 1903. 


Es wird erjtrebt: 1. Die Ausbildung der SInititutionen der 
Reichs- und Landesverfajjung und Gefeggebung auf der Grund: 
lage der bejtehenden Geſellſchaftsordnung im Sinne einer gefunden 
freiheitlihen Entwidlung und unter [harfer Abwehr aller rüd- 
Hrittlihen und umſtürzleriſchen Beſtrebungen. 2. Die völlige 
politiihe Gleichſtellung Elfaß-Lothringens mit den Bundesjtaaten 
und Die Befeitigung aller in Elſaß-Lothringen bejtehenden Aus— 
nahmegejege, insbejondere auf dem Gebiet des Preß-, Vereins- 
und Berjammlungsredts. 3. Die Umgeltaltung des Landesaus- 
ſchuſſes in einen Landtag und Die zeitgemäße Umbildung der 
für die Zufammenfegung und Wahl des Bundesausſchuſſes gel- 
tenden gejegliden Bejtimmungen. 4. Friedliches Zuſammenwirken 
aller Konfejjionen unter Anerfennung ihrer völligen Gleichbered)- 
tigung, unter Ausihluß der Yörderung einjeitiger Tonfejlioneller 
Beitrebungen zu politiihen Zweden und unter ungejhmälerter Auf- 
rechterhaltung der Rechte des Staates auf dem Gebiet des Unter- 
richtsweſens. Kräftige Hebung des Schulwejens. 5. Weiterer Aus— 
bau und Bereinfahung der jozialen Gejeggebung zuguniten des 
Arbeiterftandes. 6. Eine wirtſchaftliche Geſetzgebung, welde Die 
Hilfsquellen des Landes hebt, den Mittelftand, insbejondere Die 
Landwirtihaft, das Handwerk und das Gewerbe jhüßt und eine 
einfeitige Bevorzugung einzelner Berufsklaſſen ausſchließt. 


Auf einem weniger deutjhfreundliden Standpunkt 
ltehen Die Der 


8) Elſäßiſch-Lothringiſchen Sentrumspartei® 


zugehörigen Abgeordneten der Richtung, Die ihre be- 
fannteften und wohl auch extremften Vertreter in den 
Geiltliden Wetterl& und Delfor findet. Dieje Gruppe 
\Hliept fih, wie ihr Name jagt, im Reichstag eng an das 
Zentrum an. Beide Rihtungen zuſammen, bringen es auf 
etwa 100000 Wahljtimmen und (1907) auf 8 Mandate. 
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II. Die Bartilularijten. 
a) Die deutſchen Redtsparteiler. 


Sind die Proteſtler, mit Ausnahme der nicht zu unter 
Ihäßenden Polen, entweder an ji) harmlos oder infolge 
ihrer Machtloſigkeit wenigjtens unſchädlich, Jo jind die Par— 
tilularijten eigentlich nur noch hiſtoriſch interejjant. Sie 
ſind im Reichstage vertreten durch je einen hannoverſchen 
Welfen (Götz v. Olenhuſen, der ſich dem Zentrum, trotz 
ſeines proteſtantiſchen Glaubens, als Hoſpitant angeſchloſſen 
hat) und einen braunſchweigiſchen Welfen (Herrn v. Damm), 
der der wirtſchaftlichen Vereinigung beigetreten, alſo als 
Partikulariſt eigentlich gar nicht mehr zu zählen iſt. Außer— 
dem gibt es eine Heſſiſche und eine Mecklenburgiſche Rechts— 
partei, die bei den letzten Wahlen die impoſanten Wähler— 
maſſen von 1082 bzw. 168 Stimmen auf die Beine ge— 
bracht haben, und eine Braunſchweigiſche Rechtspartei, die 
immerhin 4876 Stimmen aufbrachte. Der Kurioſität wegen 
bleibe nicht unerwähnt, daß es auch eine Hamburgiſche 
Rechtspartei gibt. All dieſe Richtungen haben ſich im Jahre 
1892 auf folgendes Programm geeinigt, das jedenfalls den 
Rekord an politiſcher Rückſtändigkeit unter allen deutſchen 
Parteiprogrammen hält. Es wird nicht viele Juriſten und 
Hiſtoriker im deutſchen Vaterlande geben, die die darin 
aufgeſtellten Begriffe von Recht und geſchichtlicher Ent— 
wicklung unterſchreiben möchten! Am meiſten verſtändlich 
erſcheint noch das Streben der Braunſchweigiſchen Welfen 
nach der Sukzeſſion der welfiſchen Dynaſtie, aber auch die 
Hannoverſche und Heſſiſche Rechtspartei können ſich formell 
immerhin auf frühere hiſtoriſche Zuſtände berufen. Was 
aber die Mecklenburgiſche und gar Hamburgiſche „Rechts— 
partei“ eigentlich wollen, deren Heimat doch niemand etwas 
zu leide getan hat, iſt einfach unbegreiflich! 
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Grundjäße der deutſchen Redtspartei. 


Das Bedürfnis des Zuſammenſchluſſes aller derjenigen, welde 
Gottes Wort und die aus demjelben ſich ergebenden unverrüdbaren 
Grundjäße des Rechtes als ein unbedingtes Gebot für alles menjd)- 
lihe Tun und Lajjen, in jeder Lage und auf jedem Gebiete des 
öffentlihen und privaten Lebens, insbejondere aud) für die Staats- 
leitung, anerkennen, hat zunädjt eine Anzahl von Freunden des 
Rechtes veranlaßt, ji) über folgende Programmpunfte zu einigen, 
in der Hoffnung, daß um diejes Bundeszeichen ſich alle aufrichtigen 
Befenner des Rechtes ſammeln werden. Allen diejen, jei es, daß 
diejelben ſchon einer organilierten Rechtspartei angehören, ſei es, 
daß ſie einer Jolden ji) anzujhließen bisher Bedenken trugen oder 
feine Gelegenheit hatten — joll in den folgenden Säßen eine Grund- 
lage geboten werden zur Sammlung in dem gemeinfamen Kampf 
gegen die Revolution. 

Als Revolution iſt zu befämpfen jede Auflehnung gegen den 
geoffenbarten Willen Gottes, jeder Berfud, das Recht zu 
breden oder zu beugen, — ſei es das Recht des Einzelnen, 
der Yamilie, des Volkes, der Kirhe oder des Thrones, einerlei, 
weldher Waffen oder Zwecke jie ji) bedient, kommen jie von oben, 
als legalijierte Gewalt mit einem wohlorganilierten Heere, be— 
ziehungsweije mit ſtaatsmänniſcher Kunjt die Gejeßgebung hand- 
habend, oder von unten als rohe Gewalt an die Leidenjchaft der 
Maſſen appellierend. 

Niemals kann aud der idealjte Zwed die Revolution, das 
willfürlihe Eingreifen menjhlider Überhebung in Gottes Welt- 
ordnung rechtfertigen, und auch der ſcheinbar glänzendite Erfolg 
Tann und darf über die Jittlihe Verwerflichteit der mit Begeijterung 
begrüßten Schöpfung und ihre unheilvolle Wirkung nit täufchen. 

Aus dieſer prinzipiellen Stellung ergiebt ji) für jeden Freund 
und Beienner des NRedtes die Rihtjehnur feines Verhaltens in 
allen politiiden, kirchlichen und ſozialen Fragen, wie fie ſich in den 
folgenden Sätzen kurz zuſammenfaſſen Tajjen. 

J. Eine gedeihliche Entwicklung deutſcher Macht und Kultur 
iſt nur möglich auf den durch die Geſchichte des deutſchen Volkes 
vorgezeichneten Wegen. Allein in der freien Bewegung der ein— 
zelnen Volksſtämme auf dem Gebiete der Kultur und inneren Ent— 
wicklung, unter kräftiger Zuſammenfaſſung der Macht nach außen, 
iſt die Grundbedingung für das Wachſen und Gedeihen des einzelnen 
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Stammes und damit der ganzen Nation gegeben. Die Zentrali- 
Jation und Uniformierung,; die mehr und mehr fortjchreitende 
Tilgung aller individuellen Gelbitändigfeit führt aud) Deutfchland 
dem Abgrund entgegen, welhem noch fein Kulturvolf auf diefem 
Wege entgangen it. — Deutihland muß allen deutfchen Stämmen 
und Ländern ein gemeinlames Baterland jein. Der Ausſchluß 
einzelner Teile Tann dur‘) ein Bündnis mit fremden Staaten und 
Nationen nit erfegt werden. — Ebenjowenig darf die Vernichtung 
einzelner jelbjtändiger Glieder Gejamtdeutjchlands zuguniten anderer 
ungejühnt bleiben, wenn nicht immer neue NRedtsbrühe erwachſen 
lollen. Jedes Beharren auf ſolchem Wege bringt Deutſchland dem 
Cäjarismus und ſodann der Republif in demjelben Make näher, 
als es das geihihtlihe Recht der einzelnen deutjhen Fürſten und 
Länder entwertet und herabdrüdt. 

Zur Belämpfung diejer Gefahr bietet die heutige Reid)s- 
verfajjung eine Grundlage, injoweit fie, die Wurzel deutſchen Lebens 
rihtig erfennend, davon ausgeht, daB die Geſamtheit der Einzel- 
Itaaten, deren Beitand und Redte ſie nad) innen und außen gegen 
jeden Angriff und Schmälerung ſchützen und ſichern ſoll, die 
Trägerin der deutſchen Reichsgewalt ijt und den Einzeljtaaten ein 
gewilles Maß von Freiheit in der eigenen Ordnung ihrer eigenen 
Angelegenheiten beläßt. 

II. Die KHriltlide Kirche ijt berufen, aud) dem Staate gegen- 
über ihres Amtes als Warnerin und Bußpredigerin zu walten, wo 
die Bahnen der Revolution beſchritten werden. Diefe Aufgabe 
kann die Kirche nicht erfüllen, wenn jie in Abhängigkeit vom Staat 
erhalten und deſſen politiihen Zweden dienjtbar gemadt wird. — 
Die Hriltlide Kirche jeder Konfejlion der Sammlung und Gelb- 
tändigfeit ihrer gläubigen Elemente zum Kampf gegen Gleid)- 
gültigfeit und Feindſchaft wider Gottes Gebote. 

Ill. Wie auf politiihdem und kirchlichem, fo it auch auf 
ſozialem Gebiete eine Heilung der aus der Revolution entipringen- 
den Schäden nit anders als auf dem Wege einer Umkehr zu 
Gottes Gebot und Redhtsordnung zu erhoffen. Allein die auf der 
Heiligkeit der Ehe beruhende Familie vermag die Grundlage zu 
bilden für den Auf- und Ausbau der menjhliden Gejellihaft. In 
der Pflege der Hriltlihen Familie und des von dieſer unzertrenn- 
lichen Heimatjinns und Heimatredts ijt eine Hauptwaffe im Kampf 
gegen die Revolution zu erbliden. Alle Verſuche, die Schäden der 
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Zeit ohne Berlajjen des Weges, deſſen Betreten fie zur Folge 
gehabt hat, zu Heilen, ſind ausjihtslos, mögen fie auch an ſich 
»ohlgemeint und der Förderung wert Jein. 


Wenn im „Ratgeber für die Konjervativen im Deut- 
Ihen Reich“ (S. 42) angedeutet wird, die Tonjervative Partei 
ſei nit reaftionär, wohl aber ftellten die Deutſchen Rechts— 
varteien realtionäre Yorderungen auf, jo zeigt dieſe Be— 
merkung, daß die krankhafte Überfpannung des Legitimitäts- 
prinzips, das die Deutſchen Rechtsparteien auszeichnet, jelbit 
den Konjervativen auf die Nerven fällt. Es gehört aud) ge- 
wiß viel dazu, im 20. Jahrhundert mit einem ſolchen Pro— 
gramm vor deutſche NReichstagswähler zu treten. 


Mir laffen aud das Programm der deutjh-hannon. 
Rechtspartei folgen. 


Grundjäße der deutſch-hannoverſchen Redtspartei. 


I. Das Recht, wie dasjelbe Gottes Gefeg und Ordnung ent- 
Ipriht (gehn Gebote), Hat als höchſte Richtſchnur für das öffentliche 
Leben zu gelten. Das Recht it wieder herzuftellen, wo es gebroden 
wurde: demgemäß Aufhebung der Anneltionen auf friedlichen, 
rehtmäßigem Wege, infonderheit Wiederheritellung Hannovers 
unter jeinem angejtammten Königshaufe im Rahmen des Deutſchen 
Reiches, ebenjo Abänderung aller Geſetze, die diefem Grundjaße 
nit entſprechen, 3.8. Zivilftands-Gefekgebung. 

II. %öderative Ordnungen in Reid) und Staat. Wiederver- 
einigung mit Ofterreih durch ſtaats- und bundesrechtlichen Vertrag 
in politiſcher und wirtſchaftlicher Hinſicht. 

Ill. Freie Selbſtverwaltung in Staat, Landſchaft und Ge— 
meinde, ſowie in der Kirche unter Schutz der Obrigkeit. 

IV. Aufbau der Gefellfhaft auf berufsftändifcher Grundlage, 
freie berufsitändiihe Ordnungen unter Schuß der Obrigfeit. 

Dementſprechend fieht die deutſch-hannoverſche Partei als 
vornehmjte und Hauptpfliht der Obrigkeit die Handhabung und 
den Schuß des Rechtes nad) außen und im Innern an. Gie be- 
kämpft die Staatsgewalt auf kirchlichem, politiſchem und wirtſchaft— 
lihem Gebiet, den Zentralismus und Bureaufratismus, fie ver- 
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urteilt den Staatsiozialismus, in dem fie nur eine andere Yorm 
des demofratifhen Sozialismus erblidt. 

Auch auf wirtjhaftlihem Gebiet bildet das Recht die 
Schranke, im übrigen erjtrebt fie Regelung nad) praktiſchen Bedürf- 
niſſen für alle Erwerbsftände. Ihr Wahlſpruch Tautet: „Für 
Wahrheit, Freiheit und Recht!“ 


b) Die übrigen NRegionalijten. 


In gewillem Sinne hierher gehören nod Die 
ce) Litauer, 

die in Memel-Heydelrug und im Reg.Bez. Gumbinnen 
Kandidaten aufzuftellen pflegen, von denen fie auch ſchon 
einmal einen durhgebradht haben. Der Herr hat damals 
im Reichstage eine durchaus patriotiſche Politik verfolgt. 
Im Jahre 1907 ſind 4221 litauiſche Stimmen abgegeben. 
pP) Ebenfo gibt es eine Maſuriſche Volkspartei, 
die zuweilen Kandidaten aufitellte. 

Ferner ſei nod) 

y) des Bayriſchen Bauernbundes 

gedadjt, der eine nicht unbedeutende politiihe Macht in 
Bayern darſtellt. Seine Abgeordneten jtehen wirtihaftlic) 
auf dem Boden des Bundes der Landwirte und gehören 
der Wirtihaftlihen Vereinigung an. In manden Wahl- 
treifen bildet der Bayriihe Bauernbund ein Gegengewicht 
gegen das Zentrum, jo da ihm aud) liberale Unterjtügung 
zufällt. &s wurden für ihn abgegeben 1907—76107 Stim- 
men (1903—11375). 

Endlich muß der Bollitändigfeit wegen noch 

0) der bayrifhe Partifularismus 

erwähnt werden, der heute ohne aktuelles Intereſſe ijt, 
immerhin aber früher in dem befannten Doktor Sigl, Her: 
ausgeber vom „Bayriſchen Vaterland‘, einen Reichstags 
verfreter bejah, der an gehäjligen Angriffen gegen das 
Deutſche Reich Enormes geleijtet hat. 


Grotemwold, Die Parteien des Deutfchen Reichdtages. 22 
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Schlußwort. 

Mit dieſer unerfreulichen Erſcheinung aus dem deut— 
ſchen Parteileben, die glücklicherweiſe durchaus vereinzelt 
daſteht, ſollen unſere Ausführungen indeſſen nicht abge— 
ſchloſſen werden. Es ſei vielmehr feſtgeſtellt, daß der deutſche 
Staatsgedanke und die Achtung vor den verfaſſungsmäßigen 
Rechten des deutſchen Bürgers doch im großen und ganzen 
eine gewaltige werbende Kraft beſeſſen haben, ſo daß heute 
nur noch die allerextremſten Elemente ihnen die Anerkennung 
verſagen. Mögen aber die vorſtehenden Zeilen dazu bei— 
tragen, daß alle deutſchen Parteien, denen es auf ihre Weiſe 
ernſt iſt um das Wohl unſeres Vaterlandes, ſich mehr und 
mehr verſtehen lernen, damit ſie, wo es ihre Überzeugung 
verlangt, ſich nur mit ritterlichen Waffen, und ohne per— 
ſönliche Schärfe, bekämpfen, aber auch lernen, rückhaltlos 
da zuſammen zu gehen, wo es das Gemeinwohl erfordert! 

Das Vaterland über die Partei! 
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In unferem Berlage beginnt zu ericheinen: 


Die Politik 
des Deutſchen Reiches 
in Einzeldarſtellungen 


Herausgegeben von 


Chr. Grotewold 


Die Reichsſtagswahlen des Jahres 1907 Haben durch 
ihre, frühere Fahre weit überfteigende, Wahlbeteiligung 
gezeigt, daß das politiihe Intereſſe im deutſchen Bolt im 
Zunehmen begriffen ijt. Dieje Erſcheinung iſt an ih hoch 
erfreulih, nur muß fie mit einer gleichzeitigen Zunahme 
des politiſchen Verjtändnifjes, der Kenntnis politiiher Dinge 
im Volke Hand in Hand gehen. Daran hapert es aber leider 
noch gar fehr, denn die Literatur, aus der der deutſche Reichs— 
tagswähler feine politiihen Kenntniſſe zu ſchöpfen pflegt, 
it für gewöhnlid) entweder ein PBarteiblatt, das alle Verhält- 
nilje unter einem bejtimmten Geſichtswinkel fteht und wieder- 
gibt, oder fie beiteht gar ausſchließlich aus kleinen Lokal— 
blättern, die nur ungenügend zu informieren imjtande find. 


Die Zahl der Deutſchen, die die Politit ihres Vater- 
landes wirflid) jo gründlich Tennen, wie es die Pfliht von 
Männern ijt, die durch das allgemeine Wahlrecht berufen 
find, an der Gejtaltung jener Politik ihren Anteil auszu— 
üben, ijt jehr Fein — jedenfalls Tleiner als die ent|prechende 
Zahl für andere Kulturftaaten ausfallen würde — ſo 
namentlid in den Vereinigten Staaten von Nordamerila, 
in England, in Frankreich ujw. 

Es fehlt nun zwar in Deutjhland nit an Büchern, 
die jih auf irgendweldhe politiihen Dinge beziehen. Sie 
ind aber wenig ins Publikum gedrungen, haben aud), 
wie die Tatjachen zeigen, ihren Zwed nur unvolllommen 
erreicht, vielleicht weil die guten zu teuer, und die jchlechten 
nicht brauchbar waren. Im Allgemeinen iſt indejjen ab- 
gejehen von dem Gebiet der populären Darjtellung und 
Kommentierung der neuen NReichsgejeggebung, unjere po- 
Itiihe Literatur, ſoweit es ſich nicht um rein fachwiljen- 
\haftlihde Werke handelt, durchaus arm. 


Es fehlt völlig an zulammenfaljenden Bearbeitungen 
der einzelnen politiihen Materien, aus denen allein politijche 
Kenntnis geſchöpft werden Tann — falls jie berufenen Federn 
entjtammen. Und bier will die Sammlung: 


Die Politik des Deutihen Reiches 
in Einzeldaritellungen 


eingreifen. 


Band I 


Die Parteien des 
deutſchen Reichstages 


Chr. Grotewold 
Preis M. 5.—, eleg. geb. M. 6.— 


Der Berfaller ſucht die Geſchichte der Parteien des deutſchen 
Reihstages, ihre Prinzipien und Programme in furzen Zügen, unter 
Beijeitelajjung alles Uberflüfligen, vom Standpunft des unbefangenen 
Beobadters, frei von engherzigem Parteifanatismus zu erläutern. 
Dabei hat er Jid) von dem Wunſch leiten lajjen, auch) kleinere Parteien, 
iofern ihr Programm befonders interefjante Gedanken enthält, ausführ- 
lich zu behandeln. 


Band I 


Die Geſchichte und Ziele 
derdeutſch en Sozialpolitif 


Martin Wenck 
Preis M. 4.— eleg. geb. M. 5.— 


In dieſem Bud b ehandelt der als eiftiger Sozialpolitifer be- 
tannte Autor in anſchaulicher klarer Weiſe die hiſtoriſche Entwidelung 
* en Sozialpolitik von ihren Anfängen bis auf den heutigen 

Di Schluß werden die durch umjere fozialpolitiihe Gejeh- 
gehing nod zu löjenden Aufgaben erläutert. Bejonders eingehend 
— ſich der Verfaſſer mit der Stellung Bismarcks zur Sozial- 
politik und der Frage, inwieweit dieſe zu ſeiner Entlaſſung beigetragen 
hat. Eine eingehende —— erfährt ſelbſtverſtändlich auch Graf 
Poſadowsky und ſeine Wirkſamkeit. 


Band MI 


Die Gewerbepolitif 


von 


Bruno Volger 
Preis M. 5.—, eleg. geb. M. 6.— 


Das Wert enthält eine vollitändige auf vieles Quellenmaterial 
gejtüßte Darjtellung der Gewerbegejeggebung und ihrer Gejdhichte, 
\owie der dabei in Frage Tommenden Grundjäße und Anſchauungen. 

Der Berfafjer führt mit großer Gründlichkeit zu allen von ihm 
behandelte gewerbepolitiihen Fragen die Urteile der berufeniten 
Sadjveritändigen an, wodurch dem Leſer ermöglicht wird, aus pro et 
contra ji) eine eigene Anjhauung zu bilden. Das Bud) jelbit ſteht 
auf dem Standpunft, daß dem Handwerk nur aus ji) jelbjt heraus 
in wirklich erfolgverheißender Weije geholfen werden Tann, und gibt 
Fingerzeige dafür, die es aud) praftijc wertvoll maden. Aus feinem 
reihen Inhalt jei nur folgendes hervorgehoben: Befähigungsnahweis, 
Kampf gegen Warenhäujer und SKonjumvereine, Genojjenihaften, 
Submiſſionsweſen, gewerblidhes Bildungswejen ujw. 

Den Schluß bildet ein Uberblid über den gegenwärtigen Stand 
der deutſchen Gewerbe-Geſetzgebung. 


Band IV 


Deutſchland als Seemacht 


ſowie Betrachtungen marinepolitiſchen Inhalts 


Vizeadmiral z. D. Valois 
Preis M. 4.—, eleg. geb. M. 5.— 


Eine Datſtellung der allgemeinen politiſchen Grundlagen unſeres 
Marineweſens und feiner Entwickelung hat bislang durchaus gefehlt. 
Hier wird fie aus autoritativer Feder gegeben. Nad) einem hiltorijchen 
Rüdblid nimmt der Verfaſſer Stellung zu den ragen der Unterjee- 
boote und des Küſtenſchutzes, berührt auch die Zoloniale Kriegführung 
für den Fall gleichzeitiger europäiſcher Verwidelungen. Yerner ent- 
hält das inhaltreihe Werichen Betrachtungen über Seekriegsrecht, über 
die Monxroedoktrin, über die Lehren des ruffiih-japanifhen Krieges uſw. 
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